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Editorial: Wissen und Eigentum im digitalen Zeitalter 


In dem Maße, in dem sich der Kapita- 
lismus in der Neuzeit als herrschende 
Produktionsweise durchsetzte, löste er 
die vielfältigen, in unterschiedliche sozia- 
le Kontexte eingebundenen Besitz- und 
Nutzungsverhältnisse in eindeutige pri- 
vate oder öffentliche Eigentumsverhält- 
nisse auf. Dieser Prozess erfasste zu- 
nächst materielle Dinge, Boden sowie 
die individuelle Arbeitskraft. Der heute 
ganz selbstverständliche Eigentumsan- 
spruch auf Gedanken, Ideen, Informati- 
onen aller Art, das Recht auf „geistiges 
Eigentum“, setzte sich jedoch erst relativ 
spät durch. Damit war der Kapitalver- 
wertung einerseits ein neues Feld eröff- 
net, andererseits aber auch Schranken 
auferlegt, indem „Wissen“ keine frei ver- 
fügbare Ressource mehr darstellte. 

Die Institution des geistigen Eigentums, 
differenziert in verschiedene Rechtsinstru- 
mente wie das Urheberrecht, das Patent- 
wesen, den Markenschutz etc., gibt den 
Wissensproduzenten oder ihren Verwaltern 
das Mittel in die Hand, geistige Schöp- 
fungen handel- und vermarktbar zu ma- 
chen, wobei die exklusiven Eigentumsti- 
tel nur den zahlungsfähigen Individuen 
Zugang zum Wissen eröffnen, während 
die nicht-zahlungsfähigen in der Regel 
vom Zugang ausgeschlossen werden. Be- 
reits bei Bildung und Ausbildung erweist 
sich dieser Ausschluss aber als dysfunk- 
tional für die kapitalistische Produkti- 
onsweise. Hier obliegt es dem Staat, die 
radikalen Ausschlussmechanismen des ka- 
pitalistischen Privateigentums zu kompen- 
sieren. Das staatliche Bildungssystem ist 
(oder eher: war) Mittel dieses Ansinnens. 


Der staatlich alimentierte Zugang der 
Menschen zu Wissen wird in historisch 
wechselndem Ausmaß für nötig gehalten 
- moralische Universalwerte („Bildung 
ist ein Menschenrecht“) spielen dabei 
eine allenfalls untergeordnete Rolle. 

Die Widersprüchlichkeit der Exklusivität 
des Wissens - einerseits ist das privatei- 
gentümliche Wissen Mittel der Kapital- 
verwertung, andererseits eine seiner Gren- 
zen - ist aber nicht nur für das Ausbil- 
dungssystem von entscheidender Bedeu- 
tung, sondern auch für die Verwertungs- 
strategien der einzelnen Kapitale, was in 
früheren Jahrzehnten bereits im Streit 
um die Dauer von Patentrechten deut- 
lich wurde. Dieses grundsätzliche Prob- 
lem hat durch die neuesten technischen 
Entwicklungen eine dramatische Zuspit- 
zung erfahren. Digitalisierung der Infor- 
mation und Internet ermöglichen heute 
eine praktisch kostenlose und von jeder- 
mann zu bewerkstelligende Vervielfälti- 
gung und weltweite Distribution von 
„Wissen“ - worin Texte, Bilder, Musik 
und Algorithmen jeder Art eingeschlos- 
sen sind. Das Privateigentum an Wissens- 
produkten scheint sich aus technischen 
Gründen kaum noch aufrecht erhalten 
zu lassen. Gleichzeitig nimmt der Anteil 
an Wissensprodukten gegenüber mate- 
riellen Produkten im gegenwärtigen Ka- 
pitalismus aber beständig zu. Wissen 
wird zum einen verstärkt zum hoff 
nungsbeladenen Vehikel der Mehrwert- 
produktion und seine Sicherung als Pri- 
vateigentum aus Sicht der entsprechen- 
den Akteure daher notwendigerweise 
immer umfassender und _ restriktiver. 
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Zum anderen ist diese Sicherung aber 
nicht nur zunehmend schwieriger durch- 
setzbar, sie kann auch als Hemmnis der 
Kapitalverwertung (etwa aufgrund stei- 
gender Transaktionskosten) oder weiterer 
Produktivkraftentwicklung in Erschei- 
nung treten. 

Der Privateigentumscharakter von Wis- 
sen gilt in dieser Situation nicht mehr 
unbedingt als selbstverständlich, er wird 
zu einem gesellschaftlich umkämpften 
Verhältnis. Die Vertreter einer Verschär- 
fung des traditionellen „Copyright“ tref- 
fen auf den erbitterten Widerstand der 
Verfechter des „Copyleft“. Dass diese 
beiden sich scheinbar diametral gegen- 
über stehenden Positionen mehr ge- 
meinsam haben als sie wissen, wird von 
Sabine Nuss in ihrem Beitrag gezeigt: 
Letzten Endes gründen beide Auffassun- 
gen - so die These - in derselben bürger- 
lichen Eigentumskonzeption. 

Eines der bekanntesten Beispiele für neue 
Produktions- und Eigentumsformen, die 
auf den neuen Möglichkeiten des Inter- 
net gründen, ist die Freie Software mit 
dem Betriebssystem Linux als Vorzeige- 
modell. Bei Freier Software werden die 
Produkte unter Verzicht auf Privateigen- 
tum am zugrundeliegenden Wissen (dem 
Quellcode des Programms) weltweit, ko- 
operativ, meistenteils unbezahlt und via 
Internet koordiniert hergestellt. Inzwi- 
schen ist Freie Software über die inter- 
nen Kreise der Computerspezialisten hin- 
aus bekannt geworden und dient zum 
einen als Projektionsfläche für alternative 
Gesellschaftsentwürfe. Zum anderen ist 
inzwischen auch die Industrie aufmerk- 
sam geworden und engagiert sich für den 
Einsatz und die Entwicklung von Freier 
Software. Warum das so ist, untersucht 
Werner Winzerling. Unterschiedliche Re- 
aktionsweisen auf die Digitalisierung des 
Wissens werden von Rainer Kuhlen ana- 
lysiert. Er stellt der „Napsterisierung“ (in 
Anlehnung an die Musiktauschbörse 
Napster) die „Venterisierung“ (in Anleh- 
nung an Craig Venter, Gründer der Fir- 
ma Celera Genomics, die maßgeblich an 


der Entschlüsselung des menschlichen 
Genoms beteiligt war) gegenüber. 

Dass der Kapitalismus nicht grundsätz- 
lich in Frage gestellt wird, wenn Teile der 
Produktionsmittel oder -ergebnisse frei 
von exklusiver Verfügungsgewalt bleiben, 
wird nicht nur bei der Integration Freier 
Software in kapitalistische Verwertungs- 
zusammenhänge deutlich. Bezüglich des 
Patentwesens gibt es auch innerhalb der 
herrschenden ökonomischen Theorien 
zunehmend dezidierte Kritik an der 
Monopolisierung von Wissen, wonach 
Patente entgegen landläufiger Meinung 
innovationshemmend seien. Über „kapi- 
talistische Eigentumskritik im Patentwe- 
sen“ schreibt Boris Gröndahl. 
Verwertung ist nie auf den nur nationa- 
len Rahmen beschränkt gewesen, dies gilt 
auch für „Wissensprodukte“. Vorausset- 
zung dafür ist aber die Durchsetzung und 
Standardisierung eigentumssichernder 
Institutionen, was für geistiges Eigentum 
insbesondere im Rahmen der WTO mit 
dem Abkommen über TRIPS (Trade Re- 
lated Aspects of Intellectual Property 
Rights) angestrebt wird. Dass die Siche- 
rung geistigen Eigentums auf der einen 
(nördlichen) Seite der Welt zugleich 
Enteignung auf der anderen (südlichen) 
Seite bedeutet, dass damit der Nord-Süd 
Konflikt nochmals verschärft wird, zeigt 
der Beitrag von Michael Frein. 

Mit der historischen Herausbildung von 
geistigen Eigentumsrechten beschäftigt 
sich Jeanette Hofmann. Sie zeigt auf, 
dass es nicht nur spezifische Verwer- 
tungsinteressen waren, sondern auch ein 
bestimmtes bürgerlich-individualistisches 
Menschenbild, das im Geniekult des 18. 
Jahrhunderts kulminierte, welche die uns 
heute so vertraute Institution des geisti- 
gen Eigentums hervorbrachten. 
Außerhalb des Schwerpunkts beschäftigt 
sich Susanne Hildebrandt mit der Priva- 
tisierung des Gemeindelandes in Mexi- 
ko, die verstärkt in den 90er Jahren ein- 
setzte und dort noch für erhebliche so- 
ziale Konflikte sorgen dürfte. 


PROKLA-Redaktion und Verlag Westfälisches Dampfboot 


Die PROKLA-Umfrage 


Dem Heft 123 der PROKLA lag ein 
kleiner Fragebogen bei, mit dem wir et- 
was genauer herausfinden wollten, wel- 
che Themen für unsere LeserInnen inte- 
ressant sind, welche Themen sie in der 
PROKLA vermissen und Ähnliches. Die 
Auswertung dieser Umfrage wollen wir 
unseren LeserInnen nicht vorenthalten. 
Beteiligt haben sich insgesamt 92 Perso- 
nen, darunter leider nur 6 (sechs) Frau- 
en! Von den Antwortenden beziehen 76 
die PROKLA direkt im Abonnement. 
Beim Verkauf der PROKLA machen die 
Abonnements allerdings nur die Hälfte 
aus. Angesichts des relativ bescheidenen 
Rücklaufs und des Überwiegens der A- 
bonennten können die Ergebnisse der 
Befragung nur bedingt als repräsentativ 
gelten. 

Die Personen, die geantwortet haben, 
können mit aller Vorsicht als „Stammle- 
serInnen“ bezeichnet werden. Gut 57% 
haben ihr Abonnement bereits vor 1990 
aufgenommen. Dem entspricht, dass 
65% der Antwortenden älter als 40 Jahre 
sind. Die große Mehrheit ist Vollzeit be- 
rufstätig, nur 13% befinden sich noch 
im Studium. Gut 60% arbeiten in dem 
Bereichen Hochschule und Wissenschaft, 
gefolgt von der Privatwirtschaft, dem 
Bildungssektor und Gewerkschaften, Par- 
teien und Vereinigungen mit Anteilen 
zwischen 12 und 16%. Die Mehrheit der 
Antwortenden, 58%, hat Politikwissen- 


schaft, Soziologie oder Geschichte stu- 
diert, ca. 33% Volks- oder Betriebswirt- 
schaftslehre, 14% Mathematik oder Na- 
turwissenschaften, 13% Philosophie oder 
Geisteswissenschaften. Bei diesen Anga- 
ben ist zu beachten, dass sich einzelne 
Personen verschiedenen Bereichen 
gleichzeitig zugeordnet haben. 

Die LeserInnen der PROKLA, die auf die 
Umfrage geantwortet haben, einigt ihr 
Interesse an Fragen der Politischen Ö- 
konomie und ihrer Kritik (94%), an Ge- 
sellschaftstheorie (79%) und zu immer- 
hin 75% an der Weiterentwicklung der 
Marxschen Theorie. Das Interesse an der 
Marxschen Theorie ist bei jüngeren Le- 
serInnen bzw. AbonnentInnen, deren 
Abonnement erst in den letzten zehn 
Jahren begann, noch deutlicher ausge- 
prägt als in der Gesamtheit der Leser- 
schaft. Ebenso großes gemeinsames Inte- 
resse besteht an Fragen der Globalisie- 
rung (82%), denen die PROKLA in den 
letzten Jahren viele Hefte gewidmet hat. 
Die übrigen in der Umfrage angespro- 
chenen Interessengebiete wurden von 
weit weniger Antwortenden benannt: po- 
litische Theorie (62%), soziale Bewegun- 
gen (53%), internationale Politik (41%) 
und ökologische Politik (34%). Politi- 
sche Theorie, soziale Bewegungen und 
ökologische Politik ziehen dabei mehr 
das Interesse älterer LeserInnen auf sich, 
während internationale Politik von der 
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Mehrheit der Jüngeren genannt wurde. 
Über das in der Umfrage vorgegebene 
Interessenspektrum hinaus wurden nur 
in wenigen Fällen weitere theoretische 
und politisch-gesellschaftliche Felder be- 
nannt wie Armut und Kriminalität, Mig- 
ration, Verstädterung, Genderforschung, 
feministische Theorie. 

Als Ergebnis läßt sich festhalten, dass die 
PROKLA bei Themen, die den Zusam- 
menhang von Ökonomie und Gesell- 
schaft im globalen Rahmen ansprechen, 
auf eine mehr oder weniger ungeteilte 
Erwartungshaltung und Aufmerksamkeit 
bei ihrem Publikum trifft. Dabei schei- 
nen neben den aktuellen politischen As- 
pekten vor allem grundsätzliche theore- 
tische Problemstellungen, insbesondere 
im Kontext der Marxschen Theorie auf 
besonderes Interesse zu stoßen. 

Davon wie es der Redaktion gelingt, die- 
ses allgemeine Interesse mit den Schwer- 
punktthemen der jeweiligen Ausgaben 
zu vermitteln, scheint dann auch die Be- 
urteilung der einzelnen Hefte abzuhän- 
gen. Bei der Frage nach den besonders 
gelungenen Heften ergibt sich für die 
beiden letzten Jahrgänge folgende Rang- 
ordnung: Heft 122 New Economy - 
neuer Kapitalismus? (26), Heft 121 Sozi- 
ale Gerechtigkeit (26), Heft 118 Re 
Regulierung der Weltwirtschaft (22), Heft 
116 „Rot-Grüner“ Absturz (16), Heft 123 
Marx und Keynes (14), Heft 120 Ethni- 
sierung und Ökonomie (7), Heft 119 
Kapitalismus in China (4), Heft 117 In- 
formalisierung, Transformationen und 
Überlebensstrategien (3). Von weiter zu- 
rück liegenden Heften wurde vor allem 
das Heft 103 Vom Gelde (12) als beson- 
ders gelungen erinnert. Eine Interpreta- 
tion dieser Reihung ist nicht einfach, da 
in ihr eine Reihe von Faktoren unauflös- 
lich miteinander kombiniert sind: u.a. 
das Interesse der Rezipienten, die Zu- 


schreibung von Kompetenzen an die 
PROKLA, die Zusammenstellung der Ar- 
tikel, die Qualität einzelner Artikel. 
Schließlich war den Befragten die Anzahl 
möglicher Nennungen in der Frage nicht 
vorgegeben. Auch kann eine Nicht- 
Nennung nicht automatisch als negati- 
ves Urteil gewertet werden. Unüberseh- 
bar bleibt jedoch trotz allem, dass Ver- 
suche der PROKLA, Themen außerhalb 
der Kernbereiche des Leserinteresses 
bzw. ihrer Kernkompetenzen zu behan- 
deln, in der Gunst ihrer LeserInnen 
nicht an vorderster Stelle rangieren. 

Die Frage nach Themen, die in den letz- 
ten Jahren vermisst wurden, erbrachte 
eine breite Palette von Nennungen, die 
häufig sehr individuelle Wünsche artiku- 
lieren. Doch gibt es auch Bereiche, in 
denen mehrere Befragte Leerstellen aus- 
machten. An erster Stelle sind hier Fra- 
gen zu nennen, die mit dem Wandel der 
Arbeit und der Arbeitsgesellschaft zu tun 
haben. Auch Rolle und Politik der Ge- 
werkschaften hätten nach Meinung vie- 
ler stärker von der PROKLA behandelt 
werden müssen. An zweiter Stelle werden 
Fragen der neueren marxistischen Theo- 
riebildung vermisst. Hier werden Wün- 
sche nach Bestandsaufnahme und nach 
einer stärkeren theoretischen Auseinan- 
dersetzung angemeldet. An dritter Stelle 
hätten sich eine Reihe von Befragten ei- 
ne stärkere Thematisierung der Proble- 
matik der Städte, der Raumentwicklung, 
der städtischer Bevölkerung, der Migran- 
tInnen gewünscht. Schließlich vermisst 
eine Gruppe von Befragten die Behand- 
lung der Nord-Süd-Problematik und der 
sozialen Bewegungen in der 3.Welt. 
Auch wenn weitere Themenwünsche nur 
von jeweils zwei oder drei Befragten vor- 
gebracht wurden, zeigen sich in ihnen 
Problemstellungen, die durchaus für die 
PROKLA relevant sein dürften. Hierzu 
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zählen unter anderem: Sozialstaat, Wis- 
senschaft und Bildung, Europa, neue ge- 
sellschaftliche Bewegungen im Zusam- 
menhang der Globalisierung, Geschlech- 
terpolitik und Feminismus, Demokratie, 
Verbände, Parteien, Staatstheorie, Ras- 
sismus und Rechtsextremismus, Gesell- 
schaftstheorie, Kritische Theorie und So- 
ziologiekritik, Ökonomie und Kultur, 
Ökologie und Ökonomie, Osteuropa, 
Krieg und Frieden. 

Ein großes Interesse an theoretischen 
Debatten zeigen auch die Antworten auf 
die Frage nach möglichen Richtungen 
der Profilbildung der PROKLA. Knapp 
die Hälfte der Antwortenden wollen die 
PROKLA verstärkt als „theoretisches 
Diskussionsforum“ sehen. Bei den jünge- 
ren Befragten sind es sogar 72%. Als 
„politisches Diskussionsforum“ wird die 
PROKLA nur von. 23% gesehen. Gut 
36% (unter den jüngeren 44%) wün- 
schen sich einen Rezensionsteil. Mit nur 
8% der Nennungen wird im Grunde von 
der Leserschaft verneint, dass sich die 
PROKLA „durch höhere Aktualität“ 
profilieren sollte. 

Gut 40% der Antwortenden haben die 
Gelegenheit wahrgenommen, der PRO- 
KLA das zu sagen, was sie ihr schon 
immer sagen wollten. Hierbei erntete die 
PROKLA und ihre Redaktion vor allem 
Anerkennung, Lob und Ermunterung 
zur weiteren Arbeit. Häufig wird damit 
der Wunsch nach vermehrter Diskussi- 
on, Auseinandersetzung mit divergieren- 
den theoretischen und politischen Posi- 
tionen, auch in Form von Besprechun- 
gen bedeutsamer Bücher, verbunden. Es 
finden sich aber auch kritische Stimmen, 
die etwa den akademischen Charakter 
mancher Artikel, theoretische Einseitig- 
keit und Hermetik, auch linken Dogma- 
tismus und Esoterik beklagen. Auch 
wenn die kritischen Stimmen in der 


Minderheit sind, sollten sie ernst ge- 
nommen werden. Eine gute Gelegenheit 
dazu bietet das Internet: über Mails (an: 
redaktion@prokla.de), in denen die Lese- 
Innen ihre Kritik an der PROKLA bzw. 
einzelnen Beiträgen, aber auch Vorschlä- 
ge und Wünsche genauer artikulieren, 
würde sich die Redaktion freuen. Aller- 
dings nutzen zur Zeit nur 17% der Be- 
fragten die Website der PROKLA 
(www.prokla.de). Einige der Antworten- 
den wollen hier in Zukunft häufiger 
vorbeischauen. 

Für die Teilnahme an der Befragung be- 
danken wir uns; die ausgelosten Gewinner 
der Prämien-Bände haben diese erhalten. 


Klaus-Dieter Tangermann - ein Nachruf 


Es ist besonders schmerzhaft, wenn ein jüngerer Freund von uns geht. Klaus- 
Dieter Tangermann hat in der Mitte der 70er Jahre seine Diplomarbeit bei 
mir geschrieben und eine Zeitlang danach ein Dissertationsprojekt verfolgt. 
Damals noch über Spanien, wo er das Ende der Franco-Diktatur miterlebte. 
Er hat es aber Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre vorgezogen, sich beim 
Aufbau der TAZ zu engagieren. Das TAZ-Projekt war in jener Zeit der Auf- 
bruch aus den „bleiernen Jahren“ der Terroristenverfolgung, der Berufsverbote 
und der Einschränkung von Bürgerrechten. Auch als er sich von einer univer- 
sitären Karriere abkehrte, haben wir nie den Kontakt verloren. Das gilt auch 
für die Zeit seiner Solidaritätsarbeit für die Befreiungsbewegungen in Zentral- 
amerika, für Kuba und später für die Politikberatung im Rahmen der entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit in Afrika und Südamerika. 

Und nun ist er plötzlich und völlig unerwartet an Herzversagen gestorben. 
Klaus-Dieter hat niemals viel Aufhebens um sich gemacht. Er war persönlich 
bescheiden, und er war konsequent bis zur Verbissenheit. Er war einer der 
Promotoren der TAZ-Kampagne der frühen 80er Jahre „Waffen für EI Salva- 
dor“. Das war durchaus als Unterstützung des bewaffneten Befreiungskampfes 
gegen die politische und militärische Reaktion in Zentralamerika, gegen die 
Todesschwadronen und die CIA-gestützten Contras gemeint. Dahinter stand 
aber alles andere als eine falsch verstandene GuerillaRomantik. Klaus-Dieter 
hat in der Solidarität niemals die Distanz aufgegeben. Er war sich immer be- 
wusst, dass er als Europäer die Rückzugsmöglichkeit hatte, die die Kämpfer in 
El Salvador oder Nicaragua nicht hatten. Er wusste, dass er privilegiert war, 
und dieses Privileg konnte nicht durch distanzloses Eintauchen in das Leben 
der Menschen in Zentralamerika zum Verschwinden gebracht werden. Es 
blieb wie eine Klette kleben. In der kritischen Distanz lag der Nutzen, für 
Klaus-Dieter und die Leser der TAZ, die sich mit seinen Berichten, mit seinen 
harten Interviews auseinander setzen mussten, für die Interviewten, die den 
Interviewer nicht mit einfachen und oberflächlichen Erklärungen abspeisen 
und los werden konnten. So muss ein Mittler zwischen ganz unterschiedli- 
chen Erfahrungen, Lebensbedingungen, Denkweisen, politischen Handlungs- 
möglichkeiten arbeiten. Es fällt nichts unter den Tisch, und nichts ist so 
schön wie es von fern aussehen mag, wenn man näher herantritt. Trotz Glo- 
balisierung sind die Unterschiede groß, und man kann sie nicht klein und ge- 
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fällig machen. Der Kampf der Guerilla gegen Todesschwadronen in EI Salva- 
dor und die von Reagan unterstützten Contras in Nicaragua ist schmutzig, 
auch wenn ihn schöne Seelen führen. Dieser Kampf hat Klaus-Dieter stark 
beschäftigt. Mitte der 80er Jahre machte er einen erneuten Anlauf, eine Dis- 
sertation zu verfassen, dieses Mal über die Guerilla in El Salvador. Dies war 
auch die Zeit, als er seine Kontakte zur PROKLA intensivierte und sich in der 
Redaktionsarbeit engagierte. Von Frühjahr 1989 bis Frühjahr 1992 arbeitete er 
für die PROKLA als geschäftsführender Redakteur. 

In diese Jahre fielen die welthistorischen Umbrüche, die das Ende des „kur- 
zen 20. Jahrhunderts“ bedeuteten. Der real existierende Sozialismus ver- 
schwand wie eine Fata Morgana aus dem politischen Horizont der Linken. 
Die Berliner Mauer wurde geschleift. Die DDR wurde in die Bundesrepublik 
integriert. Der Ostblock löste sich als politischer, militärischer und ökonomi- 
scher Komplex auf, und das nun entstehende System von mittelosteuropäi- 
schen und südosteuropäischen Nationalstaaten wurde neu zusammengesetzt. 
Manchmal friedlich, wie im Falle der ehemaligen Tschechoslowakei, häufig 
unfriedlich wie im ehemaligen Jugoslawien oder in der Kaukasusregion. 1991 
war auch die Sowjetunion, die andere Supermacht der bipolaren Weltord- 
nung, am Ende. Der träge Gang der Geschichte nahm auf einmal ein vorher 
nicht geahntes Tempo an. In diesen Umbruchjahren veränderten sich die 
Koordinaten der politischen Urteilskraft. Es war notwendig, sich über die 
Konsequenzen des Geschehens zu verständigen. Klaus-Dieter organisierte ın 
dieser Zeit eine Reihe von Tagungen der PROKLA zu den Umbrüchen in 
Mittelosteuropa, zur Frage von Markt, Demokratie und politischer Linken, 
zur deutschen Vereinigung. Mit diesen Problembereichen beschäftigten sich 
auch jeweils Schwerpunkthefte der PROKLA, die Klaus-Dieter mit organisier- 
te. Das war nicht einfach. Auf der einen Seite war da eine Frleichterung, dass 
die Mauer gefallen und der autoritäre Realsozialismus, den die unabhängige 
Linke immer kritisiert hatte, verschwunden war. Auf der anderen Seite musste 
man sich des Triumphgeschreis vom „Ende der Geschichte“, vom „Sieg im 
kalten Krieg“, von der „einzigen Weltmacht“ erwehren und gegen die Selbst- 
gewissheit der Margaret Thatcher halten, dass nach dem Zusammenbruch des 
realen Sozialismus „keine Alternative“ mehr auf Erden sei. 

Dabei zeigte schon der Golfkrieg 1990/91, in welche Richtung die „neue 
Weltordnung“ sich entwickeln könnte - und sich aus der Perspektive 10 Jahre 
danach auch entwickelt hat. Von der „Friedensdividende“ war schon bald 
nach 1989 keine Rede mehr, und in den 90er Jahren sind mehr Kriege geführt 
worden als in den Jahrzehnten zuvor. Umwelt und Entwicklung - Thema der 
Konferenz von Rio de Janeiro 1992 - rückten in den Hintergrund, trotz der 
immer deutlicher zu Tage tretenden Dringlichkeit der Probleme. Diese veran- 
lasste Klaus-Dieter dazu, 1992 für die Stiftung Buntstift erneut nach Nicara- 
gua zu gehen. Er beschäftigte sich in folgenden Jahren vor allem mit Fragen 
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der Demokratie, auch in Kuba. Er stellte Kontakte her und organisierte Kon- 
ferenzen, deren Ergebnisse zum Teil publiziert worden sind. 
In den letzten fünf Jahren war Klaus-Dieter in der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit für die GTZ tätig. Er betreute zunächst ein Projekt auf dem 
Lande in Kamerun; es sollten zivilgesellschaftliche Strukturen unterstützt wer- 
den. Per email teilte er seinen Freunden die Erfahrungen mit, und die waren 
außerordentlich interessant. Mit der ihm eigenen Sensibilität für fremde Kul- 
turen, Lebens- und Arbeitsbedingungen schrieb er über die Bedeutung des in- 
formellen Sektors, über die Entwicklungsdynamik, die Widersprüche, die Ver- 
bindungen zur „formellen“ Gesellschaft. Ein ausführlicher Artikel zu diesen 
Themen für die PROKLA war geplant. Doch die Umstände seiner Arbeit, die 
Schwierigkeiten der Organisation des Alltagslebens, die Kommunikations- 
probleme haben ihn daran gehindert, den Artikel in eine seinen Ansprüchen 
genügende Fassung zu bringen. Ein GTZ-Projekt in Kolumbien sollte sein 
letzter Auslandseinsatz in der Entwicklungszusammenarbeit sein. Er hatte vor, 
sich danach mit seiner Frau Barbara zurück zu ziehen. Vielleicht hätte er 
dann die Zeit gehabt, seine vielfältigen Erfahrungen zu reflektieren und seine 
Überlegungen systematisch zu Papier zu bringen. Das ist ihm leider nicht 
vergönnt gewesen. Und uns fehlt ein guter Freund. 

Elmar Altvater 


Wir trauern um unseren Autor 


Klaus-Dieter Tangermann 


Verlag Westfälisches Dampfboot 


Sabine Nuss 


Download ist Diebstahl? 
Eigentum in einer digitalen Welt 


Mit der Entstehung des World Wide Web ist auch die alte Grundsatzdebatte 
der bürgerlichen Gesellschaft über Rolle und Funktion von Eigentum wieder 
zu neuem Leben erwacht. Insbesondere die Formen des geistigen Eigentums 
(Urheberrechte, Patente, Markenschutz) sind in ganz spezifischer Weise mit 
dem Internet verstrickt. Die Kombination von Digitalisierung und der (nicht 
ganz weltweiten) Vernetzung von Zentralrechnern und Personal Computern 
hat dazu geführt, dass Inhalte wie Ton, Text, Bild, usw. (im Fachjargon 
„Content“), als immaterielle Produkte, oder besser: als Informationsprodukte! 
mit geringem Aufwand und ohne Qualitätsverlust millionenfach kopiert und 
verbreitet werden können. Es ist zwar nicht neu, dass beispielsweise Musik 
kopiert und getauscht wird, auch in der analogen Welt konnte man Musik- 
cassetten aufnehmen (und es wurden Abgaben auf Leercassetten- und Geräte 
eingeführt). Die digitale Ausdrucksweise von Information erleichtert die 
Verbreitung demgegenüber aber um ein Vielfaches: Das Band zwischen Form 
(Träger) und Inhalt (Daten) sitzt in der digitalen Welt lockerer als in der ana- 
logen. Dem technologischen Potential des Internet steht nun seit geraumer 
Zeit das Interesse der Verwertung der Bits und Bytes entgegen, wobei die 
Kontrolle dieser Informationsströme bislang noch an den spezifischen Eigen- 
heiten digitaler Technologie seine Schranken findet. Generell ist umstritten, 
ob beispielsweise Kopierschutz von digitalen Gütern überhaupt möglich ist, 
da die Daten zum Konsum letztendlich immer in entschlüsselter Form vor- 
liegen müssen, ergo immer irgendeiner anderen Art von Kopiermöglichkeit 
zur Verfügung stehen. Mitunter wird daher die Frage gestellt, ob mit einem 
solchermaßen freien Datenfluss im Internet „die alte bürgerliche Eigentums- 
und Rechtsordnung zur Disposition“ stünde. 


1 Der Begriff der „immateriellen Güter“ oder „immaterielle Produkte“ ist mit Vorsicht zu ge- 
brauchen. Immateriell ist letzlich nur die Information, diese aber ist zum Konsum und zur 
Verbreitung auf materielle Träger angewiesen, sei es das Übertragungskabel, die Festplatte, 
CD-ROM, der Bildschirm oder der CD-Player. Es läßt sich daher im Grunde nicht von 
einer getrennten, immateriellen Sphäre sprechen, lediglich von einer gelockerten Verbin- 
dung zwischen materieller und immaterieller Sphäre. 

2 So der Radiomoderator in der Sendung „Cybercrime und Copywrong - Die neue Wis- 
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In der Hauptsache sind es Akteure wie Unternehmen der „Content-Industrie“ 
(Verlage, Musik- und Filmindustrie, Softwareindustrie), ihre Lobbyverbände, 
Verwertungsgesellschaften, Künstler, Publizisten, usw. und nicht zuletzt der 
Staat, die das traditionelle Property Rights Regime? auch auf die digitale Welt 
übertragen wollen. Mit verschiedenen Maßnahmen auf der Ebene der Legisla- 
tive, der Technik und der Ideologie sollen Datenströme als geistiges Eigentum 
funktional gemacht werden (d.h. geschützt, abgrenzbar, anerkannt). Dem 
steht nun eine große Zahl an Internet-Nutzern gegenüber, die die geplanten 
Enclosures im Cyberspace’ verurteilen und die traditionelle Eigentumssiche- 
rung für die spezifische immaterielle Welt für anachronistisch und technisch 
inadäquat halten. Zu diesen „Usern“ gehören unter anderem Publizisten, Pro- 
grammierer („Hacker“), Künstler, Bibliothekare, Ökonomen, Informationswis- 
senschaftler, Rechtswissenschaftler, kurz: Anbieter und Konsumenten von 
„Content“ jeglicher Art. 

Es können in dieser stellenweise sehr emotional geführten Debatte grob ge- 
fasst zwei Fronten unterschieden werden; das Interesse an privater Verfü- 
gungsgewalt über digitale Informationen steht dabei dem des öffentlichen 
Zugriffs darauf entgegen. Insofern ist die digitale Welt Projektions- als auch 
Kampffeld für höchst gegensätzliche gesellschafts- und wirtschaftspolitische 
Interessen geworden und der Streit entzündet sich maßgeblich an der Frage 
des Eigentums. Im folgenden sollen die theoretischen Annahmen zu Funkti- 
on und Bedeutung von Eigentum, die den sich bekämpfenden Positionen 
„Copyright“ und „Copyleft“ zugrunde liegen, untersucht werden. Darauf 
aufbauend lassen sich Aussagen darüber treffen, welche Rolle die Debatte um 
das digitale Eigentum im Kontext kapitalistischer Produktionsverhältnisse 
spielt und wie dieser Konflikt möglicherweise ausgehen wird. 


Eigentumssicherung im Cyberspace 


Die Verfechter von Copyright versuchen auf verschiedenen Ebenen, den Cy- 
berspace mit einem Property Rights Regime zu versehen, als Voraussetzung 
für die Verwertung der Informationsprodukte. Zu den technischen Maßnah- 
men gehören u.a. Verfahren des Digital Rights Managements (DRM). DRM- 


sens(un)ordnung“, Radio Akademie gutenbytes, www.swr2.de/gutenbytes/sendungen/ 
000617 _cybercrime.html, Download 08.07.2001. 

3 Im folgenden werde ich die Vertreter einer Stärkung des Copyright daher „Traditionalisten“ 
nennen. 

4 In den „Enclosures“ des früheren Gemeindelandes, die einerseits Produktionsmittel zu Pri- 
vateigentum machten und andererseits die früheren Nutzer dieser Produktionsmittel zu 
„freien“ Arbeitern, denen nichts anderes übrig blieb als ihre Arbeiskraft zu verkaufen, sah 
Marx den zentralen Prozeß der „ursprünglichen Akkumulation“ in England, der Geburts- 
stätte des modernen Kapitalismus. 

5 Diese beiden Begriffe sind hier nicht streng im juristischen Sinne zu verstehen, sie sollen 
nur kurz und prägnant für die beiden skizzierten, entgegengesetzten Positionen stehen. 
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Systeme sind Software-Lösungen, die auf spezifische Geschäftsmodelle jeweils 
abgestimmt, den Vertriebsweg digitaler Güter vom Hersteller bis zum Nutzer 
kontrollieren können. Beispielsweise hat IBM das sogenannte „Electronic 
Media Management System“ (EMMS) entwickelt, es soll den Austausch von 
Musik über Peer-to-Peer-Börsen wie Napster° unmöglich machen. EMMS gibt 
dem Urheber die Möglichkeit, zu bestimmen, was der Käufer damit machen 
darf und was nicht. Er kann beispielsweise festlegen, wieviele Kopien einer 
Datei erzeugt werden dürfen und ob das Brennen auf eine CD-Rom erlaubt 
werden soll (vgl. Miedl 2001). Auch über die hardware werden Versuche der 
digitalen Vertriebskontrolle unternommen. In den USA wird derzeit ein Ge- 
setz vorbereitet, welches den Einbau von Kopierschutztechnik in sämtliche 
PCs und Geräte der Consumer-Elektronik erzwingen soll (c’t 9.9.2001). Aber 
auch Kopierschutz, wie beispielsweise das Einstreuen unnützer Informationen 
bei der Herstellung von Audio-CDs, damit der Computer Schwierigkeiten 
beim Lesen der CD hat, ist jüngst in die Schlagzeilen geraten, da mitunter 
auch CD-Player solche CDs nicht abspielen können (vgl. Schneider: 2001). 
Diese technischen Maßnahmen zur Sicherung des geistigen Eigentums wer- 
den auf der gesetzgeberischen Ebene unterstützt. Zu nennen ist hier für die 
USA der DMCA (Digital Millenium Copyright Act) und für Europa die 
noch ins nationale Recht umzuwandelnde Urheberrechtsrichtlinie, wobei 
zentral und beiden gemein ist, dass die Umgehung von Kopierschutzmaß- 
nahmen unter Strafe gestellt wird (siehe zu diesen Maßnahmen ausführlicher 
den Beitrag von Rainer Kuhlen in diesem Heft). Zum anderen wird auf der 
ideologischen Ebene versucht, ein „Unrechtsbewußtsein“ zu entwickeln, wel- 
ches dem unbedarften Nutzer klar machen soll, dass er beim Downloaden 
und Verbreiten von Dateien, deren Informationen urheberrechtlich geschützt 
sind, eine kriminelle Tat begeht. Die Lobbyverbände betreiben diese Bewußt- 
seinsbildung sehr eindringlich, wenn z.B. Jay Berman, Chairman der Interna- 
tional Federation of the Phonographic Industry sagt: 

„Den Diebstahl geistigen Eigentums unterstützen Verbrecherorganisationen. Er nährt den Dro- 
genhandel und andere Schwerverbrechen. Der heutige Kampf gegen Musikpiraterie ist ein 
Kampf gegen ein riesiges, organisiertes, illegales internationales Geschäft“ (aus: Günther 2001: 
13). 

Entsprechend wird eine Ideologie gefordert, die dieses Vorgehen als 
un(ge)recht klassifiziert: 


6 Die Musiktauschbörse Napster ist ein klassisches Internetprodukt: Dank des speziellen Da- 
tenformats MP3 wurden Musikdateien klein und versendbar und konnten mittels der Nap- 
ster-Software weltweit getauscht werden. Nach einer Klage der Musikindustrie gegen Napster 
ist die Anzahl der Nutzer von 200.000 bei Prozessbeginn im Dezember 1999 auf 20 Mio. 
gewachsen (vgl. Hamburg-newmedia.net). Der Medienkonzern Bertelsmann kaufte Napster 
mit dem Ziel, daraus eine kostenpflichtige, legale Musikbörse zu machen. Seit Sommer 
2001 ist Napster geschlossen, inzwischen sind die Nutzer aber auf andere „freie“ 
Tauschbörsen, sogenannte „Napster-Erben“ umgestiegen (vgl. c’t 6.9. 2001). 
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„Hier muss in der Tat zunächst ein spezifisches Unrechtsbewußtsein kulturell entwickelt wer- 
den, etwa dergestalt: ‚Wer illegal kopiert, klaut, wer unrechtmäßig vervielfältigt, ist ein Dieb!‘, 
(Lehmann 1997: 27). 

Die Medienkonzerne und die Softwareindustrie - also in der Hauptsache 
Rechteinhaber an geistiger Schöpfung, machen sich in der Regel unter Hin- 
weis auf ihre hohen Investitionskosten für Entwicklung (bei Software) oder 
für Vorschusshonorare und Marketing (bei Musik und Literatur) für schärfere 
Schutzmaßnahmen im digitalen Sektor stark; unter den Künstlern ist die 
Heavy Metal Band Metallica als Beispiel für den Kampf um traditionelle Ei- 
gentumssicherung zu nennen. Metallica hatte frühzeitig die Musiktauschbörse 
Napster und einige Napster-User verklagt (Frank 2000: 3). Damit hat sich die 
Band zwar zum Unsympath der Netz-Community gemacht, aber recht eigent- 
lich hat sie „das Prinzip des Urheberrechts“ eingefordert, das da lautet: „Be- 
zahlen“.” Musikindustrie und Künstler vertreten somit individuelle Verwer- 
tungsinteressen. Diese aber, so die Argumentation, kommen insofern der Ge- 
sellschaft zugute, als sie zu Wachstum und Wohlstand führen. In der Urhe- 
berrechtsrichtlinie bringt die EU dies folgendermaßen auf den Punkt: 


„Ein harmonisierter Rechtsrahmen zum Schutz des Urheberrechts und der verwandten Schutz- 
rechte wird durch erhöhte Rechtssicherheit und durch die Wahrung eines hohen Schutzniveaus 
im Bereich des geistigen Eigentums substantielle Investitionen in Kreativität und Innovation 
einschließlich der Netzinfrastruktur fördern und somit zu Wachstum und erhöhter Wettbe- 
werbsfähigkeit der europäischen Industrie beitragen, und zwar sowohl bei den Inhalten und der 
Informationstechnologie als auch allgemeiner in weiten Teilen der Industrie und des Kultursek- 
tors. Auf diese Weise können Arbeitsplätze erhalten und neue Arbeitsplätze geschaffen werden.“ 
(Urheberrechtsrichtlinie 2001: Punkt 4). 

Der auf privaten Eigentumsrechten basierende und technisch etablierte 
Schutz von Informationsprodukten wird als Voraussetzung dafür betrachtet, 
dass diese Produkte überhaupt verkauft werden können. Erst wenn der Ver- 
kauf gesichert ist, so der Gedanke, wären Unternehmen bereit, in Geschäftstä- 
tigkeiten zu investieren. Schließlich müssten die Kosten für Personal, Ausstat- 
tung, Maschinen, usw. refinanziert werden und zumindest langfristig rentabel 
sein. Solche Unternehmen sorgten dann quasi automatisch für Arbeitsplätze 
und je erfolgreicher diese Firmen seien, desto mehr Beschäftigung ziehe dies 
nach sich. Aus Wachstum folgt demnach Beschäftigung und dies wiederum 
erhöhe den Wohlstand einer Gesellschaft. Über diese Argumentationskette 
kommen die Traditionalisten zur Annahme, dass die Sicherung der privaten 
Eigentumsrechte im Netz zu gesamtwirtschaftlicher Effizienz führe. In dieser 


7 So Oliver Castendyk, Urheberrechtsexperte und Leiter des Erich-Pommer-Instituts in Pots- 
dam, in einem Interview mit der Taz (Frank a.a.O.) Das ist zwar etwas salopp ausgedrückt, 
aber letztendlich entspricht es einer der Hauptbestimmungen des Urheberrechts, nämlich 
dem „vermögensrechtlichen Befugnis des Urhebers”, also dem Recht des Urhebers, sein 
Werk zu verwerten. Die zweite Säule ist die persönlichkeitsrechtliche Befugnis des Urhebers 
und beinhaltet u.a. das Recht über das ob und wie der Veröffentlichung (vgl. Urherber- und 
Verlagsrecht 2001: XII). 


Download ist Diebstahl? 15 


Kette gibt es aber nicht nur eine Unwägbarkeit: Erstens ist ein Verkauf noch 
lange nicht garantiert, nur weil er rechtlich und technisch möglich ist - eine 
Investition ın Geschäftstätigkeit hängt noch von ganz anderen Dingen ab 
(Nachfrage, Konkurrenz, Kapitalausstattung, usw.). Zweitens ist es höchst um- 
stritten, dass Wachstum zu mehr Beschäftigung führt. Ohne nun auf diese 
Unwägbarkeiten im Detail eingehen zu wollen, sollte hiermit deutlich gewor- 
den sein, dass der Schluss, Privateigentum führe zu einer höheren wirtschaftli- 
chen Effizienz, einen theoretischen Hintergrund hat, der erst zu solchen An- 
nahmen führt. Tatsächlich argumentieren die Traditionalisten (mak- 
ro)ökonomisch - aber auf der Grundlage anthropologischer Setzungen, wie 
z.B.: 


„Grundsätzlich gehört es zu den Aufgaben des Urheberrechtsschutzes, den schöpferisch tätigen 
Menschen zu kreativen geistigen Leistungen zu ermuntern. Dies setzt voraus, dass er sein Werk 
für ideelle und auch kommerzielle Zwecke nutzen kann.“ (Ulrich 1996: 397). 

Der Mensch muss offensichtlich erst ermuntert werden, damit er sich über- 
haupt schöpferisch betätigt und das Mittel dazu ist das private Eigentums- 
recht. Entsprechend wird auch immer wieder betont, mangelnder Rechts- 
schutz im Internet führe zu weniger Produktion an digitalen Gütern. Die be- 
hauptete Anreizfunktion und wirtschaftliche Effizienz von Privateigentum 
und die notwendige Ideologiebildung für die Akzeptanz geistigen Eigentums 
in einer digitalen Welt decken sich mit den Grundannahmen der Property 
Rights Theorie, insofern stellt sie das theoretische Fundament der Traditiona- 
listen dar. 


Die Property Rights Theorie 


Die Property Rights Theorie versteht sich selbst als Ergänzung und Fort- 
schreibung der neoklassischen Volkswirtschaftslehre. Wichtigster Vertreter der 
Property Rights Theorie ist der Amerikaner Douglass C. North, der 1993 den 
Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften erhalten hat. Da die Neoklassik die 
Dynamik wirtschaftlicher Entwicklung mit ihren statischen Modellen nicht 
befriedigend zu erklären wußte, skizzierte North eine „neue Sicht der Wirt- 
schaftsgeschichte“. Die Beschleunigung des wirtschaftlichen Wachstums seit 
der steinzeitlichen Revolution, seit dem Übergang zur Agrarwirtschaft und 
seit der modernen industriellen Revolution erklärte er mit einer Theorie der 
Verfügungs- und Eigentumsrechte, wobei die Kernthese seiner historischen 
Untersuchung lautet, dass Länder, deren Staaten gesicherte Eigentumsrechte 
durchsetzen konnten und können, eine effizientere Wirtschaftsleistung gene- 
rieren als Länder, die über wenig oder keine gesicherten Eigentumsrechte ver- 
fügen. Getreu der neoklassichen Vorstellungswelt liegen der Property Rights 


8 „Inhalte werden nur in ausreichender Weise angeboten, wenn Rechte an geistigem Eigen- 
tum ausreichend geschützt sind“ (EU-Grünbuch 1997: 19). 
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Theorie zwei zentrale Annahmen zugrunde: (1) Die Wirtschaftssubjekte stre- 
ben danach, ihren (nach je individuellen Kriterien bestimmten) Nutzen zu 
maximieren; (2) die Nutzen spendenden Güter (Produkte, Dienstleistungen, 
aber auch freie Zeit) sind jedoch - gemessen an der Unbegrenztheit der Be- 
dürfnisse - knapp. In den historischen Untersuchungen von North erschei- 
nen gesellschaftliche Organisationsformen wirtschaftlicher Prozesse grundsätz- 
lich entweder über den Markt oder eine hierarchische Lenkung (durch den 
Herrscher) gesteuert. Als „effizient“ betrachtet North eine Wirtschaft, in der 
das nutzenmaximierende Verhalten der Subjekte zu einer Ausstoßsteigerung 


führt: 


„Die Ausdrücke ‚effizient‘ und ‚ineffizient‘, wie in der vorliegenden Arbeit verwendet, dienen 
zum Vergleich der Auswirkungen zweier Nebenbedingungen: Im einen Fall wird maximierendes 
Verhalten der Teilnehmer Ausstoßsteigerungen bewirken, im anderen nicht“ (North 1988: 7, 
Fußnote 2). 

Bei der Beantwortung der Frage, wie Herrscher oder Staaten das maximieren- 
de Verhalten der Wirtschaftssubjekte in der Vergangenheit bis in die Gegen- 
wart entsprechend beeinflusst bzw. gelenkt haben, spielt der Begriff der 
„Iransaktionskosten“ eine zentrale Rolle. Ergänzend zur Neoklassik, bei der 
die Produktionskosten aus den Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapi- 
tal entspringen, erweitert North das Modell um Aufwendungen, die bei der 
Transaktion der Güter entstehen, also für „Abgrenzung, Schutz und Durch- 
setzung der Eigentumsrechte an Gütern“ (North 1992: 33). Zu diesen so de- 
finierten Transaktionskosten zählt North zum einen die Messungskosten 
(Preis für die Informationen über Größe, Qualität und Beschaffenheit eines 
Gutes), zum anderen nennt er die Erfüllungskosten (Aufwendungen für Ver- 
tragserfüllung). Je arbeitsteiliger die Marktwirtschaft ist, desto größer werden 
die Transaktionskosten, da die Tauschvorgänge komplexer und anonymer 
werden. Da nun aber „exklusive Eigentumsrechte, die dem Figentümer etwas 
einbringen“ (North 1988: 93) nach North einen unmittelbaren Anreiz „zur 
Erhöhung von Effizienz und Produktivität“ bieten, kann der Staat Transakti- 
onskosten senken, indem er gesicherte Eigentumsrechte etabliert. Im soge- 
nannten Principal-Agent-Modell kommt dies zum Tragen: Der Principal kann 
bei zunehmender Arbeitsteilung der Marktwirtschaft die Leistung seines A- 
genten nicht mehr direkt messen und überwachen und muss vermehrt Kon- 
trollkosten aufwenden. Diese können gesenkt werden, indem der Principal 
seinem Agenten Verfügungsrechte an dessen Arbeit abtritt, da ihn das zu hö- 
herer Produktion motiviere. 

Auch bezüglich Messung und Information spielt der Staat nach North eine 
entscheidende Rolle. Mittels Standardisierungen (z.B. DIN) oder der Siche- 
rung der flächendeckenden Gültigkeit herrschender Zahlungsmittel erleichtert 
er Tauschvorgänge, indem er Unsicherheit mindert. Aber selbst wenn die 
Tauschvorgänge durch den Staat annähernd reibungslos gesichert sind, be- 
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steht nach North die Gefahr, dass der Mensch (als nutzenmaximierendes In- 
dividuum) dennoch versucht zu „betrügen“.” Vermeiden könne man Betrug 
nur, wenn die Tauschvorgänge als „gerecht“ empfunden werden. Ob aber ein 
gesellschaftliches Tauschsystem für „gerecht“ gehalten wird, also von den Be- 
teiligten mit all seinen Regeln akzeptiert wird, hängt wiederum ab von der 
herrschenden Ideologie.'” 

North spricht durchgängig von „gesicherten“ oder „effizienten“ Eigentums- 
rechten, im Gegensatz zu „nicht“ oder „weniger effizienten Eigentumsrech- 
ten“. Diese Begriffe verwendet er für die ganze Geschichte des wirtschaftli- 
chen Wandels bis hin zur Gegenwart. Das bedeutet aber zugleich, dass North 
die historisch unterschiedlichen Funktionsweisen von Eigentum nicht näher 
differenziert, beziehungsweise vom jeweiligen gesellschaftlichen Wirkungskon- 
text abstrahiert. Besonders deutlich wird das bei seiner Definition des sol- 
chermaßen überzeitlich begriffenen Eigentumsrechtes, das nach North „das 
Recht des Ausschlusses Dritter“ beinhaltet (North 1988: 21). Eigentum im 
Mittelalter beispielsweise meinte aber mitnichten die Macht ausschließlicher 
Verfügung über die Sache. In dieser Epoche stand 


„nicht ein Abstraktum Eigentum im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit, sondern die Fülle kon- 
kreter einzelner Rechtsstellungen, die in der Regel um die Nutzung, nicht um die 
Verfügungsmöglichkeiten kreisen“ (Hecker 1990:74). 


Bis in das 19. Jahrhundert hinein war im größeren Teil Europas der Boden 
der entscheidende Produktionsfaktor, aber: 


„Es gab kein Bodeneigentum im Sinne des modernen Eigentumsbegrifts, d.h. einer zum 
Ausschluß Dritter berechtigenden willkürlichen Verfügungsgewalt. Für das mittelalterliche 
Rechtsdenken standen vielmehr konkrete, gewachsene Rechte im Vordergrund, die vielfach 
gleichzeitig mit der Verfügung über den Bodenertrag die Herrschaft über seine Bewohner zur 
Folge hatten, aber durch Pflichten gegenüber dem Lehnsgeber einerseits und gegenüber den 
Bewohnern andererseits begrenzt waren.“ (Rittstieg 1975: 3, Herv. SN). 


Auch die Eigentumskonstruktionen der Griechen und der Römer waren 
höchst unterschiedlich ausgestaltet.'” An einer weiteren Stelle in seiner Unter- 


9 „Aber man kann die Vertragserfüllung nicht als Selbstverständlichkeit betrachten. (...) 
..ohne institutionelle Schranken wird selbstsüchtiges Verhalten komplexe Tauschvorgänge 
behindern“ (North 1992: 39). 

10 Die Ideologie kann nicht nur bewirken, dass die Individuen trotz ihres selbstsüchtigen We- 
sens nicht betrügen, sie kann auch redliches Arbeitsverhalten fördern: „...der Unterschied 
zwischen Arbeitern, die 'fleißig' oder 'gewissenhaft' sind oder 'schwer arbeiten' und denen, 
die 'faul' oder 'ungeschickt' sind oder 'sich drücken', ergibt den Unterschied in deren Aus- 
stoß als Folge davon, wieviel die ideologische Überzeugung zur Vermeidung von Drücke- 
bergerei beiträgt“ (North 1988:48). 

11 Der etymologische Blick auf das Wort „Eigentum“ ergibt interessante Aufschlüsse. So gibt 
es im Mittelalter keinen einheitlichen Terminus für „Eigentum“. Eine Vielzahl von Ausdrü- 
cken und Begriffen („dominium“, „proprietas“, „eigen“) entspricht vielmehr der konkreten 
Ausdrucksweise jeweiliger sehr unterschiedlicher „Eigentumsverhältnisse“ mit unterschiedli- 
chen Nutzungsregelungen, wobei der Nutzungsberechtigte (hier auf Land bezogen) als „Ei- 
gentümer“ betrachtet wird (Hecker 1990:46). 

12 Wobei das Eigentumsverständnis der Römer dem der Neuzeit noch am nächsten kommt: 
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suchung definiert North Eigentumsrechte als Rechte, die „der einzelne an 
seiner eigenen Arbeit und an den Sach- und Dienstleistungen in seinem Be- 
sitz erwirbt“ (1992: 39). Bei einem Recht aber, welches der einzelne an seiner 
Arbeit und an den Dingen in seinem Besitz erwerben kann, ist die Inbesitz- 
nahme, bzw. der Prozess der Aneignung, bereits geschehen. Wie dies gesche- 
hen ist und vor allem, wie dies legitimiert werden kann, ist daher für North 
kein Thema mehr. Das ist auch nicht mehr nötig, denn die individuelle aus- 
schließende Aneignung von Natur hatte bereits John Locke einige Jahrhun- 
derte früher legitimiert. Seine Eigentumstheorie wurde mit ihrer Entstehung 
Ende des 17. Jahrhunderts zur „weltlichen Bibel“ des Bürgertums (Rifkin), sie 
ist als solche in den Kanon des bürgerlichen Rechtsdenkens und damit auch 
in die Property Rights Theorie eingeflossen. Was heute als selbstverständlich 
gilt, nämlich die individuelle Aneignung von Natur, musste John Locke noch 
rechtfertigen und er tat dies naturrechtlich: Im Naturzustand, so die damalige 
Vorstellung, herrscht vollkommene Freiheit und Gleichheit (die wiederum nur 
durch Naturgesetze beschränkt werden) und es gibt kein individuelles Eigen- 
tum: Gott hat die Erde den Menschen gemeinsam gegeben. Da es aber das 
erste Naturgesetz ist, die Schöpfung und damit auch den Menschen zu erhal- 
ten, muss der Mensch sich in irgendeiner Form Nahrung verschaffen. Diese 
Tätigkeit nun, das Pflücken einer Frucht beispielsweise, betrachtet Locke als 
individuelle Aneignung und diese Aneignung - dies ist der Springpunkt - be- 
gründet zugleich das Recht auf Eigentum: 


„Was immer er also dem Zustand entrückt, den die Natur vorgesehen und in dem sie es belas- 
sen hat, hat er mit seiner Arbeit gemischt und ihm etwas eigenes hinzugefügt. Er hat es somit zu 
seinem Eigentum gemacht“ (Locke $ 27). 


Mit dieser naturrechtlichen Legitimation von Privateigentum'* löste Locke ei- 


„Die Römer haben als erste klar unterschieden zwischen Eigentum und Besitz. Sie nannten 
es dominium und possessio. Eigentümer einer Sache ist derjenige, dem sie gehört. (...) An- 
ders die Griechen. Auch bei ihnen gab es schon lange Privateigentum. Aber sie haben es 
nie so klar formuliert und nicht so präzise vom Besitz unterschieden. Das Alleinverfügungs- 
recht des Eigentümers war nicht so kraß ausgebildet“ (Wesel 1990: 50f). 

13 Mit dieser Konstruktion eines rein physischen Vorgangs - die Vermischung von Arbeit und 
Natur - hat Locke gleich zweierlei begründet: zum einen das individuelle Aneignungsrecht 
und zum anderen die Effizienz von Privateigentum: Arbeit = Aneignung = Privateigentum, 
so die Gleichung. Umgekehrt bedeutet Gemeineigentum in dieser Logik, dass es keine indi- 
viduelle Aneignung gibt und damit auch keine Bearbeitung. Als Beweis verweist Locke auf 
die „wilden Indianer“ in Amerika, die deshalb brach liegendes Land haben, weil sie es 
schlicht nicht aneignen, ergo nicht bearbeiten. 

14 Locke ist ganz Kind seiner Zeit und begreift Arbeit im vorhandenen sozialen Kontext: „Das 
Gras, das mein Pferd gefressen, der Torf, den mein Knecht gestochen, und das Erz, das ich 
an irgend einer Stelle gegraben, wo ich ein Recht darauf in Gemeinschaft mit anderen habe, 
wird auf diese Weise mein Eigentum ohne die Anweisung oder die Zustimmung irgend je- 
mandes.“ ($ 28). Er versteht also unter „meiner“ Arbeit auch die „meiner“ Knechte und 
Pferde. Der Erzeugung von privaten Eigentumsrechten ist demnach das Herrschaftsverhält- 
nis des Herrn über Natur und Knecht vorausgesetzt. 
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nen Paradigmenwechsel in der Theoriegeschichte des Eigentums aus (vgl. Bro- 
cker 1992). So herrschte noch bis in das 17. Jahrhundert hinein in allen eigen- 
tumsrelevanten Abhandlungen (über Differenzen hinweg) Übereinstimmung 
darüber, dass das Privateigentum durch Konvention, das heißt, von Menschen 
eigenmächtig eingeführt wurde, es war insofern zwar ein Recht, aber ein positiv 
gesetztes, kein „natürliches“. Dass die Arbeit das Recht auf Eigentum be- 
gründet, wird seither in der bürgerlichen Eigentumsauffassung so angenom- 
men, wie es von Locke gesetzt wurde: Als anthropologische Gewißheit.'° Zur 
Debatte steht bei Douglass North daher nicht mehr das „ob“, sondern nur 
noch das „wie“, also die Frage, welche Wirkung verschiedene - individuelle 
oder gemeine - Eigentumsrechte für Ökonomien haben, insbesondere für die 
„Effizienz“ von Ökonomien und nicht mehr die Frage, ob eine individuelle 
Aneignung überhaupt legitim ist. 

Der Begriff der „Effizienz“ kommt in der Property Rights Theorie ähnlich 
überhistorisch vor, wie jener der „Eigentumsrechte“. „Fffizient“ ist eine Wirt- 
schaft dann, wenn das maximierende Verhalten der Einzelnen zu einer Aus- 
stoßsteigerung der Güterproduktion führt. Diese Definition dient als Maß- 
stab, um die verschiedenen Ökonomien in Geschichte und Gegenwart auf ih- 
re Effizienz hin zu überprüfen. Gibt es wenig oder keine Ausstoßsteigerung 
an Gütern, ist die Wirtschaft ineffizient, bei vorhandener Ausstoßsteigerung 
ist die Wirtschaft effizient. Der Begriff der „Effizienz“ drückt aber ein Zweck- 
Mittel-Verhältnis aus, das heißt, ob eine Ökonomie effizient ist, läßt sich nur 
feststellen, indem der Zweck dieser Ökonomie ins Verhältnis gesetzt wird 
zum eingesetzten Mittel. Effizienz ist dann erreicht, wenn ihr Zweck mit je- 
nen Mitteln erreicht wurde, die dafür eingesetzt wurden. Bereits Marx machte 
geltend, dass es nicht „die Wirtschaft“ oder „die Produktion“ gibt, sondern 
nur historische spezifische Produktionsweisen, die nach je eigenen Zwecken 
organisiert sind. Eine Steigerung des Güterausstoßes ist nun aber gerade nicht 
Zweck beispielsweise eines kapitalistisch organisierten Unternehmens. Dieser 


15 Charakteristisch für das ältere Paradigma nennt Brocker die Antwort Ciceros auf die Frage 
nach der Verteilung der Güter. Nach Cicero soll derjenige Eigentümer einer Sache sein, der 
sie als erster hatte und sie mit der Absicht in seinen (physischen) Besitz brachte, sie zu er 
gen zu haben (= prima occupatio, daher auch „Okkupationstheorie“ genannt). Es ist somit 
die zeitliche Priorität beim Auffinden und Aneignen der „herrenlosen“ Güter, die ein Ei- 
gentumsrecht einräumt. 

16 Auch der heutigen Eigentumsgarantie des Art. 14 Grundgesetz kommt eine „übergesetzli- 
che“ Begründung zu, so schrieb der Bundesgerichtshof Ende der 50er Jahre dem Recht auf 
Eigentum eine „von staatlicher Rechtssetzung unabhängige Geltung zu“ (BGHZ 6, 270 ff, 
zit. nach Brocker 1992: 345). Brocker weiter: „Dem Tenor all dieser Beurteilungen schloss 
sich auch das 1949 geschaffene Bundesverfassungsgericht an (...) Es bezeichnete das Eigen- 
tum als ein vor- bzw. überstaatliches Recht“. Ebenso ist die Auffassung, dass Arbeit das 
Recht auf Eigentum begründet in die bürgerliche Rechtsprechung als unhinterfragbare Legi- 
timation individuellen Eigentums eingeflossen, die Arbeitstheorie des Eigentums ist in der 
juristischen Literatur allgegenwärtig, stellenweise bezieht man sich sogar explizit auf John 
Locke. 
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Zweck besteht vielmehr in der beständigen und beständig gesteigerten Ver- 
wertung des Werts. Zweck kapitalistischer Produktion ist der Mehrwert, aber 
nicht um ihn als Konsumtionsmittel für den Kapitalisten zu verwenden, son- 
dern um ihn zu akkumulieren, ihn als Mittel der Mehrwertproduktion auf 
noch größerer Stufenleiter zu verwenden. Eine effiziente kapitalistische Wirt- 
schaft muss daher nicht einfach, wie North meint, einen möglichst großen 
Güterausstoß ermöglichen, sondern eine hohe Kapitalverwertung."” 

Diese ahistorische Herangehensweise der Property-Rights-Theorie führt zu ei- 
ner eigentümlichen Tautologie, was am Beispiel des Principal-Agent-Modells 
illustriert werden kann. Mit der Behauptung, dass der Agent zu höherer Mo- 
tivation angeregt werden würde, wenn der Principal ihm Verfügungsrechte ab- 
tritt, werden gleich zwei Annahmen vorausgesetzt: So wird sowohl der positi- 
ve Zusammenhang zwischen privater Verfügungsgewalt und Motivation als 
auch ein offensichtlich existierendes Machtverhältnis (Principal-Agent) als ge- 
geben angenommen. Diese beiden Annahmen sind quasi Existenzbedingung 
der Property-Rights-Theorie und stammen aus der unreflektierten Verallge- 
meinerung einer konkreten Wirklichkeit. North ist Zeitgenosse des entwickel- 
ten Kapitalismus und wähnt sich jedoch offensichtlich in einer Ökonomie, 
die er - wie viele seiner Mitmenschen - als „die Wirtschaft“ gleichsam als na- 
türliche Lebensumgebung der Menschen wahrnimmt. Bestimmte Aspekte die- 
ser Lebenswelt, nämlich Herrschaftsverhältnisse und die Funktionsweise kapi- 
talistischen Privateigentums (das ja in der Tat notwendige Voraussetzung für 
Effizienz im Sinne von Kapitalverwertung ist), löst er aus dem gesellschaftli- 
chen Kontext heraus und stilisiert sie zu natürlichen Wirkungsbedingungen, 
die überhistorisch Geltung haben. Wenn man voraussetzt, dass gesicherte Ei- 
gentumsrechte zu mehr Effizienz führen, diese Annahme aber aus der frag- 
mentierten Beobachtung der kapitalistischen Wirklichkeit herrührt, ist es kein 
Wunder, dass am Ende der Untersuchung diese Vorannahme wieder bestätigt 
wird. Die Tautologie lautet: Gesicherte Eigentumsrechte sind effizient, weil 
gesicherte Eigentumsrechte (Privateigentum im Kapitalismus) effizient sind 
(Effizienz im Sinne von Kapitalverwertung). North legt demnach ein theoreti- 
sches Modell auf Geschichte und Gegenwart an, welches Phänomene der ihn 
umgebenden herrschenden kapitalistischen Realität setzt, statt erklärt. Mit 
Blick auf die real existierenden Verhältnisse werden Aussagen produziert über 
die Individuen, die von diesen Verhältnissen aber erst geprägt sind und die 
entsprechend der sie umgebenden Umstände agieren. Von den Verhältnissen 
und Umständen wird abstrahiert und übrig bleiben Verhaltensweisen von In- 
dividuen, die zur Menschennatur erklärt werden: Fleiß nur bei privater Verfü- 


17 Eine Aussstoßsteigerung an Gütern ist im Kapitalismus immer nur Mittel zur Kapitalver- 
wertung, was man auch an brachliegenden Produktionskapazitäten sieht: Ausstoßsteigerung 
ist in dem Moment uninteressant, in dem damit keine Kapitalverwertung mehr erreicht 
werden kann. 
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gungsgewalt (Anreiztheorie des Privateigentums), der Mensch ist des Men- 
schen Feind (Betrug und Selbstsucht als Wesen des Menschen), das Indivi- 
duum ist bestrebt, seinen persönlichen Nutzen allseits und ständig zu maxi- 
mieren (nutzenmaximierendes Individuum). Diese Vorgehensweise macht 
North erstaunlicherweise selbst explizit: Seiner Ansicht nach ist das politische 
und ökonomische System der USA und Westeuropa eine Erfolgsgeschichte 
was die Institutionen, ergo die „richtigen“ Eigentumsrechte betrifft. Die In- 
dustrieländer, die das effizienteste Institutionensystem haben, nicht zuletzt, 
weil die richtige Ideologie dort die richtigen Werte durchsetzte - „Arbeits- 
fleiß, Anständigkeit und Redlichkeit“ (North 1992: 164) - dienen ausgehend 
von dieser normativen Haltung allen anderen Gesellschaften als Maßstab, die 
daran gemessen grundsätzlich schlecht abschneiden. Beispielsweise soll der 
Grund, wieso die Wirtschaftsleistung in Afrika nicht im geringsten jener 
Großbritanniens ähnelt, ein Fehlen der entscheidenden Werte sein. Die Schaf- 
fung solcher Werte jedoch sei ein langwieriger Vorgang, der Zeit braucht. 
Dies aber sei „eine Bedingung, die in der raschen Umgestaltung Afrikas von 
Stammesgesellschaften zu Marktwirtschaften deutlich fehlt“ (ebd. 72). Alle 
Begründungen, wieso die ärmeren Länder arm sind, müssen in dieser Metho- 
de die gleiche Verlaufsform einnehmen: Es fehlt ihnen etwas, nämlich der 
richtige Staat, die richtigen Institutionen, die richtigen Werte.'® Dieser Theo- 
rie ist deshalb in allen Punkten zuzustimmen, weil sie sich methodologisch in 
einem abgeschlossenen Zirkel bewegt, in dem alle wesentlichen Thesen Er- 
gebnisse sind, die bereits als Annahmen der Theorie vorausgesetzt waren. 

Die Property Rights Theorie basiert wie bereits erwähnt auf der Neoklassik 
und damit auf der Annahme einer gegebenen Knappheit (gemessen daran, 
dass Bedürfnisse als grenzenlos erachtet werden). Ausgehend davon kommt 
sie zu dem Ergebnis, dass die alloziierende Wirkung des Marktes mittels Prei- 
sen und nach der North’schen Ergänzung auch mittels gesicherten Eigen- 
tumsrechten zu einer effizienten Produktion und optimalen Verteilung der 
knappen Güter führen würde. Nun gibt es in der modernen Ökonomie aller- 
dings auch eine Theorie nicht knapper Güter, wozu auch digitale Informati- 
onsprodukte zählen. So hält die Wohlfahrtsökonomik die Theorie der öffent- 
lichen Güter bereit. „Öffentliche Güter“ sind nicht gleichzusetzen mit staat- 
lich finanzierten Gütern. „Wissen“ ist beispielsweise ein öffentliches Gut. Es 
weist sich aus durch Nichtrivalität im Konsum (verursacht bei zusätzlichem 
Nutzer keine Nutzeneinbußen) und durch Nicht-Ausschließbarkeit von der 
Nutzung (ein zusätzlicher Nutzer kann nicht zu vertretbaren Kosten von der 
Nutzung ausgeschlossen werden). Diese Güter werden aber als Sonderfall be- 


18 „Und was die erste Welt angeht, so müssen wir nicht nur die Bedeutung eines umfassenden 
Institutionensystems erkennen, das für das Wirtschaftssystem verantwortlich war...“ (ebd. 
131) im Gegensatz dazu: „Den institutionellen Gegebenheiten der Dritten Welt fehlt die 
formale Ordnung (und Durchsetzbarkeit), auf der effiziente Märkte beruhen“ (ebd. 81). 
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trachtet. Dennoch werden auf sie die Ergebnisse der Property Rights Theorie 
angewendet: Bei öffentlichen Gütern - so die Theorie - wäre es zwar kurzfris- 
tig optimal, Wissen würde zu Grenzkosten (kostenlos) abgegeben. Das Wissen 
könnte sich so schnell verbreiten und der Gesellschaft zugute kommen. Da 
aber die Kosten für Nachahmung niedriger sind als die Kosten für Innovati- 
on, würde langfristig kein Anreiz mehr bestehen, neues Wissen zu schaffen. 
Dadurch käme der wichtigste Wachstumsmotor ins Stocken. Entsprechend 
werden hier Patente empfohlen, die diesen „Trade-Off“ zwischen Allgemein- 
wohl und Effizienz kompensieren helfen (vgl. Liebig 2001: 7). 

Bezüglich der Debatte um das Eigentum in einer digitalen Welt wird nun 
klar, dass die Argumentation für ein restriktiveres Property-Rights-Regime mit 
dem Hinweis auf Wachstum, Beschäftigung, Effizienz und einem angeblich 
größeren Arbeitsanreiz bei privater Verfügungsgewalt auf einem theoretischen 
Fundament steht, welches ahistorisch und zugleich tautologisch ist: Oberflä- 
chenphänomene einer existierenden, historisch-konkreten Welt werden in ei- 
ner Art Zirkelschluss lediglich reproduziert und bestätigt, aber nicht erklärt. 


„Information wants to be free” 


Die Verfechter eines freien Informationsflusses machen den Traditionalisten 
nun zum Vorwurf, dass sie in der digitalen Ökonomie mit Kopierschutzmaß- 
nahmen und restriktiver Gesetzgebung eine Knappheit künstlich herstellen 
wollen, die von Natur aus nicht gegeben ist. Demgegenüber machen sie gel- 
tend, dass der virtuelle Raum anderen Regeln gehorcht, als jenen der „Old 
Economy“.” Digitale Güter, so die Argumentation, seien gerade nicht knapp, 
sie seien vielmehr „im Überfluss“ vorhanden, da die Kosten für Distribution 
und Vervielfältigung gegen Null gingen und es bei Daten keinen Ressourcen- 
verlust gäbe. Eine künstliche, eigentumsrechtlich begründete Restriktion die- 
ses Potentials erscheint ihnen daher höchst absurd”' und nicht nur dass: Es 
wird in der Regel befürchtet, dass Maßnahmen des Digital Right Manage- 
ments (DRM) zu einem stärkeren Ausschluss der Menschen von Wissen füh- 
ren, außerdem sei mit DRM eine Aufhebung der Anonymisierung der Nutzer 
verbunden.” Weiterhin wird vor einer Perpetuierung der herrschenden Spal- 


19 Stewart Brand auf der ersten Hackerkonferenz 1984, www.well.com/user/sbb/ 

20 „While we parade around in our certainty that perfekt property is perfect progress - while 
we insist the east died because it didn’t protect property - right in our midst is a pheno- 
menon that is inconsistent with this story - the internet“ (Lessig 2000: 14). 

21 „Property is a hindrance, not an aid, when peer produktion of a public good like informa- 
tion is possible“ (Benkler 2001: 89). 

22 Digital Rights Management-Systeme erlauben die Sammlung sehr detaillierter Informatio- 
nen über den Nutzer, wie bpsw. Interessen, finanzielle Ausstattung, Kaufprofil, usw. Es wird 
befürchtet, dass damit Datenbanken entstehen, die zum einen wiederum kommerziell ver- 
wertet werden können und zum anderen auch staatlichen Behörden zugänglich gemacht 
werden, kurz: DRM könnte die Vorstellung vom „gläsernen Menschen“ wahr werden lassen. 
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tung von Information „Haves“ und „Have-Not“ gewarnt (vgl. Kuhlen in diesem 
Heft, Lessig 2001). Während bei den Traditionalisten das Privateigentum als das 
Recht der Produzenten auf die Früchte ihrer Arbeit verteidigt wird, argumentie- 
ren die Verfechter von Informationsfreiheit gerade entgegengesetzt: Der Zugang 
der Menschen zu Wissen und Information sei ein Menschenrecht, der Aus- 
schluss mittels eines restriktiven Intellectual Property Rights-Regimes dagegen 
ein Verstoß gegen dieses. Ebenso wird von den Verteidigern der freien Informa- 
tion immer wieder darauf hingewiesen, dass es auch ohne private Eigentums- 
rechte Arbeitsanreiz und Motivation gäbe. Nicht nur die Entwicklung Freier 
Software, die vorwiegend auf freiwilliger Arbeit beruht, zeige dies exemplarisch. 
Auch bei der Produktion von Musik sei das Dogma vom Urheberschutz als 
Garant von Kreativität und Innovation ein Mythos, gerade Künstler würden in 
der Regel nicht von ihrer Tätigkeit leben können (vgl. Ku 2001). 

Ursprünglich stammt der Ruf nach freiem Informationsfluss aus den Reihen 
der Programmierer. Sie waren die ersten überhaupt, die zu spüren bekamen, 
was es bedeutet, wenn elektronische Daten der Verwertung und damit dem 
Ausschlussprinzip untergeordnet werden sollen. Als Reaktion auf die zuneh- 
mend restriktivere Lizenzierung von Software gründete Richard Stallmann die 
Free Software Foundation, hob die General Public License (GPL) aus der 
Taufe und prägte den Begriff des „Copyleft“ als Entgegensetzung von „Copy- 
right“. Software, die der GPL unterlag, musste „frei“ bleiben, wobei „frei“ hier 
nicht kostenlos heißt, sondern dass der Quellcode” offen einsehbar und allen 
zugänglich bleibt, dass er verändert, beliebig oft kopiert und verbreitet wer- 
den darf. Dies ist Voraussetzung dafür, dass eine gemeinsame, kooperative 
und weltweit vernetzte Arbeit daran überhaupt erst möglich wurde (und 
Software wie bsplw. das Betriebssystem Linux entstehen konnte) - im Gegen- 
satz zu proprietärer Software, bei der der Quellcode in der Regel zurückgehal- 
ten und mitunter patentiert wird. Der Verzicht auf Privateigentum am Quell- 
code ist für Stallman nicht nur einfach eine effizientere Produktionsweise, 
sondern ein Schritt hin zu einer freiheitlicheren Gesellschaft.” Die Free Software 
Foundation Europe konstatiert in ihrer Präambel (http://fsfeurope.org/ docu- 
ments/preamble.de.html), dass der digitale Raum mit Software als seinem 


Laut Andy Müller-Maguhn, einer der ICANN-Direktoren und Sprecher des Chaos Compu- 
ter Clubs, werde gleichzeitig mit dem Vordringen von Lösungen rund ums Digital Rights 
Management „der Überwachungsstaat installiert“ (zit. aus: Krempl 2001). 

23 James Boyle (2001) beispielsweise fordert eine Art Umweltschutz-Regime für Information. 

24 Der Quellcode ist in einer menschenlesbaren Sprache geschrieben. Dieser Code muss erst 
von einem „Compiler“ übersetzt werden, damit der Computer ihn versteht. 

25 Bei Freier Software, so Stallman in einem Interview, könne man nicht von „stehlen“ spre- 
chen, wenn sie jemand aus dem Netz laden würde, um sie in eigenen Produkten zu nutzen, 
denn: „dieses Wort impliziert eine Art von Eigentum, die sehr sehr schlecht wäre. (...) Diese 
Software gehört der Allgemeinheit, und ich will nicht, dass jemand die Allgemeinheit 
schlecht behandelt“ (zit. aus: Klagges 1996). 


24 Sabine Nuss 


Medium ein gewaltiges Potential zur „Förderung aller geistig-kulturellen Be- 
lange der Menscheit“ besitze und eine der zentralen Aufgaben der Free Soft- 
ware Foundation daher die Förderung eines „demokratischen Staatswesens“ 
sei. Richard Stallman als Guru der Freien Software Bewegung wurde seitens 
anderer Software-Entwickler eine „sozialistische Grundhaltung“ und „ideolo- 
gische Beharrlichkeit“ vorgeworfen. Aus diesem Grunde hat man in Abgren- 
zung zu Stallmann den Begriff „Open Source“ ins Leben gerufen. Vertreter 
von „Open Source“ plädieren zwar auch für offenen Quellcode, betonen aber 
eher seine effizientere Produktionsweise. Kommerzialisierung von Open Sour- 
ce ist ausdrücklich erwünscht. 

Zwar wurde die Informationsfreiheit aus den Reihen der Programmierer zuerst 
proklamiert, aber im Laufe der Entstehung anderer digitaler Güter, wie bei- 
spielsweise Audio- oder Bilddateien und der Verbreitung des Internet, schlos- 
sen sich immer mehr Sympathisanten, sowohl Nutzer als auch Produzenten 
dieser Güter (s.o.), dem Motto an und verquickten damit teilweise höchst un- 
terschiedliche politische Zielvorstellungen. Die Freie Software Bewegung steht 
exemplarisch für eine mittlerweile sehr weit verbreitete Haltung, die den 
Schwerpunkt auf Informationsfreiheit zugunsten einer demokratischeren Ge- 
sellschaft legt. Daneben existiert eine Minderheit, die die Produktionsweise 
von Freier Software, insbesondere ihre nicht-privatrechtliche Grundlage, ex- 
plizit auch auf die materielle Welt übertragen möchte. Dieser Überzeugung 
geht eine ganz grundsätzliche Kritik an der über Ware und Geld gesteuerten 
Vergesellschaftung voraus. Konsequenterweise wird hier Freie Software als 
Keim einer zukünftigen Gesellschaft jenseits von Kapitalismus gesehen, bzw. 
gewünscht (Diskussionen dazu unter www.oekonux.de, eine kritische Ausei- 
nandersetzung damit: Nuss/Heinrich 2001). 


Alternative Verwertungsstrategien 


Die Verfechter von „Information wants to be free“ sind in der Regel erbitterte 
Gegner der Content-Industrie und ihrer staatlichen Fürsprecher. Mitunter gel- 
ten sie als die Rebellen der virtuellen Welt, die Enfant Terribles der bürgerli- 
chen Eigentums- und Rechtsordnung. Dies liegt nicht zuletzt an der Freiheits- 
Terminologie: Freie Gesellschaft, freier Zugang, freie Musik, freie Software, 
freies Wissen. Es wird jedoch von fast keinem der Copyleft-Vertreter die bür- 
gerliche Eigentums- und Rechtsordnung zur Disposition gestellt, so wie das 
mitunter von konservativer Seite befürchtet wird.* Da das häufig benutzte 
Wort „frei“ nicht „kostenlos“ heißt, sondern lediglich, dass die technologi- 
schen Potentiale, die mit dem Internet entstanden sind, nicht wieder tech- 
nisch oder mittels gesetzlicher Maßnahmen eingeschränkt werden sollen, 


26 So verbindet eine FAZ-Autorin mit dem „Mißtrauen gegenüber Privateigentum“ eine Be- 
reitschaft zu „Enteignung und Sozialisierung“ (Horn 2000: 13). 
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werden konsequenterweise alternative Verwertungsmodelle vorgeschlagen, die 
der Spezifik der digitalen Welt (art)gerecht werden sollen. So diskutiert man 
unter anderem Spendensysteme, bei denen der Nutzer mittels einer speziellen 
Software auf freiwilliger Basis dem Anbieter von Inhalten via Netz Geld ü- 
berweisen kann.” Oder: In Anlehnung an das Verwertungsmodell der GEMA 
wird die Einrichtung eines Fonds erwogen, der aus Abgaben auf Video-, Au- 
dio- und PC-Ausrüstung gefüllt werden soll. Die Auszahlungen an die Künst- 
ler sollen entsprechend ihrer Popularität von statten gehen, welche sich mit- 
tels spezieller Software genau nachvollziehen ließe (Anzahl der Downloads 
pro Musiktitel usw., vgl. Ku 2001).°* Im Bereich der Freien Software haben 
sich inzwischen funktionierende Verwertungsmodelle gefunden. So bleibt 
zwar der Quellcode frei zugänglich, aber für Zusatzleistungen wie Support 
oder die Erstellung eines Handbuchs wird Geld verlangt. Diese Art der Ver- 
wertung liegt bei Software allerdings auch nahe: Software dient in der Regel 
selbst wiederum als Produktionsmittel. Der „Konsum“ dieses Produktionsmit- 
tels benötigt Beratungs- und Wartungsleistung, den die Konsumtion von Mu- 
sik, Text oder Bild in der Regel nicht erfordert. Dennoch scheint die Verwer- 
tungsweise von Open Source oder Freier Software wegweisend zu sein für die 
„Ökonomie des Internet“: Nicht mehr das einzelne Produkt (die Software, 
das Musikstück, der Text) soll abgerechnet werden, sondern die Dienstleis- 
tung rund um diese Produkte. 

In dieser Hinsicht ist den Vor- und Freiheitsdenkern des Internet weniger 
spektakulär und auf eher leisen Sohlen die Betriebs- und Volkswirtschaft ent- 
gegengekommen. In Anerkennung des Privateigentums für die Effizienz der 
Wirtschaft konstatieren Ökonomen bezüglich des Internet ebenfalls eine an- 
dere Art und Weise der Distribution. Für Shapiro/Varian (1999) beispielswei- 
se ist das Verhältnis von Copyright-Inhabern zum Internet ambivalent: einer- 
seits ist es „fantastisches neues Distributionsmedium“, andererseits „eine gi- 
gantische, unkontrollierbare Kopiermaschine“. Die traditionellen Schutzme- 
chanismen sind diesen technologischen Potentialen gegenüber machtlos. Die 
Transaktionskosten - Kosten für den Schutz geistigen Eigentums - sind zu 
teuer. Nach Shapiro/Varian gelten die bewährten Prinzipien aber noch im- 
mer, das Internet und die Informationstechnologien eröffnen lediglich neue 


27 Bei Schriftstellern wäre es denkbar, dass der Autor ein Kapitel ins Netz stellt und das zweite 
erst dann veröffentlicht, wenn ein bestimmter von ihm ausgeschriebener Betrag von der 
Netzcommunity eingegangen ist (vgl. Schneier/Kelsey 1998), ebensolches wäre übertragbar 
auf Musik, die der Künstler nur sukzessive, Titel für Titel, ins Netz stellt, quasi gegen Vor- 
ausbezahlung. Ein Portal für Spenden an Künstler gibt es inzwischen schon, siehe 
www.fairtunes.com. 

28 Auf die einzelnen Modelle einzugehen, würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Über 
die Möglichkeit ihrer Realisierung und die Folgen für die betroffenen Künstler und die der- 
zeit noch agierenden Intermediäre, deren Bedeutung möglicherweise an Gewicht verlieren 
würde, läßt sich nur spekulieren. 
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Möglichkeiten bzw. fordern dazu heraus, diese Prinzipien neu anzuwenden. 
Entsprechend wenden sie sich nicht gegen eine Gratis-Abgabe digitaler Pro- 
dukte, sondern betrachten diese Art der Distribution eher als „Anfütterung“ 
des Kunden, die wahrscheinlich wieder zurückkommen und für weitere (ähn- 
liche) Produkte bezahlen werden. Das gleiche Prinzip gilt für Komplementär- 
produkte. Dies ist im übrigen eine Strategie, die die Wirtschaftssubjekte stel- 
lenweise schon verfolgen. Eine der typischen Regeln in der Internet- 
Ökonomie ist beispielsweise die Preisstrategie „Follow the Free“. So ist es 
weit verbreitet, (insbesondere) Software-Produkte zu verschenken. Damit sol- 
len „Netzeffekte“ erzielt werden: Innerhalb kürzester Zeit wird eine „kritische 
Masse“ an Nutzern aufgebaut, die dann in einem zweiten Schritt Komple- 
mentärleistungen wie Upgrades oder leistungsfähigere Programme kaufen sol- 
len.” Auch Jeremy Rifkin kommt in seinem Buch „Access. Das Verschwinden 
des Eigentums“ zu dem Schluß, der Verkäufer müsse sich von der Idee verab- 
schieden, „eine Ware oder eine Dienstleistung zu verkaufen. Er muss dem 
Kunden Kostenfreiheit bieten“ (Rifkin 2000: 124). In der Internet-Ökonomie 
hat sich das unter anderem bereits bei Intermediären wie Suchmaschinen o- 
der anderen Service-Portalen durchgesetzt. Sie bieten den Interessenten kos- 
tenlos Hilfe bei der Suche nach bestimmten Informationen über Produkte 
oder anderes an. Kommt durch eine derartige Vermittlung irgendwann ein 
Kauf zustande, so „erhält häufig jede Stufe, die an dem Such- und Findepro- 
zeß beteiligt war, eine kleine Provision auf den Verkaufspreis. (...) Die Ord- 
nung und Aufmerksamkeitserzeugung für Web-Angebote und die Kanalisie- 
rung von Nachfragern sind Geld wert“ (Picot 2000: 29).”° Anzustreben sei da- 
her eine „Gabenwirtschaft“, die als „rorkommerzielles Stadium“ funktionieren 
soll (Kelly 1998: 90), und dies in zweierlei Hinsicht: Zum einen sollen so ge- 
nannte Kernprodukte verschenkt werden, um auf dieser Basis andere, teurere 
Produkte bzw. Dienste zu positionieren. Zum anderen sollen aber auch noch 
unvollendete, fehlerhafte Produkte verschenkt werden, inklusive der Option 
für jeden Empfänger, an deren Vollendung mitzuwirken. So würden die not- 
wendigen schnellen Innovationen unter Ausnutzung vernetzter Intelligenz in- 
ganggesetzt. Auch Unternehmensberatungen entwerfen inzwischen - mitunter 


29 Zwei der wohl bekanntesten Beispiele für diese Strategie sind der Adobe Acrobat Reader 
und der Internet-Browser Netscape Communicator 

30 Die hohe Bedeutung von Aufmerksamkeit angesichts der unübersichtlichen Fülle an In- 
formationen im Internet, hat einige Autoren dazu veranlaßt, von „Aufmerksamkeitsöko- 
nomie“ zu sprechen, (vgl. dazu Goldhaber 1998: 117ff; Franck 1998). Es wird jedoch in der 
These von der Aufmerksamkeitsökonomie (um die inzwischen Ruhe eingekehrt ist) unzuläs- 
sigerweise ein Einzelaspekt (die Aufmerksamkeit) zum dominierenden Faktor der Wert- 
schöpfung überhöht, der im übrigen noch nicht einmal neu ist: Aufmerksamkeit ist das 
Ziel jeglicher Werbestrategie von Unternehmen. Dass dies im Internet eine größere Bedeu- 
tung gewinnt, liegt lediglich an einer größeren Konkurrenz aufgrund des quantitativ höhe- 
ren Angebots. 
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höchst fragwürdige - alternative Verwertungsmodelle: 


„Die angenommene Mehrheit von Freeloadern, die alles umsonst wollen, sollten Werbebanner 
serviert bekommen. Darüber hinaus könnte man ihre Profile für eine Menge Cash weiterverkau- 
fen. Die echten ‚Fans‘ könnten in irgendeiner Form zur Kasse gebeten werden. In der Praxis sol- 
len die Anwender Fragebögen ausfüllen und die Download-Erlaubnis abhängig von der Zahl 
und Qualität der Antworten bekommen. Wieviel wohl Details über die sexuellen Vorlieben wert 
sind? Und was zahlen die Versicherungsunternehmen für die Krankengeschichte? Dafür gibt's 
dann halt Gratis-Mucke.“ (Möller 2001).' 

Diese kurze und sicher nicht erschöpfende Darstellung der neuen Verwer- 
tungsformen von „Content“ in der Internet-Ökonomie sollte deutlich ge- 
macht haben, dass die Forderung nach Informationsfreiheit der Netzaktivis- 
ten mitnichten die bürgerliche Privateigentumsordnung zur Disposition stellt. 
Vielmehr handelt es sich um eine Bewegung, die die technisch und juristisch 
flankierte Eingrenzung und Manipulation der Datenströme aufs Schärfste kri- 
tisiert, der Zwang der Verwertung bleibt davon aber unberührt. Solchermaßen 
„freie“ Güter, die technisch nicht manipuliert („geschützt“) werden, sind letzt- 
lich Gratis-Güter, die aber als Teil eines Gesamtproduktes durchaus der Ver- 
wertung untergeordnet sind. Als solche sind sie Mittel der Werbung oder 
Verkaufsförderung oder Mittel zur Herstellung einer Sphäre, die die Realisie- 
rung von Mehrwert überhaupt erst ermöglicht (Follow-the-Free) oder aber für 
das Unternehmen kostenfreies Produktionsmittel, wenn beispielweise Freie 
Software im Betrieb eingesetzt wird, was auf Dauer und unter Umständen die 
Steigerung des relativen Mehrwerts ermöglicht. Während jedoch „Copyleft“ 
mit gesellschaftspolitischen Zielen verknüpft wird, erwägen Ökonomen und 
andere Autoren Verwertungsmodelle, die ebenfalls einen kostenfreien Zugang 
zu Inhalten ermöglichen, dies aber betriebswirtschaftlich begründen.” 


Kritik der bürgerlichen Eigentumskonzeption 


Die Argumentation der Netzaktivisten für eine freie Informationswelt redu- 
ziert die Frage nach der exklusiven Verfügungsgewalt auf den Wirkungsort ei- 
ner vermeintlich von der realen Welt getrennten Welt, dem Cyberspace, in 
dem andere Regeln gelten würden. Der Widerspruch zwischen Verwertung 
und freier Verfügbarkeit wird so nicht aufgelöst. Es wird stattdessen lediglich 
gefragt, wie können wir den existierenden Anspruch auf Verwertung digitaler 


31 So die Unternehmensberatung Diebold auf der O'Reilly Peer-to-Peer-Konferenz in San Fran- 
cisco 14.-16. Februar 2001. 

32 „Content providers should manage their businesses as if it were free, and then figure out 
how to set up relationships or develop ancillary products and services that cover the costs 
of developing content. Or players may simply try their hands at creative endeavors based 
on service, not content assets: filtering content, hosting online forums, rating others’ (free) 
content, custom programming, consulting, or performing. (...) The way to become a lea- 
ding content provider may be to start by giving your content away. This ‚generosity‘ isn't a 
moral decision: it's a business strategy.“ (Dyson 1995) 
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Güter im Netz anders regeln (technisch „artgerecht“), es wird hingegen nicht 
gefragt, woher exklusive Verfügungsgewalt überhaupt kommt und wie sie legi- 
timiert ıst. Damit aber liegen die Netzaktivisten in einer Linie mit den Copy- 
right-Verfechtern (s.o.), insofern teilen sie deren zugrundeliegendes bürgerli- 
ches Privateigentumsverständnis. Die diesem Verständnis innewohnende Be- 
ziehung zwischen Eigentum, Arbeit und Effizienz (von der Arbeit wird das 
private Eigentumsrecht auf die Früchte der Arbeit abgeleitet, daher generiert 
nur private Verfügungsgewalt eine effiziente Wirtschaftsleistung, s.o.) bleibt 
unangefochten. Diese spezifisch bürgerliche Wahrnehmung der Eigentumsbe- 
ziehungen im Kapitalismus wurde von Marx grundsätzlich hinterfragt. Er 
stellte der bürgerlichen Eigentumskonzeption aber nicht einfach eine eigene 
entgegen. Vielmehr kritisierte er die bürgerliche Wahrnehmung der Aneig- 
nungsgesetze im Kapitalismus, um erst dadurch auf die reale Funktion der 
Eigentumsbeziehungen innerhalb der kapitalistischen Ökonomie (und nicht 
nur jener) zu verweisen. Zuvorderst warf er den bürgerlichen Ökonomen de- 
ren Ahistorismus vor (den wir auch bei North entdecken konnten). Solch ü- 
berzeitlichen Konstruktionen hält er entgegen, dass „die sogenannten allge- 
meinen Bedingungen aller Produktion“ nichts sind, als „diese abstrakten 
Momente, mit denen keine wirkliche geschichtliche Produktionsstufe begrif- 
fen ist“ (Marx 1857/58: 10). Den Ökonomen, die Eigentum zu einer Bedin- 
gung aller Produktion machen, wirft er Tautologie vor: da alle Produktion 
Aneignung von Natur ist, ist es in diesem Sinne Tautologie zu sagen, dass das 
Eigentum (Aneignung) eine Bedingung der Produktion sei: „Lächerlich aber 
ist es, hiervon einen Sprung auf eine bestimmte Form des Eigentums, z.B. das 
Privateigentum zu machen“ (ebd.). So setzt Marx einerseits zwar „Eigentum“ 
mit Aneignung gleich, im Sinne von aneignen = sich zu eigen machen: „Eine 
Aneignung, die sich nichts zu eigen macht, ist contradictio in subjecto“ 
(ebd.), verbindet damit aber gerade keinen spezifischen Rechtsanspruch. Die- 
ser läßt sich nur definieren im Rahmen einer Analyse der jeweiligen, spezifi- 
schen Produktionsstufe, auf der sich die zu untersuchende Gesellschaft befin- 
det. 

Den entscheidenden Punkt seiner Analyse des Privateigentums in kapitalisti- 
schen Gesellschaften faßte Marx im „Kapital“ unter dem Titel „Umschlag der 
Aneignungsgesetze“ (Marx 1867: 22. Kapitel) zusammen. Dort argumentiert 
er, dass die seit Locke übliche rechtsphilosophische Legitimation des Eigen- 
tums durch Arbeit sich der Perspektive der einfachen Zirkulation (Tausch 
von Ware gegen Geld als Form der Vermittlung des gesellschaftlichen Stoff- 
wechsels) verdankt. Hier gibt es nur eine Methode, wodurch sich eine Person 
das Eigentum einer anderen Person aneignen kann: Den Äquivalententausch 
(gleicher Wert tauscht sich gegen gleichen Wert). Das heißt aber, dass die Ei- 
gentumsbeziehung zwischen Person und Ware dem Tausch schon vorausge- 
setzt ist. Außerhalb des Tausches findet aber nur der Produktionsakt der Wa- 
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re statt, so dass es diese Produktion sein muß, also die Verausgabung eigener 
Arbeit, die zum Eigentum führt.” Diese vermeintliche Identität von Arbeit 
und Eigentum scheint nun „umzuschlagen“, wenn man die kapitalistische 
Produktionssphäre betrachtet: Der vom Arbeiter geschaffene Mehrwert wird 
vom Kapitalisten (als Eigentümer der Produktionsmittel) angeeignet, ohne 
dass er dafür ein Äquivalent aufbringen müsste, und wird dann wieder gegen 
Geld getauscht. Mit diesem Geld wird erneut Arbeitskraft gekauft, welche 
wiederum Mehrwert schafft. Im Resultat wird die vergangene Aneignung un- 
bezahlter Arbeit zur Voraussetzung künftiger Aneignung unbezahlter Arbeit: 
„Die Scheidung zwischen Eigentum und Arbeit wird zur notwendigen Konsequenz eines Geset- 
zes, das scheinbar von ihrer Identität ausging“ (Marx 1867: 610). 

Während nun die Apologeten der bürgerlichen Gesellschaft diesen „Um- 
schlag“ leugnen und durch die Konstruktion spezifischer Leistungen des 
„Faktors Kapital“ bzw. des Kapitalisten in der Aneignung des Mehrwerts e- 
benfalls eine auf eigener Arbeit beruhende Aneignung sehen, kritisierten Sozi- 
alisten in der Tradition von Proudhon diesen „Umschlag“ als Verletzung des 
ursprünglichen Eigentumsgesetzes. Beiden Seiten gegenüber will Marx deut- 
lich machen, dass das vermeintlich ursprüngliche Aneignungsgesetz bloßer 
Schein ist: die Identität von Arbeit und Eigentum hat niemals existiert. Die 
einfache Zirkulation, die dieser scheinbaren Identität ihre Plausibilität ver- 
leiht, hat es unabhängig vom Kapitalismus niemals gegeben. Es handelt sich 
bei ihr gerade nicht um eine vorkapitalistische Warenproduktion, die irgend- 
wann einmal existiert hat, sondern um die abstrakte Oberfläche kapitalisti- 
scher Produktion: erst wenn die gesellschaftliche Produktion kapitalistisch or- 
ganisiert ist, wird der Tausch von Ware und Geld zur dominanten Form der 
Vermittlung der gesellschaftlichen Reproduktion und erst jetzt kann sie, eben 
weil sie überall auftritt, als etwas Ursprüngliches, den Kapitalismus Übergrei- 
fendes, erscheinen. 

Die zentrale rechtsphilosophische Legitimation des bürgerlichen Eigentums, 
nämlich dass eigene Arbeit Eigentum begründe, trifft demnach weder auf die 
historische Phase der Entstehung des Kapitalismus zu - diese „sogenannte ur- 
sprüngliche Akkumulation“ (Marx) ist vielmehr davon gekennzeichnet, dass 
gewaltsame Aneignung und nicht Arbeit Eigentum begründete, noch gilt sie 
für den entwickelten Kapitalismus. Dort, im bürgerlichen Reich von Freiheit, 
Gleichheit und Eigentum ist de facto gerade die unbezahlte Aneignung frem- 
der Arbeit die Bedingung für die weitere unbezahlte Aneignung fremder Ar- 
beit. Die notwendige Voraussetzung für den kapitalistischen Produktionspro- 


33 „Und da von ihrem Standpunkt aus (von dem der Zirculation, S.N.) fremde Waaren, also 
fremde Arbeit nur angeeignet werden kann durch Entäusserung der eignen, erscheint von 
ihrem Standpunkt aus der der Circulation vorhergehnde Aneignungsprocess der Waare 
nothwendig als Aneignung durch Arbeit“ (Marx 1858: 48). 
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zess ist aber das Vorhandensein eigentumsloser Arbeiter. Der „doppelt freie 
Arbeiter“ muss a) frei sein von Subsistenzmitteln (er darf keinen Zugriff auf 
Produktionsmittel haben, mittels derer er sich selbst reproduzieren könnte) 
und er muss b) frei sein, seine Arbeitskraft zu verkaufen. Beide „Freiheiten“ 
werden im Verlauf der „ursprünglichen Akkumulation“ gewaltsam hergestellt 
(vgl. Marx 1867, 24. Kapitel). 

Privateigentum ist somit konstituierende Form von Kapitalismus und nimmt 
als solche eine historisch spezifische Eigentumsform an. Vor diesem Hinter- 
grund ist nun auch klar, dass gesicherte Eigentumsrechte nicht hinreichendes 
Mittel sind für Effizienz, sondern notwendige Existenzbedingung der kapita- 
listischen Produktionsweise. Mittel der Effizienz und zwar der kapitalistischen 
Effizienz (Kapitalverwertung) sind daher ganz andere Maßnahmen.” 
Weiterhin kann man schließen, dass die Knappheit der Güter, die die Neo- 
klassik als gegeben voraussetzt und die auch von den Copyleft-Apologeten 
nur für die digitale Welt in Frage gestellt wird, generell keine „natürliche“ ist, 
wie wir sie beispielsweise von fossilen Energieträgern kennen. Knappheit der 
Güter und zwar jener, deren Mehrwert realisiert werden soll, gehört zum kapi- 
talistischen Funktionskontext notwendig dazu. Sind bestimmte Güter, die 
nicht Teil eines Gesamtproduktes sind, sondern originär als Ware getauscht 
werden sollen, frei (hier im Sinne von gratis) verfügbar, ist die Zirkulations- 
sphäre, das heißt, die Sphäre zur Realisation des Mehrwerts, „verwundet“.” 
Privateigentum bzw. gesicherte Eigentumsrechte, sind das Mittel, diese 
Knappheit herzustellen. Per Ausschlussfunktion wird nur das zahlungskräftige 
Bedürfnis gestillt, das nicht zahlungskräftige Bedürfnis hat keinen Zugang.” 
Grundsätzlich ist das Privateigentumsverhältnis aber nicht gestört, da die 


34 Marx unterscheidet zwei grundsätzliche Möglichkeiten, wie die einzelnen Kapitalisten die 
Verwertung des von ihnen angewendeten Kapitals steigern können: Sie können die Ausbeu- 
tung der einzelnen Arbeitskraft erhöhen, indem sie entweder die Arbeitszeit verlängern (wo- 
zu auch die Intensivierung der Arbeit zählt), was Marx im 1. Band des „Kapital“ als „Pro- 
duktion des absoluten Mehrwerts“ abhandelt oder indem sie die Produktivität der Arbeit 
steigern und damit den Wert der Arbeitskraft senken („Produktion des relativen Mehr- 
werts“). Und sie können den Einsatz der Elemente des konstanten Kapitals (Maschinerie, 
Roh- und Hilfsstoffe) „ökonomisieren“, das heißt eine gegebene Produktmenge mit einem 
möglichst geringen Einsatz von konstantem Kapital produzieren. 

35 In der Zirkulationssphäre treten sich ja Privateigentümer gegenüber und erkennen sich als 
solche an, als Voraussetzung von Tausch. Mit der freien Verfügbarkeit von Gütern aber gibt 
es keine exklusiven Eigentümer mehr, damit sind die ökonomischen Kategorien (in diesem 
Falle „Privateigentümer” als Personifikation einer ökonomischen Kategorie), die für den 
Kapitalismus charakteristisch sind, zumindest in der Zirkulation nicht mehr funktional für 
eine erfolgreiche Kapitalverwertung. 

36 Statt nun zu beklagen, dass in der digitalen Welt eine künstliche Knappheit mittels exklusi- 
ver Eigentumsrechte hergestellt werden soll, könnte man diesen Focus zur Abwechslung 
auch auf die reale, nicht-digitale Welt richten. Privateigentum als Ausschluss und damit als 
Herstellung einer „künstlichen“ Knappheit (die nur zahlungskräftige Bedürfnisse versorgt 
und andere ausschließt) gilt generell und nicht nur für die Güter der digitalen Ökonomie, 
wenn sie mit einem restriktiven Property-Rights-Regime versehen werden sollen. 
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Produktionsweise nach wie vor nach den geschilderten Prinzipien (Mehrwert- 
produktion, Aneignung fremder Arbeit) funktioniert. Plädiert man nun für al- 
ternative Verwertungsstrategien, verlegt man die für die kapitalistische Waren- 
zirkulation notwendige Knappheit - vorausgesetzt diese Verwertungsform 
funktioniert - auf eine andere Ebene (nicht mehr für das Produkt muss be- 
zahlt werden, aber für den Zugang oder für die Dienstleistung darum herum, 
usw.). Der Konflikt zwischen Copyright und Copyleft ist daher lediglich 
Ausdruck des Versuchs, die Zirkulationssphäre „warentausch-tauglich“ zu ma- 
chen. Gegenwärtig, so kann man sagen, befindet sich die Suche nach solchen 
Mitteln in einer Art Trial-and-Error-Phase und ob sich die restriktiven Maß- 
nahmen der Copyright-Stärkung durchsetzen werden, mit all ihren negativen 
Begleiterscheinungen, wie beispielsweise einer Gefahr erhöhter Kontrollmög- 
lichkeiten der Nutzer oder der Einschränkung des Fair Use-Prinzips, oder ob 
die alternativen Verwertungsmodelle der Netzaktivisten und Betriebswirt- 
schaftler sich durchsetzen werden, ist noch völlig offen. 


Copyleft als Avantgarde einer postindustriellen Produktionsweise? 


Wie gezeigt weisen die alternativen Verwertungsmodelle in eine Richtung, die 
kurz gesagt „vom Produkt zum Prozess“ gehen. Nicht mehr die eigentumsge- 
schützten digitalen Güter sollen verkauft werden, sondern Dienstleistungen 
„drum herum“.” In diesem Zusammenhang ist auch auf den bereits erwähn- 
ten Jeremy Rifkin zurück zu kommen. Ihm zufolge ist die zunehmende Im- 
materialität von Produkten wesentlicher Bestandteil einer gesamtgesellschaftli- 
chen Entwicklung, die zum Verschwinden des Eigentums führe. Im Zusam- 
menhang mit den technologischen Innovationen dehne sich der Dienstleis- 
tungssektor aus, weil „immer mehr Waren selbst - einst Bollwerk des Systems 
des Privateigentums - in reine Dienstleistungen verwandelt“ (Rifkin 2000: 
115) würden. Was vormals käuflich war, werde mehr und mehr „zugäng- 
lich“.°* Damit werde auch der Tausch zwischen Verkäufer und Käufer, bei 
dem eine Übertragung von „Eigentum“ stattfinde, zugunsten von „Zugangs- 
gewährung in Beziehungsgeflechte“ zwischen Anbietern und Nutzern zurück- 
treten. Mit der Entwicklung hin zu mehr „Zugang“ ist allerdings mitnichten 
das Privateigentum bedroht, es handelt sich dabei lediglich um eine dem 
Medium Internet „artgerechte* Form des Einnahme- und Abrechnungsverfah- 
rens.” Natürlich bleibt das nicht ohne Folgen, wenngleich es auch den Kapi- 


37 „Durch die freie Verfügbarkeit aller Entwicklungsressourcen ist es möglich, bei Fachleuten 
jegliche Garantie und jeden erforderlichen zusätzlichen Service dazuzukaufen“ (Lang 1998: 19). 

38 Auch die FAZ schreibt: „Heute werden Kenntnisse öffentlich, ubiquitär und gratis, die 
Dienstleistung hingegen bleibt privat, lokal und kostet Geld“ (Horn 2000: 13). 

39 Es ist nicht einsichtig, wieso nach Rifkin die Kategorien des Anbieters und Nutzers etwas so 
grundsätzlich anderes sein sollen, als jene des Verkäufers und Käufers. Rifkin versäumt es, in 
seiner Analyse eine Trennung zu machen zwischen stofflicher Beschaffenheit der Produkte 
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talismus oder das Privateigentum nicht untergraben wird, wie manche Auto- 
ren meinen. Gegenwärtig aber sieht es so aus, als würde die Art und Weise, 
wie die immaterielle Welt sich in die vorgegebenen Eigentumsstrukturen des 
Kapitalismus einpasst, einem neuen, postindustriellen Produktionsparadigma 
Vorschub leisten, bzw. ihm entgegenkommen. Dies kann hier nur schlaglicht- 
artig illustriert werden. 

Freie Software ist als das Paradebeispiel zu nennen: Ihre Produktionsweise ba- 
siert auf offenem Wissen, Kooperation, flacher Hierarchie, Flexibilität, welt- 
weite Vernetzung, einer großteils unbezahlten Tätigkeit und meistensteils oh- 
ne Vertragsbindung. Das Produktionsmodell von Open Source bzw. Freier 
Software nimmt für die Industrie schon länger eine Vorbildfunktion ein. So 
hat Norbert Bensel, verantwortlich für Human Resources der DaimlerChrys- 
ler Services AG, auf einer Konferenz neue Arbeitskonzepte vorgestellt, die 
nicht nur in ihrem sprachlichen Habitus sehr den Produktionsaspekten, die 
der Freien Software zugeschrieben werden und den oben beschriebenen neu- 
en Verwertungsmodellen der Internet-Ökonomie ähneln. Er beschrieb das 
neue Arbeitsmodell mit folgenden Stichworten: „Spass haben“ (statt Geld 
verdienen, als Motivation), „Freiwillige motivieren“, „Anerkennung für cool 
code“, „Kunden zu Mitarbeitern machen“, „Bedürfnis der Mitarbeiter nach 
Entfaltung“ usw. Im Abstract zu seinem Vortrag heißt es unter anderem: 

„Die Bedeutung des Mitarbeiters, der "Human Ressources', hat sich für Unternehmen entschei- 
dend gewandelt: Information und Wissen sind der Motor der modernen Dienstleistungsgesell- 
schaft. Dabei ist jedoch der effiziente Zugriff auf Information letztlich nicht der entscheidende 
Wettbewerbsfaktor. Es sind die Menschen, die Mitarbeiter, die mit ihrem Wissen aus der Infor- 
mation neues Wissen erzeugen“ (Bensel 2001, Herv. d. Verf.). 

Neue Arbeitsformen mit flexiblen Vertragskonstruktionen und Zeitstrukturen, 
wie Teilzeit-, Leih-, Honorarvertrags- und andere befristete Arbeitsverhältnisse 
treten zunehmend an die Stelle der klassischen Vollzeit-Normalarbeits- 
verhältnisse, die bereits heute nur noch knapp zwei Drittel aller Arbeitsver- 
hältnisse ausmachen.” Schätzungen zufolge werden diese Arbeitsformen 
schon in den nächsten Jahren mindestens die Hälfte aller Arbeitsverhältnisse 
bestimmen.” Koordiniert werden die Teams und Mitarbeiter in den soge- 


und ihrer ökonomischen Form, der Warenform. Die stoffliche Beschaffenheit aber - also 
die Immaterialität - eines Produkts ändert nichts an den ökonomischen Kategorien, in de- 
nen es sich befindet, insofern wird davon auch die Existenz des Privateigentums nicht be- 
rührt, geschweige denn, dass es verschwindet. 

40 Normalarbeitsverhältnisse umfassen Arbeiter und Angestellte in unbefristeter vollzeitiger 
Stellung, ohne Leiharbeit (vgl. Oschmiansky/Schmid 2000). 

41 Vgl. Klotz (1997), Picot (2000). In Bezug auf die Zunahme dieser „nonstandard work arran- 
gements“ in den USA (ca. 40 Mio. US-Amerikaner, d.h. 30% der Beschäftigten der USA, 
verdingen sich als „independent contractors“, Werkvertragsnehmer, Zeitarbeiter, Teilzeit- 
oder befristet Beschäftigte und Tagelöhner) merken Altvater/Mahnkopf (2000: 772) an, dass 
die „New Economy“ in den USA in beträchtlichem Umfang als eine „informelle Ökono- 
mie, wie sie aus Ländern der Dritten Welt bekannt ist“, verstanden werden könne. 
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nannten Netzwerkkooperationen nach den Methoden der „indirekten Steue- 
rung“, d.h. es werden nicht mehr wie innerhalb betrieblicher Hierarchien 
konkrete Arbeitsanweisungen erteilt, für deren Erfüllung dann der jeweils 
Vorgesetzte seinem Vorgesetzten rechenschaftspflichtig ist. Vorgegeben wer- 
den den konkurrierenden Projektteams lediglich die zu erreichenden Ziele, 
d.h. vor allem Gewinnquoten bzw. Rentabilitätskennziffern, die wiederum an 
den Prinzipien des Shareholder Value, also dem Bestreben, den wichtigen Ak- 
tionären letztlich einen hohen Unternehmenswert bieten zu können, orien- 
tiert sind. Aus dieser Perspektive betrachtet bedeutet Arbeit für die Beschäfti- 
gen in den neuen Arbeitsorganisationen konkret, „als Selbstmanager (...) die 
Ressource Ich“ zu managen, damit unmittelbar der Schrankenlosigkeit des 
Verwertungszusammenhanges ausgesetzt zu sein und deshalb „die ständige 
und endlose Selbst-Ökonomisierung dieses Verhältnisses“ (vgl. Glißmann 
2001: 129) zu betreiben. 

Dazu passt auch eine Entwicklung in der Musikindustrie, wonach Musiker 
sich verstärkt gegen ihre Vertragsbindung mit Plattenfirmen wehren und einen 
direkten Kontakt zum Kunden, mithin die Selbstvermarktung via Netz an- 
streben. Auch die vorgeschlagenen Kriterien, wie unter Verzicht auf Copy- 
right dennoch Geld für Texte oder Musik verlangt werden kann, verweisen 
auf verschärfte Konkurrenzbedingungen und auf prekäre, weil unverbindliche 
Arbeitsverhältnisse: 

„Selbst in einer Welt ohne jedes ‚Copyright‘ wird immer noch jener Reporter hoch bezahlt wer- 
den, der als einziger über eine relevante neueste Meldung verfügt. Denn er kann gut damit 
leben, dass die Meldung nach dem Akt der Weitergabe (für den er sich teuer honorieren lässt) 


jeglichen Kopierschutz verliert. (...) So gehört die Zukunft wohl eher den agilen - vielleicht als 
selbständige Free Lancers oder in kleinen, hochspezialisierten Teams tätigen ‚Information Bro- 


« 


kers‘ als den traditionellen Grossverlagen...“ (Geser 2001). 


Wie auch immer die Entwicklung ausgehen wird, die Auflösung tradierter 
Produktionsverhältnisse ist nichts neues in der Geschichte des Kapitalismus: 


„Die moderne Industrie betrachtet und behandelt die vorhandne Form eines Produktionspro- 
zesses nie als definitiv. Ihre technische Basis ist daher revolutionär (...) Durch Maschinerie, 
chemische Prozesse und andere Methoden wälzt sie beständig mit der technischen Grundlage 
der Produktion die Funktionen der Arbeiter und die gesellschaftlichen Kombinationen des Ar- 
beitsprozesses um“ (MEW 23: 511). 


Die alte bürgerliche Eigentums- und Rechtsordnung steht jedoch mit einem 
„freien“ Datenfluss alleine nicht zur Disposition. 
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Werner Winzerling 


Linux und Freie Software 
Eine Entmystifizierung 


Am Anfang der kommerziellen Nutzung von Computern war die Hardware 
wenig leistungsfähig und teuer. Programme hierfür mussten deshalb klein und 
einfach bleiben. Kunden, die damals einen (teuren) Computer kauften, erhiel- 
ten üblicherweise eine Grundausstattung an systemnaher Software „kostenlos“ 
dazu. Genauer formuliert: Die zum Betrieb eines Computersystems benötigte 
Software wurde dem Kunden nicht getrennt berechnet. Dies änderte sich in 
dem Maße, wie die Software immer umfangreicher und deren Entwicklung 
immer aufwändiger wurde. 

Gleichzeitig war Software auch Gegenstand wissenschaftlicher Forschung. Im 
Rahmen der hier üblichen Gepflogenheiten wurden die erzielten Ergebnisse 
anderen Forschern unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Bei Software umfasste 
dies im Allgemeinen auch den Quellcode. U. a. entstanden auf diese Weise 
im Rahmen von Forschungsarbeiten das Betriebssystem Unix, sowie eine 
Vielzahl von Zusatzkomponenten zu diesem Betriebssystem. Seit Anfang der 
80er Jahre gründeten Forscher aus den Universitäten heraus kommerzielle 
Software-Unternehmen. Sie nahmen dabei meist den bisher erarbeiteten 
Quellcode der Programme mit und begannen die hieraus weiterentwickelten 
Software-Produkte - jetzt jedoch ohne den Quellcode - zu verkaufen. 

Diese Kommerzialisierung führte bald zu einer Gegenbewegung, deren profi- 
liertester Vertreter Richard Matthew Stallman wurde. Insbesondere mit seinem 
Namen ist die Idee und das Lizenzmodell der Freien Software verbunden. 
Von einer Software, die unter dieser Lizenz verbreitet wird, muss auch der 
Quellcode frei! zugänglich sein. Der Quellcode kann verändert, ergänzt und 
weiter entwickelt werden, er muss dann aber auch wieder komplett und mit 
allen Ergänzungen unter dem offenen Lizenzmodell veröffentlicht werden 
(Copyleft statt Copyright). Diese Art der Softwareentwicklung und das zuge- 
hörige Lizenzmodell wurden unter dem rekursiven Akronym „GNU is not 
Unix“ bekannt (Stallman 1999). 


1 Stallman (1999: 56-57) weist darauf hin, dass „frei“ von Freiheit angeleitet ist (englisch: libe- 
rated, freedom, open), und nicht beispielsweise von „Freibier“. So kann u. a. für die Anfer- 
tigung von Kopien freier Software durchaus ein angemessener Geldbetrag verlangt werden. 
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In der Folgezeit wurde eine Vielzahl betriebssystemnaher GNU-Software- 
Produkte entwickelt. Lange fehlte jedoch noch ein Betriebssystemkern, ein 
sog. Kernel. Neben anderen, widmete sich ab 1991 auch der finnische Stu- 
dent Linus Torvalds dieser Aufgabe. Er entwickelte den Kernel Linux. 
Obwohl der Linux-Kernel selbst der GNU-Lizenz unterliegt, entstanden im 
Umfeld der Linux-Entwicklung auch weitere, (im Sinne von Stallmann) weni- 
ger freie Lizenzmodelle. Zwar ist auch hier die Veröffentlichung des Quellco- 
des vorgesehen, aber häufig wird aus verschiedenen, zum Teil kommerziellen 
Überlegungen dessen weitere Nutzung eingeschränkt. So werden oft Verände- 
rungen und Ergänzungen am Quellcode bzw. deren Weitergabe untersagt. 
Dieses pragmatische Vorgehen wurde von den Vertretern der freien Software- 
Entwicklung um Stallman heftig kritisiert, die solche Einschränkungen am ur- 
sprünglichen GNU-Lizenzmodell nicht akzeptieren wollten. Um sich hiervon 
abzugrenzen, wurde von den pragmatischeren Vertretern der Begriff Open 
Source geprägt, der nun auch weniger freie Lizenzmodelle umfasst, solange 
wenigstens der Quellcode offen zugänglich bleibt (vgl. Perens 1999). 

Obwohl Linux mit der kostenlosen Weitergabe von Nutzungsrechten und 
Quellcode im Grunde „nur“ eine Tradition aus den Anfängen der Compu- 
ternutzung fortschreibt, wird sein Erfolg häufig als Beginn einer neuen öko- 
nomischen Entwicklung gewertet (Moody 2001). Stefan Meretz sieht in der 
freien Softwarebewegung sogar „Keimformen einer neuen Gesellschaft jenseits 
des Kapitalismus“ (Meretz 2000: 7) und bei Hans-Gert Gräbe führt das Open- 
Source-Projekt zu einem „Nachdenken über [den] Sozialismus“ (Gräbe 2000: 
651). Was aber Linux tatsächlich von den meisten anderen Produkten der 
freien Software-Entwicklung unterscheidet, ist die Tatsache, dass fast alle 
namhaften Hard- und Software-Hersteller dieses Betriebssystem unterstützen. 
In diesem Beitrag wird der Frage nachgegangen, was Linux tatsächlich so be- 
deutungsvoll für die Computerindustrie macht. Zunächst wird das Betriebs- 
system einer kritischen (technischen) Wertung unterzogen. Dabei werden 
auch verschiedene Argumente der freien Software-Entwicklung hinterfragt. 
Dann untersucht der Beitrag einige wesentliche neue Einflüsse auf die Ent- 
wicklung und Produktion in der Computerindustrie. Dies sind zum einen 
Veränderungen in der Herstellungskette und zum anderen Netzeffekte (Exter- 
nalitäten), die von diesen Produkten ausgehen. 


1. Linux - das bessere Betriebssystem? 


Monolithisch statt Microkernel 


Bei dem internen Aufbau von Betriebssystemen werden zwei grundlegende 
Konzepte unterschieden. Ältere Betriebssysteme - und auch Linux - bestehen 
aus einem monolithischen Kern. Der gesamte Quellcode wird hier zu einem 
großen Programm verbunden. Alle Bestandteile des Betriebssystems sind auf 
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diese Weise eng gekoppelt. Dagegen sind moderne Betriebssysteme, zu denen 
auch schon Windows NT gehörte, stärker modularisiert und entkoppelt. Sie 
bestehen aus einem minimalen Microkernel auf dem die eigentlichen Dienste 
des Betriebssystems (Prozessverwaltung, Speicherverwaltung, Ein-/ Ausgabe 
usw.) aufsetzen. Diese Dienste kommunizieren ausschließlich über den Mic- 
rokernel miteinander und sind so weitestgehend entkoppelt. 

Das monolithische Konzept ist über 30 Jahre alt und gilt unter Informatikern 
als veraltet. Stellvertretend für diese Diskussion soll hier aus der berühmten 
Tanenbaum-Torvalds-Debatte, die Anfang 1992 in der MIMIX-Newsgroup ge- 
führt wurde, eine Bemerkung von Tanenbaum? zitiert werden: 


„Microkernel vs. Monolithische Systeme: ... es genügt festzustellen, dass unter den heutigen 
Entwicklern von Betriebssystemen, diese Debatte endgültig vorüber ist. Microkernel- 
Architekturen haben gewonnen. ... Im Jahr 1991 noch ein monolithisches System zu entwickeln, 
halte ich für eine schlechte Idee.“ (Tanenbaum/Torvalds 1992: 222) 

Wahrscheinlich liegt auch darin das eigentliche „Geheimnis“ des Erfolges der 
dezentralen Linux-Entwicklung. Das zugrunde liegende UNIX-Architekturkon- 
zept war bereits in vielen Informatik-Lehrbüchern beschrieben.” Auch mussten die 
internen Schnittstellen der einzelnen Betriebssystem-Komponenten zwischen 
den Entwicklern nicht mehr ausgehandelt und abgestimmt werden. Vielmehr 
konnte auf bereits existierende Referenz-Implementierungen von Unix- 
Systemen zurückgegriffen werden (Torvalds/Diamond 2001: 87f), was das 
Testen erfahrungsgemäß außerordentlich vereinfacht und eine Vielzahl poten- 
tieller Fehlerquellen ausschließt. 

Seit 1990 arbeitet eine Gruppe freier Softwareentwickler unter Leitung von 
Richard Stallmann in dem Projekt GNU/HURD auch an einem Microkernel- 
Betriebssystem. Da es aber für Microkernel-Architekturen noch keine verall- 
gemeinerten Konzepte gibt, die sich bereits in Lehrbüchern wieder finden, ist 
hier der Abstimmungsaufwand zwischen den Entwicklern wesentlich größer. 
Interessanterweise entstanden die meisten Probleme mit HURD dort, wo ei- 
gentlich die Stärken der freien Software-Entwicklung liegen sollten: nämlich 
beim Testen (zu Problemen der HURD-Entwicklung u. a. Stallmann 1999: 65 
und Brinkmann 2001; zu vermeintlichen Stärken der freien Softwareentwick- 
lung u. a. Raymond 2001). Dagegen scheint es Microsoft spätestens mit Win- 
dows 2000 gelungen zu sein, innerhalb von akzeptablen 10 Jahren einen sta- 
bilen und zuverlässigen Microkernel zu entwickeln. 

Es sei hier aber auch angemerkt, dass aufgrund der geringen Leistungsfähig- 


2 Prof. Andrew S. Tanenbaum forscht und lehrt an der Vrije Universiteit in Amsterdam und 
gilt aus ausgewiesener Experte auf dem Gebiet der Rechnernetze und Betriebssysteme. Er 
entwickelte mit Mimix ein Unix-ähnliches Betriebssystem für die Forschung und Lehre. 
Zwar war der Quellcode von Mimix frei zugänglich, durfte aber nicht verändert werden. 
Basierend auf Minix implementierte Linus Torvalds dann Linux. 

3 So nutzte auch Linus Torvalds das Lehrbuch von Tanenbaum (Torvalds/Diamond 2001: 
59). 
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keit heutiger Prozessoren, die eigentlichen Vorteile der Microkernel, wie Sta- 
bilität und Zuverlässigkeit, noch nicht umfassend genutzt werden können. Im 
Interesse der Effizienz müssen noch deutliche Abstriche an einer „sauberen“ 
Microkernel-Architektur gemacht werden. 


Funktions- und Leistungsvergleiche - Argumente und Emotionen 


Auch in den meisten bisher durchgeführten Funktions- und Leistungsverglei- 
chen konnte eine Überlegenheit von Linux gegenüber anderen marktgängigen 
Betriebssystemen nicht festgestellt werden (u. a. Brown 2001b). 

Eine besondere Bedeutung hat hier der 1999 durchgeführte Test des Unter- 
nehmens Mindcraft. Die Zusammenfassung lautete damals: Als Fileserver ist 
„der Microsoft Windows NT Server 4.0 ... 2,5-mal so schnell wie Linux“ und 
als Webserver „über 3,7-mal so schnell“ (Mindcraft 1999: 1). Als dann auch 
noch bekannt wurde, dass der Test im Auftrag von Microsoft durchgeführt 
wurde, brach ein Sturm der Entrüstung über das Unternehmen Mindcraft 
herein, den dessen Chef Bruce Weiner später so beschrieb: „Ich erwartete ei- 
niges ... Aber der Sturm, der dann einsetzte, war unvorstellbar. Es war, als hät- 
te ich ein Baby umgebracht oder so etwas. Ich hatte es aber nicht umge- 
bracht, sondern ihm nur eine Ohrfeige gegeben ...“ (zitiert in Moody 2001: 
384). Auch von Linus Torvald erhielt er eine (Spam)-Mail: „... Lügen, ver- 
dammte Lügen und Benchmarks ...“ (zitiert in Moody 2001: 394). Es zeigte 
sich jedoch, dass die damals untersuchte Linux-Version tatsächlich erhebliche 
Leistungsdefizite aufwies und die Mindcraft Kritik berechtigt war (Moody 
2001: 393). In der Folgezeit konnte Linux dieses Leistungsdefizit gegenüber 
dem Microsoft-Betriebssystem aufholen, ohne allerdings einen erkennbaren 
Vorsprung zu erzielen, wie u. a. die Untersuchung in (Schmidt 2000) zeigt. 


„GNU is not Unix” und „Linux ist nicht Microsoft” 


Ein weiterer Grund für das Interesse an Linux ist wohl auch in der Aversion 
vieler seiner Anhänger gegenüber dem Unternehmen Microsoft zu suchen. 
Die Entscheidung für Linux wird oft mit dem Argument „Freie Software vs. 
Betriebssystem-Monopol“ begründet (u. a. Meretz 2000). Interessant ist dabei 
auch, dass dieser Vorwurf nur Microsoft trifft und nicht z. B. auch Intel mit 
seinen Prozessoren, Cisco mit seinen Routern oder SUN mit der Java- 
Weiterentwicklung. Alle diese Firmen schützen ihre eigenen Produkte vor der 
Konkurrenz mit dem gleichen Vorgehen. Hierauf wird unten noch näher ein- 


4 Dass Linux-Diskussionen von deren Anhängern oft sehr emotional geführt werden, läßt 
sich seit den Linux-Anfängen beobachten. So gibt Linus Torvalds in der bereits erwähnten 
Tanenbaum-Torvalds-Debatte ganz freimütig zu: „Normalerweise gerate ich nicht in eine 
Flame-Argumentation, aber wenn es um Linux geht, bin ich sehr empfindlich.“ (Tanen- 


baum/Torvalds 1992: 225) 
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gegangen. 
Auch ist ein Betriebssystem für viele Nutzer - buchstäblich - deutlich sicht- 
barer als andere Komponenten des Computers. Es steht damit viel stärker im 
„öffentlichen“ Interesse und ist gewissermaßen das „Tor“ durch das ein Nut- 
zer mit der IT-Technologie ın Berührung kommt. Negative, wie positive Be- 
richte werden so auch viel stärker zur Kenntnis genommen. 


Stabilität und Sicherheit 


Als Argument für Linux wird oft dessen angeblich höhere Stabilität angeführt, 
insbesondere gegenüber den Microsoft-Betriebssystemen.” Häufig ähnelt dies 
aber dem sprichwörtlichen Vergleich von Äpfeln und Birnen, wenn beispiels- 
weise Linux-Server den Microsoft-Workstation° oder gar Windows98/Me’ ge- 
genüber gestellt werden. 

Andererseits zeigte sich, dass der aktuelle Linux-Kernel mit der Versionsnum- 
mer 2.4 nicht mehr an die Stabilität der vorherigen kleineren und funktional 
weniger ausgebauten Version 2.2 anknüpfen kann. Zur Beseitigung enthalte- 
ner Fehler ist eine häufige Herausgabe korrigierter Kernelversionen erforder- 
lich, die dabei oft neue Fehler verursachen. Dies verunsichert derzeit die Li- 
nux-Anwender (0.V. 2001b). Möglicherweise hat der aktuelle Linux-Kernel in- 
zwischen eine solche Komplexität erreicht, dass die Software-Qualität mit der 
hier üblichen dezentralen Entwicklung über das Internet nicht mehr ausrei- 
chend gewährleistet werden kann. 


5 Dabei wird Linux im Allgemeinen nur Microsoft-Betriebssystemen gegenüber gestellt. Mit 
ausgereiften kommerziellen Unix-Betriebssystemen wird es - wohl aus gutem Grund - nie 
verglichen. 

6 Nicht zuletzt infolge unterschiedlicher Nutzungsformen erreicht eine Workstation selten 
die Stabilität eines Servers. Workstation werden als Arbeitsplatz-Computer mit verschiede- 
nen Hardware-Erweiterungen und Anwendungsprogrammen genutzt, die mitunter eine ge- 
ringere Stabilität bzw. Zuverlässigkeit aufweisen. Auch sind oftmals die Computerkenntnisse 
von Workstation-Nutzern geringer. Server dagegen werden für spezielle Anwendungen in 
Netzwerken eingesetzt und meist von ausgebildeten Administratoren betreut. Sie weisen 
damit naturgemäß eine geringe Störanfälligkeit auf. Windows NT/2000/XP wird sowohl als 
Workstation wie auch als Server-Betriebssystem eingesetzt, während Linux fast ausschließ- 
lich als Server-Betriebssystem genutzt wird. Dies muss bei Vergleichen beachtet werden. 

7 Windows 98/Me wurde für die Nutzung auf Heim-PC's optimiert, um insbesondere die 
Vielzahl vorhandener PC-Spiele zu unterstützen. Die interne Architektur ist deshalb auf ei- 
ne hohe Kompatibilität, Geschwindigkeit sowie einfache Bedienbarkeit ausgelegt. Viele 
Eigenschaften kommerzieller Betriebssysteme, die insbesondere der Stabilität und Sicherheit 
dienen, werden nicht unterstützt. Nur Windows/NT/2000/XP entspricht vom Aufbau her 
kommerziellen Betriebssystemen. Aus diesem Grund kann auch nur Windows 
NT/2000/XP, nicht jedoch Windows 98/Me, mit Linux direkt verglichen werden. Ob dies 
aber in Umfragen immer hinreichend berücksichtigt wird, muss bezweifelt werden. So fin- 
det sich beispielsweise in der Linux-Umfrage von EMNID (2001) kein Hinweis darauf, dass 
bei den Microsoft-Betriebssystemen zwischen Windows 98/Me und Windows NT/2000 un- 
terschieden wurde. Stattdessen stellt die Befragung Linux undifferenziert „Windows“ gegen- 
über. 
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Viele Angriffe zielen aber oft gar nicht direkt auf das Betriebssystem selbst, 
sondern nutzen bekannte Fehler in der systemnahen Anwendungssoftware 
aus. Die Vereinigung unabhängiger System- und Netzwerkadministratoren 
SANS erstellt regelmäßig eine Auflistung der aus ihrer Sicht zehn größten Si- 
cherheitsmängel in der Internet-Software aller Betriebssysteme (SANS 2001). 
Hieraus kann kein Vorteil für Linux gegenüber anderen Betriebssystemen o- 
der Microsoft abgeleitet werden. Vielmehr sind einige der von SANS aufge- 
führten Sicherheitsmängel in freien und Open Source Programmen bereits 
seit mehreren Jahren bekannt - wohl auch, weil sich hierfür kein Entwickler 
zuständig fühlt.’ 

Ähnlich verhält es sich mit der Sicherheit. Nutzer der Microsoft-Systeme ver- 
fügen gegenüber Linux-Nutzern häufig über geringere Systemkenntnisse. Au- 
ßerdem sind die Microsoft-Betriebssysteme auf eine einfache Bedienbarkeit 
hin optimiert, was es vielen Nutzern überhaupt erst ermöglicht, mit einem 
Computer zu arbeiten. Einfache Bedienbarkeit steht aber oft im Widerspruch 
zur Sicherheit. So durchschauen viele Microsoft-Nutzer die komplexen Sys- 
temabläufe oft nicht mehr, die sich hinter manchen einfach auszulösenden 
Funktionen verbergen, und geben so unbeabsichtigt oder leichtsinnig Angrei- 
fern die Möglichkeit in das Betriebssystem einzudringen. 

Zu Gunsten von Linux wird häufig auch angeführt, dass die Offenlegung des 
Quellcodes die Stabilität und Sicherheit von Software erhöht. Jeder könne 
den Quellcode selbst überprüfen und so würden Fehler schnell aufgedeckt 
und behoben.’ Dies ist aber ein schwaches Argument. Wie die oben bereits 
erwähnte SANS-Fehlerliste zeigt, konnte diese Annahme in der Praxis bisher 
noch nicht nachhaltig bestätigt werden. 


Kosten 


Ein wichtiges Auswahlkriterium für den IT-Einsatz in einem Unternehmen 
sind zweifellos die Investitionskosten. Dies sollte eigentlich ein gewichtiges 
Argument für Linux sein. Aber auch dies relativiert sich bei genauerer Be- 


8 Wohl nicht ganz unrecht hat hier der Microsoft-Manager Steve Lipner: „Jeder hat mit Si- 
cherheitslöchern zu kämpfen - das liegt in der Natur von Software. Aber man braucht Zeit, 
Geld und Ressourcen, um sie zu stopfen. ... Nur weil jeder quelloffene Software inspizieren 
kann, heißt das noch lange nicht, dass das auch wirklich jemand tut.“ (zit. in 0.V. 2001c) 

9 Dass auch Linux schon seit längerem eine Vielzahl von Sicherheitsmängeln aufweist, wird 
u. a. in (Anonymous 1999) beschrieben. Hieran hat sich wohl in der letzten Zeit nichts 
Wesentliches geändert, wie die überarbeitete Neuauflage dieses Buches zeigt (Anonymous 
2001). 

10 Der Quellcode der Red-Hat-Version 7.1 umfasst ca. 30 Millionen Programmierzeilen. Dies 
entspricht über % Millionen Druckseiten. Unterstellt man für die Inspektion einer Druck- 
seite (nur) 20 Minuten, dann werden hierfür ca. 100 Personenjahre benötigt. Auch wenn 
nicht alle Programme einer Distribution genutzt werden, bleibt dennoch die Quellcode- 
Inspektion für einen Anwender illusorisch. 
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trachtung. 

In einer Studie der Universität Karlsruhe wurden die IT-Investitionen für typi- 
sche mittelständische Industrie-Unternehmen aus den Bereichen Maschinen- 
bau und Elektrotechnik untersucht (Gemünden 1999). Der größte Anteil wird 
hier mit 30% für das eigene Betriebspersonal benötigt. Der Anteil der Soft- 
ware beträgt im Durchschnitt (nur) 16%. Davon wiederum wird der überwie- 
gende Teil für die Anwendungssoftware ausgegeben. Würde man in einem 
solchen Unternehmen sämtliche Betriebssysteme gegen Linux austauschen 
(was schon durch die Vorgaben der Anwendungssoftware nicht möglich sein 
dürfte), dann würde die Ersparnis bei den gesamten IT-Ausgaben wohl unter 
2% liegen. Wenn jedoch mit der Nutzung von Linux kein anderes bisher ge- 
nutztes Betriebssystem abgelöst werden kann, stehen diesen minimalen Ein- 
sparungen zusätzliche Ausgaben für die Administration eines weiteren Be- 
triebssystems gegenüber, die dann diese minimale Kostenersparnis wieder zu- 
nichte macht. 

Eine etwas andere Situation ergibt sich dort, wo keine „Altlasten“ zu berück- 
sichtigen sind und wo Linux seine speziellen Stärken ausspielen kann. Dies 
sind beispielsweise Web-Farmen bei Internet-Providern oder Server-Farmen für 
Hochleistungsberechnungen, die in der letzten Zeit auch eine hohe statisti- 
sche Relevanz für die Verbreitung von Linux aufweisen. 

Weitere Zusatzkosten entstehen mit dem Einsatz von Linux auch durch feh- 
lende oder unzureichende Administrationswerkzeuge. Häufig kann ein Linux- 
Server nur per Kommandozeile administriert werden. Dies erfordert jedoch 
einen höheren und auch wiederkehrenden Lernaufwand, bis man die Kom- 
mandos „im Kopf“ hat. Gerade bei selten benutzten Funktionen und bei ei- 
ner größeren Anzahl unterschiedlicher Betriebssysteme, wie sie in den Unter- 
nehmen häufig anzutreffen sind, entsteht dadurch ein höherer Arbeitsauf- 
wand und auch höhere Kosten. Dagegen sind Fenster-unterstützte Administ- 
rationswerkzeuge in der Regel mit einem geringeren Lernaufwand verbunden. 
Gegenüber Linux besitzt Microsoft mit seinen Werkzeugen (Management- 
Console, Snap-In-Technologie, Active Directory Service, IntelliMirror) noch 
einen deutlichen Vorsprung. 


2. Vernetzte Produktion in der Computerindustrie 


Wie im vorigen Abschnitt gezeigt wurde, erklären die „technischen“ Parame- 
ter von Linux nicht das große Interesse der Computerindustrie an diesem Be- 
triebssystem. Im Weiteren wird mit Hilfe der relativ neuen ökonomischen 
Netzwerk-Theorie eine Erklärung des Linux-Phänomens versucht. Dabei wer- 
den zwei Teilbereiche näher betrachtet: Zunächst die vernetzte Produktion in 
der Computerindustrie und im nächsten Abschnitt die Wirkungen von Netz- 
effekten (Netzwerk-Externalitäten). 
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Vertikale und horizontale Hersteller 


Silicon Valley ist seit den 80er Jahren der Inbegriff einer neuen Computerin- 
dustrie geworden, die basierend auf den Fortschritten der Mikroelektronik 
neuartige Produkte, wie beispielsweise den PC entwickelt und produziert 
(Lüthje 1998, 2001). Gleichzeitig waren damit auch grundlegende Verände- 
rungen im Herstellungsprozess verbunden. Die klassische Form der Compu- 
terherstellung war (und ist) die des vertikalen Herstellers. Dieser baut einen 
kompletten Computer als Finalproduzent „aus einer Hand“. Dabei entwickelt 
und produziert er auch die meisten Schlüsselbestandteile selbst, wie den Pro- 
zessor, das Betriebssystem sowie wichtige systemnahe Anwendungssoftware. 
Beispiele hierzu sind die Computersysteme ES/9000, AS/400 und RS/6000 
der IBM oder die Sparc/Solaris-Systeme von SUN Microsystems. 

Dagegen werden PCs heute von einer Vielzahl spezialisierter Hersteller ge- 
baut. Jeder dieser Hersteller entwickelt und produziert im Allgemeinen nur 
eine einzelne Komponente, die dann mit anderen Komponenten von einem 
ebenfalls nur hierauf spezialisierten Unternehmen zu einem Gesamtprodukt 
zusammen gefügt werden. Dieses veränderte Produktionsmodell wird als 
„vertikale Dis-Integration“ bezeichnet (Borrus/Zysman 1997, Lüthje 1998, 
2001, Zerdick u.a. 2001). Dagegen spricht Grove (1996) hier von der „hori- 
zontalen“ Computerindustrie. Dieser Begriff wird auch im Weiteren ver- 
wendet. 

Der Unterschied zur klassischen Form von Finalproduzent und Zulieferer be- 
steht auch darin, dass hier die wichtigsten Schlüsselkomponenten nicht mehr 
vom Finalproduzenten, sondern von einzelnen Zulieferern entwickelt und 
produziert werden. Für den PC sind dies vor allem die Unternehmen Intel 
und Microsoft, die damit die wesentlichen Eigenschaften des Endproduktes 
PC bestimmen. Aus diesem Grund wird das horizontale Modell der PC- 
Produktion von (Borrus/Zysman 1997) auch als „Wintelism“ bezeichnet. 
Gleichzeitig hat das horizontale Herstellungsmodell zu einer globalen Aus- 
dehnung und zu weltweiten Fertigungsstätten geführt (Borrus/Zysman 1997). 
Lediglich die Forschungs- und Entwicklungsbereiche der Unternehmen blie- 
ben im Wesentlichen in Silicon Valley konzentriert, um so die notwendige 
enge Abstimmung zwischen den verschiedenen horizontalen Herstellern bei 
der Entwicklung der Komponenten sicher zu stellen (Lüthje 2001). 


Skaleneffekte der horizontalen Hersteller 


Der Vorteil des horizontalen Modells besteht zunächst darin, dass sich jeder 
Hersteller auf eine Komponente konzentrieren kann, und dies dann meist 
noch weltweit. Er kann so hohe Summen in Forschung und Entwicklung so- 
wie eine effiziente und hochautomatisierte Fertigung investieren und damit 
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Skaleneffekte nutzen (Borrus/Zysman 1997, Lüthje 2001). Dies führt dann 
wiederum zu geringeren Komponentenkosten und letztlich zu immer preis- 
werteren PC-Systemen. 

Damit verbunden sind aber für jede neue Produktgeneration auch stetig 
wachsende Investitionen, die auf die Preise des Endproduktes umgelegt wer- 
den müssen. Je höher der Wissensanteil in einem Produkt ist, umso höher 
werden auch die Entwicklungskosten und je komplizierter ein Produkt wird, 
umso größer sind die Ausgaben für die Fertigungsanlagen. Bei der Software- 
Entwicklung entstehen vor allem Entwicklungskosten. Bei der Produktion 
von Prozessoren sind dagegen neben den Aufwendungen für die Entwicklung 
auch hohe Investitionen für die Fertigungsanlagen erforderlich. 

Je mehr Produkte (Software-Lizenzen oder Prozessoren) ein Hersteller verkau- 
fen kann, umso geringer schlägt sich der Anteil der Anfangsinvestitionen 
(Entwicklungskosten, Fertigungsinvestitionen) in dem Preis für ein einzelnes 
Produkt nieder. Er kann durch die Skaleneffekte seine Produkte günstiger an- 
bieten und/oder einen höheren Gewinn erzielen. Im Allgemeinen werden aus 
den Gewinnen der laufenden Produktion die Investitionen in künftige Pro- 
duktgenerationen gedeckt. Dies begünstigt die Marktkonzentration in investi- 
tionsintensiven Bereichen, da hier letztlich nur Hersteller mit einem hinrei- 
chend großen Absatz ihrer Produkte auch die erforderlichen Investitionen in 
künftige Produkte aufbringen können." In ZVEI (2001) wird vermutet, dass 
insbesondere eine Rezession, wie sie 2001 in der Halbleiterindustrie beobach- 
tet wurde, die Marktkonzentration zusätzlich beschleunigt. Marktführer sind 
aufgrund ihrer größeren finanziellen Ressourcen (und Reserven) eher ın der 
Lage, eine schwierige Absatzperiode durchzustehen. 


Marktführer und Wettbewerber 


Betrachtet man die horizontal vernetzten Hersteller genauer, dann erkennt 
man, dass jede wichtige Komponente eines PCs im Allgemeinen von mehre- 
ren Herstellern produziert wird: einem Marktführer und seinen Wettbewer- 
bern (Zerdick u.a. 2001). Tabelle 1 zeigt die Marktführer und Wettbewerber 
in den verschiedenen horizontalen Marktsegmenten der Computerindustrie. 
Dabei sind stärkere und schwächere Marktführer zu unterscheiden. So sind 
Intel und Microsoft in ihren Segmenten stärkere Marktführer, als z. B. Seaga- 
te bei den Festplatten. Andererseits dominiert niemand die gesamte horizon- 
tale Herstellungskette. 

Die horizontalen Hersteller sind eng aufeinander angewiesen. Das Ausscheren 
nur eines dieser Hersteller könnte das gesamte Geschäftsmodell aller beteilig- 


11 Neben der Auseinandersetzung auf dem Markt nutzen vor allem Marktführer oft auch ge- 
richtliche Auseinandersetzungen, um Wettbewerber zu attackieren. Dies wird am Beispiel 
des Unternehmens Intel u. a. in Jackson (2000) sehr anschaulich beschrieben. 
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ten Unternehmen gefährden. Fordert beispielsweise ein Hersteller plötz- 
Tabelle 1: Spezialisten dominieren die horizontale Computer-Industrie 


Marktsegment Marktführer Wettbewerber 

Services EDS Accenture, CSC, T-Systems (mit Debis) 
Datenbank Oracle IBM (mit Informix), Sybase, Microsoft 
(DBMS) 

System-Software Microsoft (vorher Novell und IBM-OS/2) 
Datenkommuni- Cisco Nortel, Juniper 

kation 

PCs Compaq IBM, Dell, Apple, Hewlett-Packard 
Drucker Hewlett-Packard Epson, Canon 

Festplatten Seagate Maxtor (mit Quantum), Conner 
Mikroprozessoren Intel AMD, Motorola 


Quelle: Zerdick u.a. (2001: 126; aktualisiert) 


lich für seine Komponente einen deutlich höheren Preis, führt dies zunächst 
dazu, dass sich das Gesamtsystem um diesen Betrag verteuert. Dieser eine 
Hersteller würde dabei einen höheren Gewinn erzielen, trotz des zwangsläufig 
zu erwartenden (geringen) Rückgangs des Gesamtabsatzes der etwas verteuer- 
ten PCs. Bei allen anderen Herstellern würde aber der eigene Umsatz und 
Gewinn zurückgehen. Erhöhen daraufhin alle Hersteller ihre Komponenten- 
preise, wären PCs bald unverkäuflich. 

Um ein solches Ausscheren des Markführers zu verhindern, müssen im hori- 
zontalen Marktmodell Wettbewerber bereit stehen, die eventuell die Aufgabe 
des Marktführers übernehmen können. Sie stellen sicher, dass kein Hersteller 
aus der „stillschweigenden Übereinkunft“ ungestraft ausbrechen kann. So ist 
wohl auch das finanzielle Engagement von Marktführern zu werten, die in 
Wettbewerber eines anderen Marktsegmentes investieren, u.a. um den dorti- 
gen Wettbewerb zu fördern. 

Andererseits sind im horizontalen Marktmodell dominante Marktführer un- 
verzichtbar. Damit in einer vernetzten Produktion am Ende ein funktionie- 
rendes Endprodukt entsteht, müssen zwischen den Komponenten Schnittstel- 
len!* definiert werden. In der schnelllebigen Informationstechnologie ist meist 


12 Sollen verschiedene Komponenten, von unterschiedlichen Herstellern, zu einem Gesamt- 
system zusammen gefügt werden, dann müssen vorher die Verbindungspunkte - Schnittstel- 
len - zwischen den einzelnen Komponenten definiert werden. Bei klassischen Telekommu- 
nikationsprodukten sind dies beispielsweise die Steckverbinder sowie die Signale, die zwi- 
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keine Zeit, um in langwierigen (und oft auch noch erfolglosen) Abstim- 
mungsprozessen Standards zu definieren. Damit ist es eine wichtige Aufgabe 
des Marktführers, so genannte De-facto-Standards in seinem Marktsegment zu 
setzen. Die daraus entstehenden neuen Probleme werden im nächsten Ab- 
schnitt diskutiert. 


Linux als Wettbewerber 


Während derzeit bei allen anderen PC-Komponenten den Marktführern 
(noch) ausreichend starke Wettbewerber gegenüber stehen, hatte sich das Ge- 
wicht im Segment der Betriebssysteme zuletzt sehr deutlich zugunsten von 
Microsoft verschoben. Es gab, nachdem das OS/2 von IBM in der Bedeu- 
tungslosigkeit verschwunden war und Novell die Weiterentwicklung von 
Netware weitestgehend eingestellt hatte, keinen Wettbewerber mehr, der im 
Bedarfsfall die Stelle von Microsoft einnehmen konnte. Dies ist eine gefährli- 
che Situation für das horizontale Produktionsmodell. 

Es kann vermutet werden, dass die übrige „Hersteller--Gemeinschaft“ (ausge- 
nommen Microsoft) dringend nach einem neuen Wettbewerber für das Seg- 
ment der Betriebssysteme gesucht hatte. Dies erlaubt die Vermutung, dass die 
Unterstützung von Linux durch die Teilnehmer des horizontalen Marktmo- 
dells dem Zweck dient, einen neuen Wettbewerber (jedoch keinen Marktfüh- 
rer!) im Segment der Betriebssysteme zu etablieren, um so die Abhängigkeit 
von Microsoft wieder zu verringern." 

Linux hat aufgrund seiner Herkunft den Vorteil, dass es keinem Unterneh- 
men gehört und so zunächst auch keine neuen Konflikte zwischen den betei- 
ligten Herstellern entstehen können. Zusätzlich wurden mit Linux die hohen 
Anfangsinvestitionen vermieden, die zunächst erforderlich gewesen wären, um 
ein Wettbewerbsprodukt zu den Microsoft-Betriebssystemen zu entwickeln. 
Dieses Risiko einzugehen war wohl zuletzt kein Unternehmen mehr bereit, 
weder IBM noch Novell mit ihren Betriebssystem-Alternativen OS/2 und 
Netware. Außerdem erfordert die Weiterentwicklung von Linux für den ein- 
zelnen Hersteller derzeit nur vergleichsweise geringe Investitionen. Viele Un- 
ternehmen haben Mitarbeiter für die Linux-Weiterentwicklung abgestellt, na- 
türlich auch, um die eigenen Interessen bei der Fortentwicklung berücksich- 
tigt zu wissen. Andererseits verteilen sich dadurch die Entwicklungskosten auf 
viele Unternehmen." 


schen den Geräten ausgetauscht werden. Bei Software-Komponenten müssen zwischen den 
Herstellern einheitliche Programmaufruf-Schnittstellen vereinbart werden. 

13 IBM, die Linux ebenfalls massiv unterstützt, verfolgt damit noch weitergehende eigene Zie- 
le. So plant IBM mit Hilfe von Linux eine Vereinheitlichung der Betriebssystem- 
Schnittstellen ihrer verschiedenen proprietären System-Plattformen, um diesen so neue 
Einsatzmöglichkeiten zu erschließen (Gartner 2001a). 

14 Es kann vermutet werden, dass nachdem auch die IBM sehr massiv in die Weiterentwick- 
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Das muss aber nicht bedeuten, dass die horizontale Computerindustrie ein 
Interesse darin hätte, Microsoft als Marktführer aus dem Segment der Be- 
triebssysteme zu verdrängen, so lange sich das Unternehmen an die „still- 
schweigenden Übereinkünfte“ hält. Einerseits dürften die technologischen 
Vorteile von Windows 2000/XP und vor allem dessen gesicherte Weiterent- 
wicklung hierfür entscheidend sein. Andererseits wird die Marktmacht von 
Microsoft auch weiterhin benötigt, um schritthaltend mit der technologi- 
schen Entwicklung die notwendigen Schnittstellen und De-facto-Standards zu 
definieren, die sonst nicht bzw. nicht schnell genug entstehen könnten." 


3. Netzeffekte in der Computerindustrie 


Wie im vorangegangenen Abschnitt gezeigt wurde, haben die Marktführer in 
der horizontalen Computerindustrie u. a. die Aufgabe, die Schnittstellen der 
Komponenten in ihrem Marktsegment zu definieren. Im Interesse aller am 
horizontalen Produktionsmodell beteiligten Unternehmen müssen aktuelle 
Technologien möglichst schnell in neue Produkte umgesetzt werden, u. a. um 
so den potentiellen Kunden ständig neue Kaufanreize zu bieten. Dafür ist ei- 
ne schnelle Festlegung von Schnittstellen erforderlich, die im Allgemeinen 
langwierige Standardisierungs-Verhandlungen zwischen vielen Beteiligten aus- 
schließen. Die Schnittstellen-Festlegungen werden häufig auch als De-facto- 
Standards umschrieben.'‘ Diese Standards müssen offen gelegt werden, damit 
die „benachbarten“ Hersteller in der horizontalen Herstellerkette hierauf auf- 
bauen können. Eine kostenlose Nachnutzung der zugrunde liegenden Tech- 
nologien durch andere Unternehmen wird bei De-facto-Standards meist durch 
strenge Lizenzbestimmungen verhindert. So sind diese Standards offen, aber 
proprietär bzw. „open-but-owned“ (Borrus/Zysman 1997).” Auf diese Weise 
kann ein Markführer in seinem Segment eine große Marktmacht erlangen. 


lung von Linux eingestiegen ist, sich die freiwilligen Entwickler inzwischen in der Minder- 
heit befinden. 

15 Dort wo Linux-PC-Server zum Einsatz kommen, dienen diese meist als Ersatz für teure 
UNIX-Server, weniger häufig jedoch als Ablösung von Microsoft-Systemen. Allerdings be- 
hindern sie damit dennoch indirekt die Marktausdehnung von Microsoft, das ebenfalls mit 
Windows/XP in die bisherigen UNIX-Einsatzgebieten eindringen will (IDC 2001). 

16 Im Unterschied zu De-jure-Standards die meist von mehreren Unternehmen gemeinsam 
entwickelt werden und deren breite Nutzung nicht durch Lizenzbestimmungen einge- 
schränkt wird, z.B. VGA für Bildschirme oder USB zum Anschluss externer Geräte. 

17 Von einem offenen System wurde die Spezifikation offengelegt, so dass andere Unterneh- 
men hierzu Komplementärprodukte entwickeln können. Dies ist bei einem geschlossenen 
System nicht der Fall. Eine proprietäre Architektur befindet sich im Besitz und der Kon- 
trolle eines einzelnen Unternehmens, das die Nachnutzung durch Lizenzbestimmungen 
einschränkt. Dagegen werden nicht-proprietäre Architekturen von einem Konsortium kon- 
trolliert und können im Allgemeinen frei genutzt werden (Zerdick u.a. 2001: 116). Danach 
ist Linux ein offenes, nicht-proprietäres Betriebssystem, Windows ist offen, aber proprietär 
und Apples Macintosh/OS geschlossen, proprietär. 
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Dies ergibt sich aus einem Marktmechanismus, der in der ökonomischen 
Theorie als Netzeffekt bezeichnet wird (Zerdick u.a. 2001). 
Exkurs: „Netzeffekte”” 


Mit Externalitäten werden in der ökonomischen Theorie im Wesentlichen se- 
kundäre Auswirkungen beschrieben, die eine Markthandlung zusätzlich zu 
der primär beabsichtigten hervorruft und die nicht über den Preis abgegolten 
wurde. Bezogen auf Netzwerke beschreibt dies die Auswirkungen, die ein wei- 
terer Teilnehmer für den Wert eines Netzwerks und damit für die schon vor- 
handenen Teilnehmer hat. Dabei werden direkte und indirekte Netzeffekte 
unterschieden. 

Ein direkter Netzeffekt entsteht, wenn der Wert eines Netzwerks mit der Zahl 
seiner Nutzer steigt. Dieser Zusammenhang ist meist nichtlinear sondern pro- 
gressiv. Beispiele sind hier das Telefon, Telefax oder E-Mail. Je mehr Teil- 
nehmer ein solches Netz bereits hat, umso interessanter ist es im Allgemeinen 
für potenzielle neue Teilnehmer. In diesem Fall tritt die zugrunde liegende 
Technologie (generischer Produktnutzen) hinter der Größe des Netzwerks 
(derivater Nutzen) zurück. 

Dagegen treten indirekte Netzeffekte hauptsächlich bei Systemprodukten auf. 
Ein solches Produkt ist für den Nutzer umso wertvoller, je mehr ergänzende 
Komplementärleistungen dafür erhältlich sind. Dies kann beispielsweise eine 
bestimmte Computer-Architektur sein, für die eine große Auswahl preiswerter 
Ergänzungsbaugruppen (Grafikkarten, Soundkarten) sowie viele Softwarepro- 
dukte erhältlich sind. Gleichzeitig kann von Bedeutung sein, dass Fachzeit- 
schriften umfangreich über diese Architektur informieren und bei Problemen 
viele Personen um Rat gefragt werden können. 

Sowohl direkte, wie auch indirekte Netzeffekte steigern den Wert eines Netz- 
werks. Dadurch wird es für neue Teilnehmer (Erhöhung des direkten Nut- 
zens) aber auch für weitere Anbieter von Komplementärleistungen (Erhöhung 
des indirekten Nutzens) interessant, so dass es ggf. zu Lasten konkurrierender 
Netzwerke eine dominante Stellung im Markt erlangt. Dieser Effekt wird als 
positives Feedback (Increasing Returns) bezeichnet. 

Positive Feedbacks bilden auch die Grundlage für das Entstehen von Mono- 
polen, wie sie in der horizontalen Computerindustrie zu beobachten sind. In 
Wendt/Westarp/König (2001) wurde mit Hilfe eines Simulationsmodells un- 
tersucht, unter welchen allgemeinen Bedingungen Monopole durch Netzef- 
fekte entstehen. Danach fördern homogene Nutzeranforderungen, niedrige 
Preise sowie zentralisierte, globale und stark vermaschte Netzwerke die Kon- 
zentration auf einen einzigen De-facto-Standard, während heterogene Nutzer- 
anforderungen, hohe Preisen und dezentrale, regionale oder schwach verbun- 


18 Vgl. dazu ausführlich Zerdick u.a. (2001). 
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dene individuelle Kommunikationsnetzwerke eine Marktkonzentration ver- 
hindern können. 

Insbesondere indirekte Netzeffekte begünstigen so genannte Lock-In-Situatio- 
nen. Sie entstehen dann, wenn sich der Wechsel zu einem alternativen Netz- 
werk für einen Teilnehmer nicht mehr lohnt, da der Aufwand für den Wech- 
sel höher ist, als der Nutzen des alternativen Netzwerks. Der Aufwand besteht 
hier nicht nur in den Anschaffungskosten für neue Produkte, sondern auch 
darin, dass das Wissen über die alten Produkte wertlos würde und die Nut- 
zung des alternativen Netzwerks erst neu „erlernt“ werden muss. Eine solche 
Lock-In-Situation festigt zusätzlich ein bestehendes Monopol. Die Auflösung 
einer Lock-In-Situation erfordert also die Existenz eines alternativen Netzes, 
dessen Nutzen größer ist. Ein größerer Nutzen ergibt sich im Allgemeinen 
aber erst mit einer neuen technologischen Generation. Dies war beispielsweise 
bei der Ablösung der Schallplatte durch die CD gegeben, die deutlich bessere 
Produkteigenschaften aufwies (Klang, Haltbarkeit u. ä.). 

Jedoch wird nicht immer (vermutlich sogar nur in den seltensten Fällen) die 
kritische Masse erreicht. Bei mehreren konkurrierenden Alternativen besteht 
die Unsicherheit, welches Netzwerk sich letztlich durchsetzen wird. Das kann 
dazu führen, dass sich die Teilnehmer über einen längeren Zeitraum abwar- 
tend verhalten und bei den alten Produkten verbleiben. Ein Beispiel ist die 
3,5-Zoll-Diskette, die als magnetischer Datenträger über typische Netzwerk- 
Eigenschaften verfügt. Sie wurde bereits vor über 20 Jahren entwickelt und 
entspricht schon lange nicht mehr den gewachsenen Speicheranforderungen. 
Zwar gibt es mehrere alternative Produkte für magnetische Datenträger mit 
deutlich besseren Eigenschaften, aber keines davon konnte Netzeffekte entfal- 
ten, da ungewiss blieb, welches Produkt sich letztlich am Markt durchsetzen 
würde. Inzwischen hat die dafür weniger geeignete wiederbeschreibbare CD 
(CD-RW) die Aufgabe des Austausch-Datenträgers übernommen. Im ungüns- 
tigsten Fall bleibt so eine neue Technologie wenig oder ungenutzt. 


Netzeffekte in der horizontalen Computerindustrie 


Wie gezeigt wurde, geraten Marktführer durch die Möglichkeit Standards set- 
zen zu können, nahezu zwangsläufig gegenüber ihren Wettbewerbern in eine 
starke Marktposition. Zumindest unter marktwirtschaftlichen Bedingungen 
besteht hier ein Dualismus. Zum Erhalt der Marktführerschaft muss das Un- 
ternehmen seine Chancen konsequent nutzen. Dies ist auch deshalb notwen- 
dig, da mit der ständigen Weiterentwicklung der Technologien umfangreiche 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben verbunden sind, die wiederum dem 
Erhalt und dem Ausbau der Marktmacht dienen. Diese kann aber nur durch 
eine ausreichende Gewinnspanne aus dem Verkauf der aktuellen Produkte fi- 
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nanziert werden." 

Klassische Differenzierungsmerkmale im Wettbewerb, wie Preis oder Produkt- 
qualität treten hier zurück, hinter den „Kampf um das Setzen und Entwickeln 
von De-facto-Standards im Markt, unter Ausnutzung der Marktmacht, die in 
der gesamten Wertschöpfungskette steckt ...“ (Borrus/Zysman 1997) 


Direkte und indirekte Netzeffekte 


Die Komponenten in den einzelnen Marktsegmenten sind unterschiedlich 
geeignet, um über das Setzen von Standards Marktmacht zu erzielen. Dies er- 
klärt auch, wieso in ihren Segmenten Intel und Microsoft einen größeren Ein- 
fluss haben, als beispielsweise Seagate oder Compaq (Tabelle 1). 

Für die Marktmacht sind neben der Nutzung des Skaleneffektes vor allem di- 
rekte und indirekte Netzeffekte entscheidend. Je mehr eine Komponente Teil 
eines Netzwerks ist, die mit einer Vielzahl anderer Komponenten zusammen 
arbeiten muss, umso stärker sind auch die direkten Netzeffekte. Direkte 
Netzeffekte wirken beispielsweise im Segment der Netzwerkausrüstungen. 
Dies konnte Cisco bei den Internet-Komponenten nutzen, um hier zu einem 
starken Marktführer zu werden.” Dagegen wirken indirekte Netzeffekte bei 
Komponenten die den Charakter einer Plattform besitzen. U. a. Prozessoren 
sind solche Plattformprodukte. Die hier wirkenden indirekten Netzeffekte 
konnte Intel für sich nutzen. 

Eine besondere Situation besteht im Segment der Betriebssysteme. Hier wir- 
ken Skaleneffekte, direkte und indirekte Netzeffekte gleichzeitig. Die Betriebs- 
systeme von Microsoft sind nicht nur Plattformen für darauf aufbauende 
Komponenten, sie sind im LAN-Umfeld auch leistungsfähige Netzwerk- 
Betriebssysteme auf Workstation und Servern und werden u. a. für die Unter- 
stützung der Bürokommunikation eingesetzt. Selbst einzelne Büroanwendun- 
gen wie beispielsweise das Textverarbeitungsprogramm Word sind zu einem 
Netzwerk-Produkt geworden, seit Nutzer diese Dateien untereinander auszu- 
tauschen begannen. Weitere indirekte Netzeffekte wirken hier durch die in- 
zwischen weit verbreiteten Anwendererfahrungen bei der Nutzung der Micro- 
soft-Produkte. 

Markführer sind jedoch auch ständigen Angriffen ihrer Wettbewerber ausge- 
setzt. (Borrus/Zysman 1997) stellen hierzu 1997 fest „Die Absicht von Sun, 


19 Selbstverständlich haben auch Wettbewerber Forschungs- und Entwicklungsausgaben. Da 
sie aber „nur“ dem Marktführer folgen, bleiben ihnen im Allgemeinen teure Umwege oder 
Fehlentwicklungen erspart. 

20 Cisco ist es in seinem Segment - fast unbemerkt - gelungen, in dem eigentlich offenen, 
nicht-proprietären Internet, durch eine Vielzahl von geschlossenen, proprietären Erweite- 
rungen ebenfalls zu einem starken Marktführer zu werden. Allerdings muss angemerkt wer- 
den, dass wohl ohne diese Erweiterungen in den Cisco-Produkten das Internet in seiner 
heutigen Ausdehnung nicht mehr funktionieren würde. 
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Java für viele andere Hersteller zu lizenzieren oder die Absicht von Oracle, 
die Architektur des Netzcomputers (NC) ... zu definieren und zu verbreiten, 
sind vielfältige Bemühungen, um die Marktdominanz der Standards und Ar- 
chitekturen zu verdrängen, die durch Microsoft und Intel kontrolliert wer- 
den.“ 


Lock-In-Situationen 


Dennoch haben Intel, Microsoft und Cisco in ihrem Segment derzeit relativ 
stabile Lock-In-Situationen geschaffen. Dies wird auch daran deutlich, dass 
Wettbewerber ihre Produkte nach den De-facto-Standards der Marktführer 
ausrichten (müssen). Bei den Prozessoren kopieren Wettbewerber wie AMD 
die Intel-Architektur. In dem Maße, wie sich Linux im Markt als Wettbewer- 
ber von Microsoft aufstellt, muss es ebenfalls dessen Schnittstellen adaptieren. 
Dies betrifft beispielsweise das SMB-Protokoll, das die Linux-Ergänzung Sam- 
ba exakt nachbildet, um in Microsoft-Netzwerken problemlos eingesetzt wer- 
den zu können. Mit den Open Source Projekten „DotNET“ bzw. „Mono“, 
soll die neue .NET-Architektur von Microsoft auch für Linux verfügbar wer- 
den. Letztlich werden damit die Netzeffekte zugunsten des Marktführers noch 
verstärkt. 

Wie oben gezeigt wurde, besteht eine Lock-In-Situation meist so lange, wie 
der Nutzen eines neuen Netzwerks den Wechselaufwand nicht kompensiert. 
Dies ist im Allgemeinen jedoch frühestens mit einer neuen Produktgeneration 
gegeben, wie beispielsweise bei der Ablösung der Langspielplatte durch die 
CD. Im Falle mehrerer konkurrierender Alternativen muss zudem ein poten- 
tielles neues Netzwerk auch noch die kritische Masse erreichen. 

Wie im ersten Abschnitt gezeigt wurde, verkörpert Linux aber keine neue Ge- 
neration von Betriebssystemen, so dass es gegenüber Windows/2000/XP zu- 
nächst keinen signifikant höheren Nutzen erwarten lässt. Lediglich, wenn der 
Marktführer seine Monopolsituation zu sehr ausnutzt und beispielsweise 
Produktqualität und Service vernachlässigt, kann ein Wechsel für die Nutzer 
interessant werden. Eine solche Situation scheint jedoch trotz aller berechtig- 
ten Kritik bei Microsoft (noch?) nicht gegeben zu sein. Vielmehr zeigt die 
Vergangenheit, dass das Unternehmen sehr erfolgreich aktuelle Technologien 
aufgreift und in die eigenen Produkte einfließen läßt. Beispiele sind die Adap- 
tion der Internet-Technologien bis hin zur aktuellen .NET-Architektur. Die 
Unternehmensberatung Gartner Group kommt hier zu dem Schluss: „Nichts 
scheint Microsoft mehr zu motivieren, als die Auseinandersetzung mit einem 
ebenbürtigen, aggressiven Wettbewerber.“ (Gartner 2001b: 19) 


Microsoft und Linux in der horizontalen Computerindustrie 


Neben Skaleneffekten haben insbesondere die direkten und indirekten Netz- 
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effekte zu der besonderen Marktstellung von Microsoft beigetragen. Dies 
mündete in dem - auch richterlichen Vorwurf -, Microsoft mißbrauche seine 
Monopolstellung. Das Problem scheint hier auch darin zu liegen, dass die 
klassischen wirtschaftswissenschaftlichen Theorien über Monopolstrukturen 
wohl nicht unverändert auf die vernetzte Produktion in der horizontalen 
Computerindustrie anwendbar sind. Die große gegenseitige Abhängigkeit be- 
grenzt ein (zu) monopolistisches Auftreten eines einzelnen horizontalen Her- 
stellers am Markt. Zweifellos nutzt Microsoft als Marktführer in seinem 
Marktsegment die gegebenen Möglichkeiten weitestgehend aus. Es bleibt je- 
doch die Frage, ob das Unternehmen hier wirklich grundsätzlich anders a- 
giert, als beispielsweise Intel oder Cisco (zu Intel: Jackson 2000). 
Verschiedene Untersuchungen weisen darauf hin, dass Microsoft als Markt- 
führer im Segment der Betriebssysteme - zumindest derzeit - unverzichtbar 
bleibt. In (Bittlingmayer/Hazlett 2000) wurden die Auswirkungen der richter- 
lichen Entscheidungen für bzw. gegen Microsoft auf die Börsenwerte anderer 
Computerunternehmen in den USA für den Zeitraum von 1991 bis 1997 un- 
tersucht.”! Dabei zeigte sich, dass eine Entscheidung gegen Microsoft immer 
auch mit einem sinkenden Börsenkurs der anderen untersuchten Computer- 
unternehmen verbunden war. Bei einer Entscheidung gegen Microsoft wurde 
offensichtlich eine Behinderung des gesamten horizontalen Computermarktes 
unterstellt. Das gleiche galt auch umgekehrt, positive Entscheidungen führten 
zu wachsenden Börsenkursen der anderen Computerunternehmen. Selbst 
wenn der „Weisheit der Börse“ nicht allzu viel Bedeutung beigemessen wer- 
den soll, bleibt festzuhalten, dass die Bewertung hier gegen die allgemeine 
Erwartungshaltung erfolgte. Die Beseitigung eines Monopols sollte eigentlich 
die Marktchancen der Wettbewerber verbessern. Stattdessen wurde wohl un- 
terstellt, dass eine Schwächung von Microsoft zwangsläufig auch zu einer 
Schwächung des gesamten horizontalen Computer-Marktes führen würde. 
Auch der Richter Edwards - einer von 4 Richtern des Appellationsgerichts im 
Kartellrechtsstreit des Justizministerrums der USA gegen Microsoft - kommt 
zu dem Schluss: „wenn Microsoft im Browser- oder Betriebssystem-Markt 
verdrängt würde, dann doch wohl nur durch einen anderen Monopolisten“ 
(zitiert in: o.V. 2001a). 

Dies alles deutet darauf hin, dass die Vorteile der Marktmacht von Microsoft, 
in seinem Segment die Standards setzen zu können, derzeit noch die Nachteı- 
le der Monopolsituation kompensieren. Linux dagegen fällt wohl im Wesent- 
lichen (nur) die Aufgabe des Wettbewerbers zu, der als potenzielle Alternative 
in der horizontalen Computerindustrie benötigt wird, um das Unternehmen 
Microsoft zu disziplinieren. 


21 In einem Interview im Jahr 2000 bestätigt Bittlingmayer, dass sich die Ergebnisse auch über 
den Untersuchungszeitraum hinaus nachweisen lassen (0.V. 2000). 
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Rainer Kuhlen 


Napsterisierung und Venterisierung 
Bausteine zu einer politischen Ökonomie des Wissens 


1. Formen des Umgangs mit Wissen und Information 


Aufgeschreckt durch spektakuläre Vorgänge wie die Napsterisierung von Wis- 
sen einerseits bzw. die Venterisierung von Wissen andererseits rückt die Frage, 
wie in elektronischen Räumen mit Wissen und Information umzugehen sei, 
ins Zentrum der Öffentlichkeit. Die Diskussion dieser Frage soll Bausteine 
einer künftigen politischen Ökonomie des Wissens unter den Bedingungen 
seiner Repräsentation in elektronischen Informationsprodukten und ihrer 
Verteilung in globalen Netzwerken liefern. 

Aus der Perspektive der Informationswirtschaft bzw. der Wissensverwertungs- 
industrie' wird mit „Napsterisierung“ die Aneignung und Weitergabe von 
Wissensprodukten unter Umgehung kommerzieller Gepflogenheiten des 
Handels mit diesen Produkten bezeichnet. „Napsterisierung“, quasi-synonym 
mit „Piraterie“, wird als polemischer bzw. kritischer Begriff verwendet, der 
impliziert, dass das, was durch Napsterisierung geschieht, als Verstoß gegen 
bestehende Gesetze oder sogar als Verstoß gegen ethische, in der bürgerlichen 
Gesellschaft allgemein anerkannte Prinzipien zu werten und entsprechend zu 
verfolgen sei. Um es in ein Schwarz-Weiß-Bild zu bringen: Mit der Bezeich- 
nung „Napsterisierung“ wehrt sich die „alte“, nach kapitalistisch- 
marktwirtschaftlichen Prinzipien organisierte Wirtschaft“, einschließlich der 
„neuen“ Wirtschaft, die die Verwertungsformen der alten Wirtschaft im neuen 
Medium fortschreibt, gegen die „Hacker“-Welt in den elektronischen Räu- 


1  „Informationswirtschaft“ und „Wissensverwertungsindustrie“ können synonym verwendet 
werden. In Abschnitt 2 versuchen wir den Zusammenhang von Wissen und Information 
und daraus abgeleiteten Begriffen für die Zwecke dieses Beitrags differenzierter herauszuar- 
beiten. Vorab: Informationswirtschaft erzielt einen immer größeren Anteil an der Erwirt- 
schaftung des Bruttosozialprodukts dadurch, dass vorhandenes Wissen bzw. schon vorhan- 
dene Darstellungen von Wissen zu elektronischen Informationsprodukten aufbereitet und 
auf elektronischen Märkten gehandelt werden. Aktuelle Beispiele für Informationsprodukte: 
Online-Datenbanken, eBooks, digitalisierte Musik oder Videos als CD-ROM bzw. DVD als 
Online-Files; typische Vertreter der Informationswirtschaft: Text-, Bild-, Musik-, Film- 
Verlage, Datenbankanbieter, Betreiber elektronischer Marktplätze, Content Provider, ... 
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men, nach deren Prinzipien und Praktiken Wissen vergesellschaftet und offen 
für jeden zugänglich gehalten werden soll.’ 

„Napster“ bzw. „Napsterisierung“, anfangs beschränkt auf den freien Aus- 
tausch von digitaler Musik, bringe das auf den Punkt, was in elektronischen 
Räumen bei allen digitalen Wissensprodukten drohe - nämlich der Verlust an 
Kontrolle über die kommerzielle Verwertung von Wissen. Das Interesse der 
Informationswirtschaft, einschließlich das der Kulturindustrie - schon jetzt 
dominierende Bereiche der Wirtschaft insgesamt - stehe auf dem Spiel, wenn 
Napsterisierung zum allgemeinen Prinzip des Umgangs mit Wissen und In- 
formation werde. Gekoppelt - und damit moralisch mit mehr Aussicht auf 
allgemeine Zustimmung versehen - wird dabei das Interesse der Wissensver- 
wertungsindustrie mit dem Interesse der Wissensproduzenten (Autoren, 
Künstler, Wissenschaftler), deren Anspruch an ihrem geistigem Eigentum, fak- 
tisch zwar in der Regel an die Verwerter abgetreten, durch Napsterisierung 
bedroht sei.’ Napsterisierung löse in der Missachtung des persönlichen geisti- 
gen Eigentums den Autorenbegriff auf und rüttele damit an den Grundfesten 
der abendländischen Kultur - so dramatisch durchaus Formulierungen aus 
der Informationswirtschaft. 

Diejenigen, die von der Informationswirtschaft als „Napsterisierer“ gebrand- 
markt werden, würden ihr Verhalten selber natürlich nicht als Napsterisierung 
bezeichnen, bzw. würden bei denjenigen, die bewusst danach handeln und 
nicht nur ihren individuellen Vorteil darin sehen, nicht akzeptieren, dass sie 
gegen ethische Prinzipien verstoßen. Vielmehr reklamieren sie, dass in elekt- 


2 In Ermangelung einer besseren Bezeichnung verwenden wir hier den Ausdruck „Hacker- 
Welt”, so wie er in (Himanen 2001) benutzt wird. Himanen stellt der Max-Weber’ schen 
Protestantischen Ethik als Ausdruck des Geistes des Kapitalismus die Hacker-Ethik gegen- 
über. In der Hacker-Ethik wird Information-sharing und das Offenhalten des Zugriffs auf 
Informations- und Computerressourcen, welcher Art auch immer, als ethische Pflicht 
angesehen. Konstruktiv setzt sich das z.B. in der Open-source-code-Wirtschaft um, 
radikalisiert wird das z.B. in dem von Richard Stallman bzw. der Free Software Foundation 
vertretenen GNU-Projekt (www.gnu.org), nach dem jedwede Information prinzipiell frei 
sein soll bzw. jede proprietäre Kontrolle über Wissen und Information zu bekämpfen sei 
(„information is community property and all software source should be shared“) (vgl. The 
Jargon file, Version 4.3.1. 29.6.2001; Stichworte GNU und hacker ethic: 
http;//tuxedo.org/ esr/jargon/ 
jargon.html#hacker%20ethic); vgl. das GNU-Manifest (http://www.gnu.org/gnu/manifesto. 
html) oder, grundlegender und immer wieder zitiert, die Barlow’sche Declaration of the 

3  Eidepäinmdeoke K6dytbernspzrasciktnpAytrormetinakd/eHaplem/kledläreitidenfiMatsutchljler Verlage 
geschmiedet, die Reform des Urhebervertragsrechts, wie sie vom Bundesjustizministerium 
Mitte 2001 eingeleitet wurde (http://www.bmj.de/ggv/urhebver.pdf), zu verhindern. Die 
Hauptkritik richtet sich gegen die Verstärkung der Positionen der Autoren, z.B. durch Ta- 
rifverträge, mit denen Autoren sich besser gegen die dauerhafte Aneignung ihres Wissens 
gegenüber Verlagen schützen können. In ganzseitigen Anzeigen in den größeren 
Tageszeitungen (Mitte September 2001), unterzeichnet von den meisten deutschen 
Verlegern, heißt es: „Diese Reform ist rückschrittlich, weil sie das freie Verhältnis von Autor 
und Verlag aufhebt und es tariflich reglementieren will ... Das schadet nicht nur den 
Verlagen, es nützt auch den Urhebern nicht“ (z.B. Der Tagesspiegel, 14.9.2001, S. 33). 
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ronischen Räumen neue Formen des Umgangs mit Wissen und damit auch 
neue ethische Prinzipien entstünden. Unethisch sei es eher, alte, in anderen 
medialen Kontexten entstandene Prinzipien und Formen der Sicherung des 
Rechts auf Eigentum an Wissen auf neue Kontexte, solche in elektronischen 
Räumen, zu übertragen. Schon gar nicht sei es mehr zu rechtfertigen, dass wenn 
alte Geschäftsmodelle mit hohen Transaktionskosten für Produktion und Vertei- 
lung von Informationsprodukten auf gegenwärtige, die Transaktionskosten ge- 
gen Null gehen lassende elektronische Räume übertragen würden. 

Ist „Napsterisierung“ ein inzwischen zumindest im Angelsächsischen einge- 
führter Begriff,‘ so prägen wir mit „Venterisierung“ eine neue Benennung. 
„Venterisierung“ im engeren, ursprünglichen Sinne bezieht sich auf die Ziele 
und Prozesse der von Craig Venter gegründeten Firma Celera Genomics, die 
sich die Entschlüsselung des Genoms von Lebewesen wie das der Fruchtfliege, 
der Maus oder des Menschen zum Ziel gesetzt hat, und zwar nicht, um inte- 
ressenfreies Wissen zu erzeugen, sondern um das erarbeitete Wissen als Ware 
auf den Märkten, z.B. der Pharmaindustrie, die dieses Wissen in Produkte 
umsetzen kann, anzubieten und entsprechende Gewinne zu erzielen. 
Venterisierung bedeutet Kommerzialisierung und Kontrolle von Wissen und 
Information. Der kommerzielle Aspekt ist natürlich kein neu entstandenes 
Phänomen. „Venterisierung“ benennt den weitergehenden perfektionierten 
Vorgang der kontrollierten, privaten Aneignung von Wissen (auch wenn die- 
ses nicht mit privaten Mitteln unterstützt produziert wurde) und dessen Um- 
setzung in Informationsprodukte, die auf den Informationsmärkten im Sinne 
von kommerziellen Plattformen oder Marktplätzen gehandelt werden. Die ge- 
samte neuzeitliche Entwicklung des Umgangs mit Wissen und Information 
kann als deren fortschreitende Kommerzialisierung gesehen werden (vgl. Kuh- 
len 1995). Die vorletzte Stufe in diesem Prozess hat die internationalen Onli- 
ne-Informationsmärkte der Fachinformation und -kommunikation entstehen 
lassen, mit ihren gut 10000 Datenbanken aus allen Wissensgebieten mit vie- 
len Milliarden Einträgen (Fakten, Messdaten, bibliographische Angaben zu 
Publikationen, Volltexte, Statistiken, etc.), die, zunächst überwiegend mit öf- 
fentlichen Mitteln produziert und über entsprechende Informationseinrich- 
tungen (Hosts) vertrieben, zunehmend in privater Trägerschaft geführt und 
nach Marktprinzipien gehandelt werden. Als vorläufig letzte Stufe hat sich die 
Informationswirtschaft der „neuen“ Online-Multi-/Hypermedia-Märkte im 
Umfeld des Internet etabliert. 

Venterisierung, über das konkrete Beispiel Celera Genomics hinausgehend, 
radikalisiert die Kommerzialisierung von Wissen durch verschärfte Kontroll- 


4 Eine Suche nach „Napsterization“ im internationalen Bereich von Google wies Ende Au- 
gust 2001 ca. 868 Treffer nach, zusätzlich 146 mit der englischen Schreibweise; 11 Treffer 
gab es zu „Napsterisierung“ aus Deutschland. 
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mechanismen für digitale Wissensprodukte, durch die die bisherigen, die 
kommerzielle Nutzung einschränkenden Prinzipien des Fair use außer Kraft 
gesetzt werden können.” Gemeint sind hier die Techniken des Digital Rights 
Management (DRM), durch die jede aktuelle Nutzung von Wissensobjekten 
in beliebig skalierbarer Größe genau registriert und abgerechnet bzw. genau 
festgelegt werden kann, in welchem Ausmaß die angebotenen Wissensobjekte 
bzw. Informationsprodukte überhaupt genutzt werden können. Fair use war 
der Kompromiss zwischen kommerzieller Verwertung und partieller Freizü- 
gigkeit der Nutzung im Interesse der Allgemeinheit, z.B. bei der Nutzung von 
Information durch die Wissenschaft oder der allgemeinen Öffentlichkeit in 
den öffentlichen und wissenschaftlichen Bibliotheken, aber auch der „Kom- 
promiss“, dass ich das Buch, das ich gekauft und damit in Besitz genommen 
habe, an andere weitergeben darf, ohne dass diese dafür erneut bezahlen müs- 
sen. Fair use ist unter radikaler DRM-Anwendung nicht mehr gegeben. Die 
Einteilung in Wissenszonen, je nach Berechtigung oder Zahlungsbereitschaft 
bzw. -fähigkeit, die es in der Unterscheidung zwischen Informationsarmen 
und Informationsreichen natürlich immer schon gegeben hat und die die 
Grundlage der Verteilung von Macht in jeder Gesellschaft ist, werde, so die 
Kritik, durch DRM radikalisiert und stabilisiere den Status quo der aktuellen 
Besitz- und Machtverhältnisse. 

„Venterisierung“ sollte, wenn er denn aufgenommen wird, ebenfalls als pole- 
mischer, kritischer Begriff verstanden werden. Er kritisiert, dass grundlegendes 
Wissen wie das über das Genom des Menschen nicht privat angeeignet wer- 
den darf, sondern, wie es durch das öffentlich finanzierte Human Genome 
Project (HUGO) geschieht, zur freien Nutzung aller uneingeschränkt öffent- 
lich zugänglich gemacht werden muss. Der Venterisierung wird das Postulat 
„Wissen in den elektronischen Räumen will und muss frei sein“ entgegenge- 
setzt. In elektronischen Räumen könne und müsse verwirklicht werden, was 
in der bürgerlichen Gesellschaft seit der Aufklärung wegen medialer Restrikti- 
onen nur annähernd zu erreichen war, nämlich Freiheit und Freizügigkeit 
beim Umgang mit Wissen und Information. Gekoppelt wird diese Kritik mit 
dem durch die allgemeine Architektur der Turing-Maschinen gestützten 
Handlungsoptimismus, dass faktisch jede Stufe der Venterisierung unterlaufen 
werden kann. Jede durch Software vollzogene Kontrolle über elektronisch 
dargestelltes und verteiltes Wissen könne immer schon durch andere Software 
außer Kraft gesetzt werden.‘ 


5 Wir verwenden den aus dem amerikanischen Copyright stammenden Begriff des Fair use. 
In der deutschen Gesetzgebung entspricht das den „Schranken des Urheberrechts“ (845-63 
des Urheberrechtsgesetzes), die dem öffentlichen, aber auch berechtigten privaten Interesse 
an einer gewissen Freizügigkeit bei der Nutzung geistiger Produkte Rechnung tragen sollen. 

6 Wie wir sehen werden, geht der gegenwärtige Streit (zwischen Informationswirtschaft, Ha- 
cker-Welt und staatlichen Institutionen) in erster Linie darüber, inwieweit Software durch 
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Die so kritisierten Wissensverwerter sehen sich natürlich nicht als „Venterisie- 
rer“. Vielmehr sehen sie es als selbstverständlich, sicher aber als berechtigt 
und konform mit den allgemeinen Prinzipien von Wirtschaft und Gesell- 
schaft an, dass durch private Investitionen entstandenes Wissen bzw. durch 
informationelle Aufbereitungsarbeit entstandene Informationsprodukte alle- 
mal privates Eigentum seien und entsprechend auf den Märkten geschützt 
werden dürften. Verstöße gegen die aktuelle Venterisierungspraxis, wie sie aus 
der Hacker-Ethik heraus für legitim erklärt werden, seien nichts anderes als 
Napsterisierung in der Ausprägung als Piraterie. 

Um es erneut in ein Schwarz-Weiß-Bild zu bringen: Mit der Bezeichnung 
„Venterisierung“ greift die nach Hacker-Ethik-Prinzipien organisierte und 
fundierte Basisbewegung der Informationsgesellschaft die „alte“ und „neue“, 
nach kapitalistisch-marktwirtschaftlichen Prinzipien organisierte Informati- 
onswirtschaft an, die, ähnlich konsequent, aber eben ganz anders als in der 
Hacker-Ethik, in den elektronischen Räumen die Vollendung der in der kapi- 
talistischen Warenwirtschaft angelegten Verwertung bzw. der privaten Aneig- 
nung von Wissen bzw. der Kontrolle über dessen Verwertung sieht. 

Natürlich sind diese verschiedenen Ausprägungen einer politischen Ökono- 
mie von Wissen schwarz-weiß gezeichnet. Weder gibt es die „reine“ bzw. aus 
der anderen Sicht die „böse“ Hacker-Informationswelt noch gibt es die kon- 
sequent verwertende, jede öffentliche Nutzung reglementierende und jeden 
Fair use ausschließende Informationswirtschaft. Wir werden im Folgenden 
versuchen, die in den beiden Konzepten der Napsterisierung und Venterisie- 
rung angelegten polemischen Implikationen zu vermeiden und auf Wechsel- 
wirkungen zwischen diesen beiden aktuellen Ausprägungen einer politische 
Ökonomie des Wissen hinweisen. Dazu fassen wir noch einmal die beiden 
wesentlichen Punkte der Napsterisierung zusammen: 

„Napsterisierung“ benennt a) den Vorgang der weitgehend unbehinderten 
persönlichen Aneignung und Verteilung von repräsentierten Wissen auf In- 
formationsmärkten im Sinne von öffentlichen Foren oder öffentlichen Netz- 
werken’ - in diesem Sinne kann man auch von Vergesellschaftung von Wissen 
sprechen. Napsterisierung bedeutet aber auch - wie wir näher herausarbeiten 


das Recht auf freie Meinungsäußerung geschützt und damit frei verteilt werden dürfe (also 
auch Software, die bestehende Software außer Kraft setzt) oder ob solche Software prinzi- 
piell verboten werden kann, wie es in den USA durch das DMCA (vgl. Anm. 16) geschehen 
ist. Aber auch jede staatliche Reglementierung kann faktisch durch Softwarekonstellationen 
unterlaufen werden, indem z.B. Dekodierungssoftware dergestalt modularisiert verteilt wird, 
dass jedes Teil für sich unproblematisch ist und erst durch das Zusammenfügen wirksam 
wird. 

7 In Kuhlen (1995) haben wir auf dieses doppelte Verständnis von Informationsmärkten als 
öffentliche Foren des freien Austauschs von Wissen und als kommerzielle Marktplätze des 
Handels mit Informationsprodukten hingewiesen und die Chancen und Risiken einer Kon- 
kurrenz bzw. Kooperation zwischen beiden Märkten diskutiert; vgl. auch Kuhlen (1998). 
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wollen - b) ein der globalen Netzwelt angemessenes neues Organisationsmo- 
dell (und dann auch Geschäftsmodell) für die Produktion und Nutzung von 
Wissen, das auf den Prinzipien des Information sharing und der verteilten 
Eingabe von Wissensobjekten und ihres Abrufs beruht. Napsterisierung in 
diesem Sinne ist also ein Gegenmodell zur zentralen Organisation und Vertei- 
lung von Wissen, oder allgemeiner formuliert: Napsterisierung ist eine Reakti- 
on auf die in einem aktuellen Zustand der Venterisierung auftretenden Wider- 
sprüche zwischen Produktions- und Verteilungsformen einerseits und der 
durch neue mediale Umgebungen möglichen Potenziale. 

In der Regel geht bislang die Venterisierung von Wissen mit einer Zentralisie- 
rung der Organisation und Verteilung von Wissen zusammen, da im kom- 
merziellen Geschäftsmodell die Kontrolle über die Vorgänge eher zentral or- 
ganisiert ist. Das muss natürlich nicht so bleiben. Das Gegenteil ist zu erwar- 
ten. Wie das Open-Source-Modell der Softwareerstellung zeigt, finden alterna- 
tive Konzepte - alternative Produktions-, Verteil- und Nutzungsformen, kurz: 
offene und in der Regel auch dezentrale Organisationsformen - Eingang in 
die kommerzielle Verwertung‘. Man kann diesen Gedanken vermutlich verall- 
gemeinern: die Napsterisierung von Wissen scheint die Voraussetzung für die 
nachfolgende Venterisierung von Wissen zu sein, unter der Bedingung, dass 
durch diese neuen Organisationsformen bisherige Transaktionskosten verrin- 
gert oder ganz beseitigt und damit Gewinnerwartungen gesteigert werden 
können. 

Zu jedem historischen Zeitpunkt wenden sich die Status-quo-Venterisierer ge- 
gen die Napsterisierung, gegen das Unterlaufen des Status quo am Besitz von 
Wissen und an den Verteilmechanismen - in der Regel allerdings kaum lange 
erfolgreich, wenn man als Kriterium für Erfolg die Marktdominanz ansieht. 
Aus jedem Zustand der Napsterisierung entstehen in der kapitalistischen Ver- 
wertungsgesellschaft neue Geschäftsmodelle und damit neue Formen der Ven- 
terisierung von Wissen. Die Wirtschaft erteilt der „Piraterie“ quasi Absoluti- 


8 Z.B. bei der Apache-Server-Software bzw. der Offenlegung des Solaris-Code, auch, wenn 
auch verzögert, bei der Offenlegung des Codes der Netscape-Communicator-Browser- 
Software; ähnliche, in der Regel auf LINUX bezogene, wenn auch kontrollierter auf die ei- 
genen Interessen ausgerichtete Entwicklungen bei Dell, Hewlett Packard 
(http://www.hp.com/hpinfo/newsroom/feature_stories/opensource0l.htm), Intel und IBM 
vgl. auch den Einsatz von Open-Source-Software (OSS) im Verlagshaus O’Reilly 
(http://opensource.oreilly.com/; vgl. http://conferences.oreilly.com/oscon/tim_letter.html 
„open source has grown from the hacker's secret weapon to a major force in serious enter- 
prise computing“). Das folgende Zitat (aus einer internen Microsoft-Stellungnahme zu 
OSS) belegt exemplarisch, dass OSS von traditionellen Softwareformen wie Microsoft als 
Bedrohung empfunden wurde: „OSS poses a direct, short-term revenue and platform threat 
to Microsoft, particularly in server space. Additionally, the intrinsic parallelism and free i- 
dea exchange in OSS has benefits that are not replicable with our current licensing model 
and therefore present a long term developer mindshare threat” 
(http://www.extropia.com/press/ 
microsoft_on_open_source.html). Ähnliches gilt für das allgemeine Napsterisierungsmodell. 
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on. Die Störtebeckers und Robin Hoods werden zu CEOs. Cisco, Dell, Sun, 
Apple (und viele andere) sind schon klassische Beispiele für die Entwicklung 
neuer Geschäftsmodelle, hier auf der Grundlage des Open-Source-Gedankens 
(vgl. Anm. 8). Napsterisierung (jetzt verstanden als die Entwicklung neuer 
freier Formen des Umgangs mit Wissen und Information) scheint in der In- 
formationsgesellschaft die Bedingung für Inventionen auf den Gebieten der 
Informations- und Kommunikationstechnologien, sicherlich auch der Gen- 
Technologie, zu sein, wenn auch auf Dauer - so formuliert es Castells - „fi- 
nancing, manufacturing, and marketing will ultimately decide which techno- 
logies survive in the marketplace“ (Castells 2001, 177). Ist Napsterisierung die 
Bedingung für Invention, so scheint - bislang - Venterisierung die Bedingung 
für Innovationen zu sein (wenn man im Einklang mit den Wirtschaftswissen- 
schaften unter „Innovationen“ marktfähig umgesetzte und kommerziell ge- 
nutzte Produkte oder Dienstleistungen versteht bzw. neue, die bisherige 
kommerzielle Praxis zur Erstellung und Verteilung von Wissens- und Informa- 
tionsprodukten verbessernde Organisationsformen?). Ob dies ein Grundgesetz 
einer neuen politischen Ökonomie ist, ist aus den bisherigen empirischen 
Hinweisen nicht zureichend abzuleiten - zumindest die faktischen „Napsteri- 
sierer“ würden dies bestreiten und Venterisierung als Relikt einer veralteten 
Gesellschafts- und Wirtschaftsform ansehen, aus der innovative Modelle prin- 
zipiell nicht mehr entstehen können. 


2. Wissen und Information 


Wir haben bislang „Wissen“ und „Information“ bzw. Wissens- und Informa- 
tionsprodukte weitgehend austauschbar verwendet. Das ist auch häufig in der 
Literatur der Fall. Unsicher, wie man beide Begriffe voneinander absetzen soll, 
werden in der Regel beide zusammen verwendet, in der Hoffnung, dass der 
jeweilige Leser schon wissen wird, was gemeint ist. Zur Beantwortung oder 
bescheidener: zur Diskussion der Frage nach dem Besitz oder der Verfügung 
über Wissen und Information ist es jedoch wichtig, Unterscheidungen vorzu- 
nehmen. Das soll in diesem Abschnitt geschehen. 

Dass Wissen und Information Schlüsselfaktoren für die Entwicklung der ge- 
sellschaftlichen Großbereiche - Wirtschaft, Politik, Verwaltung, Wissenschaft, 


9 „Innovation“ wird in der Wirtschaftswissenschaft über „marktfähig“ und „kommerziell“ de- 
finiert. Die kommerzielle Ausrichtung muss aber nicht für Innovation zwingend sein. Inso- 
fern könnte und sollte der Innovationsbegriff durchaus auch für „Produkte“ aus der Open- 
Source-Umgebung bzw. freie Angebote jeder Art verwendet werden, insofern sie eben auf 
den Informationsmärkten (frei) verfügbar sind. Dies gilt insbesondere auch für neue Orga- 
nisationsformen in der Distribution und Nutzung von solchen Produkten, wie sie in den 
P2P-Modellen immer größere Verbreitung finden (vgl. Anm. 29). Bei dieser Sicht würde 
man bei der Übernahme von innovativen Modellen aus der Open-Source- bzw. Informati- 
on-Sharing-Umgebung in die herkömmliche Informationswirtschaft von „Diffusion“ spre- 
chen. 
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Ausbildung und Medien - bzw. für die in ihnen handelnden Organisationen 
und Individuen sind, bedarf heute keiner weiteren Begründung. Zu sehr sind 
die entsprechenden Begriffe wie „Informationsgesellschaft“ oder „Wissensge- 
sellschaft“ Bestandteile des Alltagsvokabulars und des öffentlichen Bewusst- 
seins geworden." Mit diesen Begriffen werden im allgemeinen Aussagen ver- 
bunden wie, (i) dass über Wissen und Information bzw. über Informations- 
und Wissensprodukte und -dienstleistungen der größte Teil des Bruttosozial- 
produkts erwirtschaftet und der größte Teil der Arbeitsplätze bereitgestellt 
wird und (ii) dass im Prinzip alle Lebensbereiche und in ihnen alle Menschen 
von der fortschreitenden Informatisierung betroffen sind, d.h. dass überall In- 
formations- und Kommunikationsdienste und die zu ihrer Verfügbarmachung 
notwendigen Technologien zum Einsatz kommen. Diese Dienste werden in 
den Konsequenzen, je nach gesellschaftspolitischer Position, durchaus unein- 
heitlich, positiv/optimistisch oder negativ/pessimistisch eingeschätzt, vor al- 
lem auch durchaus unterschiedlich bezüglich der Einschätzung, welche Inte- 
ressen an Information und Wissen Chancen haben sich durchzusetzen. Ab- 
weichend von bzw. ergänzend zu der unverkennbaren Dominanz wirtschafts- 
wissenschaftlicher, informationstechnischer und sozialwissenschaftlicher bzw. 
sozialpsychologischer Sichten auf Informationsgesellschaft und Wissensgesell- 
schaft steht im Folgenden eine informationswissenschaftliche Perspektive im 
Vordergrund. Danach sollten Gesellschaften nur dann zu Recht als Informa- 
tions- und Wissensgesellschaften bezeichnet werden, wenn sie ihren Mitglie- 
dern die Möglichkeit eröffnen, ihre privaten, professionellen und öffentlichen 
„Geschäfte“ auf informationell abgesicherter Grundlage zu fairen, akzeptablen 
Bedingungen durchzuführen. Informationswissenschaftliche Verfahren sollen 
in dieser emanzipativen Ausrichtung Informations(nutzungs)barrieren aufde- 
cken bzw. dazu beitragen, diese Barrieren abzubauen. 

Als experimentell konstruktive Disziplin hat die Informationswissenschaft die 
Entwicklung von Verfahren und Systemen zum Gegenstand, durch die vor- 
handenes Wissen so gesammelt, aufbereitet und zugänglich gemacht wird, 
dass es als Information in konkreten Handlungszusammenhängen genutzt werden 
kann. Damit sind wir bei dem Unterschied von Wissen und Information." 


10 (Castells 2001) weist allerdings zu Recht darauf hin, dass Wissen und Information (auch er 
benutzt beide Begriffe parallel und damit synonym) zentral für alle Gesellschaften waren: 
„all economies are knowledge-based economies and all societies are, at their core, informa- 
tion societies” (159). Er vermeidet daher Begriffe wie „Wissenswirtschaft“ oder „Informati- 
onsgesellschaft“ und spricht bevorzugt von „Informationalism“ als das neue durch die 
gegenwärtige Information und Kommunikationstechnologie möglich gewordene 
Paradigma der Erweiterung der menschlichen Informationsverarbeitungskapazität. 

11 Fast überflüssig zu betonen, dass, angesichts der Vielschichtigkeit von Wissen und Informa- 
tion, selbst in der engeren Fachwelt der Informationswissenschaft keineswegs Einigkeit über 
die hier vorgetragenen Begriffsbestimmungen von Wissen und Information besteht. Wir ver- 
folgen hier die pragmatische Konzeption von Information, weil sie uns für die Erklärung 
des Umgangs mit Wissen und der Prozesse auf den Märkten des „Handels“ mit Wissen 
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Wissen ist ein auf kognitive Strukturen bezogenes Konzept. Wissen ist die zu 
einem bestimmten Zeitpunkt durch Anwendung bestimmter Verfahren (Er- 
fahrung, Experimente, Logik, Kommunikation) gewonnene und als gültig an- 
gesehene Menge der Aussagen über Objekte und Sachverhalte der Welt, wo- 
bei das Ausmaß der reklamierten Gültigkeit in der Bandbreite von „Wahr- 
heit“ (gültig nach dem Stand der Wissenschaft) bis hin zur offensichtlichen 
Lüge bestehen kann. Information hingegen steht orthogonal dazu und sagt 
entsprechend nichts über den Wahrheitswert des zugrundeliegenden Wissens 
aus. Information wird aus bestehendem Wissen erarbeitet. 

Wissen wird zur Information nur durch den Bezug auf einen aktuellen Hand- 
lungszusammenhang (Information ist Wissen in Aktion). Dies macht den 
pragmatischen Charakter von Information aus, während Wissen nicht not- 
wendigerweise auf einen bestimmten Nutzungskontext bezogen ist. Nach die- 
ser Unterscheidung macht die Frage nach dem Besitz von Wissen, wird sie 
denn wörtlich genommen, gar keinen Sinn.” Wissen als interne kognitive 
Struktur ist für sich nicht einsehbar und damit nicht Gegenstand kommerziel- 
ler Aneignung, jedenfalls solange die Wissenschaft noch nicht in der Lage ist, 
Wissensstrukturen in menschlichen Gehirnen über die bloße Lokalisierung 
hinaus zugänglich, d.h. „lesbar“ zu machen.’ Wenn menschliches Wissen 
(noch) nicht von Gehirn zu Gehirn direkt „heruntergeladen“ werden kann, 
muss Wissen in irgendeiner Form repräsentiert und als Information zugäng- 
lich gemacht werden. Erst mit der Repräsentation von Wissen in reproduzier- 
baren Zeichen- und Codierungssystemen, der Abspeicherung in rezipierbaren 
Speichern und den Möglichkeiten der selektiven Verteilung beginnt die Aus- 


mächtiger zu sein scheint, als z.B. eine informations /nachrichtentheoretische Sicht, die die 
quantitativen, messbaren, syntaktischen Eigenschaften von Information betont und dabei 
den Kontext und die Rahmenbedingungen der realen Nutzung außen vor lässt. Eine infor- 
mationstheoretische Aussage, wie z.B. dass ein Wissensobjekt eine bestimmte Anzahl an in 
Bits messbaren Informationen enthält, kann durchaus sinnvoll sein, aus unserer Sicht ist 
nur das aus dem Wissensobjekt eine Information für einen Benutzer, was er noch nicht 
kennt und was er aktuell tatsächlich benötigt. 

12 Vgl. allerdings die beiden jüngsten Konferenzen der Heinrich-Böll-Stiftung, die sich mit der 
Frage nach dem Besitz von Wissen auseinandergesetzt haben (http://www.boell.de/ 
index01.htm); vgl. dazu die beiden einleitenden Vorträge (Kuhlen 2000) und (Kuhlen 2001). 

13 Klassisch ist hierfür der Text von (Moravec 1988), der in seiner wilden Utopie bzw. Dysto- 
pie der sukzessiven Substitution des Menschen durch künstliche Maschinen immer wieder 
als unseriös und als Science fiction von der Fachwelt zurückgewiesen wurde. Der Gedanke, 
einmal in die Welt gesetzt, ist geblieben; vgl. das Interview mit Ray Kurzweil 
(http://www.unesco.org/courier/2001_07/uk/doss42.htm#top): „By 2030, we will be able 
to send billions of nanobots inside the human brain to communicate wirelessly with bil- 
lions of different points in the brain. They will give us the ability to combine our biologi- 
cal intelligence with non-biological intelligence. Ultimately you will have entities that are 
completely non-biological, with copies of human brains derived from reverse engineering, 
and you will have biological humans that have billions or trillions of nanobots in their 
brains augmenting their intelligence or enabling them to exist in virtual reality. So we will 
no longer be able to say humans on the left, machines on the right“ (vgl. Kurzweil 1999). 
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einandersetzung um die Verfügung über Wissen. 

Die Repräsentation und damit die Reproduktion von Wissen stellen sozusa- 
gen den Sündenfall des Umgangs mit Wissen dar. Die Repräsentationen von 
Wissen können sich Dritte aneignen, und diese können damit beginnen, den 
Austausch von Wissen, jenseits von Angesicht zu Angesicht (F2F), zu organi- 
sieren und Handel damit zu betreiben, ohne dass der originale Wissenspro- 
duzent davon wissen muss geschweige denn - wie es ja auch in der längsten 
Zeit der Menschheitsgeschichte der Fall war - dafür belohnt werden müsste. 
Zwischen Wissensproduzent und Nutzer treten die Wissensrepräsentation und 
damit die Formen der Vermittlung über Informationsprodukte. 

Die Umsetzung von Wissen in Wissen repräsentierende Informationsproduk- 
te, einschließlich ihrer Verteilung und Vermittlung, sind im Verlauf der Ge- 
schichte immer ressourcenaufwendiger geworden. Die Transformation von 
Wissen geschieht nicht von selbst, sondern wird durch Arbeit, Informations- 
arbeit, erreicht. Informationsarbeit hämmert Keilschrift in den Stein, lässt 
Pergament- und Papierhandschriften entstehen, schafft Maschinen und Ver- 
fahren für den Druck mit bewegten Lettern, erstellt Inhaltsverzeichnisse, Re- 
gister, Abstracts, Übersetzungen von Texten, produziert Datenbanken und 
schafft digitale Repräsentationen von multimedialen Objekten, die hypertex- 
tuell verknüpft elektronische Netzwelten erzeugen." 

Informationsarbeit, zunehmend differenzierter geworden, erzeugt fortlaufend 
informationelle Mehrwerte gegenüber dem einfacheren ursprünglichen Reprä- 
sentationsobjekt, z.B. die Datenbank- oder Hypertextversion gegenüber dem 
ursprünglichen linearen Text. In die Erzeugung dieser Mehrwerte und die 
Formen der Verteilung der daraus entstehenden Produkte muss investiert 
werden. Diese Investitionen werden spätestens mit den Organisationsformen 
der modernen bürgerlichen Gesellschaft überwiegend mit privatem Kapital ge- 
tätigt und werden mit einer entsprechenden Gewinnerwartung wie auch bei 
anderen Produkten beliebiger Art unternommen. Entsprechend scheint es 
selbstverständlich zu sein, dass für Wissen repräsentierende Informationspro- 
dukte mit Mehrwerteigenschaften Entgelte entrichtet werden müssen, und 
zwar weniger an dıe originalen Wissensproduzenten als an die Wissensverwer- 


14 Schon diese fast willkürliche Auflistung der Entwicklung von Repräsentationsformen und 
dadurch möglich werdenden Informationsprodukten zeigt, dass die Darstellung von Wissen 
und seine Verteilung und Nutzung über im Printmedium realisierte Zeichen nur eine be- 
stimmte Epoche in der Geschichte der Wissensvermittlung darstellt. Damit ist nicht ausge- 
sagt, dass diese Epoche durch andere Formen endgültig abgelöst wird (schon gar nicht, dass 
dieses Ende heute unmittelbar bevorsteht) - Printmedien oder andere materialisierte elekt- 
ronische Produkte wie die gegenwärtige CD-ROM als bislang verbreitetster Träger von mul- 
timedialer Information (Musik) oder DVD für bewegte Bilder müssen nicht vollständig ver- 
schwinden. Wahrscheinlich aber ist, dass frühe mediale Repäsentations- bzw. Speicherfor- 
men, wie Schallplatte, Tonband, klassische Filme, Video, nicht-digitale Fotografie, nicht 
mehr die den „Fortschritt“ der Nutzung bestimmenden Medien sein werden. 
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ter (Verlage, Content Provider). Dieser Refinanzierungs- und Gewinnanspruch 
an Informationsprodukte bewirkt eine Verknappung des an sich im Überfluss 
vorhandenen Gutes „Wissen“ und teilt Gesellschaften in Wissenszonen ein, 
für diejenigen, die diesem Anspruch entsprechen können und wollen (Infor- 
mation rich) und diejenigen, die das nicht können (Information poor). 

Trotz dieser Verknappung ist die bisherige Geschichte der Nutzung von Wis- 
sen eine mehr oder weniger gradlinige Entwicklung von den Wissensmonopo- 
len einiger zu den Wissensegalitäten im Prinzip aller gewesen. Die mediale 
Entwicklung mit den Möglichkeiten immer größere Nutzungsschichten ein- 
schließender Repräsentations- und Verteilformen kompensiert (bislang) die 
systematische Verknappung der kommerziellen Verwertung von Wissen. Man 
kann es natürlich auch so formulieren, dass erst die Bereitschaft, umfassend 
in die Erzeugung informationeller Mehrwerte zu investieren und entspre- 
chende Technologie für Produktion und Verteilung von Informationsproduk- 
ten zu erzeugen, die Masseninformationsmärkte hat entstehen lassen, die In- 
formationsprodukte für alle erschwinglich machen. Der Beweis für globale 
Märkte, nämlich das bestehende Digital divide zu überwinden, muss aller- 
dings erst noch erbracht werden. 

Konflikte in neuen Phasen der Wissensrepräsentation und der Erzeugung von 
Informationsprodukten entstehen vor allem dann, wenn alte Organisations- 
und Verteilungsmodelle und daraus abgeleitete Besitzansprüche auf die neue 
Medienumwelt übertragen werden". Das ist weitgehend der Ursprung des ge- 
genwärtigen Konfliktes und der Auseinandersetzung um Napsterisierung und 
Venterisierung von Wissen - drastisch an dem originalen Napster-Konflikt er- 
sichtlich, der nicht zuletzt dadurch entstanden ist, dass Verwertungsansprüche 
an Informationsprodukten wie Schallplatten und auch noch an CD-ROMs 
auf digitale Netzprodukte mit Transaktionskosten, die gegen Null gehen, ü- 
bertragen wurden. Der Vorgang der umfassenderen Napsterisierung spiegelt 
diesen Konflikt wider. 

Der Protest der Netzwelt gegenüber der klassischen Wissensverwertungsin- 
dustrie, diese bislang weitgehend unterstützt von den staatlichen Institutionen 
durch die von ihnen getroffenen rechtlichen Regelungen‘, hat sich in den 


15 (Deibert 1997) hat wie viele andere Autoren aus dem Umfeld der Medientheorie aufgezeigt, 
wie die Entwicklung des Buchdrucks mit bewegten Lettern die Produktions-, Verteil- und 
Nutzungsbedingungen für Handschriften obsolet gemacht hat und damit auch die Herr- 
schaftsansprüche derjenigen (in diesem Fall in erster Linie die Hierarchien der katholischen 
Kirche), die das Monopol an dem in diesen alten medialen Formen repräsentierten Wissen 
gehabt haben. Entsprechend erfolgreich war die neue protestantische Bewegung, die sich 
die Vorteile der neuen Wissenstechnologie schneller aneignen konnte als das alte System. 
Natürlich sind der Protestantismus und die moderne bürgerliche Gesellschaft nicht durch 
den Druck mit bewegten Lettern entstanden, aber sicherlich die Entwicklung neuer Produk- 
tions- und Verteilformen allgemein durch die Verwertung der Potenziale der neuen Techno- 
logie. 

16 Exemplarisch hierfür das 1998 vom US-Kongress verabschiedete „Digital Millennium Co- 
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letzten Jahren immer stärker artikuliert, und zwar sowohl von Seiten der Wis- 
senschaft als auch von Seiten der „Hacker-Welt“. Der Wissenschaft, sowohl 
den Autoren selber als auch den Wissenschaftsverbänden und Bibliothe- 
ken/Rechenzentren, stehen dafür inzwischen mächtige Formen der Selbst- und 
Direktpublikation bzw. der Vermittlung zur Verfügung. Aus der Hacker-Welt 
wird in erster Linie Software entwickelt, z.B. die Dekodierung verschlüsselter 
Produkte, um die Reichweite dessen, was Lawrence Lessig „Zoning“ genannt 
hatte, einzuschränken oder zu unterlaufen.’ Der Protest artikuliert sich aber 
durch das Marktverhalten der Endnutzer selber, die durch neue Organisati- 
ons- und Verteilungsmodelle, aber auch durch frei verfügbare Software, in die 
Lage versetzt werden, legale Verwertungsansprüche der Wissensindustrie zu 
unterlaufen - im unproblematischen Fall durch Verzicht auf die kommerzielle 
Software, wenn vergleichbare freie Software vorhanden ist", im problemati- 
schen Fall durch Ignorieren bestehender Rechtsvorschriften. Und sie tun das 
auch in großem Stil, nicht zuletzt auch deshalb, weil die Preispolitik für digi- 
tale Produkte (CD-ROM, DVD), die sich eher an den Preisen für Produkte in 
anderen Medien mit ganz anderen Transaktionskosten orientiert, nicht als 


pyright Act“ (DMCA), durch das die Rolle der Wissensverwertungsindustrie mit Blick auf 
elektronische Produkte verstärkt wurde. In der EU wird versucht, über eine entsprechende 
Richtlinie zum Urheberrecht in der Informationsgesellschaft eine Harmonisierung des EU- 
Rechts beim Urheberrecht zu erreichen, die im Einklang mit dem Abkommen der World 
Intellectual Property Organisation (WIPO) von 1996 und dem DMCA ist. Wie in der EU 
üblich, müssen die Mitgliedstaaten nationale Gesetzesanpassungen innerhalb von 18 Mona- 
ten vornehmen, die ihnen allerdings Spielräume, z.B. zwischen durchgängigem DRM oder 
Pauschalabgaben über Hardware, offen lassen. 

17 (Lessig 1999) wies darauf hin, dass die Kommerzialisierung der Informationsmärkte, entge- 
gen der ursprünglichen freien Wissensnutzung im Internet - eine fortschreitende Einteilung 
der Domänen des Wissens in Nutzungszonen zwingend erforderlich macht - z.B. Zonie- 
rung über Passwörter (einschließlich biologische Authentifizierungs- 
/Identifizierungsverfahren), über entsprechende Lizenzen oder bekundete Zahlungsbereit- 
schaft, aufgrund von Nutzungskompetenzen, nachgewiesenem Nutzungsinteresse oder kon- 
trollierter politischer Zuverlässigkeit/Korrektheit - um nur einige Kriterien zu nennen. 
Technologische Basis hierfür sind, wie erwähnt, die immer weiter zum Einsatz kommenden 
Softwareprodukte des Digital rights management, die dadurch ein leichteres Spiel bekom- 
men, das über die Verwirklichung des Konzepts des Digital object jedes noch so kleine 
Stück Wissen referenzierbar, nachspürbar, abrechenbar und damit kontrollierbar wird (vgl. 
http;//www.doi.org/); vgl. den W3C DRM Workshop 2001 
(http://www.w3.org/2000/ 12/drm-ws/pp/Overview.html). 

18 Einschlägig hier das Marktverhalten der Endnutzer bei der Verwendung von StarOffice (ver- 
gleichbar in der Leistung mit dem kommerziellen Microsoft-Office-Paket). Bis Mitte 2001 
wurde 5 Millionen Mal StarOffice online heruntergeladen. Insgesamt wurden bis dahin 20 
Millionen kostenlose Lizenzen erteilt (http;//www.sun.com/software/star/staroffice/5.2/ 
news/fivemillion.html). Immer populärer wird die Nutzung dieser (und vergleichbarer) 
Software auch bei öffentlich finanzierten Einrichtungen. Ein Beispiel: Die Polizei in Schott- 
land mit 1000 Benutzern hat Mitte 2001 vollständig auf StarOffice umgestellt und hat da- 
durch etwa eine Viertel Million Pfund eingespart (http://www.vnunet.com/Print/1124456). 
Auch in Ausbildungseinrichtungen jeder Art erweist sich dies zunehmend als Alternative 
zum kommerziellen teuren Angebot. 
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nachvollziehbar und nicht als angemessen oder gerecht angesehen wird (vgl. 
Werner 2001; Manasse 2000). Dies hat zum einen einen fortschreitenden Ver- 
trauens- und damit auch Loyalitätsverlust gegenüber den Anbietern von Wis- 
sensprodukten und ihren DRM-Techniken zur Folge", und löst zum andern, 
mit dem Vertrauensverlust einhergehend, die Verbindlichkeit bestehender e- 
thischer Prinzipien (Achtung und Schutz geistigen Eigentums) auf und ma- 
chen das Durchsetzen bestehender rechtlicher Schutzbestimmungen fragwür- 
dig. Faktisches Verhalten als Massenphänomen stellt bestehende Ethik und 
bestehendes Recht in Frage. Und es ist offen, ob Rechtsanpassungen oder 
DRM-Regelungen diese wieder rekonstituieren können. 


3. Napsterisierung 


Wir erinnern daran, dass wir den Ausdruck „Napsterisierung“ nicht nur auf 
die Vorgänge bezogen haben, die direkt mit der MP3-Tauschbörse Napster 
assoziiert werden, sondern ihn gleichsam als Metapher für eine neue, auf Tei- 
len und verteilte Nutzung beruhende Organisationsform im Umgang mit In- 
formationsprodukten vorgeschlagen haben. Um diesen Gedanken zu konkre- 
tisieren, konzentrieren wir uns im Folgenden auf vier Themen: der Streit um 
Napster und alternative P2P-Modelle, der Streit um Verschlüsselung und De- 
kodierung digitaler Objekte am Beispiel DVD bzw. deCSS und ebooks und 
Perspektiven der Napsterisierung in Ausbildung und Wissenschaft. 


3.1 Napster 


Napsterisierung wird in erster Linie mit Wissensobjekten in Form von digita- 
len Musiktiteln in Verbindung gebracht, die über das Netz bzw. über die 
Vermittlung durch die Napster-Börse (www.napster.com) getauscht werden. 
Napster beruht auf der Verbindung einer neuen Technologie (MP3)” und ei- 
ner neuen Organisationsidee, der Idee des Person-to-person-non-commercial 


19 Vgl. zur Vertrauensproblematik von DRM-Software (Cheng/Litva/Main 2001) 

20 MP3-Technologie (MPEG=Moving Picture Experts Gropu Audio Layer-3), entwickelt seit 
1987 am Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen und 1993 und 1998 von der ISO 
zum Standard erklärt, ist im wesentlichen ein frei verfügbares Komprimierungsverfahren, 
das übertragungsintensive digitalisierte Musik dermaßen im Umfang reduziert (um etwa den 
Faktor 12), dass selbst bei Übertragungsraten, die über traditionelle Modems (z.B. 64 KB) 
erreicht werden, das Downloading zumindest kürzerer Musikstücke akzeptabel wird und 
ohne für das menschliche Ohr wahrnehmbare Qualitätsverluste. Mit der immer weiteren 
Verbreitung von ISDN oder DSI-Technologie auch in privaten Umgebungen rückt die Ü- 
bertragung ganzer CD-ROMs in den Bereich des Zumutbaren. Da zur gleichen Zeit auch 
die Möglichkeit des individuellen „Brennens“ von CD-ROMs für Endnutzer zu akzeptab- 
len Kosten gegeben war, setzte dies Nutzer in die Lage, die nach dem Dekodieren speicher- 
intensive Musik auf externe Dateien auszulagern und damit für die Nutzung in computeru- 
nabhängigen Wiedergabegeräten bereitzuhalten. 
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file sharing”. Napster hatte als selbständige Organisation keineswegs den 
kommerziellen Handel mit Musikprodukten intendiert oder ermutigt, son- 
dern eher ein kommunikatives Ziel verfolgt - in der Formulierung der frühe- 
ren CEO Eileen Richardson: „What we want is to help people find music 
and build community around genres of music“ (http://www.mp3.com/news/ 
436.html) - sicherlich auch in der Erwartung, dass bei intensiver Nutzung des 
Napster-Softwareangebots attraktive Werbeeinnahmen erzielt werden können, 
und sicherlich auch in der Fehleinschätzung, dass die Wissensindustrie die 
aus ihrer Sicht fortlaufende faktische Copyright-Verletzung einfach hinneh- 
men würde. 

Der Erfolg gab Napster und dem Organisationsmodell Recht - bevor Napster 
durch gerichtliche Intervention auf Grund der Klage von RIAA (The Recor- 
ding Industry Association of America)” in seinen Aktivitäten und damit in 
seinem Nutzungsangebot eingeschränkt wurde, waren gut 30 Millionen Nut- 
zer bei Napster registriert. Selbst im August 2001, an einem beliebigen Vor- 
mittag waren noch gut 70.000 „Napsterisierer“ online. 

Das Napster-Geschäftsmodell für den Umgang mit Wissen, am Beispiel von 
Musikobjekten, war für jedermann transparent und in der Kombination der 
Komponenten offenbar für sehr viele Musikliebhaber attraktiv. Napster 
brachte die Funktionen Kommunikation (über ein Chat-Angebot, in dessen 
Chat-Rooms über Musik diskutiert werden kann), Information (Hintergrund- 
information zu Musikstücken, Interpreten, Gruppen etc.) und vor allem 
Transaktion nach dem Prinzip des Information sharing. zusammen. Napster 
stellt(e) keine Musikobjekte bereit, sondern die Software, mit der digitalisierte 
Musik von jedem registrierten Benutzer in Verzeichnissen seines eigenen 
Rechners zum Herunterladen bereitgehalten wurde. Gesucht und gefunden 
werden können Musikobjekte natürlich nur dann, wenn die „Anbieter“ onli- 
ne sind. Ist ein Musikstück mit einer Quelle identifiziert, erlaubt die Napster- 
Software den Zugriff zu den das gewünschte Musikstück enthaltenen Ver- 
zeichnissen, die von den Anbietern als „offen“ deklariert worden sind”. Das 
Sharing-Modell macht, vielleicht naiv, das im globalen Maßstab möglich, was 
im privaten Bereich immer der Fall und erlaubt war: die Weitergabe von ein- 


21 http://www.napster.com/pressroom/ganda.html; interessanterweise hatten über ein Drittel 
der Napster-Nutzer bei einer Umfrage nach dem Grund für die Nutzung des Dienstes bzw. 
für dessen Rechtfertigung angegeben: „It's like the public library“ (http;//www.idc.com/ 
ebusinesstrends/ebt20010830.htm). 

22 RIAA vertrat die Interessen von EMI Recorded Music, Sony Music Group, Universal Music 
Group, Warner Music Group und Bertelsmann Music Group (BMG Entertainment). 

23 Dass dadurch erhebliche Sicherheitsprobleme entstehen, dass fremde Benutzer faktisch Zu- 
gang zu Verzeichnissen in Rechnern haben, die zwar besonders legitimiert worden sind, von 
denen aus aber der Zugriff zu anderen, nicht legitimierten Verzeichnissen nicht prinzipiell 
ausgeschlossen werden kann, ist unmittelbar evident. Einmal „inside“, ist es leichter, zu wei- 
teren Informationen zu gelangen, als überhaupt in den Rechner zu kommen. 
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mal erworbenen Informationsobjekten an die nächsten Interessierten. Die 
Frage ist also, was dieses Umschlagen von privatem, ın der Wirkung begrenz- 
ten Verhalten in öffentliches, global unbeschränktes Verhalten bedeutet. 

Der kurzfristige Erfolg von Napster (mit sicherlich einigen hundert Millionen 
Downloads) beruhte sicher auch darauf, dass die Musikverwertungsindustrie 
sich nicht darauf eingestellt hatte, ihre CD-ROM-Produkte, z.B. über Ver- 
schlüsselungssoftware, so zu sichern, dass keine MP3-Files von Unberechtig- 
ten erstellt werden können. Es war zu erwarten, dass das „Paradies“ des freien 
Austauschs von digitaler Musik nicht dauern kann - zu viel steht für die In- 
formations-, Musik- und Filmindustrie auf dem Spiel. Die Klage von RIAA 
war nur ein Schritt zur Vertreibung aus dem Paradies. Der „Fall“ (oder der 
Eintritt in die reale Welt des Kommerz) begann im Oktober 2000 dadurch, 
dass Napster mit Bertelsmann über ein $50 Mio. Darlehen eine Allianz ein- 
gegangen war. 

Bertelsmann hatte als wohl erste Firma der Major record labels * die Bedeu- 
tung des neuen Geschäftsmodells erkannt. Thomas Middelhoff, der Bertels- 
mann-Chef, formulierte dies bei der Ankündigung der Allianz eindeutig: 
„Ihere's no question that file-sharing will exist in the future as part of the 
media and entertainment industry .... There's no way to deal with this fact 
(other) than to develop a business model for file-sharing“ (http://news.cnet. 
com/news/0-1005-200-3345604.html). Trotz der Ankündigung von Napster, 
bei der Idee des freien Austauschs in der Napster-Community zu bleiben, 
wird es den entscheidenden Wechsel geben, nämlich den von einer Commu- 
nity zu einem Mitgliedsverein (in der Tradition des alten Bertelsmann schen 
Buchklubs). Auf der Grundlage von (niedrig gehaltenen) pauschalen Mit- 
gliedsbeiträgen könnte der Austausch weiter betrieben werden. Mit den Ein- 
nahmen könnten Lizenzverträge mit den Unternehmen der Musikproduktion 
geschlossen werden, damit deren Produkte rechtlich abgesichert getauscht 
werden können. 

Die Musikindustrie hat ihre Lektionen gelernt. Die Allianz mit Bertelsmann 
war nur der erste Schritt. Mit MusicNet haben sich die großen Herstellerfir- 
men zusammen mit der Service-Firma RealNetworks (mit fast 200 Mio. Nut- 
zern) eine neue Plattform geschaffen”, deren Leistung in erster Linie darin be- 
steht, eine professionelle Organisations- und DRM-Software bereitzustellen, 
die an Vertriebspartner lizensiert werden kann.” Über MusicNet kann Musik 


24 Bertelsmann gehört BMG Entertainment - eine der Firmen, die die Klage gegen Napster 
angestrengt hatten. BMG hatte nach dem Bertelsmann-Napster-Engagement die Klage natür- 
lich zurückgezogen. 

25 http://www.musicnet.com/ - Zu MusicNet gehören: Warner, EMI, BMP und Zomba. Sony 
und Vivendi setzen bislang auf ihr eigenes Projekt Duet. 

26 MusicNet bezeichnet sich als „first digital music subscription platform featuring on-line 
downloads” (http://www.musicnet.com/Frame_about.html). 
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entweder heruntergeladen oder laufend angehört werden (Streamable music). 
Die Gebühren dafür werden individuell von den Lizenznehmern festgelegt. 
Napster ist dann, z.B. neben America Online, nur einer von vielen möglichen 
Lizenzpartnern für MusicNet und kann lediglich darauf vertrauen, dass das 
aufgebaute Kundenpotenzial auch bei den neuen durch die Allianz mit Ber- 
telsmann entstandenen Konditionen des pauschalen Mitgliedsbeitrags annä- 
hernd erhalten bleibt. 

Die These der Venterisierung eines Napsterisierungsvorgangs scheint sich zu 
bestätigen. Der Erfolg der Industrie gegenüber dem „Rebell“ war allerdings in 
erster Linie durch das letztlich doch zentrale Organisationsmodell von Nap- 
ster möglich. Zwar wurden Input- und Download-Leistungen verteilt von den 
Nutzern selber erbracht, aber die Vermittlungsprozesse liefen über Napster als 
Tausch-Server. Schwieriger zu kontrollieren sind die Tauschvorgänge (und 
andere Internetanwendungen) nach dem Prinzip des Peer-to-Peer (P2P)- 
Austauschs, wie es z.B. Gnutella, Freenet und viele andere realisieren. 

P2P ist im Gefolge der Napster-Auseinandersetzung zum Thema der Öffent- 
lichkeit geworden.”® P2P-Netze sind völlig dezentral organisiert und ermögli- 
chen anonyme und verschlüsselte, kostengünstige und leistungsstarke effizien- 
te Speicherung, Übertragung und Nutzung von Informationen ohne die Ver- 
mittlung eines zentralen Servers. Die Vermittlung wird durch direkte Punkt- 
zu-Punkt-Verbindung zwischen den Teilnehmern geleistet, die in dem jeweili- 
gen P2P-Verbund zusammengeschaltet sind.” Aufgelöst ist also die Idee einer 
Institution, wie es sie noch bei Napster gab, die die Koordination in der 


27 Eine Übersicht über P2P-Anwendungen und Entwicklungen findet man unter 
http://www.at-web.de/p2p/p2p.htm. Fast schon grotesk und in dem Versuch, neue Um- 
gangsformen mit Wissen zu kriminalisieren, gefährlich hat der Nutella-Hersteller Ferrero 
mit der Argumentation seiner Klageschrift „Millionen von Internet-Nutzern würden bei 
dem Wort Nutella nicht mehr an die familienfreundliche Nuss-Nougat-Creme denken, son- 
dern ein virtuelles Konglomerat aus Urheberrechtspiraten und Kinderpornofreunden assozi- 
ieren“ Anfang 2001 vor dem Kölner Landgericht Recht bekommen (http://www.chip.de/ 
news_stories_3706.html). „Gnutella“ darf entsprechend nicht mehr verwendet werden. 

28 Mitte Februar gab es eine eigene P2P-Konferenz in San Francisco; vgl. 
http;//www.heise.de/ct/01/06/080/default.shtml=. 

29 In der akademischen Umgebung, zunächst als studentische Initiative am M.LT. ab 12/99, 
ist vor allem das Free Haven Project bekannt geworden (www.freehaven.net/). Dieses hatte 
zum Ziel die Entwicklung eines sicheren dezentral organisierten „Datenhafens“, in dem Da- 
ten anonymisiert gespeichert werden können und der robust gegenüber „feindlichen“ 
Zerstörungsangriffen ist. Die Ziele werden gegenwärtig wie folgt formuliert: „Anonymity: 
We try to meet this goal for all parties: the publishers that insert documents, the readers 
that retrieve documents, and the servers that store documents. We are in the process of 
designing and developing a free, low-latency, two-way mixnet for forward-anonymous 
communication. Accountability: We consider methods for achieving accountability without 
sacrificing anonymity. In particular, we're researching reputation and micropayment sche- 
mes, which allow us to limit the damage done by servers which misbehave. Persistence: The 
publisher of a document - not the servers holding the document - determines its lifetime. 
Flexibility: The system functions smoothly as peers dynamically join or leave.“ 
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Hand behält. Gnutella z.B. (oder wie immer es nach der Nutella-Klage heißen 
mag, s.o.) ist nichts anderes als ein einmal in das Internet freigesetztes Proto- 
koll, dessen sich Nutzer zu welchen Zwecken auch immer bedienen können. 
Wird die Nutzung mit starker Kryptographie verbunden, wie es bei Freenet 
zur Anonymisierung der Transaktionen der Fall ist, ist eine externe Kontrolle 
so gut wie ausgeschlossen. 

P2P-Netze, in Verbindung mit frei verwendbaren Verschlüsselungsverfahren, 
werden vermutlich die Zukunft des Internet bestimmen, gleichermaßen als 
Möglichkeit - Gefahr und Chance - , ohne Kontrolle den Austausch von 
Wissen und Information organisieren zu können, aber auch als Möglichkeit - 
Gefahr und Chance -, die Internet-Öffentlichkeit auf in P2P-Netzen organi- 
sierte Partikularöffentlichkeiten zu reduzieren. Kommerzielle und politische 
Kontrolle werden schwieriger. 

P2P ist wie jede Technologie zunächst anwendungsneutral - wer sich zu wel- 
chen Zwecken in P2P-Netzen zusammenschaltet, ist von der Technologie her 
nicht bestimmt. Entsprechend wird der P2P-Gedanke, der ursprünglich in 
„Hacker“-Bewegungen wie Freenet entstanden ist und freie Nutzer,märkte“ 
wie über Gnutella schaffen wollte, auch kommerzialisiert, z.B. über die Firma 
Groove Networks mit einer entsprechenden P2P-Groupware (Groove), mit 
Anwendungen wie synchrone Kommunikation (Chat), gemeinsame Projekte, 
File Sharing, virtuelle Konferenzen und Arbeitstreffen etc. realisiert werden.” 
Die Venterisierung (jetzt verstanden als innovative bzw. diffundierende Um- 
setzung von Verfahren aus der Internet-Basisbewegung) ist nirgendwo aufzu- 
halten. 


3.2 Napsterisierung von Hollywood - CSS vs. deCS55 


In die Auseinandersetzung um freie Nutzung oder Kontrolle digitaler Objekte 
werden zunehmend auch digitalisierte Videos einbezogen, auch wenn faktisch 
Übertragungs- und Speicheraufwand beim Herunterladen von Filmen für 
„Napsterisierer“ bislang noch restriktiv wirken. Dennoch spricht man seit der 
Auseinandersetzung um die Dekodierungssoftware für DVD (Digital Versatile 
Disc)-Produkte schon von der „Napsterisierung von Hollywood“ 
(http://www.chip.de/news_stories/news_stories_156043.htm!). 

Bei der kommerziellen Nutzung von DVD-Produkten konnte die Film- 
/Videoindustrie von vorneherein einen anderen Weg als bei den CD-ROMs 
einschlagen, die zunächst weitgehend ungeschützt auf den Markt gekommen 
sind. DVD wird durch eine Authentifizierungs- und Verschlüsselungstechnik 
geschützt, die z.B. als CSS (Content Scrambling System) in die offiziellen 
DVD-Systeme eingebaut ist. D.h. ein DVD-Film ist nur dann lesbar, wenn die 


30 Andere P2P-Firmen sind z.B. Battery Ventures. 
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originale Scheibe zur Authentifizierung in das Laufwerk bei einem speziell da- 
für legitimierten Rechner mit dem richtigen Betriebssystem eingelegt ist und 
entsprechend die verschiedenen Ver-/Entschlüsselungsverfahren aktiviert wer- 
den. Andere Verfahren, z.B. für die Online-Nutzung, werden weiter entwickelt. 
Sie sollen das leisten, was an funktionalen Anforderungen für alle DRM- bzw. 
IPR-Verfahren?! gilt: a) die beteiligten Subjekte (Rechteinhaber, Nutzer) zu i- 
dentifizieren und zu lokalisieren; b) die zu schützenden Objekte eindeutig zu 
identifizieren und zu lokalisieren und c) genau zu spezifizieren, in welchem 
Umfang die Objekte von wem genutzt werden können (Bearman 2000; AAP- 
DRM 2000). Diskutieren wir stellvertretend die CSS-Entwicklung für DVD. 
CSS beruht auf Wissen über Verschlüsselung und Authentifizierung, ist in 
Software kodiertes Wissen. Das Wissen selber ist aber kaum geschützt zu hal- 
ten. Kein Wunder, dass verschiedene Gruppen sich rasch das Wissen angeeig- 
net haben, wie die entsprechende Software unterlaufen werden kann, und sei 
es durch auf T-Shirts gedruckte Code-Zeilen. Konsequent kann dann dieses 
Wissen erneut in Software, also in einem Informationsprodukt, kodiert wer- 
den. Darf diese Information, mit der nun gehandelt, also ohne Berechtigung 
dekodiert werden kann, frei verteilt werden, und darf sie vor allem frei genutzt 
werden?” Ist die getroffene Unterscheidung von Wissen und Informati- 
on(sprodukt) überhaupt sinnvoll, wenn das Wissen, wie CSS entschlüsselt 
werden kann, öffentlich ist und damit ohne Weiteres zur Information werden 
kann? Wie kann/darf verhindert werden, dass dieses Wissen als Information, 
hier also als Informationsprodukt in Form von deCSS, auch verwendet wird? 


31 IPR=Intellectual Property Rights, synonym mit DRM=Digital Rights Management 

32 Vergleichbare Fragen wurden in der zurückliegenden Kryptographie-Debatte gestellt. Bis 
Ende der 90er Jahre war die Nutzung starker Kryptographie auch mit Beruf auf das Waffen- 
gesetz in den USA verboten, so dass kryptographische Hard- und Software unter die 
Regelungen von AECA (The Arms Export Control Act) bzw. von ITAR (International 
Traffic in Arms Regulation) subsumiert und Kryptographie-Exportverbote erlassen werden 
konnten, vor allem mit Blick auf (damals) starke Kryptographie (oberhalb 40 bits). Gegen 
den Entwickler von PGP (Pretty Good Privacy), Phil Zimmermann, der PGP, auf der Basis 
des RSA-Algorithmus und des Public-key-Ansatzes entwickelt, zur freien Verfügung ins Netz 
gestellt hatte, waren lange Zeit verschiedene Gerichtsverfahren anhängig. Erst 1995 wurde 
der politische und Verwertungsstreit u.a. dadurch beendet, dass sich eine öffentlich 
anerkannte Institution, nämlich das M.I.T. bereit erklärte, für PGP eine neue Software- 
Lösung vorzulegen. Das geschah dann auch in der Zusammenarbeit von Zimmermann und 
anderen Experten vom M.IT. Das M.IT. sah die öffentliche Verantwortung der 
Wissenschaft, kryptographische Verfahren einer breiten Öffentlichkeit offen zu halten, und 
engagierte sich entsprechend. Und schließlich sah sich auch die USA-Regierung 1998/99 
durch gemeinsamen Druck der Informationswirtschaft und der Internet- 
Bürgerrechtsbewegungen - eine in den USA nicht seltene Koalition - veranlasst, die 
Beschränkungen auf Kryptographie aufzugeben. Was als kriminell angesehen war - das 
Unterlaufen von Kryptographie-Bestimmungen durch frei verfügbare Software -, kann 
zuweilen durch die Praxis in den elektronischen Informationsräumen legalisiert werden. Ob 
dies allerdings von dauerhafter Wirkung ist, kann mit Blick auf die seit September 2001 
grundlegend veränderte globale politische Lage bezweifelt werden, in der Ziele wie 
Sicherheit und Kontrolle gegenüber Freizügigkeit und Privatheit dominant werden. 
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Rein juristisch, zumindest in den USA, scheint die Lage klar zu sein. Ob nun 
der Gesetzgeber in den USA die Auseinandersetzung um DVD-Produkte oder 
andere durch Software geschützte digitale kommerzielle Objekte antizipiert 
hatte oder nicht, jedenfalls ist die Gesetzeslage in den USA so, dass aufgrund 
des 1998 vom US-Kongress verabschiedeten „Digital Millennium Copyright 
Act“ (DMCA,) die Erstellung und der Vertrieb von Software unter Strafe ge- 
stellt ist, durch die legale Copyright-Ansprüche unterlaufen werden können 
(DMCA, 17 USC 81201). 

Nach einiger Zeit der Nicht-Anwendung dieses Gesetzes schafft seit Mitte 
2000 das DMCA in der Auseinandersetzung um die Neuformulierung des 
Copyright in den elektronischen Medien nun tatsächlich neue Realitäten. Am 
17.8.2000 hat der Richter Lewis A. Kaplan vom U.S. District Court in Man- 
hattan dieses Gesetz auf eine Klage von 8 Hollywood-Filmstudios gegen Eric 
Corley angewendet und entschieden, dass das Herunterladeangebot für die 
deCSS-Software auf der Website 2600.com von Corley gegen das Gesetz ver- 
stößt.” Mit deCSS kann die Authentifizierungs- und Verschlüsselungstechnik 
(CSS) von DVD-Filmen unterlaufen werden.” 

Der Richter hat mit seiner Entscheidung auch explizit Stellung in der Debatte 
genommen, ob Computer Code eine Form der freien Rede sei, die, wie es die 
Open-Source-Bewegung verlangt, offenzulegen sei, oder ob Code eine Ware 


33 Nach Einsprüchen der Open-Source-Bewegung und von Organisationen wie Electronic 
Frontier Foundation wird letztlich der Supreme Court in den USA über den Vorgang be- 
finden müssen. In der Vergangenheit haben Internet-Bürgerrechtsbewegungen häufig genug 
vor dem U.S. Supreme Court als letzter Instanz Recht bekommen, allerdings meistens 
dann, wenn ihre Interessen konform (wenn auch aus unterschiedlichen Gründen) mit den 
Interessen der Informationswirtschaft waren, so z.B. bei der endgültigen Ablehnung des von 
der Clinton-Administration eingebrachten und vom Kongress verabschiedeten Communi- 
cations Decency Act (CDA), durch das Inhalte von Internet-Angeboten bewertet und kon- 
trolliert werden sollten, oder bei der früheren Ablehnung der staatlich verordneten Clipper- 
Kryptographie-Software. Bei dem DVD-Problem sind die Interessen der Hollywood- 
Industrie und die Interessen der Internet-Basisbewegungen konträr. 

34 Es ist nicht unwesentlich, sich zu erinnern, wie es zu der Auseinandersetzung um DVD ge- 
kommen ist. Verschiedene Gruppen der Open-Source-Betriebssystem-Software LINUX hat- 
ten sich darum bemüht, DVD-Produkte auch für LINUX lauffähig zu machen. Eine Grup- 
pe (LSDVD) hatte sich daran gemacht, eine lizensierte DVD-Version zu erstellen, für deren 
Nutzung ein geringes Entgelt zu bezahlen sei, während eine andere Gruppe (LiViD) an der 
ursprünglichen Open-Source-Idee festhalten und eine frei zugängliche DVD-Abspielsoftware 
für LINUX entwickeln wollte. Ziel beider Gruppen war also keineswegs DVD-Piraterie, son- 
dern DVD-Nutzung für LINUX zu ermöglichen. Diese LINUX-Arbeiten hat dann die nor- 
wegische Gruppe Master of Reverse Engineering (MoRE) aufgegriffen. Sie hat in der offi- 
ziellen Software des DVD-Systems eine Lücke entdeckt, durch die verschlüsselte DVD-Filme 
aufgeschlossen werden können. MoRE hat dann weiterhin den geheimen CSS-Algorithmus 
aufgedeckt und veröffentlicht. Dadurch wurde auch deutlich, dass die DVD-Software be- 
trächtliche Mängel hat, was die Open-Source-Bewegung u.a. darauf zurückführt, dass die 
Software nicht offen in Fachkreisen diskutiert und entsprechend verbessert werden konnte. 
Die Bereitstellung von DeCSS war also nur ein logischer Schritt. Schlechte Software kann 
und soll - so ja auch das Ethos der Hacker-Bewegung - durch bessere Software unterlaufen 
werden. 
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wie jede andere sei: In der Begründung heißt es: „Computer Code is not pu- 
rely expressible any more than the assassination of a politicial figure is purely 
a political statement“. Aus dem generelleren Streit um die Frage, welches 
Recht höher zu gewichten sei, das Recht auf freie Rede (Publikationsfreiheit) 
oder das absolute Recht auf den Schutz geistigen Eigentums, hat sich der 
Richter herausgehalten und hat, wie könnte es auch anders sein, im Prinzip 
die Berechtigung beider Positionen anerkannt. Bei konfligierenden 
Grundsatzpositionen gibt es in demokratischen Gesellschaften, so der Richter 
in seiner Begründung, nur einen Ausweg: „clashes of competing interests like 
this are resolved by Congress“. 

Bislang gilt also die explizite Formulierung des DMCA, dass die Erstellung 
und der Vertrieb von Software untersagt sei, durch die legale Copyright- 
Ansprüche unterlaufen werden können (DMCA, 17 USC 81201). Wie immer 
man dies auch interpretieren mag, klar erkennbar ist, dass damit eine Ver- 
schärfung der bisherigen Copyright-Regelungen Realität wird, dass also die 
bislang unter dem Etikett Fair use möglichen Ausnahmen als Grundlage des 
Umgangs mit geistigem Eigentum eingeschränkt werden.” Es ist offensicht- 
lich, dass zur Zeit die Vertreter der Filmindustrie, besorgt über zunehmende 
Piraterie in der Form freien Kopierens, das DMCA dahingehend interpretie- 
ren, dass der Kongress eine radikale Wende im Verständnis von Fair use vor- 
genommen habe und dass wegen der Einsatzmöglichkeiten neuer technologi- 
scher Kontrollmechanismen Ausnahmen nicht mehr sinnvoll seien. Anders 
als im früheren Medien können durch diese Verfahren alle individuellen Ak- 
tionen mit digitalen Produkten exakt geregelt werden, also z.B. wie viele Per- 
sonen Einsicht in ein Produkt nehmen können und wie lange sie das dürfen, 
ob das Produkt weiterverliehen werden darf, ob Exzerpte möglich sind, wel- 
ches Betriebssystem passend für das Produkt ist, .... 

Um diese neuen Ansprüche zu sichern, ist ein ganz neuer Wirtschaftszweig in 
der Publikationsindustrie entstanden, der, wie erwähnt, unter dem Namen 
DRM- oder IPR-Software für Content Provider bzw. für Publikationsorganisa- 
tionen jeder Art anbietet, durch die sie den Vertrieb und die Nutzung ihrer 
digitalen Produkte unter Kontrolle halten können. Die besprochene CSS- 
Software ist Teil dieses Digital Rights Management, hier bezogen auf die 
Nutzung von DVD-Produkten. DRM greift aber in die Kommerzialisierung 
und die Kontrolle aller digitaler Informationsprodukte ein. Man kann vermu- 
ten, dass ein Bereich der Informationswirtschaft, Ersteller von Software, hier 
von DRM-Technologie, sich dadurch neue Objektbereiche verschafft hat, 
dass einem anderen Teil der Informationswirtschaft, den Wissensverwertern, 


35 Der Staat, so die allgemeine Meinung, hat nicht das geistige Eigentum absolut geschützt, 
sondern nur für eine begrenzte Zeit und mit der Intention, Anreize zum Schaffen geistiger 
Produkte zu setzen, durch die die Gesellschaft als Ganze, zur Förderung von Wissenschaft 
und Kunst bzw. des intellektuellen Lebens insgesamt, Nutzen ziehen kann. 
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Chancen der Kontrolle suggeriert wurden, die real gar nicht vorhanden sind. 
Durch Software können Besitzansprüche nicht wirklich durchgesetzt werden. 
Das Setzen auf DRM-Technologie bzw. das Setzen auf Kontrolle (einherge- 
hend mit dem Kriminalisieren von Gegenpositionen) hat das Nachdenken 
und Entwickeln neuer Modelle beim Umgang mit digitalen Wissensproduk- 
ten eher verhindert. Das wird auch an der Diskussion über ebooks erkennbar, 
wo sich das Beharren auf Kontrollmechanismen als kontraproduktiv zu erweı- 
sen scheint. 


3.3 Kontraproduktive Kontrolle von eBooks 


Konflikte um Besitz- und Nutzungsansprüche bzw. um Kontrollmöglichkei- 
ten sind bislang in erster Linie an den besprochenen Beispielen digitalisierter 
Musik und digitalisierter bewegter Bilder (Videos) manifest geworden. Betrof- 
fen sind aber natürlich im Prinzip alle elektronischen Informationsprodukte. 
Die einfachste mediale Form, Texte in Form von elektronischen Büchern, 
Ebooks, steht erst am Anfang der Napsterisierung. Der Markt für Ebooks, 
anders als der für Musik-CD-ROMs oder Video-DVD, entsteht erst. Auch hier 
ist die Ambivalenz von freier Nutzung und Kontrolle ersichtlich: Der An- 
spruch auf private persönliche Nutzungsrechte für digitale Produkte, ver- 
gleichbar den bisherigen Rechten bei gedruckten Produkten (Mehrfachnutzung, 
beliebige Weitergabe, Zitieren etc.) wird ebenso erhoben wie auf der anderen 
Seite der Anspruch auf weitergehende Kontrolle der Nutzung, vor allem aus 
Sorge vor der ohne weitere Maßnahmen nicht mehr nachvollziehbaren Weiter- 
gabe digitaler Produkte in den elektronischen Räumen des Internet. 

Auch hier schafft die Anwendung der durch das US-amerikanische Digital 
Millennium Copyright Act vorgegebenen Rahmenbedingungen neue Realitä- 
ten in der Auseinandersetzung um die Kontrolle oder Nutzung digitaler In- 
formationsprodukte. Mitte Juli 2001 wurde der Russe Dmitry Sklyarov ver- 
haftet und für einige Wochen ins Gefängnis gesteckt, weil er auf einer Konfe- 
renz (der DefCon Hacker-Konferenz am 16.7.01 in Las Vegas) über offen- 
sichtliche Mängel der bei eBooks zum Einsatz kommenden Kryptographie in- 
formiert und weiterhin über Software der Moskauer Firma ElcomSoft, bei der 
Sklyarov arbeitet, berichtet hatte, mit der in Teile der Adobe-Verschlüsse- 
lungssoftware für eBooks eingegriffen werden kann. Das FBI hatte auf die 
Anzeige von Adobe reagiert, weil das Publikmachen der Arbeiten der Mos- 
kauer Firma auf der Konferenz in den USA gegen das DMCA verstößt. Ame- 
rikanische Electronic Rights Groups wie Electronic Frontier Foundation pro- 
testierten entsprechend heftig gegen diese weitere Anwendung des DMCA 
und sehen darin, wie in der Einschränkung der CSS-Software, eine Bedrohung 
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des bisherigen Fair use bei der Benutzung von gedruckter Information.” 
Durch die ElcomSoft-Software, die wie die deCSS-Software außerhalb der 
USA erworben und benutzt werden kann, werden Restriktionen beseitigt, die 
exklusive Rechte an der Nutzung von eBooks nur dem einräumen, der das 
eBook erworben hat. Mit der ElcomSoft-Software - und dies ist nur ein Bei- 
spiel für viele vergleichbare Napsterisierungs-Software - ist es z.B. möglich, für 
den eigenen Gebrauch von Adobe-eBooks eine Backup-Kopie zu machen, a- 
ber auch das eBook auf einem anderen Computer im eigenen Haus zu über- 
tragen oder eine Kopie für einen Freund zu erstellen - alles einfache Dinge, 
die bislang beim Kauf eines gedruckten Buches unkritisch waren, durch fort- 
geschrittenes DRM bzw. IPR aber kontrolliert und verhindert werden können. 
Auch nützliche Anwendungen, dass Blinde sich mit ihrer Software eBooks e- 
lektronisch vorlesen lassen können, werden durch eBook-Restriktionen ver- 
hindert, es sei denn, sie sind in den DRM-Spezifikationen explizit formuliert. 
Solche Anwendungen sind nur möglich, wenn die eBooks in eine andere 
Software-Umgebung geladen werden, als sie von den Herstellern vorgesehen 
ist. Das ist aber das Mindeste, was von eBooks verlangt werden kann, näm- 
lich dass man sie in seine eigene Umgebung zur freien weiteren persönlichen 
Nutzung herunterladen kann. Das ist nicht nur der eine Rechner mit dem ei- 
nen Betriebssystem, sondern in der Zukunft eine Vielzahl elektronischer, auch 
mobil zu nutzender Geräte, auf denen man seine ebooks lesen will. Venteri- 
sierer sehen aber darin genau den Weg offengelegt zu einer Napsterisierung 
der eBooks. Wenn die Nutzungsumgebung nicht mehr kontrolliert werden 
kann, könnten auch eBooks freizügig in entsprechende Verteil-Server oder 
P2P-Dienste eingebunden werden. Nicht zuletzt deshalb werden zur Zeit auch 
über DRM hinausgehende Kontrollmöglichkeiten, wie die Anwendung von 
Kopierschutztechniken auf PCn, erwogen. 

Offensichtlich verschärfen sich die Spannungen zwischen denjenigen „who 
need and use information and those who want to control it“ (Los Angeles 
Times 6.8.2001, All). Fraglich allerdings, ob in der Kombination von ver- 
schärfter rechtlicher Regelung und Softwaremaßnahmen des DRM der Erfolg 
von Produkten wie eBooks gesichert werden kann, die ohnehin bislang nur 
einen minimalen Verkaufserfolg erzielen konnten. Der Grund für den bisheri- 
gen Misserfolg wird zum einen darin gesehen, dass eBooks nicht auf reale 
Bedürfnisse von Lesern abgestimmt zu sein scheinen, die bislang mit den ge- 
druckten Produkten zufrieden sind. Die Zurückhaltung wird aber auch darauf 
zurückgeführt, dass der technische Umgang mit den eBooks noch als zu 
kompliziert und unzuverlässig angesehen wird und vor allem die Nutzungs- 
bedingungen, die über die Software der eBooks geregelt werden, als zu restrik- 


36 Viele weitere Links, zusammengestellt von der Electronic Frontier Foundation, zu dem ak- 


tuellen Fall Sklyarov und die Folgen unter http;//www.eff.org/IP/DMCA/US_v_Sklyarov/. 
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tiv empfunden werden. Das Vertrauen in die Zuverlässigkeit und Angemes- 
senheit von DRM-Techniken ist durchaus nicht auf den elektronischen Märk- 
ten gegeben (vgl. Cheng/Litva/Main 2001), und Vertrauen ist die Grundlage 
kommerziellen Erfolgs (Kuhlen 1999). 

In dieser Situation scheint eine Verschärfung der Nutzungsbedingungen eine 
klassische Verlierer-Situation zu generieren. Kontrollmechanismen sind ver- 
mutlich eher kontraproduktiv: Verlage versuchen, ihre Umsätze zu kontrollie- 
ren und zu steigern, indem sie die Nutzung restringieren und eng an die Ver- 
tragsbedingungen binden, und genau diese mangelnde Freizügigkeit verhin- 
dert (neben anderen Faktoren) die Entwicklung eines offenen und größeren 
Marktes. Neue Modelle der Nutzung sind eher gefragt als Modelle der er- 
zwungenen Kontrolle.” 


3.4 Napsterisierung in Ausbildung und Wissenschaft 


Bevor wir aus der vorhergehenden Diskussion einige Schlussfolgerungen zie- 
hen, wollen wir noch auf eine weitere Ambivalenz im Napsterisierungsbegriff 
eingehen, und zwar aus dem Umfeld der Wissenschaft, wo Napsterisierung 
durchaus negativ als Plagiatisierung verstanden werden kann, aber auch als 
neue Formen der Direktpublikation unter Umgehung der Venterisierungsver- 
fahren der bisherigen Distributoren der wissenschaftlichen Produktion. 


Referenzverluste 

Mit „Napsterisierung“ wird weitergehend als das Umgehen von Verwertungs- 
rechten die Einstellung bezeichnet, für Wissensprodukte nicht nur nicht zu 
bezahlen, sondern sich diese anzueignen, ohne auf die Urheber zu referenzie- 
ren. So zu tun, als sei die Wissensproduktion anderer die eigene, wird im all- 
gemeinen als Plagiat bezeichnet”, in Ausbildungsumgebungen als Betrug. Ro- 
bert S. Boynton weist in einem Artikel in der Washington Post” auf diese 
Napsterization of knowledge in der akademischen Ausbildung hin, die seit 
einigen Jahren breit um sich greife. Gemeint ist dabei „the notion that ideas 
(like music) are little more than disembodied entities, out there in the ether, 
available to be appropriated electronically in any way users wish. As a result, 
the line between the hard-won insights that are produced by solitary scholar- 
ship, and the quotidian conclusions that collaboration yields, has been 
blurred. What now constitutes honorable behavior is an open question.“ 
Napsterisierung von Wissen bedeutet in diesem Verständnis also das durch 


37 Vgl. Manasse (2000): „Digital rights management based on enforcement is moribund.“ 

38 Wir werden sehen, dass im allgemeinen Zusammenhang der Hypertextifizierung von Wissen 
der generelle Ausdruck „Plagiat“ als Übernahme von Wissensobjekten oder Teilen von ih- 
nen, ohne ihre Fremdreferenz anzugeben, problematisch wird. 

39 Washington Post, Sunday, May 27, 2001; Page BO1 - http;//www.washingtonpost.com/ 
ac2/wp-dyn/A80312-2001May26?language=printer 
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die elektronischen Medien leicht gemachte Unterlaufen des bisherigen Werte- 
systems der Ausbildung, das Betrug (Cheating) allgemein und Plagiat speziell 
außerhalb des akademischen Ethos stellt. 

Was folgt daraus, und wie soll sich das akademische System dagegen wehren? 
Boynton sieht in dieser „napsterization of knowledge“ auf dramatische Weise 
den in amerikanischen Universitäten vielerorts formulierten Honor code ge- 
fährdet, der Betrug bzw. das Verhalten, sich auf unredliche Weise Vorteile ge- 
genüber anderen Studierenden zu verschaffen, als unethisch brandmarkt und 
entsprechend scharfe Sanktionen bei entsprechenden Verstößen nach sich 
zieht. Für die gesamte Diskussion um die Abwehr von Napsterisierung ist 
einschlägig, dass sich Boynton dagegen wendet, der Napsterisierung von Wis- 
sen dadurch auf die Spur zu kommen, dass entsprechende Software eingesetzt 
wird. Solche Software wurde inzwischen verschiedentlich entwickelt, um das 
Abschreiben bei anderen Studierenden oder das unreferenzierte Verwenden 
von publizierten Materialien aufzudecken.” 

Software zur Sicherung des Honor-Code-Prinzips geschieht nach der Devise 
„Irust, but verify“, und dagegen wendet sich Boynton: „Neither the Napsteri- 
zation of knowledge nor the honor code scandal will be solved through 
technological means alone. To go down that road guarantees a never-ending 
“arms race’“. Gegen die technologische Lösung, die, da immer wieder durch- 
brochen, immer stärkere Mittel einsetzen muss, setzt Boynton das regulative, 
faktisch wohl immer wieder nicht eingehaltene ethische Prinzip „Trust, but 
don't verify“, wobei in Kauf genommen wird, dass der Missbrauch immer 
vorkommen wird, aber ethisch nicht akzeptabel ist und von der wissenschaft- 
lichen Gemeinschaft nicht akzeptiert wird. Der bloße Appell wird wohl nicht 
reichen. Vielmehr müssen Vorbilder - die akademischen Lehrer selber müssen 
Wissensreferenzierungen und Schutz von reklamiertem Eigentum einhalten - 
und natürlich Anreize geschaffen werden, dass das Einhalten von Vertrauen 
sich mehr „lohnt“ als dessen Missbrauch. 

Eine konstruktive Lösung, mit der „Napsterisierung“ auch in diesem Fall po- 
sitiv umgedeutet wird, wird aus der Open-Source-Bewegung angeboten. Die 
Lizensierungsregeln für Open-Source-Software wird gegenwärtig durch ent- 
sprechende Regelungen auf die textuellen Dokumentationen der Software und 
dann allgemein auf Texte jeder Art übertragen. In der Praxis bedeutet das, 
dass Autoren von Netzpublikationen ihren Text mit einem Lizensierungsver- 
merk versehen (können)”, auf Grund dessen entsprechend der Tradition des 
Copyleft jedermann diesen Text frei verwenden und modifizieren kann, unter 
der Bedingung, dass weitere Nutzungen (bis hin zu Zitierungen) und Modifi- 
kationen ebenfalls frei zugänglich gemacht werden und dass jede Nutzung 


40 Z.B. über http://www.plagiarism.phys.virginia.edu 
41 GNU Free documentation license - http://www.fsf.org/copyleft/fdl.html 
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und Modifikation (einschließlich von Übersetzungen) referenziert werden 
muss. 


Selbstorganisation als Reaktion auf Marktversagen 

Das mit Napster verbundene Organisationsmodell wird mit dieser Bezeich- 
nung verschiedentlich auch für eine Form der Selbstorganisation von Wissen- 
schaft bei der Publikation von und dem Zugriff auf digitale(n) Wissensobjek- 
ten verwendet (vgl. Sietmann 2001).” Es ist nicht zuletzt die fortschreitende 
Venterisierung auch der wissenschaftlichen Produktion, die Wissenschaftler 
veranlasst hat, sich um die Publikation und Verteilung ihrer Produktionen 
selber zu kümmern. Dies auch deshalb, weil klassische Verlagsleistungen, wie 
Qualitätskontrolle und Öffentlichkeitsarbeit, zunehmend von der Wissen- 
schaft selber wahrgenommen werden (müssen). Nur noch wenige Verlage leis- 
ten aktive Akquirierungsarbeit. Die meisten Verlage verlangen von den Auto- 
ren druckfertige Manuskripte, und die Qualitätskontrolle über Peer-Reviewing 
geschieht ohnehin durch Wissenschaftler selber. Zudem ergeben sich bei Ver- 
lagspublikationen immer größere Zeitverschiebungen zwischen der Fertigstel- 
lung der Forschung bzw. der Erstellung der Manuskripte und der Veröffentli- 
chung in traditionellen aber auch elektronischen Journalen. Weiter ist eine 
Präsenz-Vollständigkeit von Verlags-Zeitschriften in den Bibliotheken selbst 
bei engeren Wissensgebieten bei fallenden Bibliotheksetats und restriktiver 
Preispolitik der Verlage auch für E-Produkte kaum noch möglich. Ob das 
nun eine Bibliotheks- oder eine Verlagskrise ist, sei dahingestellt - auf jeden 
Fall wird in der gegenwärtigen Praxis der Widerspruch zwischen Leistung und 
Venterisierungsanspruch deutlich, und es stellt sich zunehmend die Frage, mit 
welchem Recht Wissensverwerter von Wissenschaftlern bzw. von den Institu- 
tionen, die den Informationsbedarf von Wissenschaftler absichern sollen (Bib- 
liotheken etc.), den Rückkauf ihrer eigenen Produkte verlangen können, ohne 
dass Mehrwertleistungen offensichtlich sind. Kommen hinzu die den Wissen- 
schaftlern zur Verfügung stehenden technischen Möglichkeiten durch die 
neuen elektronischen Medien für Produktion, Bereitstellung, Verteilung und 
Nutzung von Informationsprodukten, so entwickeln sich fast zwangsläufig 
neue Organisationsmodelle für den Umgang mit Wissen und Information 
auch in der Wissenschaft. 

Entsprechend stellen weltweit immer mehr Wissenschaftler ihre Texte mit ak- 
tuellen Forschungsergebnissen ins Netz, sei es direkt persönlich über die ei- 
gene Website oder sei es über Pre-Print-/e-Server von Verbänden oder anderen 


42 Im wissenschaftlich spielerischen Bereich wird das verteilte Modell der Ressourcennutzung 
z.B. von SETI@home für die Suche nach extraterrestrischer Intelligenz verwendet. Bislang 
haben über 3,23 Millionen Personen (Stand 08/01) ihre Rechnerkapazität zur Verfügung ge- 
stellt, um die Ziele des Projektes zu unterstützen. Interessanter ist hier eher die Organisati- 
on der verteilten Ressourcen als der tatsächlich damit erzielte Erfolg. 
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Fachorganisationen® oder Publikations-Server, wie sie inzwischen von vielen 
Bibliotheken oder Rechenzentren aufgebaut werden. 

Allerdings werden entsprechend den jeweiligen lokalen oder organisationsspe- 
zifischen Gepflogenheiten unterschiedliche Formate und vor allem heterogene 
Metadaten zur Beschreibung der Inhalte der Texte oder anderer digitaler Ob- 
jekte verwendet. In den wissenschaftlichen Bibliotheken selber ist weder im 
nationalen Bereich (in Deutschland) geschweige denn im internationalen Be- 
reich auch nur annähernd eine Angleichung oder Standardisierung von Me- 
tadatensprachen bzw. -formaten erreicht worden. Entsprechend unbefriedi- 
gend, sowohl was Vollständigkeit (Recall) als auch was Genauigkeit (Precisi- 
on) angeht, fallen die Ergebnisse der weltweit operierenden Suchmaschinen 
aus. Deren Retrieval kann nur so gut sein wie die Indexierung (Inhaltsbe- 
schreibung) der Ausgangsmaterialien. Die Indexierungsqualität der Suchma- 
schinen kann nicht befriedigend ausfallen, wenn sie sich lediglich auf die in 
den Objekten enthaltenen Informationen bzw. auf die von den Anbietern 
verdeckt, also nur für die Suchmaschinen einsehbaren Informationen abstüt- 
zen. Erforderlich sind kontrollierte Vokabularien bzw. allgemein anerkannte 
formale Metadatenstrukturen zur Beschreibung der Inhalte. Es ist also nicht 
zu verkennen, dass die Formen der Direktpublikationen zu einer dramati- 
schen neuen Unübersichtlichkeit geführt haben. Entsprechend werden auch 
seit einigen Jahren entsprechende Maßnahmen entwickelt, z.B. über die Open 
Archives Initiative ein, die in der verteilten Organisation als ein neues positi- 
ves Napsterisierungsmodell verstanden werden kann. 

Die Open Archives Initiative (OAI) versucht seit 1999 durch eine Erweite- 
rung des HTTP (Transaktionsprotokoll für das World Wide Web) eine neue 
Übersichtlichkeit in das skizzierte „Chaos“ der wissenschaftlichen Direktpub- 
likation zu bringen. Dieses OAI-Protokoll (Open Archives Initiative Protocol 
for Metadata Harvesting) verlangt die Verwendung von sogenannten Per- 
sistent identifiers zum eindeutigen Nachweis sowohl des Archivs als auch der 
Dokumente innerhalb des jeweiligen Archivs. Entscheidender aber ist, dass den 
Wissenschaftlern ein formaler Metadatensatz angeboten wird, mit denen sie die 
Inhalte ihrer Objekte entsprechend festgelegter Minimalanforderungen be- 
schreiben und so über Suchmaschinen auffindbar machen können. Das Pro- 
tokoll stützt sich auf das Dokumentformat XML sowie auf den ‘Dublin Core’ 
ab, der sich zu einem Quasi-Standard für Metadaten entwickelt. Es können 
aber innerhalb der OAI-Struktur andere Wissensklassifikationsformen, wie sie 


43 Z.B: das e-Print-Archiv für die Fachgebiete Physik, Mathematik und Informatik, unterstützt 
von der U.S. National Science Foundation, dem U.S. Department of Energy und betrieben 
vom Los Alamos National Laboratory - http://arXiv.org/. 

44 Metadatenstrukturen sind nicht zu verwechseln mit den Meta-Tags von HTML, die eben- 
falls der (allerdings weitgehend unkontrollierten) Inhaltsbeschreibung dienen. Metadaten- 
strukturen sind semantisch kontrollierte Fach- oder Universal-Ontologien. 
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in den einzelnen Disziplinen entwickelt sind, verwendet werden.” 

Der organisatorische Lösungsvorschlag auf der Grundlage des OAI-Protokolls 
ist dem der Internet-Tauschbörse Napster vergleichbar, indem kein zentraler 
Wissenschaftsserver angestrebt wird, sondern eine verteilte Lösung, bei der al- 
so das Auffinden und der Zugriff auf einzelne Objekte in einem System der 
weltweit verteilten Datenhaltung organisiert wird. Weiterhin beruht die Leis- 
tung des Systems auf der Bereitschaft der einzelnen Telnehmer (dort der Mu- 
sikfreunde, hier der Wissenschaftler) ihr Wissen über entsprechendes Meta- 
wissen bzw. zunächst einmal über schiere Digitalisierungen der entsprechen- 
den Objekte mit anderen zu teilen. Information Sharing beruht auf dem Do 
ut des, nicht alleine darauf, dass andere, z.B. Bibliotheken, Informations- und 
Dokumentationseinrichtungen oder zentrale e-Print-Server die Erschließungs- 
und Vermittlungsarbeit übernehmen.” Vermutlich werden kommerzielle Wis- 
sensverwerter im Bereich Wissenschaft sehr bald auch die ökonomischen Vor- 
teile des Prinzips des Information Sharing und der verteilten Organisation er- 
kennen, so wie es Bertelsmann mit dem Napster-Engagement getan hat. Ge- 
genwärtig verharren jedoch die meisten Venterisierer der Wissensverwertungs- 
welt eher bei den klassischen Organisations- und Abrechnungsmodellen, so 
dass Napsterisierungsverfahren aus der Wissenschaft selber fast unvermeidlich 
sind. 


45 Technisch sind die Fragen der Anwendung des OAI-Protokolls bezüglich Beschreibung und 
Suche bzw. Anwendung in den Web-Browsern gelöst. Der Erfolg der verteilten „Napster- 
Sciene“-Lösung hängt natürlich davon ab, inwieweit Wissenschaftler bereit sind, die gewisse 
Mehrarbeit zur Beschreibung ihrer digitalen Objekte in Kauf zu nehmen. Hier kommt den 
wissenschaftlichen Verbänden eine Aufklärungsaufgabe zu. In Deutschland unterstützt z.B. 
die Initiative für NetzwerkInformation (DINI) die Verwendung des OAI-Protokolls (vgl. den 
entsprechenden Appell des DINI für den Einsatz des OAJ; http://www.dini.de/dokumente/ 
oar-appell-0912.pdf). Im DINI sind Organisationen wie AMH (Arbeitsgemeinschaft der 
Medienzentren der deutschen Hochschulen), IuK (Information und Kommunikation der 
wissenschaftlichen Fachgesellschaften in Deutschland), ZKI (Zentren f. Kommunikation 
und Informationsverarbeitung in Lehre und Forschung e.V.) sowie der DBV (Deutscher 
Bibliotheksverband Sektion 4: Wissenschaftliche Universalbibliotheken) organisiert, so dass, 
vor allem über den IuK ein Großteil der Wissenschaften direkt erreicht wird. 

46 Sicherlich werden diese „zentralen“ Vermittlungsmodelle auch weiter bestehen. In der Wis- 
senschaft nahm das von dem Elementarteilchenphysiker Paul Ginsparg vor zehn Jahren am 
Los Alamos National Laboratory in New Mexico eingerichtete elektronische Zentralarchiv 
für das Gebiet der Astrophysik und anderer Teilgebieten der Physik eine Vorbildrolle ein. 
Los Alamos alleine hat derzeit (Mitte 2001) wöchentlich fast 1 Mio Zugriffe; das es dazu 
ein Dutzend gespiegelter Server weltweit gibt, schätzt die wöchentliche Zugriffsrate auf ca. 5 
Mio. Trotz dieses Nutzungserfolges der zentralen (Physik-)Lösung wird von Ginsparg selber 
eingeräumt, dass dadurch höchstens 20% der relevanten Physik-Veröffentlichungen erfasst 
werden (vgl. Sietmann 2001). Ob eine verteilte Lösung unter Anwendung von Quasi- 
Standards wie dem OAI-Protokoll zu besseren Abdeckungsraten führt, wird, wie gesagt (s. 
Anm. 45), von der Akzeptanz der einzelnen Wissenschaftler abhängen. Der Nutzungsvorteil 
ist hier, anders als bei der originalen Napster-Börse, ja nicht unmittelbar erkennbar. 
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4. Schluss 


Unter den Begriffen der Napsterisierung und Venterisierung werden grundle- 
gende Konflikte der gegenwärtigen Informationsgesellschaft ausgetragen, die 
theoretisch nur durch eine neue umfassende politische Ökonomie von Wis- 
sen und Information und praktisch nur durch eine umfassenden Interessen- 
ausgleich und einen öffentlichen Diskurs der beteiligten Gruppen gelöst wer- 
den können. Es sind die folgenden Interessengruppen auszumachen: 

- die Urheber/Autoren von geistigen Produkten selber 

- Institutionen, die im Auftrag von Autoren (oder pauschal für diese) die 
Rechte von Urhebern gegenüber Verwertern von urheberrechtlich geschützten 
Objekten wahrnehmen (Beispiele: Verwertungsgesellschaften, Schriftstellerver- 
bände, Gewerkschaften wie ver.di) 

- Institutionen, in denen Urheber zum Zwecke der Produktion von geistigen 
Produkten beschäftigt sind (Wissenschaftliche Einrichtungen, private For- 
schungseinrichtungen, Medienunternehmen mit eigenen Wissensproduzenten) 

- Primärverwerter von urheberrechtlich geschützten Objekten, die sich in der 
Regel über Vertrag die Rechte an der Verwertung gesichert haben (Beispiele: 
Verlage für gedruckte und elektronische Produkte, Medienunternehmen im 
Rundfunk- und Fernsehbereich) und Organisationen zur Sicherung deren In- 
teressen (z.B. Börsenverein des Deutschen Buchhandels) 

- Sekundärverwerter von urheberrechtlich geschützten Objekten bzw. von Ob- 
jekten, für die Verwertungsrechte durch Dritte bestehen (Beispiele: Herausge- 
ber von Sammelwerken, Internetdienste, Content Provider, Online- 
Newsletter) - dies sind zum Teil natürlich auch Primärverwerter 

- Vermittlungseinrichtungen, einschließlich ihrer Verbandsorganisationen, de- 
ren Aufgabe es ist, Informationsprodukte für ihre Klientel zu akzeptierbaren 
Bedingungen bereitzustellen?” 

- Staatliche, zwischen-/überstaatliche und Nicht-Regierungs-Einrichtungen mit 
Gesetzgebungs- und Ordnungs-/Regulierungsfunktionen, die einerseits die 
Aufgabe haben, den Vertretern eines gewichtigen Teils der Gesamtwirtschaft 
(hier der Wissensverwertungsindustrie) sichere Rahmenbedingungen für ihre 
Geschäfte zu schaffen, andererseits aber auch dem öffentlichen Interesse an 
einer weitgehend freien, zumindest aber zu fairen Bedingungen möglichen 
Nutzung von Wissen und Information zu entsprechen (Beispiele: Justizminis- 
terien der Staaten, EU-Direktionen, WIPO, UNESCO, ITU) 

- Bürgerrechtsbewegungen, Initiativen der „Hacker-Welt“, die sich zunehmend 
als Gegenpositionen zur Venterisierung/Kommerzialisierung von Wissen und 


47 Beispiele: Fachinformationseinrichtungen, Bibliotheken jeder Ausrichtung, Archive, Deut- 
sche Gesellschaft für Informationswissenschaft und Informationspraxis e.V. (DGI - 
http://www.dgd.de/frame.html); Bundesvereinigung Deutscher Bibliotheksverbände e.V. 
(BDB - http://www.bdbverband.de/index2.html) 
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Information verstehen und sich für einen freien Umgang mit Wissen und In- 
formation einsetzen 

- die Öffentlichkeit bzw. die Endnutzer von geistigen Produkten (im Prinzip 
also jedermann) 


Es ist abzusehen, dass die Auseinandersetzung um Napsterisierung und Ven- 
terisierung weitergehen wird. Ob das ein nicht endendes Hase-und-Igel-Spiel 
werden wird - bestehende Schlupflöcher für einen nicht kontrollierten Um- 
gang mit Wissen und Information werden mit neuen Verfahren (z.B. intensi- 
viertes DRM) oder ganz neuer Technologie gestopft, die kaum, dass sie auf 
dem Markt sind, mit neuen Verfahren und neuer Technologie unterlaufen 
werden, so dass auch diese Löcher gestopft werden müssen, und zwar wahr- 
scheinlich unter Einsatz der gleichen Verfahren und der gleichen Technolo- 
gie, die die früheren gestopften Löcher durchlässig gemacht haben, etc. etc. - 
oder ob doch dauerhafte Lösungen für einen Informationsfrieden gefunden 
werden, ist heute noch nicht abzusehen. 

Welche Optionen sind vorhanden? Wie kommt man aus dem (hier kon- 
struierten) Gegensatz von Napsterisierung und Venterisierung heraus? Es wird 
keinen Informationsfrieden geben, wenn bestehende Urheberrechts- 
/Copyrights- bzw. Urheberrechtsverwertungsregelungen, für die es in der „al- 
ten“ Informationswirtschaft einen breiten Konsens gegeben hat, auf den Um- 
gang mit Wissen und Information in elektronischen Räumen einfach übertra- 
gen werden. Das wird weder den Interessen der Venterisierer, die ihre Produk- 
te effizienter vermarkten wollen, noch den Interessen der Napsterisierer, die 
diese Regelungen unter den neuen medialen Bedingungen für obsolet halten, 
gerecht. 

Erst recht wird es keinen Informationsfrieden geben können, wenn Urheber- 
rechts-/Copyrights- bzw. Urheberrechtsverwertungsregelungen einseitig zu 
Gunsten der Interessen der neuen Informationswirtschaft verschärft werden. 
Es sind offensichtlich ganz neue Wege zur Lösung der Copyright- 
/Urheberrechtsfrage im digitalen Medium nötig, die dem Rechnung tragen 
können, dass einerseits mit Informationsprodukten Geld verdient werden 
kann, andererseits die freie Nutzung von Information unter fairen Bedingun- 
gen weiterhin gestatten. Weder die Verschärfung der bisherigen Schutzrechte 
noch eine Verschärfung der DRM-Technologie sind dauerhaft eine Lösung. 
Und erst recht ist es keine Lösung, wenn bestimmte nationale Gesetzgebun- 
gen, wie das DMCA in den USA, den globalen Informationsmärkten überge- 
stülpt werden. Wie den elektronischen Räumen angemessene Lösungen aller- 
dings aussehen werden, ist weiterhin offen. 

Allerdings sieht es gegenwärtig so aus, dass, zumindest in den USA, die von 
Lawrence Lessig prognostizierte verschärfte Kontrolle über Wissen dadurch 
Realität wird, dass Softwareregelungen der Wirtschaft und rechtliche Vorgaben 
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der Politik parallel gehen, dass also Politik und Wirtschaft an dem gleichen 
Strang ziehen. Dies wird dadurch deutlich, dass nicht etwa eine Abschwä- 
chung des DCMA zu erwarten ist, sondern eher eine Verschärfung: Entspre- 
chend einer Initiative des US-Senators Fritz Holling „wird [zur Zeit - Mitte 
2001 - RK] ein Gesetz vorbereitet, das den Einbau von Kopierschutztechnik 
in sämtliche PCs und Geräte der Consumer-Elektronik erzwingen soll“ 
(http://www.heise.de/newsticker/data/cp-09.09.01-003/). Nach diesem Securi- 
ty Systems Standards and Certification Act (SSSCA), wenn es denn Realität 
wird, darf es keine Computerinstallation mehr geben, die keine zertifizierte 
Kopierschutztechnik enthält. Ebenso soll in Fortführung des DCMA unter 
Strafe gestellt werden, wenn Dateien, aus denen der Kopierschutz entfernt 
wurde, vertrieben oder wenn Computer verkauft werden, bei denen der Ko- 
pierschutz unwirksam ist. Es sieht so aus, dass sich die Erwartung der Infor- 
mationswirtschaft, zunächst in den USA, aber sicherlich mit Konsequenzen 
für die globale Informationswirtschaft, zumindest in einer mittleren Perspek- 
tive erfüllen wird, den gesamten Prozess der Herstellung, Verteilung und Nut- 
zung von Informationsprodukten kontrollieren zu können. Bezog sich diese 
Gesetzesinitiative wohl zunächst auf den Schutz von Software-Produkten, so 
dass sie den Interessen der Computerindustrie entgegenkommt, so wird sie, in 
Radikalisierung des bisherigen Digital Rights Management, auf elektronische 
Produkte jeder Art Anwendung finden. Das ist keine Grundlage für einen In- 
formationsfrieden.” Eine künstliche Verknappung von Wissens- und Informa- 
tionsgütern, die die Potenziale gegenwärtiger Technologien einschränkt, war 
noch nie eine wirtschaftliche Lösung und wird entsprechend auch nicht dau- 
erhaft tragfähig sein. 

Nimmt man entsprechend die Interessen der Venterisierer ernst - und das 
muss man, wenn man anerkennt, dass über Wissens- und Informationspro- 
dukte der größte Teil des Bruttosozialproduktes erzielt wird -, so wird es 
auch keinen Informationsfrieden geben, wenn keine neuen Geschäfts- und 
Organisationsmodelle entwickelt werden, auf deren Grundlage investitionsin- 


48 Dieser Artikel wurde kurz nach den Terrorakten von New York und Washington fertigge- 
stellt. In der entstehenden öffentlichen Diskussion um das SSSCA, z.B. im Heise-Forum 
(s.0.), wird der Zusammenhang zwischen dem Globalanspruch der westlichen (USA-) Wirt- 
schaft und dem Globalanspruch der westlichen Informationswirtschaft mit den entsprechenden 
Konsequenzen des radikalisierten Widerstandes durch Menschen und Kulturen mit anderen 
Wertvorstellungen durchaus angesprochen. Die Herausforderung an die Politik besteht ent- 
sprechend heute weniger darin, die Interessen der Informationswirtschaft durch entspre- 
chende Gesetzgebung zu unterstützen, sondern zu verhindern, dass die Gruppen und Per- 
sonen aus der angesprochenen Hacker-Welt (dies, wie gesagt, als Metapher für alle Organi- 
sationen und Personen, die den freizügigen, d.h. nicht durchgängig kommerziell bestimm- 
ten Umgang mit Wissen und Information, für das höchste zu verteidigende Gut halten) in 
solche Außenseiter- oder sogar kriminelle Positionen gedrängt werden, aus denen dann 
Handlungen unvermeidbar werden, die einen Informationsfrieden dauerhaft unmöglich 
machen. 
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tensive Mehrwertleistungen zur Erstellung und zum Vertrieb von Informati- 
onsprodukten nicht zu einem befriedigendem Return of Investment und ent- 
sprechenden Gewinn ermöglichenden Einnahmen führen können. Diese neu- 
en Geschäfts- und Organisationsmodelle werden sich nicht auf eine künstli- 
che Verknappung der Güter Wissen und Information stützen können - ganz 
im Gegenteil, es ist zu erwarten, dass Märkte umso größer und wirtschaftli- 
ches Handeln mit Wissen und Information umso erfolgreicher sein werden, je 
offener, freizügiger und flexibler die Nutzung von Wissen und Information 
betrieben werden kann.” In diesem Kontext bekommt die Rede vom Free 
flow of information und vom Free access, festgeschrieben in so gut wie allen 
universalen Deklarationen, Konventionen supranationaler Organisationen 
(UNO; UNESCO, EU - jüngst die EU-Charta, Europarat etc.) und Verfas- 
sungen demokratischer Staaten, eine neue Bedeutung. „Frei“ muss nicht „kos- 
tenlos“ heißen. Im Französischen wird zwischen „libre“ und „gratuit“ unter- 
schieden. In elektronischen Räumen wird freier Umgang mit Wissen und In- 
formation „frei von erzwungener Kontrolle“ bedeuten. Wissen, in digitalen 
Informationsprodukten repräsentiert, kann nicht eingesperrt werden. Besser 
man akzeptiert dies und entwickelt auf den Prinzipien des Information Sha- 
ring, der verteilten Informationsarbeit, der Lizensierung von Information mit 
der Verpflichtung der Offenlegung und Referenzierung, des Pricing for Infor- 
mation und der Bereitstellung informationeller Mehrwerte neue Organisati- 
ons- und Nutzungsmodelle, als dass Napsterisierung und Venterisierung Posi- 
tionen eines fortgesetzten Informationskrieges besetzen. 
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Die Tragedy of the anticommons“ 
Kapitalistische Eigentumskritik im Patentwesen 


Die Triade des geistigen Eigentums - Urheberrechte, Patente und Warenzei- 
chen - steht unter heftigem Beschuss und schießt nicht weniger heftig zu- 
rück. Die durch die Computertechnik ermöglichte digitale Kopie und die 
globale Vernetzung der Kommunikation erleichtern das Unterlaufen von Ur- 
heberrechten; gleichzeitig versucht die Industrie, die von deren Verwertung 
lebt, mit ebenfalls digitalen Verfahren ihre Kontrolle über Urheberrechte 
noch auszudehnen (Lessig 2000: 130-138). Warenzeichen drohen durch nicht 
genehmigte Nachahmung - vor allem durch Produzenten außerhalb der Met- 
ropolen - entwertet zu werden; zugleich benutzen Warenzeichen-Inhaber sie 
nicht mehr nur als Waffe gegen Konkurrenten, sondern auch als Instrument 
des corporate censorship: gegen unerwünschte Kritik an Geschäfts- oder Pro- 
duktionspraktiken', oder selbst gegen harmlose Fans, die sich ihre Begeiste- 
rung nicht haben genehmigen lassen? 

Das dritte System geistigen Eigentums, das Patentwesen, ist öffentlich um- 
stritten vor allem im Hinblick auf genetisch modifizierte Organismen, die 
Versorgung mit preiswerten Medikamenten und den ökologischen und öko- 
nomischen Einfluss agrochemischer Produkte auf die Landwirtschaft. Wohl 
deshalb ist dieser Streit der moralisch und politisch am stärksten aufgeladene: 
Südafrikanische Aids-AktivistInnen brachten ihn im Frühjahr 2001 auf die For- 
mel „Patents kill!“, als die Regierung des Landes mit Pharmakonzernen über 
die Lockerung von Patentbestimmungen verhandelte, um HIV-Infizierten bil- 
lige Medikamente zur Verfügung stellen zu können (Economist 2001a). 

Der derzeitige Patentstreit kann als Verteilungskampf interpretiert werden. Die 
Patentindustrie’ verfolgt demnach ein Projekt der Privatisierung, gar der 


Der Autor dankt Vanessa Redak für wertvolle Hinweise. 

1 Unter anderen die französische Nahrungsmittelkonzern Danone, die US-Handelskette K- 
Mart oder auch die Sekte Scientology. 

2 So immer wieder Medienkonzerne, die die Rechte an Popkultur-Marken besitzen - etwa den 
TV-Serien Star Trek oder The Simpsons -, aber auch Spielzeugwarenhersteller wie Mattell (Barbie). 

3 Damit ist der Komplex gemeint, der aus den Inhabern und Verwertern von Patenten be- 
steht, den Patentämtern, ihren Aufsichtsbehörden und ihrer Entourage internationaler Or- 
ganisationen und NGOs: die an die UNO angebundene World International Property Or- 
ganization (Wipo), die WTO, zu deren Gründungsdokumenten das TRIPs-Abkommen ge- 
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Landnahme. Sie strebt die Einführung, Stärkung und Globalisierung von 
Rechten an geistigem Eigentum an, um zusätzliche Profite zu realisieren und 
größere Kontrolle über Produkte und Märkte zu gewinnen. Dagegen, insbe- 
sondere gegen das Vehikel zur globalen Durchsetzung dieses Projekts, das in- 
ternationale Abkommen über Trade-related aspects of intellectual property 
rights (TRIPs) von 1993, regt sich bereits seit Jahren Widerstand. Dessen Ziel 
ist es, gemeinfreie Domänen von Wissen, Informationen und Sprache zu ver- 
teidigen und zu erweitern, und die Richtung der Umverteilung in Sachen 
Geistiges Eigentum wieder umzukehren, die durch das TRIPs-Abkommen 
bemerkenswerter Weise von Süden nach Norden zeigt. 

Zur inzwischen weithin konstatierten Krise des Patentwesens trägt aber nicht 
nur diese, sondern auch eine immanente Kritik bei, die in ihren Grundzügen 
so alt ist wie das Patentwesen selbst. Sie ist inzwischen durch die technologi- 
sche Entwicklung der letzten zwanzig Jahre, speziell im Bereich der Halbleiter-, 
Bio- und Softwarepatente, wieder stärker in den Vordergrund getreten: Eine 
Kritik, die behauptet, dass die durch Patente gewährten Eigentumsrechte ih- 
rem erklärten Zweck, der Förderung des technischen Fortschritts, überhaupt 
nicht dienen, ja im Gegenteil die Entwicklung des Kapitalismus behindern. 
Diese Behauptung haben Eisenberg und Heller (1998) auf die Formel der 
Tragedy of the anticommons gebracht’: In Anspielung auf die These der Tra- 
gedy of the commons, die besagt, dass freie Ressourcen stets durch egoisti- 
sche Individuen übernutzt und letztlich zerstört würden, beschreibt sie die 
gewissermassen spiegelbildlich entgegengesetzte Tragödie: 


„Ihe tragedy of the anti-commons arises when there are multiple gatekeepers, each of whom 
must grant permission before a resource can be used. With such ‘excessive’ property rights, the 
resource is likely to be under-used. In the case of patents, innovation is stifled.“ (Shapiro 2001: 
6) 

In der theoretischen Debatte wird diese grundsätzliche Überlegung (allerdings 
nicht unter diesem schnittigen Titel) von Patentkritikern bereits seit langem 
vorgebracht.° Die anwachsende empirische Beweislage und die grundsätzlicher 
werdende Diskussion über die Meriten des Patentwesens haben ihr nun eine 


hört, Vereinigungen von Patentanwälten und einschlägige Forschungseinrichtungen. 

4 Genau genommen fließen die Umverteilungsströme nicht nur aus dem Süden sondern von 
ziemlich überall her in eine Handvoll Länder. Ganz oben auf der Liste der Profiteure ste- 
hen die USA, Deutschland und Frankreich (Maskus 2000: 181, 184). 

5 Der Begriff der Tragedy of the anticommons wurde von seinem Urheber Heller (1998) ur- 
sprünglich allerdings nicht auf das Patentwesen gemünzt, sondern interessanter Weise auf 
die Privatisierung in postsozialistischen Gesellschaften. 

6 Zur ökonomischen Debatte siehe etwa Machlup (1958/1961), Merges/Nelson (1990), Maz- 
zoleni/Nelson (1998), Maskus (2000). Prominente Patentkritiker, die ganz und gar nicht 
kapitalismuskritisch waren, sind etwa Ludwig von Mises, Friedrich August Hayek, Arnold 
Plant, Fritz Machlup und Edith Penrose. Die Klassiker der bürgerlichen politischen Öko- 
nomie allerdings (speziell Adam Smith, John Stuart Mills und Jeremy Bentham) befürwor- 
teten Patente trotz ihres Monopolcharakters (Machlup 1961: 376). 
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bemerkenswerte Renaissance beschert. 
Eine kurze Geschichte des Patentstreits im 19. Jahrhundert 


Das moderne Patentwesen wurde im 19. Jahrhundert nach und nach weltweit 
durchgesetzt, in einem Prozess voller Rückschläge, der keineswegs reibungslos 
verlief.” Seine mittelalterliche Wurzel ist die Praxis von Königen und Landes- 
herren, erfinderischen Handwerkern das Monopol für die Ausbeutung ihrer 
Neuerungen zu verleihen. Diese Praxis kann bis ins 14. Jahrhundert zurück- 
verfolgt werden und breitete sich in vielen Teilen Europas aus. Da die durch 
Patente verliehenen Monopole mitunter im Widerspruch zu Zunftbestim- 
mungen standen, gelten Patente auch als ein Element in der Durchsetzung 
der kapitalistischen Produktionsweise (Machlup 1961: 374). 

Die Geburtsurkunde des modernen Patentwesens ist das Statute of Monopo- 
lies, das das britische Parlament im Jahr 1624 verabschiedete. Es verbot der 
Krone, ausschließliche Rechte im Handel zu gewähren, „mit Ausnahme von 
Patentmonopolen für ‘den ersten und wahren Erfinder’ eines neuen Erzeug- 
nisses“ (Machlup 1961: 374). Damit wurde zum ersten Mal der Anspruch auf 
Patente festgehalten, und die Kriterien definiert, nach denen es zu vergeben 
sei. In der Folge wurden ähnliche Gesetze zunächst in den amerikanischen 
Kolonien Großbritanniens verabschiedet. In der Verfassung der Vereinigten 
Staaten wurde dem Kongress dann das Recht eingeräumt, 


„to promote the Progress of Science and useful Arts, by securing for limited Times to Authors 
and Inventors the exclusive Right to their respective Writings and Discoveries“ 

Interessanter Weise wird die Einrichtung von Patenten (im Fall der USA zu- 
gleich die Einrichtung des Urheberrechts), wie man sieht, weder im Statute of 
Monopolies noch in der Verfassung der USA mit einem Eigentumsrecht des 
Erfinders oder Urhebers begründet. Diese Verbindung, die heute durch die 
Redeweise vom „geistigen Eigentum“ ganz selbstverständlich erscheint, wurde 
zuerst hergestellt von der Verfassunggebenden Versammlung der französischen 
Republik, die im Patentgesetz von 1791 erklärte, dass 


„jede neue Idee, deren Verwirklichung oder Entwicklung der Gesellschaft nützlich werden kann, 
in erster Linie demjenigen gehört, der sie konzipiert hat und dass es eine Verletzung des Wesens 
der Menschenrechte darstellte, wenn eine gewerbliche Erfindung nicht als Eigentum ihres 
Schöpfers anerkannt würde“ (zit. in Machlup 1961: 377). 

Auch das historisch nächstfolgende Patentgesetz, 1810 in Österreich verab- 
schiedet, lehnte ein Eigentumsrecht des Erfinders an seiner Idee ausdrücklich 
ab. 

Mit unterschiedlichen Begründungen wurden bis 1850 von zahlreichen euro- 
päischen Staaten Patentgesetze verabschiedet, bevor es in der zweiten Hälfte 


7 Die folgende Darstellung orientiert sich im wesentlichen an Fritz Machlups Studie 
(1958/1961), die im Auftrag des Subcommittee on Patents, Trademarks, and Copyrights des 
US-Senats erstellt wurde. 
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des 19. Jahrhunderts zu einem massiven, aber nur vorübergehenden Backlash 
gegen das Patentsystem kam: „Im Einklang mit der Freihandelsbewegung die- 
ser Zeit entstand in den meisten Staaten Europas eine gegen den Patentschutz 
gerichtete Bewegung“ (Machlup 1961: 375). Patente - staatlich verliehene 
Monopole - wurden als bestenfalls überflüssiger, schlimmstenfalls schädlicher 
Eingriff in das freie Spiel der Marktkräfte gesehen. „Der Freihandelsgedanke 
war der hauptsächliche ideologische Rückhalt der patentfeindlichen Bewe- 
gung: sie war ebenso gegen den Patentschutz wie gegen den Zollschutz aufge- 
treten.“ (Machlup 1961: 375) 

In England beschloss das Oberhaus eine massive Beschneidung des Patent- 
schutzes; in Deutschland wurde seine Abschaffung gefordert‘; in der Schweiz 
scheiterten zwischen 1849 und 1863 vier Versuche, ein Patentgesetz über- 
haupt einzuführen; die Niederlande und Japan gar schafften Patente 1869 
bzw. 1873 wieder ab - Japan nur ein Jahr nachdem es sie eingeführt hatte. 

In Folge der Wirtschaftskrise von 1873 jedoch, kaum hatte sie ihre ersten Er- 
folge gefeiert, brach diese Anti-Patent-Bewegung wieder in sich zusammen. 
Freihandelspolitik war nicht mehr en vogue, stärkerer staatlicher Investitions- 
schutz erwünscht. Patentgesetze wurden wieder verabschiedet oder verschärft, 
bis schließlich auch die Nachzügler und Renegaten Japan (1885), Schweiz 
(1887) und Niederlande (1910) Patente vergaben. Seitdem wagt es kaum noch 
jemand, das Patentwesen grundsätzlich in Frage zu stellen. 

Machlup fasst die Stimmung am Ende des 19. Jahrhunderts in der frustrierten 
Bemerkung zusammen, die Durchsetzung des Patentsystems sei „ein Sieg der 
Juristen und anderen “Protektionisten’ über die Mehrheit der Nationalöko- 
nomen“ gewesen (1961: 379). Durch die Verknüpfung von Patenten und Ur- 
heberrechten mit dem Begriff des Eigentums wurde die Debatte seitdem zu- 
nehmend ideologisch aufgeladen. Dieser argumentatorische Kunstgriff ließ 
Patente nicht mehr als eine Möglichkeit erscheinen, wirtschaftspolitisch zu 
intervenieren, um die Innovationstätigkeit zu fördern, sondern geradezu als 
ein Fundament der kapitalistischen Gesellschaft.’ 


8 Ein prominenter politischer Gegner des Patentsystems war in den 1860er Jahren Otto von 
Bismarck (Machlup 1961: 375). Seine deutsche Ausprägung, speziell der Zuschnitt auf die 
Großindustrie verdankt sich maßgeblich Werner von Siemens, dessen Konzern bis heute zu 
den größten Patentbesitzern weltweit gehört. Die Nazis ergänzten das Patentrecht gegen 
den Widerstand der Industrie durch besondere Förder- und Schutzmassnahmen für „Ar- 
beitnehmer-Erfinder“ und erfüllten damit auch eine alte Forderung der Sozialdemokratie. 
Diese Maßnahmen wurden in der Bundesrepublik und in gewissem Sinne auch in der DDR 
beibehalten. 

9 Der gänzlich unverdächtige Fritz Machlup selbst hielt es für angebracht, sich in seinem Be- 
richt an den US-Senat von 1958 vorsorglich von dem entsprechenden Verdacht zu distan- 
zieren: „Es ist vielleicht notwendig zu erwähnen..., dass die Ablehnung des Begriffs eines 
Privateigentums an Ideen keineswegs eine Feindseligkeit... gegen die Marktwirtschaft bedeu- 
tet.“ (1961: 380) 
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Theorien über Kosten und Nutzen des Patentwesens 


Ein „natürliches“ Eigentum an intellektuellen Werten wird zwar in der fran- 
zösischen juristischen Tradition vertreten; und die Spuren dieser Auffassung 
zeigen sich auch im kontinentaleuropäischen Urheberrecht (mit den „morali- 
schen“, unveräußerlichen Autorenrechten wie der Anerkennung der Urheber- 
schaft). Für die ökonomische Theorie des Patentwesens allerdings ist dieses 
Konzept irrelevant, es wird lediglich in propagandistischer Absicht gebraucht. 
Alles, was mit geistigen Eigentumsrechten belegt werden kann, erfüllt a priori 
die Kriterien öffentlicher Güter: Bei Wissen, Ideen, Konzepten, geistigen 
Schöpfungen besteht in jedem Falle Nicht-Rivalität im Konsum. Sofern sie 
veröffentlicht sind, besteht in der Regel auch keine Möglichkeit, andere von 
der Verwendung auszuschließen (Maskus 2000: 28-31). Diese Möglichkeit 
entsteht erst durch das Institut des Patents: es verschafft dem „ersten und 
wahren Erfinder“ das Recht, andere für eine begrenzte Zeit von der Nutzung 
seiner Idee auszuschließen. 

Die juristische Konstruktion des geistigen Eigentums ergibt sich also nicht 
durch die Verallgemeinerung und Kodifizierung von Eigenschaften intellektu- 
eller Werte selbst, sondern sie ist ein bewusst eingeführtes Mittel zu einem 
recht genau definierten Zweck, nämlich, in der schon zitierten klassischen 
Formulierung der Verfassung der USA: „to promote the progress of science 
and useful arts“.! 

Auf welche Weise das Patentwesen diesem Zweck dient, darüber gibt es zwei 
hauptsächliche Theorien, die sich nicht unbedingt ausschließen und in weite- 
ren Varianten existieren (Überblicke bei Mazzoleni/Nelson 1998, Machlup 
1961 und Maskus 2000). 

Am gängigsten ist die Anspornungstheorie: Sie nımmt an, dass das Patentsys- 
tem notwendig ist, um ausreichende Anreize für technische Innovationen zu 
schaffen. Ohne besonderen Schutz würden Innovationen rasch nachgeahmt 
werden, die Erfinder könnten keinen besonderen Vorteil mehr daraus ziehen, 
und würden ihre Entwicklungstätigkeit daher bald einstellen. Die Gesellschaft 
„zahle“ mit der Gewährung von Patenten gewissermaßen für die Investition 
in Innovationen, die anderenfalls nicht getätigt würden, indem sie auf den ge- 
sellschaftlichen Nutzen verzichtet, der durch freie Nachahmung entstehen 
würde, und statt dessen dem Investor - sollte sich seine Erfindung als erfolg- 
reich erweisen - eine Monopolrente einräumt.!! 


10 Damit soll nicht gesagt werden, dass das Eigentum an materiellen Dingen eine Naturnot- 
wendigkeit ist; es besteht aber gleichwohl ein kategorialer Unterschied zu geistigem Eigen- 
tum. 

11 Eine Variante der Anspornungstheorie ist die These, dass Patente die Entwicklung von Er- 
findungen in marktfähige Produkte, und damit den Technologietransfer von Hochschulen 
in die Industrie fördern. Diese Theorie war entscheidend für die Durchsetzung von Patent- 
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Die zweite wichtige Theorie wird als Vertragstheorie bezeichnet. Sie lässt die 
Frage offen, ob Patente notwendig sind, um Innovationen zu motivieren. In 
der Vertragstheorie werden Patente nicht als Anreiz für Innovationen verstan- 
den, sondern als Anreiz dafür, diese Innovationen zu veröffentlichen, statt sie 
wie die sprichwörtliche Coca-Cola-Formel im Panzerschrank verschwinden zu 
lassen. Im Tausch für das durch das Patent erteilte befristete Monopol gibt 
der Erfinder sein Wissen der Gesellschaft zur Kenntnis und vergrößert so den 
Pool frei zugänglichen Wissens. 


Ökonomische Kritik am Patentsystem 


Die theoretischen Argumente für und gegen diese Theorien haben sich in den 
letzten 150 Jahren kaum geändert. Zum einen jedoch stellen Veränderungen 
im Forschungs- und Entwicklungsprozess und die Ausdehnung der Patentier- 
barkeit auf neue Bereiche die impliziten Annahmen der Theorien in Frage 
und haben gewisse potenzielle Probleme zu tatsächlichen gemacht; zum an- 
deren ist in den letzten Jahren die empirische Basis größer geworden, auf de- 
ren Grundlage die Wirkung des Patentsystems evaluiert werden kann; und 
schließlich hat das Problem durch das TRIPs-Abkommen noch eine interna- 
tionale Dimension bekommen. 

Der wichtigste Einwand gegen das Patentwesen ist die simple Frage: „Muss 
das überhaupt sein?“ Die implizit vorausgesetzte Annahme, dass ohne Patente 
keine Innovation stattfinden würde, ist tatsächlich nicht unmittelbar offen- 
sichtlich. Geforscht, entwickelt, verbessert, so das Argument, wird sowieso: 
Höhere Produktqualität ist ein Verkaufsargument, effektivere Prozesse sind 
ein Rationalisierungsfaktor, und beides sind schon Anreize, in Innovation zu 
investieren. Zudem gibt es andere Möglichkeiten, von Innovationen exklusiv 
zu profitieren - etwa die Geheimhaltung oder das relevante Know-how, das 
aus der Entwicklungsarbeit selbst resultiert. 

Und auch für die Veröffentlichung ohne Eigentumsrechte kann es Gründe 
geben. Wie die Entstehung des Internet oder von zahllosen patentfreien Soft- 
warestandards (etwa die Seitenbeschreibungssprache HTML oder das Kom- 
pressionsformat MP3) zeigen, können positive Netzwerkeffekte durch die 
freie Nutzung von Innovationen genug Anreiz bieten, um ganze Branchen zu 
gebären. 

Die Tatsache, dass in zahlreichen Firmen die Patentabteilungen regelrechte 
Kampagnen fahren müssen, um ihre Mitarbeiter auf die Möglichkeit der Pa- 
tentanmeldung hinzuweisen', deutet jedenfalls auf eine geringe Eignung als 
Anreiz hin. Tatsächlich ergeben Umfragen unter industriellen Forschungs- 


abteilungen an den US-Universitäten in den späten 70er Jahren und wird nun, zwanzig Jah- 
re später, von der deutschen Hochschulpolitik nachgeplappert (Mazzoleni/Nelson 1998). 
12 Bekannt sind solche betriebsinternen Kampagnen etwa von Siemens und IBM. 
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und Entwicklungslabors'’ immer wieder, dass nur in sehr wenigen Branchen 
ganz gezielt auf Patente hingearbeitet wird. In den meisten werden Patente 
zwar mitgenommen, sind aber weder der ausschlaggebende Grund für die 
Entwicklung, noch der wichtigste Mechanismus, durch den die Firmen ihre 
Innovationen finanzieren. Es sind lediglich die Produktinnovationen der 
pharmazeutischen und der chemischen Industrie, bei denen man sicher da- 
von ausgehen kann, dass sie mehrheitlich ohne den Schutz durch das Pa- 
tentwesen nicht gemacht würden (so übereinstimmend Cohen et al. 2000, 
Levin et al. 1987, Mansfield 1986). 

Obwohl die industrielle Forschung und Entwicklung also nach eigener Aus- 
sage nicht hauptsächlich auf die Aneignung der Monopolrenten setzt, die Pa- 
tente ermöglichen, ist die Zahl der Patentanmeldungen in den letzten 20 Jah- 
ren explodiert. Ein äußerer Grund dafür ist in veränderten regulatorischen 
Rahmenbedingungen zu suchen, auf die wir noch zu sprechen kommen wer- 
den. Interessant ist hier aber zunächst, wofür die Patente statt dessen verwen- 
det werden. Denn diese Praxis deutet darauf hin, dass das Patentwesen in 
Wirklichkeit höhere gesellschaftliche Kosten verursacht als angenommen - 
und dies ist der zweite große Einwand gegen das Patentwesen. 

Diese Vermutung basiert auf der vollkommen unterschiedlichen Wirkung des 
Patentwesens in verschiedenen Technologiebereichen. Merges und Nelson 
(1990: 880) identifizieren zwei hauptsächliche Modelle: „diskrete“ Technolo- 
gien beschreiben den Erfinder- und Erfindungsmythos, der das Patentsystem 
geprägt hat: sie sind charakterisiert durch klar von einander abgrenzbare Fr- 
findungen (man denke an den Kugelschreiber, die Gillette-Rasierklinge, oder 
Aspirin). Konsequenterweise stehen Patente in diskreten Technologien ten- 
denziell allein und für sich selbst. In solchen Technologiebereichen ist es we- 
nig umstritten, dass Patente ihren Zweck in der beabsichtigten Weise erfüllen. 
Allerdings ist die Situation in „kumulativen“ Technologien etwas komplizier- 
ter: 

„In industries like those producing automobiles, aircraft, electric light systems, semiconductors 
and computers, technical advance is cumulative in the sense that today’s advances build on and 
interact with many other features of existing technologies.“ (Merges/Nelson 1990: 881) 

Ein Patent in einer kumulativen (manchmal auch „komplex“ genannten) 
Technologie ist demnach typischerweise abhängig von vielen anderen Paten- 
ten, die nicht notwendiger Weise demselben Inhaber gehören, oder von ei- 
nem „Ur“-Patent, von dem jede weitere Verbesserung abgeleitet ist.'” Da ein 


13 Leider bezieht sich das empirische Material fast immer auf die USA. 

14 Historische Beispiele sind das berüchtigte Selden-Patent, das die Frühgeschichte des Auto- 
mobils in den USA entscheidend prägte, Edisons Glühbirnen-Patent, das Flugzeug-Patent 
der Gebrüder Wright und die Rolle von Patentpools für die entstehende Radioindustrie. In 
diesen Fällen kam es zu Blockaden einer ganzen Branche, die häufig nur durch staatliche 
Intervention beendet werden konnten (Merges/Nelson 1990: 884-898). 
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Patent ein Ausschlussrecht ist, also nicht nur erlaubt, für die Nutzung eine 
Lizenzgebühr zu verlangen, sondern auch, die Nutzung einfach zu verbieten, 
entsteht damit ein Problem: Eine Entwicklung kann möglicherweise nur unter 
der Voraussetzung genutzt werden, dass andere Patenthalter - typischerweise 
häufig Konkurrenten - dem zustimmen. Es entsteht ein „Patentdickicht“, „a 
dense web of overlapping intellectual property rights that a company must 
hack its way through in order to actually commercialize new technology“ 
(Shapiro 2001: 1-2). 

Dieses Dickicht führt in der betreffenden Branche zu strategischem Verhalten, 
wie Hall/Ziedonis (2000) für die Halbleiterindustrie nachweisen. Produkte wie 
Computerchips enthalten zahlreiche patentierte Technologien, und sind noch 
dazu einem extrem raschen Wandel unterworfen. Die Patentanmeldungen in 
diesem Sektor stiegen in den 80er Jahren weitaus schneller als die Investitio- 
nen in Forschung und Entwicklung: von 1982 bis 1992 stieg die Zahl der Pa- 
tente, die aus einer Million Dollar Investition hervorging, von 0,3 auf 0,6, 
während viele Indikatoren darauf hinweisen, dass die durchschnittliche Quali- 
tät der Patente sank (Hall/Ziedonis 2000: 28-29). 

Der Grund für das Einreichen von Patenten und das Akkumulieren von brei- 
ten Patent-Portfolios ist in der Halbleiterindustrie nach Aussage der Ökono- 
minnen nicht der Schutz der technischen Innovation, sondern ihr Einsatz als 
Verhandlungsmasse für den Tausch zwischen Unternehmen, die sich ihre Pa- 
tente jeweils gegenseitig lizensieren (cross-licensing): 

„Instead of being driven by a desire to win strong legal rights to a standalone technological pri- 
ze, these firms appear to be engaged in ‘patent portfolio races’ aimed at reducing concerns a- 


bout being held up by external patent owners and at negotiating access to external technologies 
on more favorable terms.“ (Hall/Ziedonis 2000: 5) 


Cohen et al. bestätigen dies auch für andere komplexe Industrien: 


„in complex product industries, while patents are also used for licensing revenue, the larger, 
more patent intensive firms are more likely to use them to strengthen their positions as players 
in cross-licensing negotiations“ (Cohen et al. 2000: 24) 

Mit anderen Worten: Patente werden in diesen Technologiebereichen tatsäch- 
lich intensiv in Anspruch genommen. Die Zahl der Patentanmeldungen exp- 
lodiert; Patente bilden einen integralen Bestandteil der Firmenstrategie; die 
Patentabteilungen werden ausgeweitet, die nicht mit der Entwicklung von In- 
novationen, sondern mit ihrem Management befasst sind. Oftmals werden 
Patentabteilungen überhaupt outgesourcet und es entstehen Firmen, deren 
einzige Beschäftigung die Verwaltung von Patenten ist. 

Es ist inzwischen eine reichhaltige Managementliteratur entstanden, die prak- 
tische Tipps gibt, wie man mit dieser Situation am besten umgeht. Entschei- 
dend ist hier jedoch, dass eine derartige Verwendung von Patenten jeden Be- 
zug zum ursprünglich gedachten primären Zweck des Patentwesens verloren 
hat. Statt ein Füllhorn des Wissens für IngenieurInnen und ein sicherer Hafen 
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für ErfinderInnen zu sein, ist es zu einem Minenfeld geworden, in dem ein 
falscher Schritt Verletzungsklagen und Produktionsverzögerungen nach sich 
ziehen, oder ganze Produktlinien gefährden kann." 

Ganz neu sind Probleme wie das „Patentdickicht“ zwar nicht: Es gibt seit je- 
her Fälle von legalem oder illegalem Patentmissbrauch, wie zum Beispiel 
Sperrpatente, die gewährleisten sollen, dass eine bestimmte Erfindung gerade 
nicht umgesetzt wird (zum Beispiel weil sie mit einer anderen konkurriert).' 
Krasse Fälle von Versagen des Patentsystems mussten in der Vergangenheit 
nicht selten durch staatliche Intervention behoben werden - etwa im Fall des 
Flugzeug-Patents der Gebrüder Wright, das nach dem Eintritt der USA in den 
1. Weltkrieg beschnitten wurde, oder im Fall der Radiopatente, wo die Blo- 
ckade durch ein Kartellverfahren beigelegt wurde. Wie die Situation in der 
Halbleiterindustrie zeigt, ist das Versagen des Patentsystems dort allerdings in 
gewissem Sinne der Normalfall geworden. 


Neue Technologien und irrationale Expansion des Patentwesens 


Zu den kumulativen Technologien, in denen die Wirkung des Patentwesens 
offenbar hauptsächlich darin besteht, die Transaktionskosten hoch zu treiben, 
zählen nun gerade einige derjenigen, mit denen in den vergangenen zwanzig 
Jahren die größten Wachstums- und Innovationshoffnungen verbunden wur- 
den. Die Halbleiterindustrie wurde bereits genannt. Die Patentgeilheit der 
gentechnischen Industrie täuscht darüber hinweg, dass gerade unter den Fir- 
men dieser Branche die Forderung sehr populär ist, bestimmte grundlegende 
Gen-Patente auszuschließen, weil dies die Forschung im angewandten Bereich 
gefährden könnte (Eisenberg/Heller 1998). 

Am heftigsten ist in den letzten Jahren die Auseinandersetzung um Software- 
patente. Dafür gibt es gleich mehrere Gründe. Zum einen ist Software ein Pa- 
radebeispiel für eine kumulative Technologie, in der graduelle Verbesserungen 
statt monumentalen, solitären Erfindungen prägend sind (Bessen/Maskin 
2000). Zweitens hat die Softwareindustrie in den ersten 30 Jahren ihrer Exis- 
tenz bewiesen, dass sie auch ohne den Anreiz der Patente innovativ ist.” Drit- 
tens war es lange Zeit unklar, und wird teilweise bis heute bestritten, dass 
Software überhaupt eine patentierbare Technologie ist oder sein sollte." 


15 Für derartige Patentkriege liefert die Halbleiterindustrie zahlreiche Beispiele. 

16 DuPont soll etwa in den 1940er Jahren seine Kunstfaser Nylon mit einem „Patentzaun“ aus 
200 Patenten für Nylon-Ersatzstoffe umgeben haben, um Konkurrenten daran zu hindern, 
Konkurrenzprodukte herzustellen (Cohen et al. 2000: 22). 

17 SAP, die grösste europäische Softwarefirma, hat erst 1997 eine Patentabteilung eingerichtet, 
nach eigener Aussage aus defensiven Gründen, nämlich um sich gegen mögliche Patentver- 
letzungsklagen in den USA absichern zu können. 

18 Cohen/Lemley (2000) schildern die über Jahre andauernde Durchsetzung von Softwarepa- 
tenten in den USA und kommen zu dem Schluss, „with roughly eighty thousand software 
patents already issued, and the Federal Circuit endorsing patentability without qualificati- 
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Schließlich gibt es in der Softwareproduktion eine verbreitete und bewusste 
soziale Praxis, die dem Pochen auf geistiges Eigentum zuwiderläuft und statt 
dessen auf das Teilen von Wissen und auf kollektives Erarbeiten setzt. Die 
wichtigsten dieser Praxen sind die „Free Software“ und die „Open Source 
Software“, die in der Öffentlichkeit häufig miteinander verwechselt werden. 
Ihr gemeinsamer Nenner ist der, dass sie das Ausschlussprinzip des geistigen 
Eigentums an Softwareentwicklungen ablehnen.” Während die Free-Software- 
Bewegung sich dabei auf die intellektuelle Freiheit und die Unabhängigkeit 
der Gesellschaft von Software-Monopolen bezieht”, argumentiert die Open- 
Source-Bewegung streng wirtschaftsliberal damit, dass der Kapitalismus besser 
dran wäre, wenn Software eine freie Ressource wäre.?! 

Dieser Gedanke wird auch von Unternehmen in anderen Sektoren aufgegrif- 
fen. Die steigenden Nebenkosten des Patentwesens machen inzwischen eine 
scheinbar paradoxe Strategie unter Firmen verschiedenster Sektoren populär: 
das „defensive Veröffentlichen“. Es beruht darauf, dass Firmen ihre Entwick- 
lungen weder geheim halten noch patentieren, sondern systematisch in öffentli- 
chen Datenbanken publizieren. Durch die Publikation wird verhindert, dass 
andere zu einem späteren Zeitpunkt die Erfindung zum Patent anmelden kön- 
nen - denn Voraussetzung für Erteilung eines Patents ist, dass der Antragstel- 
ler der „erste und wahre Erfinder“ ist. Sie schützt also vor Sperrpatenten. 
Diese Strategie wird seit einiger Zeit auch von grundsätzlichen Gegnern der 
Genpatente propagiert, die durch die Veröffentlichung von Forschungsergeb- 
nissen Patente verhindern wollen. Dass die Angst davor, durch Patente an et- 
was gehindert zu werden, inzwischen auch für profitorientierte Firmen größer 
sein kann, als die Hoffnung, durch sie etwas exklusiv nutzen zu können, ist 
ein weiterer Hinweis für das Versagen des Patentwesens (Poynder 2001). 
Während also der Nutzen des Patentwesens für den Kapitalismus immer 
fragwürdiger erscheint, hat es auf der anderen Seite zwei expansive Dekaden 
hinter sich. Wie ein Startschuss für diese Expansion liest sich ein Satz in ei- 
nem Urteil des Obersten Gerichtshofs der USA von 1980, als es erklärte: „e- 


on, those questions are for the history books“ (3). In Europa schließen die geltenden Be- 
stimmungen „Programme für Datenverarbeitungsanlagen“ „als solche“ von der Patentier- 
barkeit aus, diese Vorschrift wird allerdings von den Patentämtern und -gerichten ignoriert, 
die munter Softwarepatente erteilen. Dennoch scheiterten bisher Versuche, diese Rechtspre- 
chung durch entsprechende Gesetzesänderungen zu legalisieren (Gröndahl 2001). 

19 Die Free-Software-Bewegung hat diese Ablehnung des Ausschlussprinzips listigerweise kodi- 
fiziert unter Ausnutzung der rechtlichen Bestimmungen über das Copyright (Meretz 2000). 

20 Berühmt geworden ist die Formulierung des geistigen Vaters der Free Software, Richard 
Stallman: „Think of ‘free speech’, not ‘free beer’“ (Meretz 2000: 10). 

21 Ein Gedanke, der in zahlreichen Texten des Open-Source-Chefideologen Eric Raymond 
ausgeführt wird (Verweise bei Meretz 2000). Raymond ist ein typischer Vertreter der in Eu- 
ropa selten anzutreffenden Libertarians: eine Art Anarchokapitalist, der mit demselben Fa- 
natismus für Kapitalismus, gegen den Staat, und für bürgerliche Freiheiten wie privaten 
Waffenbesitz eintritt. 
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verything under the sun made by man is patentable“ (zit. in Economist 
2001b). Unterstützt von der Einführung eines patentfreundlichen Gerichtszu- 
ges, erhöhte sich die Zahl der Anmeldungen seit den frühen 80ern auf das 
Dreifache, knapp 300.000 im letzten Jahr. In Europa hat sich die Zahl der 
Anmeldungen seit 1993 verdoppelt auf fast 150.000 im letzten Jahr. 

Der Bereich des Patentierbaren wurde dabei immer weiter ausgedehnt: Seit 
dem berüchtigten „State Street“-Urteil von 1998 werden in den USA ohne zu 
Zögern Patente selbst auf banale Geschäftsmethoden erteilt, wie etwa die in- 
verse Auktion von Flugscheinen des Onlinehändlers Priceline.com, oder das 
„one-click-shopping“ des Buchhändlers Amazon (Merges 1999b). Diese Pa- 
tentinflation hat zu einer immer massiver vorgebrachten Kritik an der Quali- 
tät der Arbeit der Patentämter geführt und in den USA bereits erste Gesetzes- 
entwürfe zu einer vorsichtigen Patentreform nach sich gezogen (Kahin 2001). 
In Europa hat die umtriebige Eurolinux-Bewegung im vergangenen Jahr zahl- 
reiche kleinere und mittlere Software-Unternehmen, Politiker und Journalisten 
auf die Problematik der Software-Patente aufmerksam gemacht und damit 
schon geplante Änderungen im europäischen Patentrecht vorläufig aufgehal- 
ten (Gröndahl 2001). 


Ein neuer Patent-Backlash? 


Dass das Patentsystem insgesamt in einer Krise steckt, ignorieren inzwischen 
nur noch die Evangelisten der Patentindustrie und eine Handvoll Firmen, die 
massiv auf Lizenzeinnahmen und Sperrpatente setzen. Die Krise manifestiert 
sich, wie gezeigt, unter anderem darin, dass sich zu der Kritik am Funktionie- 
ren des Patentwesens (im pharmazeutischen und agrochemischen Sektor) die 
Kritik daran gesellt, dass es gerade nicht funktioniert. Negri/Hardt (2000) se- 
hen in dieser kapitalistischen Eigentumskritik ein allgemeines Phänomen: 
„Our economic and social reality is defined less by the material objects that are made and con- 
sumed than by co-produced services and relationships. Producing increasingly means construc- 
ting cooperation and communicative commonalities. The concept of private property itself, 
understood as the exclusive right to use a good and dispose of all wealth that derives from the 
possession of it, becomes increasingly nonsensical in this new situation.“ (302; siehe auch Mou- 
lier Boutang 2001) 

Mit Begriffen wie „Landnahme“ und „Wissens-Allmende“ wird in der Diskus- 
sion um geistiges Eigentum häufig eine Parallele gezogen zu dem früheren 
großen Einzäunungs-Projekt, der Abschaffung der landwirtschaftlichen All- 
mende während der ursprünglichen Akkumulation des englischen Kapitalis- 
mus. 

Der Unterschied, so etwa Moulier Boutang (2001), liege freilich darin, dass 
der Kapitalismus in dieser Situation die Produktivität auf seiner Seite hatte. 
Heute sei das umgekehrt. Zugespitzt formuliert, besagt die Tragedy of the an- 
ticommons nicht weniger als dass Produktivität und Eigentum Feinde gewor- 
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den sind. Als einzige Möglichkeit für die innerkapitalistische Auflösung dieses 
Widerspruchs sieht Moulier Boutang die Einführung eines sozialen Grund- 
einkommens, mit dem die Kreativität als gesamtgesellschaftliche Aufgabe an- 
erkannt und finanziert werden solle. 

Das Dilemma besteht aus kapitalistischer Sicht hierin: Auf der einen Seite 
weist vieles darauf hin, dass die Landnahme und Einzäunung des intellektuel- 
len Eigentums die Kreativität der kapitalistischen Entwicklung knebelt. 


„Das Drama für den ‘neuen’ Kapitalismus ist, dass das Eigentum, die Patentierbarkeit von Soft- 
ware, sich als weniger innovativ, weniger effizient herausstellen und sich zunehmend als blosses 
Mittel erweisen, das Auftauchen von Konkurrenten am Markt zu verhindern.“ (Moulier Bou- 
tang 2000) 

Auf der anderen Seite hatten in den letzten Jahren die groß angelegten Versu- 
che wenig Erfolg, ohne die Einzäunung intellektueller und künstlerischen 
Werte dennoch Profite in der New Economy zu realisieren. Die ideologisch 
motivierten Versuche, eine solche eigentumslose kapitalistische Entwicklung 
zu begründen (maßgeblich: Raymond 1999), sind in der Praxis grandios ge- 
scheitert - sei es im Bereich des freien Betriebssystems Gnu/Linux oder in der 
Musikindustrie. 

Negri/Hardt (2001) verweisen darauf, dass „the conceptual crisis of private 
property does not become a crisis in practice, and instead the regime of pri- 
vate expropriation has tended to be applied universally.“ Die in den Patent- 
ämtern der Welt angesammelten Eigentumstitel und die milliardenschweren 
Urheberrechts-Portfolios der Medienindustrie stellen einen so überwältigen- 
den Sachzwang dar, dass fast niemand es wagt, das System als Ganzes in Fra- 
ge zu stellen. 

Im Gegenteil ist der Expansionismus des intellektuellen Eigentums trotz sei- 
ner theoretischen und legitimatorischen Krise weiter auf Kurs. Er hat die Kre- 
ativität bereits erstickt, die Software-Entwicklung und Internet für eine Zeit 
zur treibenden Kraft der kapitalistischen Entwicklung gemacht hat. Einstwei- 
len scheint der Kapitalismus eher bereit zu sein, diesen Preis zu zahlen, als 
auf das Figentums-Dogma zu verzichten. 
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Michael Frein 


Die Globalisierung von Rechten an geistigem 
Eigentum und der Nord-Süd-Konflikt 


David gegen Goliath 


Percy Schmeiser ist ein kanadischer Bauer, der mit seiner Frau in Bruno, 
Saskatchewan, seit nunmehr 50 Jahren seine Farm bewirtschaftet. Ein wichti- 
ges Produkt der Schmeisers ist Raps, den sie in die gesamte Welt als Viehfut- 
ter und Ausgangsprodukt für Rapsöl exportieren. Wie viele Farmer im Wes- 
ten Kanadas, legt er einen Teil seiner Ernte als Saatgut für das kommende 
Jahr zurück. So ist es ihm im Laufe der Zeit gelungen, eine Sorte heranzuzie- 
hen, die gute Erträge brachte, sich einigermaßen resistent gegen lokale 
Krankheiten zeigte und relativ frei von Unkraut war. 

Die Nachbarn von Percy Schmeiser bauen, wie 40% der Farmer im Westen 
Kanadas, genetisch veränderten Raps an. Der Life-Science-Multi Monsanto 
vertreibt das genetisch veränderte Saatgut, das bewirkt, das die Rapspflanzen 
resistent sind gegen das ebenfalls von Monsanto vertriebene Herbizid „Roun- 
dup“. Das Unkrautvernichtungsmittel hat die Eigenschaft, alle Pflanzen zu 
vernichten, die mit ihm in Berührung kommen, außer eben den gentechnisch 
veränderten Raps von Monsanto. Dieses Verfahren ist möglich, seit Kanada 
im Jahre 1995 den Anbau von gentechnisch verändertem Raps freigegeben 
hat. 

Eigentlich, so sagt Percy Schmeiser heute, hätte ihm schon 1997 ein Licht 
aufgehen müssen, als er „Roundup“ versprühte, um Unkraut und verstreute 
Raps-Pflanzen am Rande seiner Felder zu vernichten. Niemals zuvor blieben 
so viele Raps-Pflanzen von der Behandlung völlig unbeeindruckt. Schmeiser 
glaubte damals an einen Fehler in der Dosierung. Tatsächlich musste er im 
Jahre 1998 erleben, wie Inspektoren von Monsanto - ohne seine Erlaubnis - 
Proben von seinen Feldern nahmen und Monsanto feststellte, dass das von 
ihm patentierte Saatgut auf Schmeisers Feldern wuchs. In der Folge wurde der 
Bauer Percy Schmeiser von dem Saatgut-Multi Monsanto verklagt, weil er 
dessen gentechnisch veränderten Raps ohne die Entrichtung von Lizenzge- 
bühren anpflanze. 
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Nun ist Percy Schmeiser nicht unbedingt ein Anhänger ökologischer Land- 
wirtschaft. Schließlich nutzte er das Herbizid, um die Ränder seiner Felder 
von jeglichem Pflanzenbewuchs zu befreien. Er hält lediglich die Verwendung 
seines eigenen Saatguts im Vergleich zum Ankauf von gentechnisch veränder- 
tem Saatgut für die betriebswirtschaftlich sinnvollere Strategie, zumal gen- 
technisch veränderte Nahrungsmittel nicht auf allen Märkten hoch im Kurs 
stehen. Um das Monsanto-Saatgut aus seinen Beständen zu eliminieren, kauft 
er also im Folgejahr neues, konventionelles Saatgut. Dennoch wächst auf sei- 
nen Feldern zu 20% das Monsanto-Produkt. 

Die Frage ist, wie dieses auf seinen Acker gelangen kann, wenn Percy Schmei- 
ser es nicht selbst anpflanzt. Natürlicher Pollenflug ist eine mögliche Ant- 
wort. Eine andere ist darin zu suchen, dass Raps in offenen Lastwagen trans- 
portiert wird, der Pollenflug also durch den Fahrtwind beschleunigt würde. 
Tatsächlich hat Schmeiser festgestellt, dass sich auf seinen Feldern der gen- 
technisch veränderte Raps an den Rändern zur Straße hin konzentriert, im 
Inneren der Felder das Monsanto-Produkt hingegen kaum anzutreffen ist. 

Das Gericht konnte solchen Überlegungen nicht folgen. Es argumentierte, 
dass völlig unerheblich sei, wie der Monsanto-Raps auf Schmeisers Feldern ge- 
landet sei. Fakt sei nun einmal, dass der Raps auf Schmeisers Acker anzutref- 
fen sei, und Schmeiser Monsanto nicht informiert habe, damit der Konzern 
sein Eigentum zurücknehmen könne. Percy Schmeisser ist empört, er gibt 
den Kampf David gegen Goliath jedoch nicht auf. Er geht nun in die Offen- 
sive und klagt Monsanto an, seine Felder mit gentechnisch verändertem Raps 
kontaminiert zu haben (Schmeiser 2001; www.percyschmeiser.com). 

Ob Schmeiser seinen Fall gewinnen wird, bleibt abzuwarten. Es mag ihn er- 
mutigen, dass er nicht der einzige Farmer ist, den Monsanto vor Gericht 
zerrt. Die Familie Nelson aus North Dakota, USA, etwa sieht sich mit dem 
Vorwurf konfrontiert, von Monsanto patentiertes Sojabohnen-Saatgut für die 
Wiederaussaat verwendet zu haben. Gegen den gleichen Vorwurf setzt sich 
auch Eugene Stratemeyer aus Illinois, USA, zur Wehr (www.nelsonfarm.net). 
Warum kämpft ein Riesenkonzern wie Monsanto derart verbissen gegen einen 
kleinen Bauern in Saskatchewan, Kanada? Die möglicherweise entgangenen 
Lizenzgebühren von ein paar Dollar jedenfalls sind weniger als Peanuts, sie 
lohnen den Aufwand nicht. Die Motivation für Monsanto muss mithin wo- 
anders liegen. Und in der Tat geht es um mehr als um ein paar Rapspflanzen 
und eine Hand voll Dollar. Letztlich geht es um Millionen von Dollar. Denn 
hinter dem Streit mit dem kleinen Bauern Percy Schmeiser steckt die grund- 
sätzliche Frage der Rechte an einem Patent, dessen mögliche Verletzung ein 
Konzern wie Monsanto unnachgiebig verfolgt. Aus der Sicht von Monsanto 
verletzen Bauern wie Percy Schmeiser und die Nelsons Patentrechte, die die 
Grundlage für die Gewinne des Unternehmens darstellen. Denn nur dann, 
wenn die Bauern sich strikt an die Regeln halten, ist mit gentechnisch verän- 
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dertem Saatgut wirklich Geld zu verdienen. Und dabei geht es nicht nur um 
die Bauern in Ländern wie den USA und Kanada oder auch Europa, wo nati- 
onale Patentgesetze bereits seit längerem ein hohes Schutzniveau für den Pa- 
tentinhaber gewährleisten. Um ihre Produkte über den gesamten Globus 
verbreiten zu können, ohne dadurch der Gefahr ausgesetzt zu sein, dass ihre 
Patentrechte missachtet werden, ist aus Sicht der multinationalen Unterneh- 
men ein globales Patentrecht erforderlich, so dass ihre Rechte an geistigem 
Eigentum in jedem Winkel der Erde geschützt sind. 

Ein solches Instrument ist mit der Gründung der Welthandelsorganisation 
(WTO) zum 1. Januar 1995 durch das TRIPs-Abkommen geschaffen worden. 
Das Abkommen über handelsbezogene Aspekte von Rechten an geistigem 
Eigentum (Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights) bildet einen 
Mindeststandard für Rechte an geistigem Eigentum, darunter das Patentrecht, 
das vertragsgemäß in sämtlichen WTO-Mitgliedsstaaten Anwendung finden 
soll. Dieser Beitrag befasst sich schwerpunktmäßig mit den in TRIPs enthal- 
tenen globalen Standards für das Patentrecht. Zunächst werden die grundle- 
genden Inhalte des TRIPs-Abkommens dargelegt, um dann auf zwei der we- 
sentlichen Streitpunkte zwischen Industrie- und Entwicklungsländern einzu- 
gehen: die Versorgung armer Menschen mit lebensnotwendigen Medikamen- 
ten und die Frage der Patentierung lebender Organismen. Abschließend 
mündet eine kritische Bewertung des im TRIPs-Abkommen enthaltenen Pa- 
tentrechts und seiner Auswirkungen für die Entwicklungsländer vor dem Hin- 
tergrund der ökonomischen Globalisierung und aktueller Entwicklungen in 
der WTO in die Diskussion alternativer Politikempfehlungen. 


Die Welthandelsorganisation WTO 


Die WTO nahm zum 1. Januar 1995 ihre Arbeit auf. Sie war das Ergebnis der 
Uruguay-Verhandlungsrunde über das Allgemeine Zoll- und Handelsabkom- 
men (GATT), das seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges das zentrale Ele- 
ment multinationaler Handelspolitik war. Die WTO löste GATT jedoch nicht 
ab, sondern GATT wurde in ein größeres Vertragswerk multilateraler Han- 
delspolitik, eben die WTO, integriert. 

Die WTO sieht sich selbst als institutionelle Basis für den Aufbau bzw. weite- 
ren Ausbau eines multilateralen Handelssystems. Dabei dient sie, so wieder- 
um das Selbstbild, der Förderung der Nichtdiskriminierung im internationa- 
len Handel, eines gesicherten und wachsenden Zugangs aller WTO-Mitglieder 
zu allen Märkten, des fairen Wettbewerbs sowie der Unterstützung von Wirt- 
schaftsreformen und Entwicklung. Im Übereinkommen zur Errichtung der 
WTO heißt es außerdem, dass neben rein ökonomischen Wachstumszielen 
gleichzeitig eine nachhaltige Entwicklung sowie Schutz und Erhaltung der 
Umwelt zu den Zielen der WTO gehören. Darüber hinaus wird anerkannt, 
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dass es positiver Bemühungen bedarf, damit sich die Entwicklungsländer, 
insbesondere die am wenigsten entwickelten unter ihnen, einen Anteil am 
Wachstum des internationalen Handels sichern, der den Erfordernissen ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklung entspricht (deutsche Übersetzung der WTO- 
Verträge bei Tietje 2000; die englischen Originaltexte unter www.wto.org). 
Nicht alle im Übereinkommen zur Errichtung der Welthandelsorganisation 
festgehaltenen Absichtserklärungen haben sich in der Praxis bislang als hand- 
lungsleitend erwiesen. Das Thema Umwelt führt in der WTO lediglich ein 
Schattendasein (vgl. Fuchs et al. 2000). Die vielfältigen Konflikte zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern, wie sie bei der 3. Ministerkonferenz in 
Seattle im November 1999 (vgl. ebd.) und auch bei der 4. Ministerkonferenz 
zwei Jahre später in Doha, Katar (vgl. Frein/Knirsch/Reichert 2001) zutage 
traten, lassen nicht unbedingt den Schluss zu, dass die WTO den Interessen 
der Entwicklungsländer in ausreichendem Maße dient. 

Sehr viel stärker engagiert ist die WTO in der Frage des Abbaus von Han- 
delshemmnissen, das heißt der Liberalisierung des Welthandels. Das neolibe- 
rale Drehbuch sieht dabei vor, dass die anderen genannten Ziele wie nachhal- 
tige Entwicklung, Umweltschutz und eine sozio-ökonomische Entwicklung in 
den Ländern des Südens durch eine zunehmende Liberalisierung der interna- 
tionalen Handelsbeziehungen zu erreichen seien. Der Abbau von Handels- 
hemmnissen bezieht sich dabei auf den internationalen Warenhandel, der im 
GATT-Abkommen mit seinen diversen Unterabkommen wie den Agrar- oder 
Textil-Abkommen geregelt ist. Im GATS-Vertrag (General Agreement on Tra- 
de in Services) wird der Handel mit Dienstleistungen geregelt. Der TRIPs- 
Vertrag regelt die handelsbezogenen Aspekte von Rechten an geistigem Eigen- 
tum, und der Vertrag über das Streitschlichtungsverfahren innerhalb der 
WTO schreibt das Procedere bei Verstößen eines WTO-Mitglieds gegen eines 
der genannten Abkommen fest. 

Das Übereinkommen zum Streitschlichtungsverfahren ist einer der wesentli- 
chen Gründe für die faktische Durchsetzungsfähigkeit der WTO-Abkommen. 
Zunächst einmal ist hier von Bedeutung, dass eine Vertragsverletzung alleine 
noch nicht zu einem Verfahren führt. Hierzu bedarf es eines Klägers. Kommt 
es im anschließenden mehrstufigen Verfahren zur Festestellung einer Vertrags- 
verletzung, so werden dem Kläger Gegenmaßnahmen erlaubt, etwa die Erhe- 
bung von Zöllen auf bestimmte Waren, die der vertragsverletzende Staat ex- 
portieren will. Dabei können diese Gegenmaßnahmen sich auch auf andere 
Sektoren erstrecken als diejenigen, die zur Verhandlung anstanden (cross- 
retaliation). Die Gegenmaßnahmen sollen einerseits den wirtschaftlichen 
Schaden kompensieren, den der Kläger durch die Vertragsverletzung erleidet, 
andererseits sollen sie zur Vertragstreue anhalten. In jedem Fall können die 
von der WTO aufgrund eines Streitschlichtungsverfahrens erlaubten Sanktio- 
nen wirtschaftliche Einbußen für die unterlegene Partei bedeuten. Die Verlet- 
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zung eines WTO-Vertrages ist mithin grundsätzlich mit volkswirtschaftlichen 
Risiken verbunden, die jede Vertragspartei mahnen, das Für und Wider sorg- 
fältig abzuwägen. 


Das TRIPs-Abkommen in der WTO 


Das Abkommen über handelsbezogene Aspekte von Rechten an geistigem 
Eigentum umfasst unterschiedliche Formen geistigen Eigentums. Neben Pa- 
tenten bezieht es sich auf das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte, auf 
den Markenschutz, auf geografische Angaben, gewerbliche Muster und Mo- 
delle, Layout-Designs integrierter Schaltkreise, den Schutz nicht offenbarter 
Informationen und die Kontrolle wettbewerbswidriger Praktiken in vertragli- 
chen Lizenzen. Die Bedeutung dieser langen Listen von Rechten an geistigem 
Eigentum und damit des TRIPs-Abkommens wird deutlich, wenn man sich 
vor Augen führt, dass der Anteil der über TRIPs geschützten Güter am inter- 
nationalen Handel in den kommenden Jahren auf 60 bis 80 Prozent steigen 
wird (Seiler 2000). 

Bei den Verhandlungen um das TRIPs-Abkommen im Rahmen der Uruguay- 
Runde waren es insbesondere die Industrieländer - und hier vor allem die 
USA -, die ihr Interesse an möglichst hohen Standards für den Schutz von 
Rechten an geistigem Eigentum ins Feld führten. Grundlegend waren dabei 
drei Argumentationslinien. Zunächst einmal sollte die Produktpiraterie, die in 
vielen Ländern ziemlich offen betrieben wurde, wirksam eingedämmt werden. 
Die Erfahrung der USA, dass - etwa in China - durch US-amerikanisches Ur- 
heberrecht geschützte Software ohne finanzielle Gegenleistung kopiert und 
ökonomisch verwertet wurde, legte nahe, ein globales Rechtssystem zu entwi- 
ckeln, das die - in diesem Falle: chinesischen - nationalen Behörden ver- 
pflichtete, dieser Rechtsverletzung nachzugehen. Schätzungen besagen, dass 
den Industrieländern durch Produktpiraterie in Entwicklungsländern jährlich 
200 Mrd. US-$ an Lizenzgebühren entgehen (Forum Umwelt & Entwicklung 
1999: 8). Ein zweites Argument der Industrieländer zielt darauf ab, dass feh- 
lender oder unzureichender Schutz der Rechte an geistigem Eigentum ein 
Handelshemmnis darstellt. Vereinfacht ausgedrückt, wird der Export eines 
Produktes dann erleichtert, wenn sichergestellt ist, dass das darin enthaltene 
geistige Eigentum im Importland ausreichenden Schutz genießt, Produktpira- 
terie also ausgeschlossen werden kann oder zumindest der rechtlichen Verfol- 
gung ausgesetzt ist. Dies, so wurde den Entwicklungsländern vorgehalten, er- 
leichtere letztlich den immer wieder geforderten Technologietransfer von 
Nord nach Süd. Die Industrie, allen voran die multinationalen Konzerne, 
steuert das dritte Argument für strenge Regulierungen bei. Danach ist der 
globale Schutz geistigen Eigentums die Basis für weiteren Fortschritt. Denn 
die hohen Kosten für Forschung und Entwicklung würden sich für die In- 
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dustrie nur dann wieder amortisieren, wenn ein ausreichender globaler Schutz 
der Rechte an geistigem Eigentum sie vor Produktpiraterie schütze. Fehle die- 
ser, so gebe es keinerlei Anreiz für Forschung und Entwicklung, der techno- 
logische Fortschritt sei mithin gefährdet. Aus Sicht der Pharma-Industrie etwa 
stellt sich der Zusammenhang so dar: 


„Denn Patentrechte, die Erfindungen für eine gewisse Zeit schützen, sind seit jeher Basis des 
technischen Fortschritts in Industrienationen. Denn nur die Chance, Forschungskosten zu refi- 
nanzieren, bietet einen Anreiz, in die Entwicklung neuer Arzneimittel zu investieren.“ (Laschet 
2001: 7) 

Die Entwicklungsländer konnten sich mit diesen Argumenten nur sehr be- 
dingt und zögerlich anfreunden. Sie sahen die Gefahr, dass die globale 
Durchsetzung eines hohen Schutzrechtsniveaus letztlich nur den Industrie- 
ländern dienen würde. Nach Seiler (2000: 12) geht die rechtswissenschaftliche 
Literatur in bezug auf die im TRIPs-Abkommen enthaltenen verfahrensrecht- 
lichen Regelungen davon aus, dass sie „weitgehend den Vorstellungen der In- 
dustrieländer entsprechen“. Und an anderer Stelle heißt es, das Abkommen 


„baut auf den einschlägigen Bestimmungen der bislang gültigen (oder vorgesehenen) internatio- 
nalen Verträge zur Regelung der jeweiligen Schutzinstrumente auf, wobei diese Bestimmungen 
entweder verschärft, verändert oder auch abgeschwächt werden, in jedem Fall jedoch den Inte- 
ressen nördlicher Industrieunternehmen an der Implementierung möglichst hoher und weltweit 
vereinheitlichter Schutzstandards Rechnung getragen wird“ (Seiler 2000: 9). 


Kaum vorsichtiger kommt Liebig (2001a: 1) zu dem Schluss: 


„Die weniger entwickelten Länder werden Wohlfahrtsverluste erleiden; fortgeschrittenere Ent- 
wicklungsländer können von stärkeren Schutzrechten auch profitieren.“ 

Dies verweist auf die banale Feststellung, dass nur derjenige vom Eigentums- 
schutz profitiert, der über Eigentum verfügt. So gingen von den im Zeitraum 
von 1977 bis 1996 in den USA erteilten 1.650.800 Patenten 95% an Schutz- 
rechtsinhaber aus zehn Industriestaaten, weniger als 2% fielen auf Entwick- 
lungsländer. Der Anteil der Entwicklungsländer an den globalen Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung ist verschwindend gering. Er fiel von 6% im Jah- 
re 1980 auf ca. 4% im Jahr 1990, obwohl die diesbezüglichen Ausgaben eini- 
ger Schwellenländer wie Südkorea und Taiwan anstiegen. (Correa 2000a: 5). 
Entwicklungsländer sind mithin in hohem Maße abhängig von Innovationen 
des Nordens. Entsprechend fürchteten die Entwicklungsländer bei den Ver- 
handlungen um das TRIPs-Abkommen auch, dass dieser Vertrag wesentlich 
dazu beitragen würde, den technologischen Vorsprung der Industrieländer auf 
lange Zeit hin zu zementieren. Damit nicht genug, könnten die Entwicklungs- 
länder mit zusätzlichen Lizenzgebühren für die Nutzung von Produkten und 
Verfahren belastet werden, steigende Preise für wissensintensive Produkte und 
erschwerter Zugang zu Know-How könnte den intendierten technologischen 
Aufholprozess bremsen (Liebig 2001a: 1). Schließlich führten sie gegen die 
Industrieländer ins Feld, dass das TRIPs-Abkommen, und hier insbesondere 
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der darin enthaltene weitreichende Patentschutz, negative Folgen für Gesund- 
heit, Ernährungssicherung und biologische Vielfalt in ihren Ländern mit sich 
bringen würde. Letztendlich haben die Entwicklungsländer das TRIPs- 
Abkommen trotz dieser Bedenken unterzeichnet - nicht etwa, weil es den In- 
dustrieländern gelungen wäre, sie zu überzeugen. Ausschlaggebend für die Zu- 
stimmung zu TRIPs waren vielmehr Zugeständnisse in anderen WTO- 
Abkommen, insbesondere mit Blick auf den Marktzugang im Agrar- und Tex- 
tilabkommen (Liebig 2001a: 2). 

Neben der Tatsache, dass das TRIPs-Abkommen alle wichtigen Formen des 
geistigen Eigentums umfasst, ist ein Grund für seine regulative Kraft, dass es 
von den WTO-Mitgliedern verlangt, seine Mechanismen zum Schutz geisti- 
gen Eigentums in nationales Recht umzusetzen, das heißt, entsprechende na- 
tionale Gesetze zu verabschieden, die erforderlichen Gerichts- und Verwal- 
tungsverfahren einzuführen, damit potentiell Geschädigten Rechtswege offen 
stehen, und bereits an den Grenzen Schutzrechtsverletzungen entgegenzuwir- 
ken. Darüber hinaus unterliegen potentielle Verstöße dem Streitschlichtungs- 
verfahren der WTO. Ein solcher Verstoß liegt bereits dann vor, wenn die 
TRIPs-Regeln nicht oder nicht vollständig in nationales Recht umgesetzt sind. 
Die Missachtung des TRIPs-Abkommens oder einzelner Bestimmungen kann 
als Folge des Streitschlichtungsverfahrens zu Handelssanktionen anderer 
WTO-Mitglieder und damit auch zu wirtschaftlichen Verlusten des Landes 
führen, das seine Verpflichtungen nicht erfüllt. 

Mit dem Beitritt zur WTO hat das TRIPs-Abkommen darüber hinaus für alle 
Mitgliedsstaaten automatisch Gültigkeit, das heißt, ein Beitritt zur WTO oh- 
ne Anerkennung der TRIPs-Regeln ist de facto nicht möglich. Davon unab- 
hängig enthält TRIPs mit Blick auf die Verpflichtung zur Umsetzung in den 
Artikeln 65 und 66 spezifische Fristen für Industrieländer, Entwicklungsländer 
und am wenigsten entwickelte Länder. Danach wird allen WTO-Mitgliedern 
eine Frist von einem Jahr nach in Kraft treten der WTO-Abkommen (also am 
1. Januar 1995) eingeräumt, für Entwicklungsländer beträgt diese Frist zusätz- 
liche vier Jahre, wobei auf Antrag spezifische Bereiche für weitere fünf Jahre 
ausgeklammert werden können. Entsprechend ist die generelle Umsetzungs- 
frist für diese Ländergruppe mit dem 1. Januar 2000 grundsätzlich abgelaufen. 
Die am wenigsten entwickelten Länder schließlich (Least Developed Count- 
ries) können die Umsetzung des TRIPs-Abkommens über einen Zeitraum von 
zehn Jahren erstrecken. Eine erste generelle Überprüfung des TRIPs- 
Abkommen sollte entsprechend Artikel 71 nach fünf Jahren (also im Jahr 
2000) erfolgen. Diese Überprüfung läuft noch, weitere Überprüfungen des 
Abkommen sind dann in einem Zwei-Jahres Rhythmus vorgesehen, so dass 
das TRIPs-Abkommen letztlich einem permanenten Überprüfungsprozess un- 
terliegt. Ob dies allerdings zu Ver- oder zu Entschärfungen der Verpflichtun- 
gen für die WTO-Mitgliedern führt, ist offen. 
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Die Patentierbarkeit lebender Organismen: der Streit um TRIPs 
Artikel 27.3 (b) 


Mit dem TRIPs-Vertrag haben sich sämtliche WTO-Mitglieder dazu verpflich- 
tet, Patentschutz für Innovationen in allen technischen Bereichen zu gewäh- 
ren. Für viele Entwicklungsländer bedeutet dies eine wesentliche Veränderung, 
da sie nun auch für bio- und gentechnische Verfahren und Produkte Patent- 
schutz bereitstellen müssen. Vor dem in Kraft treten des TRIPs-Abkommens 
gab es in den meisten Entwicklungsländern überhaupt keine Gesetzgebung 
bezüglich des Patentschutzes für Pflanzen und Pflanzensorten. Die mit der 
Erteilung eines Patents verbundenen Ausschließlichkeitsrechte über die weite- 
re Verwendung und Nutzung einer Pflanze stoßen in vielen Entwicklungslän- 
dern auf kulturelle Vorbehalte. Zudem lassen ganz praktische Überlegungen 
mit Blick auf die Unabhängigkeit der Bauern von der Agro-Industrie und 
damit auch die Ernährungssicherheit viele Entwicklungsländer zweifeln, ob 
Patente (oder andere Schutzrechtsinstrumente) auf lebende Organismen be- 
ziehungsweise Pflanzensorten ihren Interessen entsprechen. 

Unabhängig davon sieht TRIPs Art. 27.1 vor, dass vorbehaltlich der Absätze 
2 und 3 vorzusehen ist, dass Patente für Erfindungen auf allen Gebieten der 
Technik erhältlich sein müssen, und zwar sowohl für Erzeugnisse als auch für 
Verfahren. Dabei müssen die zu patentierenden Verfahren oder Erzeugnisse 
den grundsätzlichen Anforderungen an ein Patent entsprechen, das heißt neu 
sein, auf erfinderischer Tätigkeit beruhen und nicht in einer Entdeckung be- 
stehen sowie gewerblich anwendbar sein. 

Insbesondere das Kriterium der erfinderischen Tätigkeit wirft im Falle der Pa- 
tentierung von Leben Fragen auf. So etwa die, ob Leben erfunden werden 
kann, das heißt in den Worten des Patentrechts, ob ein isolierter Mikroorga- 
nismus eine - nicht patentfähige - Entdeckung oder doch eine Erfindung 
darstellt. Der besagte Mikroorganismus ist fraglos bereits vor seiner Isolierung 
vorhanden, so dass eine Erfindung eigentlich auszuschließen wäre. Jedoch be- 
trachtet etwa das europäische Patentrecht einen Mikroorganismus dann als 
erfunden, wenn ein aufwendiges Verfahren zu seiner Isolierung erforderlich 
war. Carsten Bauer (1996: 12) merkt hierzu süffisant an: 


„Nun muss man wohl sagen, dass jemand, der sich im letzten Jahrhundert mit einer Expedition 
nach Zentralafrika aufgemacht hat, damit ein aufwendiges Verfahren durchgeführt hat. Demnach 
hätte er die dort gefundenen unbekannten Tiere und Pflanzen nach heutiger Patentrechtsdog- 
matik nicht entdeckt, sondern erfunden.“ 

Ähnliche Auswege hat die europäische Rechtsprechung mit der Notwendig- 
keit der Beschreibung der Entstehung des patentierten Lebewesens gefunden. 
Diese Beschreibung dient der Offenlegung des geschützten Wissens und soll 
die beliebige Wiederholbarkeit des patentierten Verfahrens garantieren. Dies 
dient letztlich dazu, dass das Rad nicht immer neu erfunden werden muss, 
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sondern bei der Entwicklung neuer Verfahren - nach Entrichtung der Lizenz- 
gebühr - auf bestehendes Wissen zurückgegriffen werden kann. Das im Falle 
von lebenden Organismen dabei praktisch zu lösende Problem ist, dass die 
korrekte Befolgung der Bauanleitung für einen unbelebten Gegenstand wie 
etwa eine Kaffeemaschine immer wieder die genau gleiche Kaffeemaschine 
zum Ergebnis hat. Dies ist bei Lebewesen so nicht zu erwarten. Daher wird 
hier die Hinterlegung einer Probe ın einer anerkannten Sammlung als Offen- 
legung anerkannt. Die europäische Rechtsprechung ist damit, indem sie die 
Tür für Patente auf Leben öffnete, den Interessen der Industrie gefolgt. Dass 
dies in anderen Ländern anders gesehen wird, beziehungsweise dort andere 
Interessen vorherrschen, darauf wird noch zurückzukommen sein. 

In Art. 27.2 sieht TRIPs auch Ausnahmen der Patentierbarkeit vor. Die Mit- 
glieder können demnach Erzeugnisse und Verfahren von der Patentierbarkeit 
ausschließen, wenn die Verhinderung ihrer gewerblichen Verwertung - de fac- 
to und nicht de jure - zum Schutz der öffentlichen Ordnung oder der guten 
Sitten, des Schutzes des Lebens oder der Gesundheit von Menschen, Tieren 
oder Pflanzen oder zur Vermeidung einer ernstlichen Schädigung der Umwelt 
notwendig ist. 

Artikel 27.3 regelt nun spezifische Fragen zur Patentierbarkeit lebender Orga- 
nismen. Diese Frage war bereits in der Uruguay-Runde äußerst umstritten. 
Während die USA auch hier uneingeschränkten Patentschutz erreichen woll- 
ten, lehnten die Entwicklungsländer dies kategorisch ab. Durchsetzen konnte 
sich schließlich eine von der EU eingebrachte Kompromisslösung, die zwar 
grundsätzlich Patente auf Leben einschließt, allerdings einige gewichtige Aus- 
nahmen enthält. Diese Ausnahmen sind in Art. 27.3 festgehalten, jedoch ent- 
hält die Kompromiss-Formulierung in Art. 27.3 (b) eine Reihe von Unklarhei- 
ten, die Ausgangspunkt heftiger Debatten sind (vgl. Frein/Meyer 2001). Wört- 
lich heißt es in Art. 27.3 (b) zu patentfähigen Gegenständen: 


„Die Mitglieder können von der Patentierbarkeit auch ausschließen: 

a) diagnostische, therapeutische und chirurgische Verfahren für die Behandlung von Menschen 
und Tieren; 

b)Pflanzen und Tiere, mit Ausnahme von Mikroorganismen, und im wesentlichen biologische 
Verfahren für die Züchtung von Pflanzen oder Tieren mit Ausnahme von nicht-biologischen 
und mikrobiologischen Verfahren. Die Mitglieder sehen jedoch den Schutz von Pflanzensorten 
entweder durch Patente oder durch ein wirksames System sui generis oder durch eine Kombina- 
tion beider vor. Die Bestimmungen dieses Buchstabens werden vier Jahre nach dem Inkrafttre- 
ten des WTO-Übereinkommens überprüft.“ 


Somit sind die WTO-Mitglieder in jedem Falle verpflichtet, für Mikroorga- 
nismen sowie für mikrobiologische und nichtbiologische Verfahren zur Her- 
stellung von Pflanzen und Tieren Patentschutz bereitzustellen. 

Pflanzensorten nehmen innerhalb von TRIPs 27.3 (b) eine Sonderstellung ein. 
Zunächst gilt auch hier, dass für auf im wesentlichen biologischen Verfahren 
beruhende Züchtungen kein Patentschutz erforderlich ist. Für nicht- 
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biologisch und mikrobiologisch erzeugte Pflanzen und Tiere müssen die 
WTO-Mitglieder dagegen grundsätzlich Patentschutz vorsehen. Ausschließlich 
im Falle von Pflanzensorten können sie statt Patentregelungen auch ein soge- 
nanntes System sui generis (was eine Sonder- oder Spezialregelung darstellt) 
einführen bzw. dieses mit Patentregelungen kombinieren. Was genau ein Sys- 
tem sui generis ist, wird im TRIPs-Abkommen nicht näher definiert. Art. 27.3 
(b) enthält lediglich noch den zusätzlichen Hinweis, dass ein System sui gene- 
ris wirksam sein muss, allerdings wiederum ohne zu definieren, welche Maß- 
stäbe anzulegen sind, damit der Zusatz „wirksam“ als erfüllt angesehen wer- 
den kann. 

Zu vermuten ist, dass ein System suı generis dann als ausreichend wirksam zu 
bewerten sein wird, wenn es andere eben wirksam von der kostenlosen Nut- 
zung des geschützten Produkts oder Verfahrens abhält. Von daher erscheint 
naheliegend, dass Sortenschutz als ein wirksames System sui generis in Frage 
kommt. Das am weitesten verbreitete Sortenschutzsystem ist UPOV, das in 
mehreren Fassungen existiert. Die International Union for the Protection of 
New Varieties (UPOV) wurde 1961 mit Sitz in Genf gegründet. Mitglieder der 
ersten UPOV-Konvention waren Frankreich, die Niederlande, Großbritannien, 
Italien, Spanien und Deutschland. Das Abkommen wurde in mehreren Stufen 
überarbeitet, zuletzt 1978 und 1991 (www.upov.org). UPOV 1991 trat im Ap- 
ril 1998 in Kraft. Bis zu diesem Datum hatten alle Länder noch die Möglich- 
keit, UPOV 1978 beizutreten. Heute existiert das Abkommen in den beiden 
genannten Fassungen, da eine Reihe von Staaten UPOV 1978, nicht jedoch 
UPOV 1991 ratifiziert haben. 

Im Vergleich zu Patentschutz ist Sortenschutz nach UPOV leichter zu erlan- 
gen, allerdings ist das Schutzniveau auch niedriger. So kann für eine Pflanze 
Sortenschutz gewährt werden, wenn sie neu ist in dem Sinne, dass sie bislang 
noch nicht im Verkehr befindlich ist, sie sich von allen anderen registrierten 
Sorten deutlich unterscheidet, homogen ist, das heißt, sie sich von allen an- 
deren Pflanzen hinreichend unterscheidet und beständig, das heißt, erbstabil 
ist. Gegenüber dem Patentschutz, der eine technische Erfindung und Neue- 
rung voraussetzt, kann Sortenschutz damit auch für entdeckte Pflanzen ge- 
währt werden. Zudem wird eine Offenlegung im Sinne einer Beschreibung des 
Züchtungsverfahrens nicht verlangt. 

In Bezug auf das Schutzniveau sieht UPOV 1978 vor, dass sich das Recht des 
Züchters auf die Bereiche der Vermehrung für Marketing-Zwecke, den Verkauf 
und das Marketing selbst erstreckt. Sortenschutz nach UPOV 1978 bezieht 
sich somit auf die direkte kommerzielle Verwertung einer Pflanzensorte, ande- 
re Rechte wie das der Bauern auf Wiederaussaat und Saatgutaustausch sind in 
UPOV 1978 nicht geregelt und bleiben mithin unberührt. 

Demgegenüber bedeutet UPOV 1991 eine ganz erhebliche Ausweitung der 
Verfügungsrechte des Züchters. Sie erstrecken sich auf Produktion und Re- 


Die Globalisierung von Rechten an geistigem Eigentum 113 


produktion, die Schaffung der Voraussetzungen zum Zwecke der Vermeh- 
rung, das Angebot zum Verkauf, den Verkauf selbst inklusive anderer Marke- 
ting-Aktivitäten, Export und Import sowie die Lagerhaltung zu einem der ge- 
nannten Zwecke. Diese Ausweitung der Verfügungsrechte des Züchters bedeu- 
tet ganz offensichtlich, dass die nach der Fassung von 1978 noch unberühr- 
ten Rechte der Bauern nach UPOV 1991 auf den Züchter übergegangen sind. 
So steht die Ausschließlichkeit des Verfügungsrechts des Züchters über Pro- 
duktion, Vermehrung und Lagerhaltung sowohl der - für den Bauern - kos- 
tenlosen Wiederaussaat als auch dem Austausch kommerziellen Saatguts ent- 
gegen. Zwar enthält UPOV 1991 Art. 15.2 die Möglichkeit, dass jedes UPOV- 
Mitglied die Wiederaussaat des vom Bauern selbst gewonnenen Saatguts ges- 
tattet. Jedoch steht zu befürchten, dass der politische Druck zu einem höhe- 
ren Schutzniveau dazu führen wird, dass diese mögliche Ausnahmeregelung 
kaum in Anspruch genommen werden wird. 

Von daher wirkt UPOV 1991 gegenüber den Bauern faktisch wie Patent- 
schutz. Ohne Lizenz des Sortenschutzinhabers ist der Bauer in seiner Arbeit 
letztlich den gleichen Regeln unterworfen wie ohne Lizenz des Patentinha- 
bers. Die Unterscheidung zwischen Patent- und Sortenschutz hat lediglich 
noch Auswirkungen für die Beziehungen der Züchter untereinander. Während 
nach TRIPs die Verwendung einer patentierten Pflanzensorte für die weitere 
Züchtungsarbeit eine Lizenz voraussetzt, ist dies nach UPOV 1991 Art. 15.1 
II nicht der Fall. 

Für den Bauern, der die gezüchteten Pflanzen anbaut, bleibt sich jedoch letzt- 
lich gleich, ob der Rechteinhaber nun sein Recht nach Sortenschutzrecht ent- 
sprechend UPOV 1991 oder Patentrecht ausübt. Insofern ist die noch ausste- 
hende Entscheidung des WTO-TRIPs-Rates, ab welchem Schutzniveau ein 
System sui generis als ausreichend wirksam angesehen wird, von großer Be- 
deutung. Eine Entscheidung für UPOV 1991 hätte gerade in Ländern des Sü- 
dens erhebliche Auswirkungen auf Landwirtschaft und Ernährungssicherung. 
Jedoch ist bislang nicht bekannt, welche Instrumente der TRIPs-Rat der WTO 
als ausreichend wirksam akzeptieren könnte. 

UPOV 1991 bedeutet eine Bevorzugung der Interessen der Züchter, das heißt 
wesentlich auch der multinationalen Saatgutindustrie, gegenüber den Interes- 
sen der Bauern. Noch sind lediglich Industrieländer und einige osteuropäi- 
sche Staaten Mitglieder von UPOV 1991. Durch TRIPs droht diese Verlage- 
rung der Rechte nun globalisiert zu werden. Jedoch sind nicht nur die Bauern 
von TRIPs betroffen: über das Patentrecht eignen sich multinationale Kon- 
zerne die biologische Vielfalt der Länder des Südens und das traditionelle 
Wissen der dort lebenden indigenen Gemeinschaften an. 
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Biopiraterie 


Einer dieser Fälle, die in jüngster Zeit hohe Wellen schlugen, ist das europäi- 
sche Patent EP 0 436 257 Bl. Unter dieser Nummer hatte das Europäische 
Patentamt ein Patent des US-Agro-Multis W.R. Grace und des US-Landwirt- 
schaftsministeriums für ein Schädlingsbekämpfungsmittel registriert, das 
durch Extraktion aus dem Samen des Neembaums gewonnen wird. Der 
Neembaum ist in Indien seit Jahrhunderten als vielfältig verwendbare Nutz- 
pflanze bekannt, das Öl der Samen wird traditionell gegen Pilze, Bakterien 
und sonstige Schädlinge eingesetzt. Die Klage von indischen und anderen 
Nichtregierungsorganisationen gegen die Patenterteilung bezog sich vor allen 
Dingen darauf, dass der US-Konzern Grace nichts anderes unternommen hat- 
te, als eben das Öl zu extrahieren. Die Kläger konnten mit Hilfe alter Doku- 
mente schriftlich belegen, dass die Wirkung des Öls gegen Schädlinge schon 
lange bekannt war, das Patent mithin weder auf einer Erfindung noch auf ei- 
ner Entdeckung, sondern schlicht auf einem Plagiat beruhe. Das Europäische 
Patentamt hat das Patent schließlich zurückgezogen. Damit ist eine Schlacht 
gewonnen, nicht jedoch der Krieg. Denn mindestens weitere vierzig Patente 
auf Teile des Neembaums sind bereits erteilt oder angemeldet (Karisch 2000). 
Die Liste solcher Fälle von Biopiraterie ist lang (siehe zu weiteren Beispielen 
Wörner 2000: 38ff.). Nicht nur die Agro-Industrie, auch die Pharma-Konzerne 
bedienen sich der pflanzlichen Stoffe und des traditionellen Wissens der Län- 
der des Südens vielfach ungeniert. Offenbar fehlt vielfach auch das Unrechts- 
bewusstsein. So weıß die Gesundheitsindustrie mitzuteilen, dass westliche 
Pharmaunternehmen Kundschafter ausschicken, 

„um Urwalddoktoren über die Schulter zu schauen und heilkräftige Kräuter, Wurzeln oder Blät- 
ter zu entdecken oder in Schwämmen, Pilzen oder Tieren Wirksubstanzen aufzuspüren. Bei ih- 
rer Schatzsuche sind Schamanen, Heiler und Medizinmänner den westlichen Ethnopharmako- 
logen eine große Hilfe. Denn die Weisen vor Ort verfügen über ein kostbares, über Generatio- 
nen überliefertes Heilwissen. Sie kennen Fundorte und Dosierungen der wichtigsten Heilpflan- 
zen. (...) Merck-Gesandte fahren nach Costa Rica, die dänische Firma Nordisk durchkämmt Ni- 
geria, Hoechst Marion Roussel unterhält ein Forschungszentrum in Bombay.“ (0.V. 2000: 54) 
Und dies lohnt sich für die Pharmaunternehmen. So stellte Novartis fest, dass 
die Ausbeute an Wirkstoffen bei Naturstoffen deutlich höher ist als im Syn- 
theselabor (ebd.). Auf der Strecke bleiben meist die Lieferanten von pflanzli- 
chen Rohstoffen und traditionellem Wissen. Zwar gibt es einige - wenn auch 
unbefriedigende - Ansätze, diese an dem Gewinn zu beteiligen, der aus der 
Nutzung ihres Wissens und ihrer Natur entsteht, so etwa im Falle von Merck 
und Costa Rica (vgl. Wörner 2000: 48f; Frein/Meyer 2001: 14ff.). Oftmals je- 
doch versuchen die Konzerne durch Biopiraterie ihre Kosten niedrig zu hal- 
ten. Die unentgeltliche Nutzung fremden Wissens wiederum hält sie nicht 
davon ab, ihr eigenes geistiges Eigentum durch Patente schützen zu lassen. 
Die Globalisierung des Patentrechts durch TRIPs führt dann dazu, dass die 
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Lieferanten von Rohstoffen und Wissen Patente anerkennen und schützen 
müssen, um dann Lizenzgebühren für Erzeugnisse und Verfahren zu entrich- 
ten, die ihr eigenes Wissen enthalten (Löffler 2001: 41). 

Dabei gibt es mit der Konvention über biologische Vielfalt (CBD) einen völ- 
kerrechtlich verbindlichen internationalen Vertrag, der diesen Konflikt im 
Prinzip regelt (vgl. für den Vertragstext in deutsch BMU o.]J.). Nach der CBD 
haben die Staaten das Verfügungsrecht über ihre biologische Vielfalt; traditio- 
nelles Wissen und die Leistungen lokaler und indigener Gemeinschaften am 
Erhalt der biologischen Vielfalt sind besonders geschützt. Die Nutzung von 
pflanzlichen Stoffen und traditionellem Wissen ist nun nur nach der vorheri- 
gen informierten Zustimmung (Prior Informed Consent, PIC) der potentiel- 
len Lieferanten möglich. Das PIC-Verfahren beinhaltet, dass der Nachfrager 
über die Verwendung der Inhaltsstoffe und des traditionellen Wissens infor- 
miert. Darüber hinaus hat der Lieferant Anspruch darauf, in angemessener 
Weise an den Vorteilen beteiligt zu werden, die aus dieser Nutzung entstehen. 
Problematisch ist, dass die Regeln für dieses sogenannte Access und Benefit- 
Sharing (ABS) noch stärker operationalisiert werden müssen (vgl. Frein 2001a; 
Seiler/Dutfield 2001). Hierzu hat die Working Group der CBD on Access 
and Benefit-Sharing mit der Erarbeitung von - allerdings völkerrechtlich nicht 
bindenden - Leitlinien im Oktober 2001 in Bonn einen ersten, wenn viel- 
leicht auch bescheidenen, Schritt getan (vgl. Meyer 2001; Frein 2001b). 

Einen ähnlichen ABS-Mechanismus enthält das sogenannte International 
Undertaking on Plant Genetic Ressources (kurz: International Undertaking) 
der FAO (www.fao.org), das einen freien Zugang (also ohne PIC-Verfahren) 
und einen multilateralen Mechanismus für den Vorteilsausgleich ihn Form 
eines neuen, von den Industriestaaten gespeisten Fonds vorsieht. Das Interna- 
tional Undertaking bezieht sich lediglich auf pflanzengenetische Ressourcen 
für Landwirtschaft und Ernährung, eine genaue Abgrenzung zur CBD erfolgt 
durch eine listenmäßige Aufzählung im Undertaking. Darüber hinaus erkennt 
das International Undertaking die Leistung der Bauern zum Erhalt der Kul- 
turpflanzen-Vielfalt an und kodifiziert die Farmers’ Rights, also insbesondere 
das Recht der Bauern auf Wiederaussaat und Austausch kommerziellen Saat- 
gutes (vgl. Buntzel-Cano 2001; The Crucible II Group 2000). Allerdings steht 
die Umsetzung der Farmers‘ Rights unter dem Vorbehalt nationaler Gesetzge- 
bung (vgl. Correa 2000b). Das International Undertaking wurde im Novem- 
ber 2001 als völkerrechtlich verbindliches Abkommen unter dem Dach der 
FAO vereinbart. 

Nicht zufällig war einer der letzten Streitpunkte in den Verhandlungen zum 
International Undertaking dessen Verhältnis zum Patentrecht und zum 
TRIPs-Vertrag (vgl. GRAIN 2001). Ein Problem dabei war, dass die pflanzen- 
genetischen Ressourcen für Landwirtschaft und Ernährung frei zugänglich 
sein sollen, um einen Anreiz für die weitere Züchtung und damit für die glo- 
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bale Ernährungssicherung zu bieten, ohne andererseits, so das Interesse der 
USA und anderer Staaten wie etwa Japan, Patentierungsmöglichkeiten einzu- 
schränken. Der Text des Abkommens, das nunmehr Internationale Konventi- 
on über pflanzengenetische Ressourcen für Landwirtschaft und Ernährung 
(International Convention on Plant Genetic Resources for Food and Agricul- 
ture) heißt, sieht nun vor, dass die Empfänger pflanzengenetischer Ressourcen 
keine Rechte an geistigem Eigentum (oder andere den freien Zugang ein- 
schränkenden Rechte) für diejenigen Pflanzen, Pflanzenteile und genetischen 
Materialien beanspruchen sollen, die sie aus dem Multilateralen System des 
International Undertaking erhalten haben. Mit anderen Worten: Patente oder 
andere Rechte an geistigem Eigentum sollen für bereits vorhandene pflanzen- 
genetische Ressourcen nicht erteilt werden können. Im Falle von Patenten 
widerspräche dies auch dem Kriterium der Neuheit. Insofern sichert das In- 
ternational Undertaking (zumindest de jure), dass die heute vorhandenen und 
frei zugänglichen Pflanzen für Landwirtschaft und Ernährung auch künftig 
nicht durch Rechte an geistigem Eigentum privater Verfügungsmacht unter- 
worfen werden. Für Weiterzüchtungen - mit oder ohne Gentechnik - ist dies 
nach wie vor nicht der Fall. Mithin kann für die Zukunft die Gefahr nicht 
ausgeschlossen werden kann, dass Patente oder andere Rechte an geistigem 
Eigentum für alle oder doch für erhebliche Teile der für die menschliche Er- 
nährung wichtigen Pflanzen existieren; vereinfacht ausgedrückt heißt dies, 
dass sie de facto das Eigentum privater Agro-Konzerne sind. 

Das TRIPs-Abkommen unterstützt diesen Prozess im globalen Maßstab, 
Bremsen oder Leitplanken wie etwa die Farmers‘ Rights oder ein ABS- 
Mechanismus sind nicht vorgesehen. Damit könnte - zumindest auf längere 
Sicht - nicht nur das Undertaking faktisch durch das TRIPs-Abkommen aus- 
gehebelt werden. Der in der CBD enthaltene ABS-Mechanismus einschließ- 
lich des Schutzes traditionellen Wissens ist in der Praxis ebenfalls gefährdet. 
Nach wie vor besteht die Gefahr, dass (auch) hier die Interessen der Industrie 
und die Durchgriffsmacht des Streitschlichtungsmechanismus in der WTO 
maßgebliche Wirkung entfalten könnten, so dass das TRIPs-Abkommen de 
facto jene Biopiraterie fördert, zu deren Verhinderung International Underta- 
king und CBD beitragen sollten. 


Gesundheit: der Zugang zu lebensnotwendigen Medikamenten 


Während für die Industrie, wie oben am Beispiel der Pharma-Industrie aufge- 
zeigt, Biopiraterie offenbar bestenfalls als ein Kavaliersdelikt gilt, setzt sie sich 
gegen Produktpiraterie energisch zur Wehr, wie das Beispiel Medikamente 
zeigt. Patentierte Medikamente sind oftmals um ein Vielfaches teurer als Ge- 
nerika. Dies macht sich nicht nur, aber insbesondere, bei AIDS-Medikamen- 
ten bemerkbar. Beispielsweise kostet die Behandlung eines AIDS-Patienten 
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mit Produkten des indischen Generika-Herstellers Cipla zwischen 150 und 
300 US-$ jährlich gegenüber 10.000 bis 15.000 US-$, die die multinationalen 
Pharma-Unternehmen für ihre patentierten Produkte verlangen. Zudem kann 
festgestellt werden, dass die Preise für patentierte Medikamente sinken (in 
Brasilien etwa um 79%), wenn sie im direkten Wettbewerb mit Generika ste- 
hen (Third World Network/Oxfam-UK 2001). Der genannte Preisunterschied 
hat offensichtlich wesentliche Auswirkungen auf den Zugang der Armen zu 
(über)lebensnotwendigen Medikamenten. 

Vor der Errichtung der WTO konnten alle Staaten in ihrem nationalen Recht 
bestimmte Sektoren von der Patenterteilung gänzlich ausschließen oder an- 
gemessen erscheinende Standards für die Patenterteilung vorsehen. So gab es 
bis dahin in ungefähr 50 Staaten überhaupt keine Patente auf Medikamente, 
andere Länder legten niedrigere Schutzstandards an. In Indien etwa wurden 
Patente ausschließlich auf Verfahren, nicht jedoch auf Produkte erteilt, die 
Schutzdauer betrug lediglich sieben Jahre (Gerster 2000). Das TRIPs- 
Abkommen sieht nunmehr vor, dass Verfahrens- und Produkt-Patente für 
Medikamente in allen WTO-Mitgliedsstaaten über einen Zeitraum von 20 
Jahren garantiert werden müssen. Allerdings wurden insbesondere auf Druck 
der Entwicklungsländer zwei Ausnahmeregelungen zugelassen: Zwangslizenzen 
und Parallelimporte. 

Zwangslizenzen sind eine TRIPs-konforme Möglichkeit, ein patentiertes Me- 
dikament herstellen zu können, ohne dass die Erlaubnis des Patentinhabers 
hierzu vorliegt. Allerdings sind Zwangslizenzen an bestimmte Voraussetzun- 
gen gebunden, etwa die Feststellung eines nationalen Notstands oder der 
Nachweis ernsthafter, aber vergeblicher Bemühungen, eine Lizenz zu vertret- 
baren Bedingungen zu erhalten. Mit Parallelimporten wird die Möglichkeit 
bezeichnet, Medikamente (seien sie nun patentiert oder nicht) aus dem Land 
zu importieren, das diese zu günstigsten Konditionen anbietet. Beides, Paral- 
lelimporte und Zwangslizenzen, sind in TRIPs vorgesehene Ausnahmerege- 
lungen, die praktisch die durch das Patent zugesicherte Monopolstellung des 
Rechteinhabers unterlaufen. Diejenigen, die über Patente verfügen, legen 
kaum überraschend wenig Interesse an den Tag, derartige Ausnahmeregelun- 
gen zu stärken. 

Hingegen neigen gerade die Länder des Südens, die stark von der AIDS- 
Problematik betroffen sind, verständlicherweise dazu, die Möglichkeiten die- 
ser bestehenden Ausnahmeregelungen auszutesten. Sie sehen sich dabei nicht 
unerheblichem Druck von Seiten der Industrieländer und der Pharmaindust- 
rie ausgesetzt, wie die - inzwischen auf vielfältigen internationalen Druck hin 
zurückgezogene - Klage von 39 multinationalen Pharmaunternehmen gegen 
die südafrikanische Regierung im vergangenen Jahr zeigte. Darüber hinaus 
hatten die USA Brasilien wegen Nichtanwendung der Patentbestimmungen 
von TRIPs vor der WTO verklagt. Brasilien produziert selbst Generika auf der 
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Basis von patentierten Medikamenten, um die AIDS-Kranken im Lande mit 
kostenlosen Arzneimitteln versorgen zu können. Die USA haben ihre Klage 
in der Zwischenzeit jedoch wieder zurückgezogen, offenbar, weil Brasilien 
seinerseits - andere - US-amerikanische Patentbestimmungen nicht im Ein- 
klang mit TRIPs sieht (WTO 2001a). Diese Entwicklungen verdeutlichten, 
dass das TRIPs-Abkommen mit Blick auf den Zugang der Armen zu überle- 
bensnotwendigen Medikamenten Änderungen und Klärungen bedarf, die dazu 
führen, dass die Länder des Südens sich nicht permanent dem Unrechtsvorwurf 
ausgesetzt oder daran gehindert sehen, Maßnahmen zu ergreifen, die dem Woh- 
le der Armen in ihren Ländern dienen. Dazu wurde auf der 4. WTO- 
Minsterkonferenz in Doha im November 2001 ein Versuch unternommen. 


Fazit und entwicklungspolitische Schlussfolgerungen 


Offenbar trifft das TRIPs-Abkommen zumindest in seiner bisherigen Fassung 
die Interessen der Entwicklungsländer nicht oder nicht ausreichend. TRIPs ist 
letztlich ein Instrument, das Wissen beziehungsweise geistiges Eigentum glo- 
bal handelbar macht. Damit werden diejenigen bevorzugt, die über Wissen 
verfügen, umgekehrt verschlechtert sich die Position derjenigen, die über we- 
nig Wissen verfügen können. Mit Nord-Süd-Gerechtigkeit hat dies wenig zu 
tun, dafür sehr viel mehr mit der Ausrichtung internationaler Abkommen an 
den Interessen und zu weiteren Gunsten der bereits Privilegierten. 

Die Argumente, die von Seiten der TRIPs-Befürworter ins Feld geführt wer- 
den, sind angesichts der realen Verteilung von Einfluss und Wohlstand in der 
Welt kaum überzeugend. Wenn man anerkennt, dass der Schutz geistigen Ei- 
gentums einen Anreiz für Forschungs- und Entwicklungstätigkeit und damit 
auch technischen Fortschritt darstellt, so macht dieses Argument nichtsdes- 
toweniger nur für denjenigen Teil der Menschheit Sinn, der aufgrund seiner 
finanziellen Möglichkeiten Zugang zu den Ergebnissen dieses technischen 
Fortschritts hat. Mit anderen Worten: dem AIDS-kranken Afrikaner oder Bra- 
silianer hilft es herzlich wenig, wenn neue Medikamente auf den Markt 
kommen, er sich diese aber nicht leisten kann. Patente beziehungsweise höhe- 
re Schutzniveaus in Verbindung mit effektiven Durchsetzungsmechanismen 
verstärken die Tendenz des Marktes, Forschung und Entwicklung sowie die 
Produkte selbst an der kaufkräftigen Nachfrage zu orientieren (Bauer 1996: 
14). Wer nicht zu dieser privilegierten Gruppe gehört, beobachtet den Fort- 
schritt von der Ferne aus. So kommt Liebig (2001b: 24ff) zu der Auffassung, 
dass gerade in der Frage der Versorgung der Armen mit lebensnotwendigen 
Medikamenten die Menschen in Entwicklungsländern durch TRIPs schlechter 
gestellt werden. 

Das Argument des Wohlfahrtsgewinns für alle durch strengeren Patentschutz 
findet auch in der Geschichte keinen Beleg. 
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„In den Industrieländern hat sich gezeigt, dass im Lauf der wirtschaftlichen Entwicklung die Ar- 
gumente für einen immer strengeren Patentschutz stärker wurden. Anders ausgedrückt: Wirt- 
schaftlich schwächere Länder haben auch schwächeren Schutz für geistiges Eigentum geboten, 
bis hinreichend Innovationspotentiale im Inland bestanden, so dass das Eigeninteresse der loka- 
len Wirtschaft an einer Durchsetzung geistiger Eigentumsrechte zunahm.“ Liebig (2001a: 3) 

Die Befürworter von TRIPs argumentieren im übrigen mitunter genau umge- 
kehrt: „Denn Patentrechte, die Erfindungen für eine gewisse Zeit schützen, 
sind seit jeher die Basis für technischen Fortschritt in den Industrienationen.“ 
(Laschet 2001: 7). Die Geschichte erzählt eine andere Geschichte. In Deutsch- 
land beispielsweise existierte bis 1877 kein Patentrecht, da man der - im Ver- 
gleich zu den anderen Industrienationen rückständigen - deutschen Industrie 
die Möglichkeit eröffnen wollte, Neuerungen insbesondere aus England und 
den USA ungehindert nachzuahmen. Ein Patentrecht in Deutschland wurde 
erst eingeführt, als die deutsche Wirtschaft konkurrenzfähig wurde, mit ande- 
ren Worten: als es galt, eigene Erfindungen vor dem ungehinderten Zugriff 
anderer zu schützen. Patentschutz für Medikamente wurde in Deutschland 
im übrigen erst 1968 eingeführt (Liebig 2001b: 28), in der Schweiz Gerster 
(2000) zufolge gar erst im Jahre 1978. Gerster (ebd.: 182) weiter: „Insbesonde- 
re die Schweizer Chemie bekämpfte Ende des 19. Jahrhunderts den Erlass ei- 
nes Patentgesetzes, um ungehindert ausländische Medikamente wie z.B. Aspi- 
rin nachahmen zu können. Im Deutschen Reichstag galt die Schweiz als 
‚Raubritterstaat‘, in Frankreich als ‚Land der Fälscher‘“. Wie sich die Zeiten 
ändern: bei den Verhandlungen zu TRIPs Art. 27.3 (b) gehörte neben den 
USA die Schweiz zu den Staaten, die auf ein möglichst hohes Schutzniveau 
für ihre nationale chemische Industrie drängten (Seiler 2000: 19). 

Da auch die ökonomische Theorie zu dem Ergebnis kommt, dass eine Globa- 
lisierung von Schutzstandards zur Gewährleistung der Rechte an geistigem Ei- 
gentum durch TRIPs „zu Wohlfahrtsverlusten in den Entwicklungsländern 
und zu Wohlfahrtsgewinnen in den Industrieländern führen wird“ (Liebig 
2001a: 3), bleibt unter Nord-Süd-Gesichtspunkten festzuhalten, dass weder die 
ökonomische Theorie noch die historische Erfahrung der Entwicklung der 
Industriestaaten noch die soziale Situation in Entwicklungsländern den 
Schluss zulassen, dass das TRIPs-Abkommen globaler Gerechtigkeit oder auch 
nur Wohlfahrtsgewinnen im Süden dienen wird. 

Die Entwicklungsländer reagieren in den laufenden Verhandlungen zur Über- 
prüfung des TRIPs-Abkommens insgesamt wie auch speziell zu Art. 27.3 (b) 
nun mit Vorschlägen, die auf eine Änderung des Abkommens abzielen. Im 
Sommer 2001, im Vorfeld der 4. WTO-Ministerratskonferenz von Doha (vgl. 
für einen umfassenden Konferenzbericht Frein/Knirsch/Reichert 2001), for- 
derte eine Gruppe von 50 Entwicklungsländern mit Blick auf die Versorgung 
mit lebensnotwendigen Medikamenten, die Bestimmungen für die Vorausset- 
zungen von Parallelimporten und Zwangslizenzen in einer Weise zu präzisie- 
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ren, die ihnen im Interesse der öffentlichen Gesundheit erlaubt, Patentrechte 
hinten anzustellen und den Zugang der Armen zu bezahlbaren Medikamen- 
ten zu bevorzugen (WTO 2001b). Zusammen mit Norwegen forderten sie ein 
Moratorium für Streitschlichtungsverfahren, die mit dem Problem der öffent- 
lichen Gesundheit zusammenhängen (WTO 2001c). Die Europäische Union 
gab zu Protokoll, die bestehenden Regelungen seien grundsätzlich ausrei- 
chend und stellten einen guten Kompromiss zwischen Rechtsinhabern und 
Konsumenten dar (WTO 2001d). Sie warnte - zusammen mit den USA und 
der Schweiz - die Entwicklungsländer davor, das Instrument der Parallelim- 
porte überzustrapazieren, da die Pharmaunternehmen kaum Medikamente zu 
verbilligten Preisen in Entwicklungsländern anbieten würden, wenn sie be- 
fürchten müssten, dass diese wieder auf anderen Märkten auftauchen (WTO 
2001c). 

Wie bereits erwähnt, sah sich nicht zuletzt aufgrund des öffentlichen Drucks 
die 4. Ministerkonferenz der WTO in Doha im November 2001 herausgefor- 
dert, die strittigen Fragen zum Thema TRIPs und Gesundheit zu klären. Die 
Forderungen der Entwicklungsländer mündeten in ein Papier (WTO 2001e), 
das kurz vor der Doha-Konferenz ihre Verhandlungspositionen für eine spe- 
zielle Erklärung der Ministerkonferenz zu diesem Thema zusammenfasste. 
Kernpunkt dieses Papiers war die Forderung, dass nichts im TRIPs- 
Abkommen WTO-Mitglieder davon abhalten solle, Maßnahmen zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit zu ergreifen. Insbesondere wiederum die USA 
und die Schweiz sahen hierin einen Passus, der TRIPs für den Gesundheitsbe- 
reich faktisch außer Kraft setzte. Auf Vermittlung der EU setzte sich schließ- 
lich eine Linie durch, die die bestehenden Regelungen des TRIPs-Abkommens 
wie Parallelimporte und Zwangslizenzen als rechtsgültige und legitime In- 
strumente zur Versorgung der Armen mit lebensnotwendigen Medikamenten 
betont (WTO 2001). 

Damit hat sich die Position der EU vom Sommer 2001, wonach das TRIPs- 
Abkommen in seiner bestehenden Form einen guten Kompromiss zwischen 
Rechteinhabern und Konsumenten darstelle, letztlich durchgesetzt. Den Ver- 
suchen der USA und der Pharmaindustrie, mit Hilfe von politischem Druck 
oder juristischen Winkelzügen, die Anwendung von Zwangslizenzen und Pa- 
rallelimporten zu verhindern, sind erst einmal Grenzen gesetzt. Ob dies wirk- 
lich ausreicht, wird sich erweisen müssen. Die weitergehenden Forderungen 
der Entwicklungsländer konnten sich ebenfalls nicht durchsetzen. Der in der 
Presse vielfach gefeierte Durchbruch für die Entwicklungsländer lässt sich in 
diesem Lichte so jedenfalls nicht bestätigen (Frein 2001c). Der Fortschritt ist 
zu klein und wurde mit der Zustimmung zu Verhandlungen zu den Singapur- 
Themen (Wettbewerb, Investitionen, technische Handelserleichterungen und 
öffentliches Beschaffungswesen) zu teuer bezahlt (vgl. Frein/ Knirsch/Reichel 
2001). Zudem ist bereits in TRIPs Art. 8 angelegt, was nun in Doha bestätigt 
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wurde: „Die Mitglieder dürfen (...) die Maßnahmen ergreifen, die zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit (...) notwendig sind; jedoch müssen diese Maß- 
nahmen mit diesem Übereinkommen vereinbar sein“ (Tietje 2000: 231). 
Nicht weniger, aber auch nicht mehr enthält der Kern der Doha-Erklärung zu 
TRIPs und Gesundheit, so dass sie weder als Beleg für eine „Entwicklungs- 
runde“ noch als Veränderung des ökonomischen und (macht-Jpolitischen 
Nord-Süd-Gefälles dienen kann. 

Mit Blick auf die Patentierung von Leben und TRIPs Art. 27.3 (b) haben im 
Vorfeld der Doha-Konferenz Brasilien (WTO 2000a) und Mauritius für eine 
Gruppe afrikanischer Länder (WTO 2000b) gefordert, das TRIPs-Abkommen 
an die Bedürfnisse der Länder des Südens und die Erfordernisse für ihre Ent- 
wicklung anzupassen, insbesondere mit Blick auf Ernährungssicherheit, Ge- 
sundheit und die Erhaltung ihrer genetischen Ressourcen. Dazu wollen sie 
unter anderem den Konflikt zwischen CBD und TRIPs zugunsten der CBD 
auflösen. Ein derartiges Vorgehen war zumindest bis dahin aus Sicht der Eu- 
ropäischen Union überflüssig, da sich nach ihrer Argumentation die Erfül- 
lung von TRIPs und CBD nicht gegenseitig ausschließt (WTO 2001g). Rich- 
tig ist, dass theoretisch beide Abkommen gleichzeitig erfüllt werden können, 
in der Praxis verweist die Vielzahl der Fälle von Biopiraterie dennoch auf ein 
konfligierendes Verhältnis beider Abkommen. Vergleicht man die von Mauri- 
tius und Brasilien vorgetragenen Positionen mit den entwicklungspolitischen 
Forderungen von Nichtregierungsorganisationen, so wird man eine weitge- 
hende Übereinstimmung bezüglich der Vorstellungen zur Neugestaltung des 
TRIPs-Abkommens feststellen, insoweit NGOs nicht eine Auflösung der 
WTO, eine ersatzlose Streichung des TRIPs-Abkommens oder die Herauslö- 
sung der globalen Regelung der Rechte an geistigem Eigentum aus der WTO 
fordern (vgl. etwa Khor 2000: 37). 

Die afrikanischen Länder und Brasilien fordern konkret, den Unterschied 
zwischen einer Erfindung und einer - nicht patentfähigen - Entdeckung in 
TRIPs stärker herauszuarbeiten. Damit stellen sie die Patentierbarkeit lebender 
Organismen grundsätzlich in Frage. Dieser Absicht dient auch das Argument, 
die Unterscheidung zwischen Pflanzen und Tieren einerseits (für die TRIPs 
zufolge kein Patentschutz bereitgestellt werden muss) und Mikroorganismen 
andererseits sei unangemessen und künstlich. Gleiches gelte für die Unter- 
scheidung von im wesentlichen biologischen Verfahren (kein Patentschutz er- 
forderlich) und nicht-biologischen beziehungsweise mikrobiologischen Ver- 
fahren für die Produktion von Pflanzen und Tieren (Patentschutz erforder- 
lich). In diesem Zusammenhang warnen sie davor, dass die Patentierung und 
Kommerzialisierung von Leben in vielen Ländern auf religiös und kulturell 
begründete Vorbehalte stößt (siehe hierzu auch CIDSE 2000). Brasilien 
schlägt vor, die Frage der Patentierung von Leben der nationalen Gesetzge- 
bung zu überlassen, was faktisch heißt, die Verpflichtung, Patente auf Leben 
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zu erteilen, wieder aus dem TRIPs-Abkommen zu streichen beziehungsweise 
die Ausnahmeregelungen in Art. 27.3 (b) auf alle Lebensformen auszuweiten. 
Weiterhin fordern die afrikanischen Länder, die Farmers‘ Rights, insbesondere 
das Recht der Bauern auf Saatgutaustausch und Wiederaussaat sowie den 
Schutz traditionellen Wissens in TRIPs zu integrieren. Brasilien unterstützt 
darüber hinaus den Vorschlag Indiens (WTO 2000c) für ein eigenes, multila- 
terales Abkommen zum Schutz traditionellen Wissens. 

Beide betonen das Ziel, Systeme sui generis zu entwickeln, die die Ziele der 
CBD und des International Undertaking unterstützen. Brasilien plädiert ü- 
berdies nachdrücklich dafür, nicht einzig UPOV 1991 als System sui generis 
anzuerkennen. Konsequenterweise wird auch gefordert, die Mechanismen der 
CBD zu Access und Benefit-Sharing in TRIPs aufzunehmen und ersteren so- 
mit ein höheres Maß an Durchsetzungsfähigkeit zu verleihen. Brasilien 
schlägt konkret vor, an TRIPs Art. 27.3 (b) als Voraussetzung für ein Patent 
anzuhängen die Angabe der Herkunft des verwendeten genetischen Materials, 
die Angabe des verwendeten traditionellen Wissens, den Nachweis des fairen 
und gerechten Vorteilsausgleichs sowie den Nachweis der Einhaltung des Ver- 
fahrens der vorherigen informierten Zustimmung. 

Mit anderen Worten heißt dies, wenn die Verpflichtung zur Erteilung von Pa- 
tenten auf Leben nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden kann, dann sollte 
die Patentierung von Leben zumindest an zusätzliche Beschränkungen und 
Bedingungen geknüpft werden: zum einen würde das Patent die Farmers‘ 
Rights künftig nicht mehr ausschließen, zum anderen würde traditionelles 
Wissen explizit von dem zu patentierenden Verfahren oder Produkt ausge- 
schlossen, und zum dritten schließlich wären der Nachweis der Anwendung 
der in der CBD verankerten Mechanismen international bindende Vorausset- 
zung für die Patenterteilung. Eine Folge davon wäre, dass das Gewicht von 
CBD und International Undertaking, und hier insbesondere der Farmers‘ 
Rights, in der Praxis steigen würde, da die Regelungen dieser beiden Verträge 
dann nicht mehr von TRIPs und dem WTO-Streitschlichtungsmechanismus 
konterkariert, sondern im Gegenteil gestützt werden würden. Darüber hinaus 
wären die WTO-Mitglieder durch TRIPs verpflichtet, auch für die erwähnten 
Regelungen der CBD und des International Undertaking nationale Umset- 
zung (Gesetze, Verwaltungsverfahren) bereitzustellen. Der Globalisierung von 
Rechten an geistigem Eigentum würden Grenzen gesetzt, die für die Entwick- 
lung vieler Länder des Südens von hoher Bedeutung sind. Schlußendlich 
würden, wenn man so will, der ökonomischen Globalisierung politische 
Grenzen gesetzt. 

Ob sich diese Linie allerdings durchsetzen wird, bleibt fraglich. TRIPs Art. 
27.3 (b) spielte bei der Ministerratskonferenz in Doha kaum eine Rolle. Die 
Abschlusserklärung der Minister (WTO 2001h, Abs. 19 und 31f) verweist zu- 
nächst in Absatz 19 auf die Notwendigkeit, die laufenden Arbeiten im Rah- 
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men der TRIPs-Überprüfungen fortzusetzen und dabei das Verhältnis von 
TRIPs und CBD unter Einbeziehung des Schutzes traditionellen Wissens zu 
analysieren. In Art. 31 und 32 der Erklärung vereinbaren die Minister Ver- 
handlungen zur Frage des Verhältnisses von WTO-Regeln und handelsbezo- 
genen Regeln in Multilateralen Umweltabkommen (Multilateral Environmen- 
tal Agreements, MEAs). Diese Verhandlungen sollen jedoch weder die Verän- 
derung von WTO-Regeln zum Ergebnis haben noch spezifische Wirkungen 
auf die Rechte solcher WTO-Mitglieder haben, die nicht Vertragsstaat eines 
MEAs sind. Letzteres zielte insbesondere auf die USA, die weder bei der CBD 
noch beim Biosafety-Protokoll noch beim Kyoto-Protokoll zu den Vertrags- 
staaten zählen. Mit diesem Passus wollte die US-Administration verhindern, 
künftig über die WTO solche Verpflichtungen übernehmen zu müssen, die 
sie nun davon abhalten, diverse MEAs zu unterzeichnen. 

Bleibt die Frage, welches Ziel mit diesen Verhandlungen verfolgt wird. So po- 
sitiv es sein mag, dass der Konflikt zwischen WTO- und MEA-Regeln über- 
haupt auf der Tagesordnung steht, so skeptisch stimmt, dass das Verhand- 
lungsergebnis Änderungen der WTO-Regeln bereits im Vorhinein auszu- 
schließen versucht. Daraus ist zu schließen, dass eine Anpassungsleistung ge- 
gebenenfalls von anderen als der WTO zu erbringen wäre. Wenn sich dies po- 
litisch durchsetzt, dann droht nicht nur, dass multilaterales Handelsrecht 
Vorrang vor multilateralem Umweltrecht hat. Auch die Vorschläge der Ent- 
wicklungsländer zur Harmonisierung von TRIPs und CBD beziehungsweise 
International Undertaking, die alle darauf hinauslaufen, Änderungen in 
TRIPs, und hier insbesondere in Art. 27.3 (b), vorzunehmen, wären möglı- 
cherweise von vornherein gegenstandslos. Entwicklungsländer und Zivilgesell- 
schaft werden jedoch nicht einfach hinnehmen können, dass die WTO ihre 
Abkommen für sakrosankt erklärt, während alle anderen Regeln sich entweder 
zu unterwerfen oder aber gebührenden Respektabstand zu halten haben. Eine 
solche Politik liegt weder im Interesse der Mehrheit der Menschen auf diesem 
Planeten noch ist sie geeignet, die Kluft zwischen Reich und Arm, zwischen 
den Mächtigen und den Ohnmächtigen zu schließen. Das TRIPs-Abkommen 
tendiert grundsätzlich dazu, die bereits Privilegierten im globalen Maßstab 
weiter zu privilegieren, indem es die Rechte der Schwachen ignoriert und die 
der Starken weiter stärkt. Der Schutz traditionellen Wissens und die Rechte 
der Bauern werden übergangen oder in andere Zuständigkeiten verwiesen, 
während gleichzeitig durch die Globalisierung von Mindeststandards für die 
Rechte an geistigem Eigentum die Position von Industrie und Industrielän- 
dern gestärkt wird. Was es hingegen braucht, ist eine Stärkung der Schwa- 
chen. Hierzu wären die Durchsetzung der Farmers‘ Rights, des Schutzes tradi- 
tionellen Wissens und der in International Undertaking und CBD vorgesehe- 
nen Regelungen für Zugang und gerechten Vorteilsausgleich (ABS) ein erster 
wichtiger Schritt. 
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Und Percy Schmeiser? Würden die oben diskutierten Änderungen im TRIPs- 
Abkommen ihm in seinem Kampf gegen Monsanto helfen? Diese Frage ist 
hier nur insofern zu beantworten, als die Mindeststandards von TRIPs 
zugrunde gelegt werden. Nationales, und in diesem Falle kanadisches Patent- 
recht kann natürlich weit über diese Mindeststandards hinausgehen. Legt 
man also die Messlatte TRIPs an und nimmt gedanklich die Berücksichtigung 
der Vorschläge etwa von Brasilien und Mauritius vorweg, so wäre der Kampf 
David gegen Goliath wahrscheinlich zugunsten Davids entschieden: wenn die 
Farmers‘ Rights, also Saatgutaustausch und in Schmeisers Falle Wiederaussaat 
nicht von den Rechten des Patentinhabers berührt werden, dann dürfte Wie- 
deraussaat durch Pollenflug aller Voraussicht nach straffrei bleiben. Von daher 
wäre Percy Schmeiser theoretisch geholfen. Praktisch wird er wohl weiter- 
kämpfen müssen. 
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"Weisheit, Wahrheit und Witz' 
Über die Personalisierung eines Allgemeinguts 


An idea is not really yours until you give it away 
Robert K. Merton 


Als der Freiherr von Knigge im Jahr 1792 seinen Beitrag „Über den Bücher- 
nachdruck“ veröffentlichte, waren der Begriff des Geistigen Eigentums und 
die Figur des modernen Autors noch grundlegend umstritten. Ideen und Ge- 
danken galten vielen Zeitgenossen als nicht eigentumsfähig. Auch Knigge ver- 
trat den Standpunkt, dass Weisheit, Wahrheit und Witz Allgemeingüter wie 
das Meer oder die Luft darstellen (vgl. Bosse 1981a, 50). Heute ist die Perso- 
nalisierung und Autorisierung von Wissen eine weitgehend selbstverständliche 
Angelegenheit. Konflikte über Geistiges Eigentum betreffen üblicherweise des- 
sen Anerkennung oder Durchsetzung, nicht aber die Besitzansprüche an Wis- 
sen per se. 

Die ursprüngliche Absicht dieses Beitrages war, in groben Zügen die Ge- 
schichte des Autors darzustellen. Anhand der Autorfigur sollte der Prozess 
der Personalisierung, das heißt der individuellen Zurechnung von Wissen, 
nachgezeichnet werden. Wie sich allerdings bald herausstellte, eignet sich das 
Konzept des Autors nicht für eine gradlinige Rekonstruktion bis ins Mittelal- 
ter oder gar die Antike. Die Frage nach der Authentizität und Werkherrschaft 
ist eine neuzeitliche, die, sieht man einmal von der Zensur der katholischen 
Kirche ab, bis zum 17. Jahrhundert kaum Interesse hervorgerufen hat. Sie 
stülpt dem mittelalterlichen Verständnis des Schriftgelehrten eine Lesart über, 
die aus mehreren Gründen unangemessen ist. 

Vor allem volkssprachliche Erzählungen und Lieder kannten häufig nicht 
einmal einen Verfasser. Sofern Meisterschaft in der Weltauslegung überhaupt 
geltend gemacht wurde, war sie nicht an Einzelwerke gebunden (Lienert 1998, 
117). Der Name über einem Manuskript repräsentierte keinen Autor im mo- 
dernen Sinne, und die Konvention der Textsignierung ist nicht gleichbedeu- 
tend mit einer Personalisierung von Wissen. Sofern man die Literaten des 
Mittelalters trotzdem als Autoren bezeichnen will, muss man fundamentale 
Bedeutungswandel in diesem Begriff in Rechnung stellen. 
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Zu Autoren wurden die Dichter und Gelehrten im deutschsprachigen Raum 
im Grunde erst gegen Ende des 18. Jahrhunderts. In diesem Zeitraum fügten 
sich die Facetten zusammen, die unser heutiges Verständnis des Autors und 
seine Werkherrschaft konstituieren. Nicht alle diese Elemente stehen in einem 
direkten oder gar notwendigen Zusammenhang. So ist es keineswegs zwangs- 
läufig, dass der Autor, nachdem er denn endlich als Schöpfer anerkannt ist, 
auch zum Besitzer seiner Werke wurde (vgl. Chartier 1994). Auch deshalb ist 
es sinnvoll, sich die Entstehung von Autorschaft als ein Bündel unabhängi- 
ger, nur allmählich ineinandergreifender Entwicklungslinien vorzustellen. Ei- 
nige dieser Entwicklungslinien werden im folgenden in Umrissen vorgestellt: 
das Aufschreiben der Wahrheit zwischen handwerklichem und schöpferi- 
schem Akt (1), die namentliche Kennzeichnung von Wissen zwischen symbo- 
lischer und authentischer Repräsentation (2) und die Fundierung des Geisti- 
gen Eigentums auf der individuellen Einbildungskraft (3). 

Historiker werden diesen Schnelldurchgang durch mehrere Jahrhunderte der 
Wissens- und Werkkultur unakzeptabel finden. Die mittelalterlichen Gesell- 
schaften Europas zeichneten sich durch eine solch heterogene Vielfalt ihrer 
Gepflogenheiten aus, dass Verallgemeinerungen über eng begrenzte Zeiträume 
und einzelne Orte hinaus tatsächlich problematisch sind.' Auch bestanden 
Unterschiede zwischen den Genres von Texten (Foucault 1977, Chartier 
1994), die hier unerwähnt bleiben. Die idealtypische Beschreibung der mittel- 
alterlichen und neuzeitlichen Schreibpraktiken, und hierbei vor allem des so- 
zialen Status der Schriftgelehrten, verfolgt die Absicht darzulegen, wie lang 
und auch in konzeptioneller Hinsicht - gewunden der Weg war, bis sich 
Geistiges Eigentum als rechtliches wie ökonomische Konstrukt überhaupt 
denken ließ. Zugespitzt ausgedrückt gibt es keine natürliche, sich selbst erklä- 
rende Entwicklung zwischen einem Wissensbegriff, der Weisheit und Wahr- 
heit als Naturprinzipien ansieht und einem Wissensbegriff, der diese persona- 
lisiert und der Originalität genialer Köpfe zuschreibt. Die Pointe dieser Beo- 
bachtung liegt außerhalb dieses Textes: Das neu erwachende Interesse an der 
Geschichte Geistigen Eigentums rührt nicht zuletzt daher, dass die Digitali- 
sierung dessen Fundamente wieder in Frage stellt (Boyle 2001). 

Vor der Ausbreitung des Buchdrucks in Europa verfügte lediglich eine schma- 
le, zeitweilig fast ausschließlich kirchliche Elite über Lese- und Schreibfähig- 
keiten. Die Schriftkultur hatte sich vor dem 12. Jahrhundert in weiten Teilen 
Europas auf die Klöster zurückgezogen. Karl der Große, so sagt man, konnte 
gerade einmal seinen Namen schreiben. Die Literati waren Eingeweihte, „a 
strategic strata in a cosmological hierarchy of which the apex was divine“ 


1 Der Mediävist Marc Schneiders, dem ich für die Torpedierung vorschneller Thesenbildung 
danken möchte, hat diese Problematik anhand vieler Gegenbeispiele demonstriert. Eines 
davon ist in Fußnote 4 wiedergegeben. 
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(Anderson 1983, 15). Die Bibliotheken der Klöster fungierten als Aufbewah- 
rungsorte heiliger Werke, aber auch antiker Schriften. Ihre Skriptorien dienten 
der Verschriftlichung von Predigten, vor allem aber der Vervielfältigung von 
Manuskripten. 

Die Beschränkung der Lese- und Schreibfähigkeit auf den Klerus ist im Hin- 
blick auf die Geschichte moderner Autorenschaft aus zwei Gründen relevant. 
Zum einen machte der geringe Alphabetisierungsgrad die christliche Schrift- 
kultur faktisch zum bestimmenden Modell im Umgang mit verschriftlichtem 
Wissen. Zum anderen hatte die Illiteralität zur Folge, dass die öffentliche Re- 
de die zentrale Bezugsgröße in der Praxis und für den Stil des Schreibens dar- 
stellte. Texte wurden aufgeschrieben mit der Absicht, sie öffentlich vorzutra- 
gen oder sie beruhten auf Transkriptionen besonders eindrucksvoller Predig- 
ten. Die Verkündung folgte den Regeln einer Rhetorik, die auch schon in der 
Antike zur Anwendung kamen. Die Regeln der Rhetorik, so Bosse, lehrten die 
Herstellung von Texten in einem weit umfassenderen Sinne als dies heute 
noch geläufig ist. Boten sie doch Anweisungen für „das Auffinden, Einklei- 
den, Anordnen und Vortragen der Wahrheit“ (Bosse 1981a, 19). 


1. Das Aufschreiben der Wahrheit 
zwischen Handwerk und Schöpfung 


Das Notieren und Lesen heiliger Texte in den mittelalterlichen Klöstern voll- 
zog sich als teils murmelnder, teils singender Vorgang, der den Körper mit 
einbezog. Für den Mönch ist das Lesen 


„eine eher leibliche Tätigkeit. Er nimmt die Zeilen auf, indem er sich nach ihrem Takt bewegt, 
und er erinnert sich an sie, indem er ihren Rhythmus erneut heraufbeschwört“ (Illich 1991, 58). 
„Das öffentliche Lesen des 12. Jahrhunderts klingt für den Hörer des 20. Jahrhundert wie ein 
seltsamer Gesang. Es gab strenge Regeln für die charakteristischen Betonungen, die bei verschie- 
denen Büchern eingesetzt wurden (...) durch die jeder, ohne auch nur ein Wort verstehen zu 
müssen, wissen konnte, dass jeweils das Alte Testament, Paulus oder die Evangelien gelesen wer- 


den“ (ebd., 70). 

Um einen Gleichklang der Stimmen zu erreichen, wurden die Texte mit be- 
sonderen Akzenten versehen, die den Stimmen der Sprechenden den unper- 
sönlichen Ausdruck übergeordneter, ewiger Autorität geben. So differen- 
ziert und unantastbar müssen die Zeremonien im Umgang mit der heiligen 
Schrift gewesen sein, dass es nahezu gleichgültig war, „wer liest, so wie es 
gleichgültig ist, wer die Glocke läutet“ (Illich 1991, 86). In den Messen und 
gregorianischen Gesängen setzt sich das Murmeln der Mönche als zeitlose 
Kunstform fort. 

In den monastischen Skriptorien, den Orten, an denen die Manuskripte ge- 
fertigt wurden, war der Einfluss der mündlichen Überlieferung auch praktisch 
unmittelbar gegenwärtig. Der „Dictator“ sprach den Text, die „Scriptoren“ 
notierten ihn, mehr oder minder wörtlich, auf Wachstafeln, um ihre Notizen 
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anschließend in Reinschrift auf Pergament zu übertragen.’ Selbst das Schrei- 
ben der Mönche vollzog sich als murmelnder Vorgang. Der Rhythmus ihrer 
Silben, Wörter und Sätze reflektierte den Klang des Vortrags. Die lateinische 
Sprache, Silbenmaß und Alliteration, Sprachbilder und Textstruktur folgten 
den Regeln einer mündlichen Erzähltechnik, die sich bewusst am Vorbild der 
antiken Epik orientierte. Bücher entstanden als „schriftliche Reden“, die sich 
an Abwesende richteten (Denina zit. n. Bosse 1981a, 20). 

Die Haupttätigkeit im Skriptorium bestand jedoch in der Vervielfältigung, der 
Kompilierung und der Kommentierung, das heißt in der Bewahrung des vor- 
handenen Bestandes heiliger Schriften. Eine Bibel umfasste bis zu 500 Blatt- 
seiten. Das entsprach Hunderten von Schreibstunden und den Häuten von 
mindestens 200, gelegentlich sogar 500 Tieren (Angenendt 1997, 40). Das 
Kopieren kostbarer Bücher galt als angemessene, zur Vervollkommnung des 
religiösen Lebens beitragende Beschäftigung, von der sich die Mönche die 
Vergebung ihrer Sünden erhofften. 

Die monastischen Schriftgelehrten kopierten und kompilierten im Namen eı- 
ner höheren, göttlichen Wahrheit. Und das Wissen um diese Wahrheit ge- 
wannen die Mönche in Form der Wiederentdeckung und Neubelebung bibli- 
scher Texte: „Throughout the patristic and medieval periods, the quest for 
truth is thought of as the recovery of what is embedded in tradition... rather 
than the discovery of what is new“ (Harbison zit. n. Eisenstein 1989, 123). 
Schreiben, verstanden als Pflege und Verbreitung eines eng begrenzten, oft 
seit Jahrhunderten überlieferten Textbestandes war eine rückwärts gewandte, 
rekonstruierende Beschäftigung. Illichs Beschreibung von Hugos Schriften 
bietet einen Einblick in die mittelalterliche Technik der Textproduktion. Hu- 
gos Schriften, so Illich, waren „durchtränkt“ von Augustinus, den er immer 
wieder gelesen und abgeschrieben hat. Hugos Texte selbst sind Kompilatio- 
nen, Deutungen und Umformungen von Augustinus Werk, das er seiner ei- 
genen Diktion „einverleibte“ (Illich 1991, 18). 

Das relative Desinteresse an der Gegenwart und die verbreitete Skepsis gegen- 
über Neuem beruhte auf der Annahme, dass in der Antike eine zeitlos gülti- 
ge, übergeschichtliche Wahrheit und Vollkommenheit verwirklicht war, auf 
die man sich rückbesinnen muss. „To be old was to be good“, weshalb es 
durchaus vorkam, dass ein als gut erachteter Text versehentlich um ein paar 
Hundert Jahre rückdatiert wurde (Minnis 1984, 9ff). Noch im 17. Jahrhun- 
dert wurde der Begriff der Neuheit abwertend gebraucht. Das Neue wurde 
mit Abweichung assoziiert, und die Idee des Fortschritts konnte sich erst 
durchsetzen, nachdem die Unterscheidung zwischen alt und neu „temporali- 


2 Das Modell der parallelen Manuskripterstellung breitete sich ab dem 12. Jahrhundert auch 
in kommerzieller Form aus. In den Universitätsstädten begannen Buchhändler Laienkopie- 
rer zu beschäftigen (vgl. Eisenstadt 1980, 12f.). 
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siert“ worden war (Luhmann 1992, 219f).” Bis neuen Ideen ein eigenständiger 
Wert zugemessen wurde, bestand offenbar die Neigung, selbst neue Entde- 
ckungen oder Erfindungen als eine Art Wiederaneignung zu interpretieren: 
„Descartes and Newton had merely retrieved the same magical key to nature's 
secrets that had once been known to ancient pyramid builders but was later 
withheld from the laity...“ (Eisenstein 1980, 125). 

Das bestimmende Stilmittel des an der Antike orientierten Schreibens ist die 
Nachahmung (vgl. Schmidt 1985, 10ff; Eisenstein 1980, 181). Bis ins 17. 
Jahrhundert gilt die Nachahmung als Schlüssel zu jeder Form spiritueller In- 
spiration. Für jedes Unterrichtsgebiet gab es aus der Antike überlieferte „auc- 
tores“: Cicero für die Rhetorik, Aristoteles und andere für die Dialektik und 
für die Theologie selbstredend die Bibel. Das Studium autoritativer Texte 
schulte auch in der Verwendung antiker Formen, Sinnbilder und Symbole. 
„From the Roman grammarian (grammaticus) of the fifth century, the pupil 
learned the science of speaking with style (scientia recte loquendi) and heard 
the classical poets being explicated (enarratio poetarum)“ (Minnis 1984, 13). 
Wer des Lateinischen mächtig war, hatte sich auch ein Grundverständnis vom 
Dichten angeeignet. Je formvollendeter die Nachahmung der antiken Muster 
ausfiel, desto größer die Qualität, die ihr allgemein beigemessen wurde. Er- 
wartet wurde die Anwendung des vorgegebenen bekannten Satzes von Regeln. 
Schöpferische Originalität war im Rahmen des Nachahmungsgebots weder äs- 
thetisch noch sozial erwünscht. Die Fähigkeiten der antiken Vorfahren ın in- 
tellektueller wie auch körperlicher Hinsicht galten als so weit überlegen, dass 
das Interesse an Originalität eher gering blieb. 

Bemerkenswert ist, dass die heute gewissermaßen kategoriale Unterscheidung 
zwischen Komposition, Zitation und Imitation von Werken im Rahmen des 
Nachahmungs- und Wiederentdeckungsgebots keine nennenswerte Rolle 
spielte. Unter dem Vorzeichen der höheren göttlichen Autorität, die ein 
Schriftgelehrter im Rahmen feststehender Stilregeln zum Ausdruck brachte, 
war die Bedeutung individueller Gedanken und Stilmittel zwar nicht irrele- 
vant, aber doch keinesfalls so bedeutsam, dass ein systematisches Interesse an 
der Verhinderung von Nachahmung und Plagiat bestanden hätte. Weil die 
Mehrheit der kopierten Werke „centered around the classics and long-dead 
Fathers and Doctors of the Church, there was no one to dispute the freedom 
to copy“ (Clark zit. n. Katsh 1989, 173). 


3 Das galt offenbar auch für die naturwissenschaftliche Forschung: „Hunting for medical 
manuscripts was a form of medical research“ (Sarton, zit. n. Eisenstein 1980, 194). 

4 Ein eindrucksvolles Gegenbeispiel stellt die 1532 von Manus O'Donnell aufgeschriebene 
Geschichte über den 597 verstorbenen Columcille (Columba) aus Irland dar. Columcille 
hatte, ohne um Erlaubnis zu fragen, ein heiliges Werk kopiert. Finnen, der verärgerte Eigen- 
tümer, und Columcille trugen ihren Streit dem König von Irland vor. Dieser entschied zu- 
gunsten des Eigentümers und gegen das von Columcille beanspruchte Recht, die heiligen 
Worte abschreiben und verbreiten zu dürfen: „To every cow her young cow, that is, her 
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Die mittelalterliche Praxis des Kopierens, Kompilierens und Kommentierens 
spiegelt sich in der Rolle und Wahrnehmung der Schriftgelehrten nieder. Auf 
subtile Weise zeigt sich das in der Auflistung der vier verschiedenen Formen 
des Bücherschreibens, die der Franziskaner Bonaventura im 13. Jahrhundert 
vorgenommen hat: 


„A man might write the works of others, adding and changing nothing, in which case he is sim- 
ply called a 'scribe' (scriptor). Another writes the work of others with additions which are not 
his own; and he is called a 'compiler' (compilator). Another writes both others' work and his 
own, but with others' work in principal place, adding his own for purposes of explanation; and 
he is called a 'commentator' (commentator)... Another writes both his own work and others’ 
but with his own work in principal place adding others' for purposes of confirmation; and such 
a man should be called an 'author' (auctor)“ (Bonaventura zit. n. Burrow zit. n. Eisenstein 1980, 
122). 

Bonaventuras systematische Auflistung hat die Möglichkeit eines gänzlich 
neuen Werks nicht berücksichtigt, wie Burrow feststellt. Wichtiger aber ist, 
dass Bonaventura den einzelnen Kategorien des Bücherschreibens eine voll- 
kommen einheitliche Konzeption des Schreibens zugrundelegte. Der Status 
des scriptors unterscheidet sich nicht grundsätzlich von dem des commenta- 
tors oder auctors. Alle Formen des Schreibens erscheinen als gleichwertige, 
regelgebundene Arbeiten: „A writer is a man who 'makes books' with a pen 
just as a cobbler is a man who makes shoes on a last“ (Burrow zit. nach Ei- 
senstein 1980, 122). Ebenso wenig wie die Schuherstellung galt das Schreiben 
als individuelle, schöpferische Tätigkeit. Wenn zwischen beiden Arbeiten ü- 
berhaupt ein Unterschied bestand, so lag er in der religiösen Konnotation des 
Schreibens. Schreiben galt als ein Handwerk, das zusammen mit dem Schrift- 
lateın erlernt wurde, um Gottes Wort zu verkünden. Der schreibende Klerus 
verstand sich hierbei als Mittler, durch den Gott zu den Gläubigen sprach. 
Was der Schreibende kommentierte, von der Kanzel predigte und der Natur 
abguckte, wurde ihm nur eingeschränkt persönlich zugerechnet. Der Dichter, 
so hieß es, hält der Natur einen Spiegel vor (Abrams, zit. n. Rose 1994, 51). 
Das klerikale Verständnis des Schreibens war ein definitionsmächtiges Para- 
digma, das auch außerhalb der Klöster bis in die Neuzeit wirksam gewesen ist 
(vgl. Ong 1982, 157). Noch Mitte des 18. Jahrhunderts, zu einem Zeitpunkt 
als eine neue Generation von Literaten um ihren gesellschaftlichen Status zu 
kämpfen begann, finden sich Darstellungen des Autors, die an jene von Bo- 
naventura unmittelbar anzuschließen scheinen. So definiert das Allgemeine 
Oeconomische Lexicon von 1753 das Buch als ein nützliches Werkzeug, um 


calf, and to every book its transcript. And therefore to Finnen belongeth the book though 
hast written, O Columcille.“ Die Folge war ein Stammeskrieg zwischen den Sippen des Kö- 
nigs und Columcilles. Diese Geschichte ist vor dem 16. Jahrhundert entstanden und belegt 
Marc Schneiders zufolge, dass das Kopieren von Werken im mittelalterlichen Europa nicht, 
oder zumindest nicht überall, wie hier behauptet, eine selbstverständliche, allgemein akzep- 
tierte Praxis war (vgl. O'Kelleher & Schoepperle 1918). 
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„die Wahrheit dem anderen auf eine beqveme Weise zum Lesen und Erkennen vorzulegen. An 
dieser Waare arbeiten viele Leute, ehe sie zu Stande kommt |[...] Der Gelehrte und Schriftsteller, 
der Pappiermacher, der Schrifftgiesser, Setzer und Buchdrucker, der Corrector, der Verleger, der 
Buchbinder, bisweilen auch der Goldschlager und Gürtler etc. Von dieser Manufactur ernehren 
sich also viele Leute“ (zit. n. Bosse 1981a, 40; vgl. auch Woodmansee 1984, 425). 

Die Buchherstellung wird als ein Gewerbe präsentiert, das viele Leute ernährt. 
Auch 300 Jahren nach Einführung des Buchdrucks war es den Schriftgelehrten 
noch nicht gelungen, die geistige Aura zu entfalten, die sie unter den Papierma- 
chern und Schriftgießern hervorgehoben hätte. Woodmansee hat den Autor des 
frühen 18. Jahrhunderts als „vehicle“ und „craftsman“ charakterisiert. 


„Ihat is, he was master of a body of rules, preserved and handed down to him in rhetoric and 
poetics, for manipulating traditional materials in order to achieve the effects prescribed by the 
cultivated audience of the court to which he owed both his livelihood and social status 
(Woodmansee 1984, 426). 

Wer im 18. Jahrhundert publizierte, tat dies als schreibender Priester, als mis- 
sionarischer Magister oder dichtender Hauslehrer, nicht jedoch als professio- 
neller Broterwerber (vgl. Seibert 1981, 21). Im günstigen Fall war das Schrei- 
ben eine Freizeitbeschäftigung des „gentlemen writer“, der von seinem Ver- 
mögen oder einem öffentlichen Amt lebte. Im ungünstigen Fall bedeutete 
Schreiben die Abhängigkeit von Patronage (Chartier 1994,17). Literaten wa- 
ren Amateure ohne monetäre Gratifikationserwartungen. Traditionsorientierte 
Literaten lehnten eine Bezahlung ihrer Werke sogar ausdrücklich ab, da Geld 
ihnen als Verunreinigung ihres Schaffens galt. Das Luthersche Diktum, „ich 
habs umsonst empfangen, umsonst hab ichs gegeben und begehre auch 
nichts dafür“, das Wissen als Gottesgeschenk auffasste, war auch im 18. Jahr- 
hundert noch wirksam: Schreiben für Gotteslohn. Da jeder Schriftgelehrte die 
Grundregeln des Dichtens kannte, fehlte es den Dichtern am notwendigen 
Distinktionsgewinn: 

„Often treated with contempt by aristocrats, these 'scribblers' belonged to a highly volatile, 
unstable, status group. No traditional institutions or systems pertaining to rank, priority, and 
degree took their existence into account. They wavered between the lofty position of arbiters of 
taste and inspired 'immortals' and the lowly role of supplying, for favor or payment, commodi- 
ties sold for profit on the open market“ (Eisenstein 1980, 155f.). 

Erst gegen Ende des 18. Jahrhunderts begann sich die allgemeine Wahrneh- 
mung des Schreibens grundlegend zu ändern. Eine entscheidende Rolle in 
diesem Wandel spielte der Emanzipationskampf der Sturm und Drang Litera- 
ten, der sich gleichermaßen gegen die ökonomische Abhängigkeit und gegen 
das Regelkorsett der antiken Formsprache wandte. Aus Frankreich und Eng- 
land kamen intellektuelle Impulse, die ein neues Produktions- und Rollenver- 
ständnis jenseits des mittelalterlichen Handwerkermodells ankündigten. Kon- 
zeptionell prägend war der ins Deutsche übertragene Essay des Briten Edward 
Young aus dem Jahr 1759, der eine erste theoretische Brücke schlug zwischen 
dem Literaten als Schöpfer und als Eigentümer. In „Conjectures of Original 
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Composition“ ermutigte Young die Literaten zur Originalität im Schreiben. 
In der Individualität sah er den Schlüssel für persönliche Besitzrechte am 
Werk, und in diesen Besitzrechten wiederum die Voraussetzung für den „nob- 
len“ Titel eines Autors. Der Schriftsteller, der sich selbst als Quelle der Krea- 
tivität versteht, 

„...Wwill soon find the world's reverence to follow his own. His works will stand distinguished: his 
the sole property of them; which property alone can confer the noble title of an author; that is, 
of one who (to speak accurately) thinks and composes; while other invaders of the press, how 
voluminous and learned soever, (with due respect be it spoken) only read and write“ (Young, 
zit. nach Woodmansee 1984, 430). 

Der Essay Youngs war Teil des Geniekults, der in der Mitte des 18. Jahrhun- 
derts über England nach Deutschland kam. Youngs Unterscheidung zwischen 
denjenigen, die bloß lesen und schreiben und jenen, die denken und selbst 
entwerfen, war neu für eine aristokratische Gesellschaft, die Wissen und 
Wahrheit an antiken Geschmacksidealen maß und die bevorstehende Arbeits- 
teilung zwischen Produzenten und bloßen Konsumenten von Wissensgütern 
noch nicht vollzogen hatte. 

Gemäß dem Geniemodell waren Weisheit, Wahrheit und Vernunft nicht län- 
ger der göttlichen Natur abgewonnene Geschenke, sondern die einzigartige 
Schöpfung des Poeten selbst. Die Nachahmung galt den Anhängern des Ge- 
niegedankens nun als „ungenial“ und schablonenhaft. Unter das gleiche Ver- 
dikt fiel übrigens auch der Witz, der nun entweder als mechanisch oder als 
gauklerisch abqualifiziert wurde (Schmidt 1985, 87ff). Die Autonomie des 
Autors erschien fortan als „Zentralmoment genialer Schöpfung“ (ebd., 77). 
Das individuelle Erleben und die innere Gefühlswelt, die „Einbildungskraft“ 
bildete den Stoff, aus dem der Literat Weisheit und Wahrheit schuf. 

Als einer der Helden des Geniekults wurde post mortem William Shakespeare 
stilisiert. Er verkörperte exemplarisch die Überzeugung, dass Originalität im 
Denken nicht durch Ausbildung zu gewinnen ist, sondern Talent verlangt - 
Talent, das durch formale, sprich: nachahmende Bildung eher verdorben 
denn entfaltet wird. „Zum Genie vom Schlage Shakespeares gehört insbeson- 
dere sein originales Wesen, das ganz aus sich, ohne fremde Zutaten und Mus- 
ter, sein Werk schafft und darin nichts als sich selbst gibt. Das macht seine 
Größe, eine Größe der Unabhängigkeit“ (Schmidt 1985, 156). Originalitäts- 
und Besitzansprüche entwickelten sich zu zwei Seiten einer Medaille, wie 
Woodmansee für Deutschland und Rose für England gezeigt haben. Im Un- 
terschied zu Wissen, das als gott- oder naturgegeben und folglich als Allge- 
meinbesitz begriffen wird, lassen sich für Werke, die im „männlichen Genie“ 
selbst entspringen Eigentumsrechte geltend machen: 


„ inspiration came to be regarded as emanating not from outside or above, but from within 
the writer himself. 'Inspiration' came to be explicated in terms of original genius, with the con- 
sequence that the inspired work was made peculiarly and distinctively the product - and the 
property - of the writer“ (Woodmansee 1984, 427). 
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2. Texte und Namen: Signierung zwischen 
symbolischer und authentischer Repräsentation 


Namentlich gekennzeichnet worden sind Werke bereits in der Antike. Auch 
die biblischen Bücher und Briefe tragen Namen von Propheten oder Apos- 
teln. Es ist naheliegend, sich unter diesen Namen Autoren im heutigen Sinne 
vorzustellen. Tatsächlich handelte es sich bei der „Signierung“ von Texten um 
eine Begleiterscheinung der Verschriftlichung, die wenig über den Status des 
Namens aussagt. Streng genommen signalisierte der Name zunächst nicht 
mehr als die räumliche Separierung zwischen dem Vortragenden und seinem 
Publikum. In der mündlichen Rede konnte der Name des Sprechenden noch 
als bekannt vorausgesetzt werden. Erst in der schriftlichen Rede wurde er, 
wenn auch nicht immer, explizit genannt. Im Rahmen der mündlichen Ge- 
dächtniskultur aber hatte die Unterscheidung zwischen Kreation und Rezita- 
tion keine nennenswerte Rolle gespielt (vgl. Hellgardt 1998, 50f). Entspre- 
chend mehrdeutig war der Status der Namen, die Manuskripten in wachsen- 
dem Umfang hinzugefügt wurden. 

Jesaja, so zitiert Eisenstein einen Literaturkritiker, hat das Buch Jesaja ebenso 
wenig geschrieben wie Gott die Heilige Schrift. Aber wenn nicht Jesaja, wer 
dann? „Who wrote Socrates' lines, Aristotle's works, Sappho' poems, any por- 
tion of scriptures?“, fragt Eisenstein (1980, 122) mit wohl kalkulierter Drama- 
tik. Die älteste Handschrift des Buchs Jesaja stammt aus dem 2. Jahrhundert 
v. C. und ist etwa 500 Jahre jünger als der Prophet selbst. Allein diese Zeit- 
spanne legt die Vermutung nahe, dass der heute verfügbare Text mit dem 
Werk des Propheten Jesaja nur mehr vage Gemeinsamkeiten aufweist. 

Das Alte Testament ist über den nur schwer vorstellbaren Zeitraum von rund 
800 Jahren entstanden. Viele der alttestamentarischen Bücher weisen ver- 
schlungene, sich zum Teil über mehrere Jahrhunderte erstreckende Entste- 
hungsgeschichten auf. Sukzessive wurden Erzählungen über Personen, Ereig- 
nisse, Lieder, Stammbäume, Orte und Gesetze Israels, die zum Teil wesentlich 
älteren Ursprungs waren, in die Bücher eingearbeitet und wieder verändert. So 
soll der Prophet Jesaja die Grundlagen des Buchs Jesaja verfasst haben, die 
dann von teils bekannten, teils unbekannten Nachfahren erheblich erweitert, 
kommentiert und ergänzt worden sind. 

Unter dem Vorzeichen weniger autoritativer Namen versammelt die Bibel 
Texte, die sich auf mündliche und handschriftliche Überlieferungen vieler 
Generationen und folglich einer unbekannten Anzahl von Schreibern stützen. 
Anders als diese Namen heute auf den ersten Blick suggerieren, sind die Er- 
zählungen der Bibel keine individuellen, sondern kollektive Werke. 

Auch von den Werken der Antike gibt es, wie Giesecke feststellt, keine Auto- 
graphen. Nicht von Plinius oder Cicero und „erst recht nicht von Platon o- 
der Aristoteles. Was die Gelehrten im 15. Jahrhundert in der Hand hielten, 
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waren, im Falle des Plinius etwa, Informationen aus zehnter oder, im Falle 
des Aristoteles, mindestens aus zwanzigster Hand: ein Schreiber hatte aufge- 
schrieben, was ein anderer abgeschrieben, der selbst einer Rede zugehört hatte 
[-.-]* (Giesecke 1998, 315). Auf der Grundlage von Textsammlungen, die ih- 
rerseits auf Reden zurückgehen, die teils mündlich, teils schriftlich überliefert, 
vielfach kopiert, editiert und unter Umständen auch übersetzt wurden, ist die 
Beziehung zwischen einem Werk und dem Namen, der ihm zugeordnet ist, 
kaum verlässlich zu rekonstruieren. 

Ein wichtiger Grund für unser fragmentarisches Wissen über die Verfasser 
mittelalterlicher Schriften liegt selbstverständlich auch in den schwierigen Ar- 
chivierungsbedingungen von Manuskripten. Nicht nur gingen viele Manu- 
skripte verloren, auch Nieder-, Abschriften oder Kompilationen führten häu- 
fig zu Veränderungen am Text. Illich erwähnt zwei erhaltene sorgfältig ausge- 
arbeitete Versionen von einem Diktat des Abts Bernhard aus dem 12. Jahr- 
hundert. Der Vergleich zeigt, dass aus diesem Diktat zwei verschiedene Texte 
geworden sind (vgl. Ilich 1991, 94). Die Arbeit der Scriptoren beschränkte 
sich also nicht immer auf das Kopieren fremder Werke: 

„[When a work] became famous and widely used, any careful reader might constitute himself an 
editor and assume wider powers of revising, enlarging, abbreviating, and rearranging the text. 
His aim in preparing a copy for his own use was not to preserve the ipsissima verba of the mas- 
ter, but to put between one pair of covers all of the original which seemed to him valuable, 
plus such additions and corrections as his learning suggested. If he felt that he could us the 
work better with a different arrangement, then he forthwith rearranged it“ (Plucknett, zit. n. Katsh 
1989, 173). 

Gelegenheit für eigene Kommentare oder Ergänzungen boten neben der Rein- 
schrift auch die Marginalien, in denen sich Korrekturen und Anmerkungen 
unterbringen ließen. Eine weitere Abschrift des Werkes mochte diese wieder- 
um in den Haupttext aufnehmen. Kompilationen, die Zusammenfügung 
mehrerer Abschriften in einem Band, bildeten ebenfalls eine Quelle für irr- 
tümliche Zuordnungen von Werken und Namen. Mitunter verschwanden die 
Namen der ursprünglichen Verfasser auch. 

Aus Sicht der mittelalterlichen Schreiber bot die handschriftliche Textkultur 
folglich allenfalls eine minimale Kontrolle über das eigene Werk. Diese Erfah- 
rungen machten Dichter ebenso wie Gelehrte (vgl. Giesecke 1998, 453). Zum 
einen schloss schon die weite räumliche Streuung geringer Stückzahlen hand- 
schriftlicher Manuskripte systematische Textabgleiche aus, zum anderen aber 
gab es keine anerkannten, einheitlichen Regeln über den Umgang mit Werken 
Dritter. Noch mehrere Jahrhunderte nach der Einführung des Buchdrucks war 
die Rechtmäßigkeit editorischer Fingriffe in Texte Dritter umstritten.’ 


5 Lessing etwa stellte sich im Jahr 1762 gegenüber dem Schriftsteller Lichtwehr, dessen Fabeln 
er editiert hatte, auf den Standpunkt, es stehe jedem frei, einmal öffentlich herausgegebene 
Schriften „nach seiner Einsicht zum Gebrauch des Publikums bequemer einzurichten“ 
(ders. zit. n. Haferkorn 1964, 629). 
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Die von Zufällen, Irrtümern und editorischen Freiheiten begleitete Diffusion 
von Manuskripten und Verfassernamen ist jedoch nicht ausschließlich auf die 
Bedingungen handschriftlicher Publikationsbedingungen zurückzuführen. Für 
den Abt Bernhard war es vielmehr selbstverständlich, dass die Niederschriften 
seiner Ausführungen bloße Annäherungen an das Diktat darstellten. Übli- 
cherweise wurden die Reden mittelalterlicher Autoren weder sorgfältig dik- 
tiert, noch korrekturgelesen, denn, so Illich, „sie sind nicht im modernen 
Sinne die Worte des Autors“ (Illich 1991, 94). 

Solange die Schriftgelehrten vornehmlich als Mittler übergeordneter Wahrhei- 
ten fungierten, wurde der Beziehung zwischen Werken und Namen andere als 
die heute geläufigen Bedeutungen zugeschrieben. Viele antike wie auch mit- 
telalterliche Meister sind nicht zuletzt deshalb in anonymer Gesichtslosigkeit 
untergegangen, weil zwischen ihren Werken und ihrem Leben kein genuiner 
Zusammenhang gesehen wurde. Die Biographie von skriptographischen 
Handwerkern schien der Aufzeichnung nicht wert. Wie das bis heute ungelös- 
te Rätsel der Person Shakespeare‘ zeigt, bestand auch im 16. Jahrhundert 
noch kein ausgeprägtes Interesse an den lebensgeschichtlichen Details selbst 
berühmter Künstler. Wohl spielte individuelle Kreativität in der Renaissance 
eine wachsende Rolle, aber deren Bewunderung bewegte sich doch im Rah- 
men der Nachahmungsideologie. Entsprechend schematisch und flach stellen 
sich die Beschreibungen der Charaktere dar, die uns von den großen Kirchen- 
fürsten, den Forschern und Künstlern überliefert sind (vgl. Eisenstein 1980, 
234). 

Das biographische Genre gilt als Erfindung des 18. Jahrhunderts. In diesem 
Zeitraum wird die Seele und Erfahrungswelt des Literaten als schöpferische, 
innovative Kraft entdeckt. Bis dahin gab es viele Regeln, die die Zuordnung 
von Namen und Werken bestimmten. Für einen fiktiven Band mit Predigten, 
der in der Bibliothek eines Franziskanerkonvents unter dem Titel 'Sermones 
Bonaventurae' geführt wurde, sind die möglichen Bedeutungen des Titels ex- 
emplarisch dargestellt worden: 


„a. Predigten, welche vom heiligen Bonaventura von Fidenza (gestorben 1274) verfasst wurden; 
Predigten, welche von irgendeinem anderen Schreiber, der 'Bonaventura' genannt wurde, 
verfasst wurden; 

c. Predigten, welche durch einen Mönch mit dem Namen 'Bonaventura' niedergeschrieben 
worden waren; 

d. Predigten, die durch irgendeinen Mönch 'Bonaventura' gehalten worden waren; 

e. ein Predigtband, welcher einmal einem Mönchen mit Namen Bonaventura gehört hatte; 

f. ein Predigtband, bei dem der erste Text durch irgendeinen Bonaventura verfasst wurde und 
der deshalb in der Bibliothek unter dem Namen 'Bonaventura' eingestellt wurde. (...) 

In der gleichen Weise“, so Goldschmidt weiter, „kann man sich leicht eine Predigtsammlung 

vorstellen, die unter dem Namen 'Sermones Bonaventurae' bekannt geworden ist, nicht weil die- 

ser sie geschrieben oder gehalten hätte, sondern einzig, weil man sie für so gelungen hielt, dass 


6 „Why did no one in Renaissance England, apparently including Shakespeare himself, con- 
sider the life of 'England's National Poet' a narratable one?“ fragt Pask (1996, 2). 
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sie würdig waren, seinen Namen zu tragen“ (Goldschmidt, zit. nach Giesecke 1998, 317). 


Mit dem Eintritt in ein Kloster legten die Mönche für gewöhnlich ihren welt- 
lichen Namen ab und nahmen denjenigen eines verstorbenen Klosterbruders 
an. In der Verwendung der Namen von „mythischen, heiligen und heiligen- 
den Figuren“ (Foucault 1984)? zeigt sich möglicherweise ein ähnliches Prin- 
zip. Namen repräsentierten weniger konkrete Personen, sie symbolisierten mit 
Namen assoziierte Bedeutungen und Werthaltungen. 

Wenn also Abschriften eines Textes erkennbar von einander abwichen, mit 
unterschiedlichen Namen versehen waren oder aber der gleiche Name eine 
unwahrscheinliche Anzahl von Texten schmückte, so war dies nicht immer 
eine Folge von Übertragungsfehlern, sondern konnte auch Ausdruck bewuss- 
ter Zuschreibungen sein. Namen konnten etwa dazu dienen, den herausgeho- 
benen Stellenwert eines Textes zu signalisieren. Umgekehrt ließen sich Heilige 
ehren, indem ihnen bedeutende Texte zugeschrieben wurden. Aus der gerin- 
geren Bedeutung des Einzelnen in der Ermittlung und Verkündung von 
Wahrheit ergab sich eine vergleichsweise große Flexibilität in der Anwendung 
von Benennungs- und Autorisierungsstrategien. 

Aus einer Vielzahl anonym bleibender Schreiber ragten einige „Autoren“ her- 
aus, denen Texte zuerkannt wurden, um ihnen Reputation zu verleihen. Diese 
im Umgang mit antiken Texten etablierte Praxis der Autorisierung oder Wür- 
digung eines Werkes durch große Namen setzte sich im Mittelalter und der 
Renaissance fort und dehnte sich auf volkssprachliche, sprich: nicht- 
lateinische Werke aus. In der italienischen Renaissance waren es Dante, Pe- 
trarca und Boccaccio, „a few great 'literary' figures“, denen das Merkmal der 
Autorenschaft gewissermaßen stellvertretend zuerkannt wurden (Chartier 
1994, 21). Eisenstein äußert demgegenüber die Vermutung, eine einstmals 
kollektive Autorität der Antike sei retrospektiv auf die Namen weniger her- 
vorragender Köpfe reduziert worden. Neue, im Gefolge des Buchdrucks ent- 
standene Formen von Autorenschaft und geistigem Besitztum seien bibli- 
schen wie auch wissenschaftlichen Werken rückwirkend übergestülpt worden 
(Eisenstein 1980, 122). 

Es ist zweifelhaft, ob die Bedeutung der Namen am Beginn oder Ende hand- 
schriftlicher Manuskripte derart weitreichende Generalisierungen wirklich zu- 
lässt. Bevor sich mit dem Buchdruck einigermaßen einheitliche Regeln zur 
Autorisierung und Indexierung von Texten durchsetzten, scheint die Verwen- 


7 Es ist nicht ohne Ironie, dass Giesecke (1998, 317) und Katsh (1989, 178) beide diese Passa- 
ge zitieren, sie jedoch unterschiedlichen Quellen zuordnen. Giesecke übersetzt E.P. Gold- 
schmidt (1943), Katsh stützt sich auf Daniel Boorstin (1985). Nicht nur diese Anekdote 
spricht dafür, dass die Zäsur des Buchdrucks in der Ordnung von Wissen gelegentlich über- 
schätzt wird. 

8 Der Text von Foucault „What is an author“ liegt in unterschiedlichen Fassungen vor, die 
auf zwei Vorlesungen zurückgehen. Hier werden zwei englische Versionen von 1977 und 
1984 zitiert. 
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dung von Namen und deren Bedeutung in Europa sehr stark variiert zu ha- 
ben. Viele Werke trugen keine Namen, nicht alle Namen identifizierten den 
Verfasser und nicht immer hatte der Verfasser ein Werk tatsächlich selbst 
konzipiert. Als dessen Schöpfer galt er ohnehin nicht. Angesichts der unsi- 
cheren Quellenlage, der unterschiedlichen Autorisierungspraktiken, von Über- 
tragungsfehlern und nicht zuletzt der Möglichkeiten des Plagiats (vgl. dazu 
Merton 1980, 67) interpretierten die mittelalterlichen Mönche und Magister 
die Namen in anderer Weise als dies heute üblich ist. Denn sie boten, so zi- 
tiert Foucault Hieronymus (1977, 127), keinen Beleg für individuelle Auto- 
renschaft. Giesecke zufolge sind überlieferte Manuskripte eher als vage Hin- 
weise darauf betrachtet worden, „was einmal von irgendjemandem - oder viel- 
leicht auch von einem anderen - gesagt wurde“ (Giesecke 1998 316). 

Durch den Buchdruck änderte sich die Beziehung zwischen Namen und 
Werken in mehrfacher Hinsicht. Mitte des 16. Jahrhunderts setzte sich auf- 
grund des vereinten Drucks von Kirche und Staat in den katholischen Regio- 
nen die Regel durch, dass Druckwerke die Namen des Verfassers und des 
Druckers sowie den Ort der Drucklegung enthalten mussten.’ Die im glei- 
chen Zeitraum an der Pariser Sorbonne veröffentlichten Kataloge zensierter 
Bücher ordneten die häretischen Werke nach dem Namen ihrer Verfasser (vgl. 
Chartier 1994, 18). Foucault hat daraus die These abgeleitet, die Konstituie- 
rung des modernen Autors sei ein Kind der kirchlichen Zensur: 


„Speeches and books were assigned real authors, other than mythical or important religious fi- 
gures, only when the author became subject to punishment and to the extent that his discourse 
was considered transgressive“ (Foucault 1977, 124). 

Dieser These ist entgegengehalten worden, dass nicht nur die Schreiber, son- 
dern auch die Drucker missliebiger Texte zur Verantwortung gezogen wurden. 
Chartier erwähnt das Beispiel des „humanist turned printer“ Etienne Dolet, 
der nicht allein für das Schreiben, sondern auch für den Druck und Besitz 
von Büchern 1546 zum Tode verurteilt und nach dem Erhängen mitsamt den 
zensierten Büchern verbrannt wurde (Chartier 1994, 20). 

Insofern kann man wohl davon ausgehen, dass die Zensur die Beziehung zwi- 
schen Namen und Texten erheblich formalisiert hat. Die große Zahl anony- 
mer Veröffentlichungen ging nach und nach zurück. Amateurschriftsteller, die 
ihre Manuskripte bislang in ausgewählten Kreisen der Gesellschaft anonym 
zirkulieren ließen, sahen sich nun gezwungen, zumindest auf Pseudonyme zu- 
rückzugreifen (vgl. Chartier 1994, 17). 

Die neuen alphabetischen Indexierungs- und Katalogisierungstechniken tru- 
gen ebenfalls zur Aufwertung und Formalisierung der Verfassernamen bei. 
Das mittelalterliche „Incipit“, die Eröffnungsworte eines Textes, wurden 


9 Für den Reichstag zu Augsburg vgl. Giesecke (1998, 455ff); über die französische Zensur im 
gleichen Zeitraum vgl. Chartier (1994). 
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durch Verfassernamen und Titel des Werkes abgelöst. Nach und nach gewan- 
nen Drucker und Literaten den Status eines eigenständigen 
Klassifikationsmerkmals (vgl. dazu Giesecke 1998, 323). 

Ein Autor im heutigen Sinne war der nun namentlich eindeutiger identifi- 
zierbare Verfasser damit allerdings noch lange nicht. Zum einen verstanden 
sich die Poeten und Magister auch im frühen 18. Jahrhundert noch als Schü- 
ler der Natur, die gemäß der vorherrschenden „Sprach-, Stoff- und Formge- 
bundenheit“ die „Perfektibilität ihrer Dichtungen“ anstrebten (vgl. Haferkorn 
1964, 658).'° Die Nachfolge im bislang kirchlichen Amt der Weltauslegung 
mussten sich die Schriftsteller und schreibenden Gelehrten erst noch erkämp- 
fen (vgl. Haferkorn 1964, 616). Zum anderen besaßen die Literaten keine 
Rechte an ihren Werken. Was einmal veröffentlicht war, fiel allenfalls unter 
den Gewerbeschutz für Drucker. 


3. Die Ingeniöse Einbildungskraft und das Geistige Eigentum 


The coming into being of the notion of 'author' constitutes the privileged moment of 
individualization in the history of ideas, knowledge, literature, philosophy, and the scien- 
ces. 

Michel Foucault (1977) 


Besitz- oder exklusive Nutzungsansprüche an Wissen hat es bereits im Mittel- 
alter gegeben. Long hat am Beispiel der venezianischen Glasmacher gezeigt, 
wie die Handwerkergilden ihre Produktionstechniken durch Geheimhaltung 
schützten (Long 1991). Die venezianischen Glasmacher hatten einen Eid ab- 
zulegen, der ihnen verbot, ihr Können mit Nicht-Mitgliedern zu teilen. Auch 
war es ihnen untersagt, außerhalb Venedigs zu arbeiten. Die Städte unter- 
stützten solche Praktiken im eigenen Interesse durch die Verleihung von Mo- 
nopolen. Diese städtischen Praktiken kommerzieller Wissensregulierung sind 
eine Quelle der Entstehung immateriellen Eigentums und dem darin wur- 
zelnden Patentrecht (Long 1991, 878). Allerdings handelte sich bei den Ge- 
heimhaltungsmaßnahmen und auch den frühen Monopolen zunächst um 
Formen immateriellen Besitzes, die zum einen kollektiver Natur waren und 
zum anderen unabhängig von Erfindungen oder Entdeckungen: 


„Ihe view that craft knowledge was intangible property with commercial value developed in 
this context quite apart from notions of individual authorship. Neither was it necessarily tied to 
innovation. 'Intellectual property' became an aspect of corporate ownership“ (Long 1991, 870). 

Der erste bekannt gewordene urheberähnliche Konflikt um eine Erfindung 
betraf Eisenstein zufolge bezeichnenderweise die Druckmaschine: „The way 
names were fixed to human organs and the craters of the moon also seems to 


10 Nebenbei bot das „unpersönliche Optimum sprachlicher Form“ (Langen zit. n. Haferkorn 
1964, 658) auch Schutz vor Zensur. 
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be indicative of the new kind of eponymous 'discovery' that came only after 
print“ (Eisenstein 1980, 119f). Symptomatisch ist der Streit um die Urheber- 
schaft der Typographie, weil er in mehrfacher Hinsicht einen Wandel in der 
Wahrnehmung, Nutzung und Ordnung von Wissen markiert. Bis zur Verbrei- 
tung des Buchdrucks zirkulierten Informationen aller Art überwiegend durch 
Ansprachen und allgemeines Weitersagen. Die Predigt bildete eine, wenn 
nicht überhaupt die wichtigste Quelle für Neuigkeiten. Giesecke hat die Ver- 
kündung als das „kommunikative Grundmodell des Mittelalters“ bezeichnet 
(Giesecke 1998, 480). Aus Mundpropaganda und handschriftlichen Manu- 
skripten ließ sich offenkundig kein einheitlicher und allgemein geteilter Stand 
des Wissens gewinnen, wie die anrührende Geschichte der Brillengläser illust- 
riert. Vagen Hinweisen in einer transkribierten Predigt aus dem 13. Jahrhun- 
dert ist es zu verdanken, dass man von der Bekanntheit optischer Gläser in 
diesem Zeitraum ausgehen kann. Eine breitere Öffentlichkeit erfuhr von der 
Existenz der Sehhilfe allerdings erst 300 Jahre später (vgl. Rosen zit. n. Eisen- 
stein 1980, 535). In skriptographischen Gesellschaften ist die kumulative 
Entwicklung von Wissen großen Zufällen unterworfen: „Given drifting texts, 
migrating manuscripts, localized chronologies, multiform maps, there could 
be no systematic forward movement...“ (Eisenstein 1980, 124). Ohne die Ty- 
pographie gibt es zwar Neuigkeiten, aber keine belegbaren Originalitätsan- 
sprüche. Denn Auseinandersetzungen um die Originalität eines Werkes lassen 
sich ohne den Druck als vereinheitlichendes Speichermedium gar nicht aus- 
tragen. Insofern erweist sich Robert Mertons scheinbar paradoxes Diktum 
über die Idee, die einem eigentlich erst gehört, wenn man sie weggegeben hat, 
als technisch voraussetzungsvoll. Die Zuerkennung von Ideen oder Erfindun- 
gen setzt nämlich einen regional wie sachlich übergreifenden und verbindli- 
chen Bezugsrahmen voraus, der eine Unterscheidung zwischen alt und neu 
einerseits sowie zwischen Original, Kopie oder Imitation andererseits über- 
haupt möglich macht. Das bedeutet allerdings nur, dass typographische Mas- 
senmedien eine Vorbedingung für Urheberschaftskonflikte waren, automa- 
tisch sind diese, wie Eisenstein suggeriert, aus dem Buchdruck nicht hervor- 
gegangen. 

Der frühe Buchmarkt konzentrierte sich zunächst auf den Druck des vorhan- 
denen Werkbestands. Bibelausgaben und andere kirchliche Texte nahmen da- 
her großen Raum ein. Die Käufer beschränkten sich auf eine weit verstreute, 
dünne Schicht Gebildeter, die des Lateinischen mächtig waren. Einen ersten 
signifikanten Anstieg der Nachfrage nach Druckwerken löste Luthers deutsch- 
sprachige Bibelausgabe aus. Luther erwies sich als erster „bestselling author“, 
dessen Schriften eine bis dahin unbekannte Form von Massenleserschaft her- 
vorbrachte (vgl. Febvre & Martin zit. n. Anderson 1983, 39). Die Verbindung 
zwischen Protestantismus und Print-Kapitalismus förderte das Angebot volks- 
sprachlicher Werke und die Entstehung einer breiteren alphabetisierten Öf- 
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fentlichkeit, die das Lesen entdeckte.'' Die über die gelehrten Stände hinaus- 
reichende Leserschaft bildete den wachsenden Absatzmarkt für das neue Gen- 
re der Unterhaltungsliteratur. Offenbar waren es vor allem Ritter- und Räuber- 
romane sowie Geistergeschichten, die Anklang bei den Lesern fanden.” Zwi- 
schen 1740 und 1800 stieg der Anteil der literarischen Werke am gesamten 
Buchmarkt von 6% auf nahezu 22%. Rückläufig entwickelte sich demgegen- 
über das religiöse Schrifttum (vgl. Haferkorn 1964, 623). Das steigende Inte- 
resse an Erbauungsliteratur, Gelegenheitsgedichten und Fortsetzungsromanen, 
wie sie in den neu entstehenden Wochen- und Tageszeitungen veröffentlicht 
wurden, schuf nach und nach einen Markt für das bezahlte Schreiben. Dieser 
Markt hatte zur Voraussetzung, dass Schreiben als Beruf anerkannt wurde 
und dass die Literati ein Produkt zu verkaufen hatten. 

Auch wenn sich mit der Herstellung von Büchern einträgliche Gewinne erzie- 
len ließen, befanden sich die deutschen Schriftsteller des 18. Jahrhundert in 
einer sozial wie ökonomisch prekären Situation. Der Beruf des freien Litera- 
ten oder Publizisten war noch nicht erfunden worden, auch galt „die öffentli- 
che Mitteilung der Gedanken“ nicht als Gewerbe, auf das sich ein Lohnar- 
beitsverhältnis gründen ließ (Bosse 1981a, 89). Die Verleger zahlten den Poe- 
ten und Philosophen zwar üblicherweise ein Honorarium, dieses reflektierte 
jedoch weder die Arbeitsleistung noch die Gewinne, die mit den Werken er- 
wirtschaftet wurden. Erst recht ließ sich auf der Grundlage von Honoraren 
keine Existenz gründen. Im allgemeinen handelte es sich beim Honorarium 
um Gesten der persönlichen Anerkennung, um Geschenke (vgl. dazu ausführ- 
lich Bosse 1981a, 66ff). 

Obwohl sich die Verdienstmöglichkeiten schwierig gestalteten, stieg die Anzahl 
der Autoren in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts deutlich an. Es bildete 
sich gar ein „schriftstellerisches Proletariat, über dessen aufdringliches Beneh- 
men auf der Leipziger Messe Beschwerde geführt wurde“ (Haferkorn 1964, 625). 
Klopstock gehörte zu den ersten Autoren, die das Tabu bezahlten Schreibens 
brachen und dem vorherrschenden Patronagewesen die Gefolgschaft aufkün- 
digten. In seinem Aufruf zur Subskription der Gelehrtenrepublik von 1773 
schlug er vor, die Gelehrten mit Hilfe von Subskriptionen zu Eigentümern 
ihrer Schriften zu machen, statt die Kontrolle wie bisher an die Buchhändler 
abzutreten.'” Klopstock und mit ihm Zeitgenossen wie Lessing, Wieland und 


11 Schreiben und Lesen wurden nun auch gelehrt, um die Menschen zum Lesen und mithin 
als konsumierendes Publikum zu befähigen (vgl. Bosse 1981b, 127f.), allerdings zunächst 
hauptsächlich in protestantischen Gegenden. Da die katholische Kirche nicht-lateinische 
Ausgaben der Bibel verbot und Luther auf den Index gesetzt hatte, vollzog sich die Alpha- 
betisierung in den katholischen Gegenden langsamer (vgl. Eisenstein 1980, 415). 

12 Klassische Werke wurden in der ersten Leihbibliothek in Leipzig in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts dagegen selten verlangt (Haferkorn 1964, 616). 

13 Offenbar endeten die Subskriptionsversuche nicht selten in „Sammelpatronage“. Zu den 
zweifelhaften Wirkungen dieser Befreiungsmaßnahme vgl. Haferkorn (1964, 644). 
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Schiller kämpften für eine Befreiung von der ständischen Reglementierung des 
Dichtens in ökonomischer, sozialer und ästhetischer Hinsicht. 

Der Versuch der Meister, sich eine vom Mäzenatentum unabhängige Existenz 
aufzubauen und das Schreiben als Hauptberuf zu betreiben, blieb allerdings 
vorläufig erfolglos. Schiller nahm auf Empfehlung Goethes eine schlecht be- 
zahlte Professur in Jena an, Lessing verdingte sich als Bibliothekar ın Wolfen- 
büttel und Klopstock schrieb weiterhin Bittbriefe an potentielle Mäzene. Erst 
im 19. Jahrhundert gelang es Schriftstellern in Deutschland von ihrer Arbeit 
zu leben. 

Auch wenn die ökonomische Situation der Schriftsteller davon nicht direkt 
profitierte, zeigte die rezeptionsästhetische Wende zum Genieautor doch 
Wirkung. Dankbar aufgegriffen wurde dieser neue intellektuelle Geltungsan- 
spruch ausgerechnet von den Verlegern, die sich von einer Aufwertung der Li- 
terati eine bessere Position im Kampf gegen die Nachdrucker erhofften. Die 
Praxis des Nachdrucks ist wahrscheinlich so alt wie die Privilegien, die das 
Druckgewerbe und den Buchmarkt regulieren sollten. Als Begleiterscheinung 
des wachsenden Büchermarktes nahm das Nachdruckwesen im 18. Jahrhun- 
dert jedoch offenbar epidemische Züge an. Seit dem 16 Jahrhundert erhielten 
die Drucker zwar Privilegien, die einen zeitlich begrenzten Ertragsschutz für 
das Verlegung von Büchern schufen, diese Monopole endeten aber an den 
Grenzen der Kleinstaaten. Entsprechend gering war die Wirkung der Druck- 
privilege im deutschsprachigen Raum. 

Nachdrucker schmälerten nicht nur den Gewinn der Verleger, sie umgingen 
auch ihr unternehmerisches Risiko, indem sie sich auf kommerziell erfolgreiche 
Werke konzentrierten. Aus Sicht der Buchhändler war das Gewerbe des Raub- 
drucks zerstörerisch, auch weil es die verbreitete Praxis der Quersubventionie- 
rung zwischen populären und anspruchsvollen Werken bedrohte. Die Leser 
schätzten hingegen die Nachdrucke, weil sie für niedrige Preise am Buchmarkt 
sorgten. Die sich ausbreitende Praxis des Nachdrucks, aber auch die Kampfan- 
sage Klopstocks riefen eine anhaltende, nicht zuletzt philosophisch ergiebige 
Diskussion über die Frage hervor, ob sich Ideen und Werke besitzen lassen und 
mithin, ob ihre Verbreitung der Kontrolle unterworfen werden kann. 

Die Kontroverse zwischen Druckern, Nachdruckern, Schriftstellern und Phi- 
losophen um das Recht am geistigen Werk erhitzte sich um 1773 und kühlte 
erst nach 20 Jahren wieder ab, als die ersten Staaten ein Urheberrecht einführ- 
ten. In diesen 20 Jahren erschienen rund 80 Beiträge, die sich mit der Frage 
des Nachdrucks auseinander setzten (vgl. Bosse 1981a, 129). Am Ende waren 
der moderne Werksbegriff und der besitzende Autor, zwei konzeptionelle 
Säulen des Urheberrechts, geboren. Rose hat diese Leistung als diskursive 
„Zwillingsgeburt“ bezeichnet (Rose 1994, 39). 

In Reaktion auf die Krise des Buchmarkts wurden mehrere Vorschläge vorge- 
legt, die allerdings allesamt um das Verlagsrecht, nicht um das Einkommens- 
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problem der Literaten kreisten. Die Verleger zielten auf ein ewiges Verlags- 
recht, das den Nachdruck unwiderruflich verboten hätte. Die Nachdrucker - 
und einige liberal gesinnte Autoren - plädierten dagegen für eine weitreichen- 
de Nachdrucksfreiheit. Dazwischen waren verschiedene Vorschläge zu zeitlich 
begrenzten Schutzrechten angesiedelt. Als sich die Diskussion auf die Frage 
zuspitzte, ob Nachdruck als Raub zu betrachten sei, war die öffentliche Mei- 
nung zunächst auf Seiten der Nachdrucker: „Man hat die Klagen über die 
Nachdrucker so weit getrieben, daß man sie öffentlich Diebe nennet, die an- 
dern Leuten ihr Eigenthum rauben. Ihr Eigenthum, meine Herren!“, so em- 
pörte sich Reimarus im Jahre 1773 (zit. n. Bosse 1991a, 173). 

Die Freunde des Nachdrucks führten vor allem zwei Argumente gegen den 
Besitz von Ideen an. Zum einen verwiesen sie auf die Tradition der mündli- 
chen Rede und des Manuskripts, der die Idee einer Nutzungs- bzw. Vervielfäl- 
tigungskontrolle vollkommen fremd gewesen war. In diese Tradition stellte 
Knigge auch das Drucken: 

„Drucken ist nichts mehr, als öffentlich nacherzählen; Oeffentlich nacherzählen darf ich alles, 
was öffentlich ist gesagt worden“, folglich ist „Schriftstellerey also öffentliche Mittheilung der 
Gedanken; gedruckte Unterhaltung; laute Rede, an Jedem im Publico gerichtet, der sie hören 
will; Gespräch mit der Lesewelt“ (Knigge, zit. n. Bosse 1981a, 17f). 

Weil die gedruckte Schrift nur eine Variante des Vortrags ist, erscheint der 
Nachdruck bei Knigge als bloßes Weitertragen dessen, was ohnehin schon ge- 
sagt worden und somit öffentlich ist. Je verbundener sich die Literati der 
volkssprachlichen Erzähltradition des Schreibens fühlten, desto näher standen 
sie auch der Überzeugung, dass sich Ideen nicht im gleichen Sinne besitzen 
lassen wie physische Güter. 


„Ein ausgegebenes Buch“, so der Philosoph Krause in Anlehnung an Wieland, „ist ein ausge- 
plaudertes Geheimnis. Mit welchem Rechte will ein Mensch mehr Eigenthum an seinen ge- 
schriebenen, als seinen gesprochenen Gedanken haben? Mit welchem Rechte will ein Prediger 
den Nachdruck seiner Reden verbieten, da er nicht verhindern kan, daß jeder seiner Zuhörer 
seine ganzen Predigten nachschreibt?“, „ich kan den geistigen Stof des Buches lesen, lernen, ab- 
kürzen, erweitern, lehren, übersezen, darüber schreiben, lachen, ihn tadeln, verspotten, gut und 
bös anwenden, kurz, damit machen, was ich nur immer will; und nur abschreiben oder abdru- 
cken solte ich ihn nicht dürfen?“ (Krause zit. n. Bosse 1981a, 53). 

Krause und seine Mitstreiter legten den Finger auf eine offene Wunde der 
Verleger. Voller Spott stellten sie die konzeptionellen Ungereimtheiten in den 
Argumenten gegen den Nachdruck öffentlich bloß. Der Grund für diese Un- 
gereimtheiten lag freilich nicht nur in der Natur des Vorhabens, den Handel 
mit gedrucktem Wissen unter Kontrolle zu bekommen. Diese erklärten sich 
auch aus dem Umstand, dass es keine etablierten Normen und folglich wenig 
Plausibilitätsvorräte gab, an die ein solches Projekt anknüpfen konnte. Dass 
sich geistige Werke über einzelne physische Buchkopien hinaus tatsächlich 
besitzen lassen, war ein Gedanke, der gegen jahrhundertealte Auffassungen 
und Gewohnheiten durchzusetzen war. Das Befremden darüber zeigt sich 
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auch in Kants herablassender Bemerkung über die Reglementierung des 


Nachdrucks: 


„Denn die verwunderliche Vorstellung, als ob der Verfasser mit jedem Buchexemplar an das 
Volk spreche, so dass ihn der Nachdrucker unerlaubt an die Menschheit sprechen lasse, ist 
keinem juristischen Boden entsprungen, sondern die abenteuerliche Ausgeburt eines unjuris- 
tischen Genius“ (Kant, zit. n. Bosse 1981a, 130). 

Was Kant freilich übersah war, dass selbst unjuristischem Boden entsprunge- 
ne, abenteuerliche Vorstellungen durchaus juristische Fundierung gewinnen 
können, wenn es denn ausreichend Zeit gibt, sich an diese zu gewöhnen. 

Der zweite Einwand gegen die Verleger bestritt die prinzipielle Möglichkeit 
immateriellen Eigentums. Denn Geistesgut erfüllte offenkundig nicht die Be- 
dingungen, die sich an materiellen Besitz stellen lassen. So fiel die Vorstellung 
schwer, wie immaterielle Dinge hinreichend von einander abgegrenzt werden 
könnten: „But the property here claimed is all ideal; a set of ideas which have 
no bounds or marks or whatsoever, nothing that is capable of visible posses- 
sion, nothing that can sustain any of the qualities of incidents of property“, 
argumentierte der britische Richter Joseph Yates im Jahr 1769 (zit. in Rose 
1994, 34) gegen den Anspruch auf geistiges Eigentum, den er konsequenter- 
weise als Bedrohung traditioneller Eigentumstheorien wahrnahm. Weil sich 
der „geistige Stoff“ nur schwer gegen anderen geistigen Stoff abgrenzen lässt, 
fällt überdies seine Zuordnung zum korrekten Eigentümer schwer. Denn es 
schien - dem Buchdruck zum Trotz - kaum möglich zu ermitteln, wer einen 
Gedanken zuerst geäußert und in Umlauf gebracht hat. Sobald Ideen jedoch 
erst einmal zirkulieren, verwandelten sie sich nicht unwiderruflich in Allge- 
meingut, so dass etwaige Eigentümerprivilegien dahinschwinden? 

„Mein Eigenthum muß ausschliessend mein sein; ich muß es ganz weggeben, ganz zurückneh- 
men können. Man beschreibe mir, wie das in unserem Fall möglich ist. Man nehme einmal die 
Ideen, die man erfunden hat, sobald sie einmal mitgetheilt sind, wieder zurück, so dass sie, wie 
vorher, nirgends gefunden werden!“ (Krause, zit. n. Bosse 1981a, 53). 

Aus Sicht der Verteidiger des Nachdrucks fehlte es dem „geistigen Stoff“ so- 
mit an den notwendigen Voraussetzungen, um sich als Eigentum zu qualıfi- 
zieren. Zudem bemaß sich dessen Wert doch gerade an der Zahl der Men- 
schen, die sich diesen aneigneten und nutzen: 


„Gerade um den geistigen Stof auf alle Art zu benutzen, kaufen die mehrsten die Bücher; 
Pfefferhändler, Häringsweiber u. dgl. und — Nachdrucker ausgenommen, doch leztere nur des 
Spasses wegen“ (Krause, zit. n. Bosse 1981a, 53). 

Die Verleger begnügten sich selbstredend nicht damit, den Nachdruck als 
Diebstahl anzuprangern. In England, wo die Stationers' Company vor Ge- 
richt ihr zeitlich limitiertes Druckmonopol gegen die Konkurrenz in den 
Provinzen Schottland und Irland verteidigte, beriefen sich die Juristen auf 
John Locke's Naturrecht. In der für geistiges Schaffen adaptierten Variante 
erwarb der Literat das Recht an seinem Werk durch den Einsatz seiner Geis- 
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teskraft. Wie der Bauer das Feld, so bestellte der Dichter seine Geistesgaben, 
um aus dem allgemeinen Ideenvorrat individuelle Werke zu destillieren: 


„In this various world, different men are born to different fortunes: one inherits a portion of 
land; he cultivates it with care, it produces him corn and fruits and wool: another possesses a 
fruitful mind, teeming with ideas of every kind; he bestows his labour in cultivating that; the 
produce is reason, sentiment, philosophy. It seems but equitable, that a fair exchange should be 
made of these goods: and that one man should live by the labour of his brain, as well as a- 
nother by the sweat of his brow“ (Enfield, zit. n. Rose 1994, 38). 

Auch Young hatte den Geist des Dichters mit einem fruchtbaren Feld vergli- 
chen und die Ernte als Eigentum des Genieautors betrachtet. In der naturrecht- 
lichen Lesart war der ideenreiche Verstand eine Art individuelle Mitgift der Na- 
tur. Eigentümlich geschichtslos und gesellschaftsfrei scheint ein jeder Autor sei- 
nen Verstand zu kultivieren. Vernunft, Gefühl oder Weisheit bilden dann perso- 
nenbezogenen Tauschgüter, die durch die Arbeit des Ersinnens, Komponierens 
und Aufschreibens gewonnen wurden. Diese Leistung gab dem Denker das 
Recht an dem, was er zu Papier brachte - an seinem Werk, wohlbemerkt, nicht 
an den einzelnen Ideen, die darin enthalten sein mochten: „The subject of the 
property is a written composition“ (Hargrave zit. n. Rose 1994, 48). 

Francis Hargrave, der Rechtsbeistand der Londoner Buchhändler, argumen- 
tierte gegen den Einwand der Skeptiker, Ideen ließen sich nicht in gleicher 
Form besitzen und veräußern wie der Sack Getreide, dass sich Werk und Be- 
sitz des Autors nicht nur auf die Ideen darin beziehen, sondern auf die ge- 
samte Schrift. Das Werk als solches verkörpere die Persönlichkeit des Autors, 
aus der sich die Besitzansprüche ableiten. 

„A work of literature belonged to an individual because it was, finally, an embodiment of that 
individual. The basis of literary property, in other words, was not just labour but 'personality' 
(Rose 1994, 47). 

Die individuelle Originalität, die Einzigartigkeit in der Kombination und dem 
Ausdruck von Gedanken ist es, für die die Stationers' Company im Namen 
der Literaten Eigentumsrechte geltend machte. Zu diesem Zweck ersannen die 
Juristen ihrerseits eine originelle Mischung aus naturrechtlichen Prinzipien 
und ästhetischen Anleihen beim Geniekult. Demnach gründeten die Eigen- 
tumsrechte des Autors und der daraus abgeleitete Warencharakter geistiger 
Güter paradoxerweise in ihrer Subjektivität.' 

Der Geniekult der Romantik erwies sich als geeignete „Plausibilitätskulisse“ 
für die Interessen der Verleger wie auch der Schriftsteller. Die Ablösung des 
traditionell mechanischen durch ein organisches Verständnis kreativen 
Schreibens und die Mystifikation literarischer Originalität (Rose 1994) hatten 
auch in Deutschland, wo das Locke'sche Naturrecht in der Debatte um den 
Nachdruck keinen vergleichbaren Einfluss ausübte, erhebliche Wirkung. 

Der deutsche Diskurs über das Eigentum des Genieautors hob die Unveräu- 


14 Rose (1994, 48ff.) hat die Widersprüche in dieser Argumentation im Detail aufgezeigt. 
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Berlichkeit und Unübertragbarkeit des persönlichen Ausdrucks hervor. „Ideen 
und Sprache“, so der Philosoph Gottlob August Tittel, „lassen sich nicht von 
Seele zu Seele überführen. Mittheilung findet hier statt; aber kein wirklicher 
Uebertrag“ (zit. n. Bosse 1981a, 60). Während materielle Güter in einem zu- 
fälligen Verhältnis zur unserer Person stehen und daher vollständig an einen 
anderen Eigentümer übertragen werden können, so Tittel weiter, bildet das 
geistige Eigentum einen unauflösbaren und notwendigen Zusammenhang mit 
„der hervorbringenden, individuellen, geistigen Kraft“ (ebd.). 

Dieser 1790 veröffentlichte Text vollbrachte das Kunststück, den nun schon 
geläufigen Vergleich zwischen materiellen und immateriellen Formen des Ei- 
gentums argumentativ so zu wenden, dass immaterieller Besitz als der Persön- 
lichere, Hochwertigere und wenn man so will, Eigentümlichere abschnitt. In 
dieser Totalität formuliert warf das Konzept geistigen Eigentums freilich das 
Problem auf, dass die Unterscheidung zwischen mitteilbarem - das heißt 
auch: veräußerungsfähigem - und dem unauflösbar persönlichen Geist nicht 
erkennbar war. 

Die praktische Lösung für die Eigentumskrise am Büchermarkt legte 1793 
schließlich Johann Gottlieb Fichte mit seinem „Beweiss der Unrechtmäßig- 
keit des Büchernachdrucks“ vor. Fichte verdankt das Urheberrecht die Unter- 
scheidung zwischen dem physischen Buch, den darin enthaltenen Gedanken 
und Ideen sowie der Form dieser Ideen. Während das Buchexemplar Eigen- 
tum des Käufers wird und der Käufer die darin enthaltenen Ideen zu seinen 
eigenen machen kann, ist deren geistige Form unveräußerlicher, ausschlie- 
ßender Besitz des Autors: 

„Da nun reine Ideen ohne sinnliche Bilder sich nicht einmal denken, vielweniger anderen 
darstellen lassen, so muss freilich jeder Schriftsteller seinen Gedanken eine gewisse Form geben, 
und kann ihnen keine andere geben als die seinige, weil er keine andere hat; aber er kann durch 
die Bekanntmachung seiner Gedanken gar nicht Willens seyn, auch diese Form gemein zu ma- 
chen: denn niemand kann seine Gedanken sich zueignen, ohne dadurch, dass er ihre Form ver- 
ändere. Die letztere also bleibt auf immer sein ausschließendes Eigenthum“ (Fichte zit. n. Bosse 
1981, 61). 

Am Ende des 18. Jahrhunderts konnte der Literat also gar nicht mehr anders 
als Wissen in Form von geistigem Besitz zu schaffen. Sobald er Ideen Dritter 
aufnahm und nach Analogie der eigenen „Denkart“ verarbeitete, transformier- 
te er diese in einen Ausdruck, dessen Eigentümer er nun unausweichlich wur- 
de. Wenn man bedenkt, dass Eigentumsansprüche an Wissen noch wenige 
Jahrzehnte zuvor unbekannt waren, viele Schriften anonym publiziert wurden 
und Honorare gar Schamgefühle auslösten, dann ist es gerechtfertigt, von ei- 
nem Bruch in der öffentlichen Wahrnehmung und Regulierung von Wissen 
zu sprechen (vgl. Woodmansee 1984, 442). Besonders sichtbar wird dieser 
Bruch natürlich an der Frage des Geistigen Eigentums, tatsächlich reicht er 
jedoch weit darüber hinaus. Mit der Durchsetzung des romantischen Auto- 
renkonzepts wurde auch das tradierte Verständnis der Wissenserzeugung auf 
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den Kopf gestellt. Die mittelalterlichen Praktiken des Weitererzählens, des 
Kompilierens, Übersetzens und Nachahmens haben nach der Heiligspre- 
chung individueller Originalität ihren sozial anerkannten Platz verloren. Dar- 
aus lässt sich selbstredend nicht der Schluss ziehen, die Praxis der Wissenser- 
zeugung und -verbreitung habe sich im gleichen Maße revolutioniert wie ihre 
gesellschaftliche Wahrnehmung. Im Gegenteil, es liegt nahe anzunehmen, 
dass Imitation und Anverwandlung bis heute bestimmende Produktionsprin- 
zipien des fruchtbaren Geistes sind: 


„Ihe very act of authorship in any medium is more akin to translation and recombination than 
it is to creating Aphrodite from the foam of the sea. Composers recombine sounds they have 
heard before; playwrights base their characters on bits and pieces drawn from real human beings 
and other playwrights' characters; software writers use the logic they find in other software; la- 
wyers transform old arguments to fit new facts [...] all engage in the process of adapting, trans- 
forming, and recombining what is already 'out there' in some other form. This is not parasitism: 
it is the essence of authorship. And, in the absence of a vigorous public domain, much of it 
would be illegal“ (Litman 1990, 966). 


Während die Romantik und der Geniekult nach wenigen Jahrzehnten ihre 
Anziehungskraft verloren, haben die Mystifizierung des Autors und die Per- 
sonifizierung von Kreativität ein Eigenleben entwickelt. Mehrere Industrie- 
zweige und unzählige Anwaltskanzleien leben von der nicht eben trennschar- 
fen Unterscheidung zwischen der Idee als Allgemeingut und ihrer Form als 
Privatbesitz. Litmans Feststellung über die essentielle Bedeutung der public 
domain für die tradierte Nachahmungs- und Adaptionspraxis ist zuzustim- 
men; nicht nur weil das Auseinanderfallen von Realität und Rechtslage die 
Gefahr der Illegalität mit sich bringt, sondern auch, weil sich am Zugang zum 
gesellschaftlichen Vorrat von Weisheit, Wahrheit und Witz dessen Neukom- 
binationsmöglichkeiten bemessen. 
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Susanne Hildebrandt 


Die Privatisierung des mexikanischen Ejido’ 


Der Artikel 27 der mexikanischen Verfassung garantiert das Ejido - eine spe- 
zifische Form des gemeinschaftlichen Landbesitzes bäuerlicher Gemeinden. 
Die 1992 erfolgte Reform dieses Artikels ist ein zentraler Baustein der neoli- 
beralen Modernisierung auf dem Land, die Voraussetzungen für die Privatisie- 
rung des Ejidos wurden damit geschaffen. Die Änderung der Besitzverhältnis- 
se folgte aber einem ökonomistischen Kurzschluss: die Landkonzentration 
wird mit der Argument gefördert, die mexikanische Landwirtschaft sei wegen 
der geringen Größe der Güter und hier vor allem des Ejido unproduktiv und 
unrentabel. Gleichzeitig mit dem Rückzug eines traditionell interventionisti- 
schen Staates aus der Landwirtschaft, sollten auch die traditionell klientelisti- 
schen Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft modernisiert werden. Die 
akkumulierten Effekte dieser Politik lösten auf dem Land heftige Proteste un- 
ter den Betroffenen aus, die sich vor allem in zwei Bewegungen manifestieren: 
1) die bankrotten, privaten Landbesitzer schlossen sich ab 1993 zur nationa- 
len Schuldnerbewegung EI Barzön zusammen; 2) die bewaffnete Revolte der 
Zapatisten (EZLN) in Chiapas von 1994 und die Entstehung von Guerillas in 
weiteren Südstaaten sind Ausdruck des Protests der campesinos gegen die Be- 
drohung ihrer Lebensgrundlage. Im folgenden werden die Rolle des Ejido in der 
mexikanischen Gesellschaft und die ökonomischen wie politischen Folgen seı- 
ner Privatisierung untersucht. Schließlich wird die ganze Problematik noch an 
einem besonders prägnanten Beispiel, dem Ejido von Sayula illustriert. 


1. Das alte Ejido - Präkolumbianischen Ursprünge 
und revolutionärer Kontext 


Das Ejıdo als ein System des gemeinschaftlichen Landbesitzes von bäuerli- 
chen Gemeinden - den pueblos’ - hat präkolumbianische Wurzeln. Auf dem 
Territorium des heutigen Mexiko geht der gemeinschaftliche Landbesitz zu- 
rück auf eine Tradition der Azteken, ist aber im ganzen Subkontinent geläu- 


Dieser Artikel beruht wesentlich auf 2 % Jahren Feldforschung (1996-98) in Sayula/Jalisco 
im Rahmen meiner Doktorarbeit Weltmarktintegration und Legitimität des politischen Sys- 
tems in Mexiko. Eine Fallstudie im ländlichen Raum: das Municipio Sayula/Jalisco, 1982-98. 

1 Im Spanischen hat das Wort die Doppelbedeutung von „Volk“ und „Dorf“ bzw. „kleinere 
Stadt“ (als Siedlungsform). 
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fig. Land und die Landfrage waren die zentralen Themen der mexikanischen 
Geschichte. Das 19. und 20. Jahrhundert hindurch haben Bauern und indi- 
gene Gemeinden für ein Stück Land zum Leben gekämpft. Während der me- 
xikanischen Revolution 1910-17 ging es der Bauernschaft ganz wesentlich um 
die Wiederherstellung ihrer Landrechte, die sie durch die liberale Agrarpolitik 
im 19. Jahrhundert verloren hatten. Bei Ausbruch der Revolution von 1910 
besaßen 92% der Landbevölkerung kein Land. Nur 1% der Landbesitzer kon- 
trollierten 97% des Ackerlands.? 

Die mexikanische Verfassung von 1917 kennt drei Arten des Landbesitzes: 
nationales Eigentum, gemeinschaftlicher und privater Grundbesitz. Die ver- 
fassungsmäßige Verankerung des Ejido im Artikel 27 und somit die Gewäh- 
rung staatlichen Schutzes war eine zentrale Errungenschaft der mexikanischen 
Revolution von 1910. 70 Jahre lang war die Agrarreform das wichtigste The- 
ma der Politik; der junge Nationalstaat baute darauf seine Identität.” Der 
Großteil der Ejidos wurde ab Ende der 20er? bis Ende der 60er Jahre’ gegrün- 
det. Anfangs unter starken Kämpfen durch Enteignung von Latifundien, spä- 
ter auch durch Ausdehnung der Agrargrenze (durch Bewässerung oder Ro- 
dung von Urwald). Der VII Agrarzensus von 1991 wies eine Gesamtzahl von 
29.951 Ejidos und comunidades agrarias° aus, die zusammen eine Fläche von 
102.876.789 Hektar ausmachen, was ca. 53% des nationalen Territoriums ent- 
sprach. Über ein dreiviertel Jahrhundert blieben die verfassungsmäßigen 
Grundlagen des Landbesitzes unangetastet. Das Ejido schuf zwei Klassen un- 


2 Bei der Beurteilung der mexikanischen Realität sollte man stets das Bevölkerungswachstum 
im Auge haben: 1900 9 Millionen; 1910 15 Mio; 1940 20 Mio; 1970 48 Mio; 1985 60 Mio; 
2000 90 Millionen. Im Vergleich dazu: die deutsche Bevölkerung ist im 20. Jahrhundert 
nahezu konstant bei 80 Mio. geblieben. 

3 Die offizielle Ideologie des agrarismo kommt in dem revolutionären Schlachtruf zum Aus- 
druck: „La tierra a quien la trabaja” (dt.: Das Land dem, der es bearbeitet). 

4 Anfänglich ging die Landenteignung schleppend voran: 1923 besaßen 2% der privaten 
Landbesitzer immer noch 82% des Ackerlands. 59% der Landbevölkerung besaß nur 0,8% 
des Ackerlands. 

5 Die zweite Welle der Landenteignung unter Präsident Cärdenas (1934-40) brachte die Wen- 
de. Gegen Ende seiner Amtszeit waren 50% des Ackerlands in Ejidobesitz. 1970 war 43% 
des Ackerlands auf 66% der Landbevölkerung verteilt worden, die alle größtenteils Ejidata- 
rios waren. 

6 Gleich von Anfang an unterscheidet die Verfassung von 1917 zwischen zwei Kategorien von 
Begünstigten der Agrarreform: a) die comunidades agrarias und b) die Ejidos.. Bei den co- 
munidades agrarias handelt es sich um indianische Gemeinden, denen ihre Länder geraubt 
worden waren, die einen alten Besitztitel innehatten (oft noch aus Zeiten der spanischen 
Krone), der sie als rechtmäßige Eigentümer der beanspruchten Ländereien auswies. Es ging 
hier lediglich um die Wiederherstellung der alten Landrechte, die Rückgabe von geraubtem 
Land und die Wiedergutmachung eines erlittenen Unrechts. Bei den Ejidos handelte es sich 
um Neugründungen, die auf Antrag einer Gruppe von landlosen Bauern erfolgte. Die an- 
tragstellende Bauerngruppe erhielt eine vom Staatspräsidenten unterzeichnete Genehmigung 
zur Gründung eines Ejido. Der Staat (vertreten durch das Agrarministerium) bewerkstelligte 
die Enteignung von Großgrundbesitzern (mit finanzieller Entschädigung) oder sorgte für 
die Inwertsetzung von Brachland. 
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ter der Landbevölkerung: eine Minderheit von Berechtigten (1/3) und eine 
Mehrheit von Nicht-Berechtigten (2/3). Mit der Gründung des nationalen 
Bauernverbands CNC (Conferaciön Nacional Campesina), in dem alle Ejida- 
tarios zusammengeschlossen sind, wurden die Ejidobauern zur politischen 
Klientel und tragenden Säule des PRI-Systems. 

Das Ejidoland besteht grundsätzlich aus zwei ungleichen Teilen: der größere 
Teil ist die Allmende und der kleinere Teil sind die Einzelparzellen. Jedes Eji- 
domitglied hat das individuelle Nutzrecht an seiner Parzelle, d.h. er besitzt 
eine ejidalen Landtitel, der ihn als Ejıdatario ausweist und bebaut sein Land 
zu seinem eigenen Nutzen. Jede Parzelle und jeder Besitzer wird in einem 
speziellen, ejidalen Landbesitzkataster geführt (Registro Agrario Nacional). 
Die Allmende besteht in der Regel aus Weideland und/oder Wald. Sie steht 
allen Ejidomitgliedern’ zur gemeinschaftlichen Nutzung offen. Die Ejidatarios 
wählen alle drei Jahre aus ihrer Mitte eine Ejidoleitung (comisariado ejidal), 
die für die Geschäftsführung zuständig ist. Es finden regelmäßig Ejidover- 
sammlungen statt, auf denen allgemeine Belange besprochen werden. 


2. Der Weltmarktkontext und die neue Weltagrarordnung 
(1970er-90er Jahre) 


Die Nachkriegsära lässt sich in zwei große Phasen unterteilen. Im Zeitraum 
1940-70 überwog der Protektionismus, mit dem jedes Land seinen Nah- 
rungsmittelmarkt schützte. Ein Welthandel mit Nahrungsmitteln war noch 
weitgehend unbekannt.® Der Welthandel der Nicht-Industriegüter bestand vor 
allem aus agrarischen Rohstoffen (z.B. Baumwolle, Kakao, Kaffee). 


Entstehung des Welthandels mit Nahrungsmitteln 


Anfang der 1970er Jahre begann sich die Situation grundlegend zu verän- 
dern.” Ab 1972 begann die Sowjetunion stetig steigende Volumen von Ge- 
treide aus den USA zu importieren.'” Als Folge der steigenden Nachfrage 
nach Getreide sowie des ersten Ölschocks von 1973 stiegen die Weltmarkt- 
preise für agrarische Rohstoffe und Nahrungsmittel bis Ende des Jahrzehnts 
kontinuierlich an. Die dadurch gestiegenen Gewinnmargen auf dem sich ent- 


7 Ebenso den Landlosen, die in der Ejidoversammlung einen Antrag auf Landnutzung stellen. 
Wenn die Versammlung mehrheitlich zustimmt, bekommt der Landlose den Status den 
comunero und darf auf einen zugewiesenen Teil der Allmende bebauen. 

8 Auch wenn es Getreideexporte der USA in die vom Krieg zerstörten Landwirtschaften Eu- 
ropas gab. Diese hatten jedoch eher den Charakter von Entwicklungshilfe. 

9 Diese Phase wird von Harriet Friedmann/Philip McMichael (1989: 103) als „second food 
regime” bezeichnet. 

10 Diese Importe waren in Folge der Produktionsumstrukturierung der sowjetischen Landwirt- 
schaft hin zu verstärktem Futtermittelanbau und Viehzucht zur Deckung der Nahrungsmit- 
telversorgung der Bevölkerung notwendig geworden. 
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wickelnden Weltmarkt für Nahrungsmittel lockten weitere Anbieter auf den 
Plan. In den USA wurden 24 Millionen Hektar Brachland unter den Pflug 
genommen, so dass die Erträge bis Ende der 70er Jahre um 25% anstiegen. 
Ab 1976 gab die Europäische Gemeinschaft (EG) ihr Selbstversorgungskon- 
zept auf und trat als großer Weizenexporteur in den Wettbewerb ein. In den 
70er Jahren begann eine weitere, folgenschwere Entwicklung, nämlich die 
Änderung der Konsumgewohnheiten der Verbraucher hin zu einer verstärkt 
auf tierischen Eiweißen beruhenden Ernährung. In der gleichen Periode ka- 
men nicht-traditionelle Agrarprodukte erstmals auf den Weltmarkt: Obst und 
Gemüse (frisch und gefroren) sowie Blumen. 

In den 1980er Jahren konsolidierte sich diese neue internationale Agrarord- 
nung. Neu hinzu kam eine Revolution der Anbaumethoden und -technolo- 
gien bedingt durch die Entwicklung von Bio- und Gentechnologie. Dies führte 
im Ergebnis zu spektakulären Produktivitätsfortschritten, die nun zum ent- 
scheidenden Arsenal im weltweiten Kampf um neue Absatzmärkte zwischen 
den Großanbietern wurde. Der Eintritt der industrialisierten Länder auf den 
Weltagrarmarkt und die Herausbildung ihrer hegemonialen Stellung hat auch 
zu einer neuen internationalen Arbeitsteilung geführt. Während in der Nach- 
kriegsordnung die industrialisierten Länder mehr auf Produkte der gemäßigten 
Klimazonen beschränkt waren, haben sie ihre Produktion nun diversifiziert. 
Die Entwicklungsländer hingegen haben die traditionellen Agrarrohstoffe 
durch rentablere Agrarprodukte wie Obst, Gemüse und Blumen ersetzt. 

Die Phase der hohen Agrarpreise fand 1982 ein jähes Ende als ein Jahrzehnt 
des Preisverfalls begann. Auf den sich verschärfenden Wettbewerb reagierten 
die großen Agrarexporteure (USA, EG) mit steigenden Subventionen für die 
heimischen Agrarproduzenten, was einer Exportsubvention gleichkam: dank 
staatlicher Subventionen konnte z.B. die EG mit konkurrenzlos billigen Agrar- 
produkten neue Absatzmärkte gewinnen. Die ökonomische Rationalität orien- 
tierte sich auf den Versuch, den Verlust der Gewinnmargen aufgrund des 
Preisverfalls durch Mengenüberschüsse überzukompensieren. Das Prinzip der 
Garantiepreise förderte die Überschussproduktion. Der so geführte ruinöse 
Niedrigpreiskrieg auf dem Weltmarkt der Agrargüter führte zu erheblichen 
Überkapazitäten für einzelne Produkte (z.B. Getreide). 1992 fielen die Agrar- 
preise auf das niedrigste Niveau des Jahrhunderts. In diesem Kontext kommt 
nach sieben Jahren Verhandlung die Uruguay-Runde des GATT mit dem Blair- 
House-Abkommen von 1993 zum Abschluss. Zum ersten Mal werden Agrar- 
güter (ebenso wie Dienstleistungen) in die Verhandlungen mitaufgenommen. 


Folgen der neuen Weltagrarordnung 
für Lateinamerika und Mexiko 


In Lateinamerika lassen sich vier Ländergruppen unterscheiden, die je unter- 
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schiedlich auf die exogenen Veränderungen reagierten und somit eine je spe- 
zifische Variante der Weltmarkintegration erlebten. 

Die erste Gruppe besteht aus Ländern, die einerseits ihre Selbstversorgung mit 
Grundnahrungsmitteln aufrechterhalten konnten und zusätzlich auf dem 
Weltmarkt als Exporteure von Getreide und Obst oder Gemüse auftreten. 
Dazu gehören Argentinien und Uruguay. Die zweite Gruppe besteht aus 
Ländern, die ihre Nahrungsmittelsouveränität beibehalten und zusätzlich Ex- 
porteure von „neuen“ Produkten, hauptsächlich Obst und Blumen werden 
konnten, so Chile, Kolumbien, Ecuador, Paraguay. Die dritte Gruppe besteht 
aus Ländern, die sich zwar in die neue internationale Arbeitsteilung als Ex- 
porteure der „neuen“ Agrarprodukte integriert haben, aber gleichzeitig die 
Nahrungsmittelsouveränität für Grundnahrungsmittel verloren haben. Dazu 
gehören Mexiko, Brasilien, Costa Rica, Honduras, Guatemala. Eine vierte, 
große Gruppe lateinamerikanischer Länder exportiert weiterhin die traditio- 
nellen Agrarrohstoffe und hat sich nicht in die neue Agrarordnung integriert, 
wie El Salvador, die Dominikanische Republik, Haiti, Nicaragua, Peru, Boli- 
vien, Panama. Diese Länder gehören zu den Marginalisierten der neuen Weltag- 
rarordnung. Einige von ihnen haben zusätzlich das Problem, dass ihre Selbstver- 
sorgung mit Grundnahrungsmitteln nicht gesichert ist (Peru, Bolivien, Domini- 
kanische Republik, Haiti, El Salvador), während andere (Bolivien, Panama) eine 
einigermaßen ausgeglichene Selbstversorgung gewährleisten konnten. In Gestalt 
dieser Ländergruppe kommt der ausschließende und selektive Charakter der 
Transformation der Weltmarktordnung zum Ausdruck. 


Merkmale des exportorientierten Agrarmodells 


Die neue Weltagrarordnung, die sich ab den 1970er Jahren entwickelte, hat in 
Lateinamerika zur kapitalistischen Umstrukturierung in der Landwirtschaft ge- 
führt. Ab Anfang der 1970er Jahre verlor die Landwirtschaft ihre Rolle als 
Lokomotive der lateinamerikanischen Volkswirtschaften und erlitt einen blei- 
benden Bedeutungsverlust.'' Die Mehrheit der Länder begann nun gezielt mit 
der Förderung des Exportsektors der Landwirtschaft. Die neue Exportorien- 
tierung führte zur Veränderung der Produktionsstruktur: traditionelle Agrar- 
rohstoffe (Zucker, Baumwolle, Kaffee, Kakao, u.ä) wurden abgelöst von den 
neuen, rentableren Exportprodukten wie Obst, Gemüse, Blumen. Die neuen 
Agrarexportprodukte sind sehr kapitalintensiv, was ausländische Direktinvesti- 
tionen erforderlich machte. Die hochgradige Exportorientierung (im Falle 
Mexikos nach den USA) erforderte umfangreiche Anpassungen an den jewei- 
ligen Verbrauchermarkt. Logistik (Standortauswahl), Pflanzzeiten, Verpackung, 
Transport, Technologie (Biotechnologie, Biogenetik, Agrartechnologie) und 


11 1970 machten die Agrarexporte Lateinamerikas noch 43,7% der Gesamtexporte aus; 1991 
waren es nur noch 24,5%. 
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Marketing werden für die just-in-time-Produktion zurechtgeschneidert. Ohne 
eine transnationale Produktionsorganisation ist dies weder finanziell (wegen 
der hohen Investitionskosten) noch informationstechnisch und personell (nur 
fest im jeweiligen Abnehmerland implantierte Unternehmen sind im Besitz 
der notwendigen Marktinformationen und Kontakte) vorstellbar. 

Ab Anfang der 1980er Jahre führte die neoliberale Politik allgemein zum 
Rückzug des Staates aus der Wirtschaft. Im Kontext der IWF-Strukturanpas- 
sungsprogramme ging es im Kern stets darum die Landwirtschaft dem „freien 
Spiel“ der Marktkräfte zu überlassen. In der Folge fielen die Produzentenprei- 
se und gleichzeitig stiegen alle Inputkosten der landwirtschaftlichen Produk- 
tion. Die Landwirtschaft wurde unrentabel. Die neuen Markterfordernisse 
machten auch institutionelle Anpassungen notwendig. Der Wunsch, ausländi- 
sches Investitionskapital anzulocken und diesem eine ausreichende Rentabili- 
tät der Investition sichern zu können, ließen die Liberalisierung des Land- 
und Arbeitsmarkts notwendig erscheinen. Schon ab den 1970er Jahren wur- 
den auf dem Subkontinent Agrarreformen „zurückgedreht” und damit den 
Kleinbauern (campesinos) ihre Grundlage entzogen. Dies führte zum Anstieg 
der Masse der Landlosen, deren Kämpfe um ein Stück Land seither überall zu 
mehr oder weniger gewaltsamen Konflikten geführt haben.” In Mexiko kam 
die Agrarreform (1992) durch die Reform des Verfassungsartikels 27 auch de 
jure zum Ende. Der Weg zu einem neuen Typ der Landkonzentration, dem 
neolatifundio financiero, wird durch die Privatisierung des Ejido geebnet. 

Der Bedeutungsverlust der Landwirtschaft als strategischer Wirtschaftszweig 
für die Entwicklung des Landes verlief in Mexiko besonders dramatisch". Ab 
den 80er Jahren wurde es zunehmend schwieriger, ausländisches Kapital zur 
Investition in die Landwirtschaft zu bewegen. Das ausländische Anlagekapital, 
das wie eine Flutwelle über Mexiko und Brasilien hereinbrach, war größten- 
teils kurzfristiges Spekulationskapital, das den produktiven Sektor mied. Dem 
Exportboom bei den neuen, rentableren Agrarprodukten standen auf der an- 
deren Seite steigende Importe von Grundnahrungsmitteln gegenüber.'* Auch 


12 Chile unter Pinochet machte in dieser Entwicklung den Anfang. In Brasilien und Costa Ri- 
ca kam es zu bedeutsamen Landkonzentrationen und die Zahl der Kleinbauern sank dras- 
tisch. In Nicaragua sorgte die Regierung von Violeta Chamorro (1990) dafür, dass die unter 
sandinistischer Herrschaft enteigneten Latifundien zum großen Teil wieder an die ehemali- 
gen Besitzer gingen. Die Regierungen von Honduras (1992) und Ecuador (1994) verkünde- 
ten das Ende der Agrarreform. 

13 1970 hatten die Agrarexporte einen Anteil von 37,49% an den Gesamtexporten; 1990 waren 
es nur noch 9,88%. Die Ablösung der traditionellen Agrarrohstoffe für den Export (Kaffee, 
Baumwolle, Zucker) durch die lukrativeren, neuen Agrarexportprodukte (Obst, Gemüse, 
Rinder) verlief rasant. 1980 lagen Mexikos Obst- und Gemüseexporte noch unterhalb der 
statistischen Erfassungsgrenze. 1985 begann die statistische Erfassung. 1990 war Mexiko auf 
Platz 4 der Weltrangliste für Tomatenexporte, auf Platz 8 für Trauben, auf Platz 6 für 
Frisch- und Gefriergemüse, auf Platz 11 bei Zitronen und Grapefruit. 

14 Mexiko steht an 4. Stelle der Maisimporteure, an 2. Stelle der Sorgoimporteure. Auch bei 
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der Rückzug des Staates aus dem Wirtschaftsgeschehen war in Mexiko radika- 
ler als anderswo. Innerhalb von 8 Jahren (1986-94) werden die Verhältnisse in 
der Landwirtschaft auf den Kopf gestellt: Abschaffung der Garantiepreise (mit 
Ausnahme von Mais und Bohnen), Privatisierung von Staatsunternehmen in 
der Produktion (Zuckermühlen, Kaffee, Bewässerung), Kreditwesen und Versi- 
cherung (Banrural, ANAGSA), Vermarktung (CONASUPO), u.v.m. Hinzu 
kommt die abrupte Öffnung der Grenzen, die die einheimischen Agrarprodu- 
zenten mit der Konkurrenz der Billigimporte aus den USA konfrontierte. Das 
Modernisierungsprogramm für die Landwirtschaft (Programa de moderniza- 
cion para el campo, 1990-94) legte als neue Priorität die Förderung des Ex- 
portsektors fest und überläßt den Rest sich selbst. Die institutionelle Anpas- 
sung der Besitzverhältnisse in der Landwirtschaft an die Markterfordernisse 
nahm Gestalt an in der Reform des Artikel 27 der mexikanischen Verfassung. 
Der Schlußstein der neoliberalen Architektur war die Unterzeichnung des 
nordamerikanischen Freihandelvertrags TLC. Die in dem supranationalen 
Vertragswerk eingegangenen Verpflichtungen sollten den erreichten Stand der 
neoliberalen Liberalisierung irreversibel machen und somit den ausländischen 
Investoren mehr Sicherheit bieten. 


3. Das Privatisierungsprogramm PROCEDE (Programa de Certi- 
ficaciön de Derechos Ejidales y Titulaciön de Solares Urbanos) 


Das Jahr 1992 markierte die Wende. Das Ejido, die „heilige Kuh” der Mexika- 
ner, wurde geschlachtet. Mit der Reform des Artikel 27 der mexikanischen Ver- 
fassung wurden die Voraussetzungen für die Privatisierung des Ejido geschaffen. 
Zur Durchführung des Privatisierungsprogramms PROCEDE wurden eigens 
zwei neue staatliche Institutionen gegründet: das Agrargericht (Tribunal Agrario) 
und die Agrarbehörde (Procuradurfa Agraria). Das Agrargericht ist zuständig für 
die Schlichtung der zu erwartenden Landkonflikte und Grenzstreitigkeiten, wäh- 
rend der Agrarbehörde die Durchführung von PROCEDE obliegt. 

Laut Gesetz sollte die Durchführung von PROCEDE konkret so ablaufen: 
Vertreter der Procuradia Agraria stellen das Programm in der Ejidoversamm- 
lung vor, erklären die Funktionsweise und die einzelnen Schritte der Abwick- 
lung. Die Mitglieder des Ejido debattieren die Vor- und Nachteile und stim- 
men schließlich darüber ab, ob das Ejido als Ganzes das Programm durchlau- 
fen will. Nur mit Stimmenmehrheit der Versammlung kann PROCEDE in 
Gang kommen. Der erste Schritt ist die Landvermessung und Erstellung von 
Plänen der Parzellen sowie eine Liste der rechtmäßigen Ejidatarios mit zuge- 
hörigen Landbesitz'” (genaue Verortung der Parzelle, Grundfläche, welche 


Milch ist Mexiko Nettoimporteur. 
15 Hierbei sollen auch frühere Dokumente der Landvermessung (Karten, Estudio de usufructo 
parcelario) und Listen der rechtmäßigen Ejidatarios (Abschriften der Archive des Registro 
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Nachbarn in jeder Himmelsrichtung). Diese kartographische und topographi- 
sche Bestandsaufnahme wird vom staatlichen Institut für Statistik, Geogra- 
phie und Informatik (INEGI) durchgeführt. Sobald diese Vorbedingung er- 
füllt ist, also genau bekannt ist, welcher Ejidatario wieviel Land besitzt und 
vor allen Dingen klar ist, wieviel Allmende das Ejido besitzt, kann zum 
nächsten Schritt übergegangen werden: Die gleichmäßige Aufteilung der All- 
mende unter den Ejidatarios. Laut Gesetz steht jedem Ejidatario zusätzlich zu 
seiner eigenen Parzelle der prozentuale Anteil an der Allmende zu. 7 Ab dem 
Augenblick, wo jeder Ejidatario seinen neuen Landtitel von PROCEDE ausge- 
händigt bekommt, ist er quasi-privater Besitzer seines Landes und kann damit 
machen was er will. Er darf nach Belieben verkaufen, verpachten, Hypotheken 
aufnehmen, joint-ventures mit Agrarunternehmen eingehen oder weiteres Land 
dazu kaufen. Auf diese Art und Weise dürfen sich auch Fremde im Ejido ein- 
kaufen, eine Sache, die früher nicht möglich war. Ehedem konnten im großen 
und ganzen nur erwachsene Kinder der alten Ejidatarios selbst Ejidatarios wer- 
den. 


4. Das neue Ejido 


Welche Folgen hatte nun die Reform des Artikel 27 und die neue Agrarge- 
setzgebung von 1992 für das Ejido? Welches sind die wesentlichen Unter- 
schiede zwischen dem alten und dem neuen Recht? Zum besseren Verständ- 
nis des „neuen“ Ejido nach 1992 sollen die Kernpunkte des alten und neuen 
Agrargesetzes gegenübergestellt werden, denn der Teufel steckt bekanntlich im 
Detail, insbesondere bei juristischen Sachverhalten. 


Fragmentierung des Landtitels 


Gemäß der alten Gesetzeslage erhielt ein Ejidatario einen ejidalen Landtitel 
für seinen Nutzrechtanteil am ejidalen Gesamtbesitz. Dieser Landtitel setzte 
sich aus zwei untrennbaren Bestandteilen zusammen: dem Recht auf die indi- 
viduelle Parzelle (derecho sobre la parcela) und dem Recht auf die Mitbenut- 
zung der Allmende (derecho sobre terrenos de uso comün). Beide Bestandtei- 


Agrarıo Nacional, R.A.N.) als Basis dienen. 

16 Die Ejidoversammlung kann sich auch gegen die Parzellierung und individuelle Zuteilung 
von Allmendeland aussprechen und diese in Gemeinschaftsbesitz belassen. In der Praxis 
setzt sich aber meist die erste Variante durch und die Allmende wird aufgeteilt. Die Vertre- 
ter der Procuraduria Agraria werben auch geschickt für die Durchführung von PROCEDE, 
indem sie den Ejıdatarios ein „Landgeschenk” in Form der aufgeteilten Allmende in Aus- 
sicht stellen. 

17 Wenn zum Beispiel die durchschnittliche Parzellenfläche 8 ha beträgt, das Ejido aus 100 E- 
jidatarios besteht und die Allmende 1000 ha umfaßt, dann steht jedem Ejıdatario zusätzlich 
zu seinen 8ha Parzelle noch 10ha anteilige Allmende zu. Die beiden neuen, ejidalen Landti- 
tel (Derecho sobre la parcela und Derecho sobre tierra de uso comün) von PROCEDE lau- 
ten demzufolge insgesamt über 18ha Landbesitz. 
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le des individuell erteilten Landtitels waren vollkommen gleichberechtigt, ab- 
solut untrennbar miteinander verbunden und konnten daher nur gemeinsam 
auf dem einzigen legalen Weg übertragen werden, dem der Erbschaft. Das 
neue Agrargesetz trennt nun die beiden Bestandteile. Es gibt zwei unter- 
schiedliche Besitztitel, die je getrennt voneinander übertragen werden können. 
Der Ejıdatario wird zum individuellen Besitzer an seiner Parzelle, die nun in 
eine neue juristische Kategorie des quasi-Privatrechts fällt. Damit wird die 
Parzelle zur beliebig handelbaren Ware auf dem Immobilienmarkt. Gleich- 
zeitig erhält der Ejidatario ein Dokument, das ihn als Miteigentümer eines 
Gemeinschaftsbesitzes, der Allmende, ausweist, das ebenfalls individuell 
übertragbar ist. Der Besitzer irgendeines der beiden Titel wird zum aner- 
kannten Ejidatario.'* Diese Fragmentierung schafft die Möglichkeit, die An- 
zahl der Ejidatarios pro Ejido bei unveränderter Flächenausdehnung bis 
maximal auf das Doppelte zu erhöhen. Der Akkumulation von mehreren 
Rechtstiteln sind sehr lockere Grenzen gesetzt. Dies fördert die Konzentra- 
tion von Land und damit von Macht in den Händen Einzelner. In wel- 
chem Ausmaß es zum An- und Verkauf von Ejidoland kommt, hängt wie- 
derum von den Kosten alternativer Landkontrollmöglichkeiten (Pacht, 
Joint-venture) ab. Im neuen Agrargesetz bleibt die juristische Einheit und 
formale Identität des Ejido zwar gewahrt, aber seine soziale und ökonomische 
Grundlage verschwindet. Das Ejido hört auf ein Ganzes zu sein und zerfällt 
in die Summe seiner Teile. Wie jeder Umbruch von solch historischen Di- 
mensionen hat dies Folgen für die Macht- und Interessenkonstellation vor 
Ort, also für die lokale (regionale) Politik. Wer kauft sich ins Ejido ein und 
mit welchem Ziel? Wie entwickelt sich das Verhältnis zwischen neuen und al- 
ten Ejidatarios? Führen die neuen legalen Möglichkeiten zum Machtverlust 
des Ejidovorstands (comisariado ejidal) oder zu seinem Gegenteil? Gewinnt 
oder verliert das Ejido als politische Institution an Gewicht im lokalen Macht- 
gefüge? 


Besitzrecht an der Allmende 


Die wesentlichen Eigenschaften des Allmendelandes sollen auch nach der 
Verfassungsreform unangetastet bleiben. Der Gesetzestext steckt aber voller 
Widersprüche, so dass der eingangs deklarierte Anspruch an anderer Stelle 
wieder aufgehoben wird. 


18 So Carlos Perez Castaheda (1995: 486). In Sayula geschah etwas anderes: Besitzer von All- 
mendetiteln (derecho sobre terreno de uso comün ) sind keine vollwertigen Ejidatarios, sie 
wurden aus dem Registro Agrarıo Nacional (R.A.N.) gestrichen und haben kein Stimmrecht 
in der Ejidoversammlung, sie haben den Status der comuneros. Nur die Besitzer von Parzel- 
len-Titeln sind vollwertige Ejidatarios mit allen Rechten. Dies ist ein Beleg für die Wider- 
sprüchlichkeit der Umsetzung der Agrarpolitik. 
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Unverjährbarkeit des Rechtsanspruchs (Imprescriptibilidad): Einerseits sichert 
das neue Agrargesetz die Unverjährbarkeit des Rechtsanspruchs für Allmende- 
land zu. Andererseits nimmt es diese Zusicherung wieder zurück, indem die 
Möglichkeit eingeräumt wird jenes Land (mit Ausnahme von Wald und Re- 
genwald) durch gewohnheitsmäßige Nutzung zu erwerben. Die friedliche, un- 
unterbrochene und öffentliche Inbesitznahme, sei sie in gutem Glauben oder 
wider Treu und Glauben erfolgt, produziert juristische Effekte, die schließlich 
in ein Eigentumsrecht münden. Dies bedeutet, dass man einen Besitzan- 
spruch auf Allmendeland durch Verjährung bzw. durch Gewohnheitsrecht 
verlieren bzw. erwerben kann. Juristisch problematisch ist hier nur noch die 
Interpretation der Fristen von Verjährung. 

Zur Verdeutlichung dessen, was die faktische Aufhebung der Verjährbarkeit 
des Rechtsanspruchs auf Allmende bedeuten kann, stellen wir uns einen kon- 
kreten Fall vor (der nicht frei erfunden ist). Beim Ableben eines Ejidatario 
geht der Rechtsanspruch auf den Landtitel häufig an seine Witwe über. Neh- 
men wir an, die erwachsenen Söhne der Witwe seien alle in die USA emig- 
riert. Die Frau ist mit den jüngeren Kindern auf sich alleine gestellt, kann a- 
ber das Land nicht selbst bearbeiten und hat kein Geld, um jemanden dafür 
zu bezahlen. So bleibt das Land nach Ableben des Mannes zunächst unbe- 
stellt. Der expansionswillige Nachbar weiß um die Lage der Witwe, nutzt die 
Situation für sich aus, bestellt das Land in der nächsten Saison einfach mit 
und fährt die Ernte zu sich nach Hause. Nach einigen Jahren der zwar wider- 
rechtlichen Inbesitznahme, aber ununterbrochenen Bearbeitung gehört das 
Land der Witwe ihm. Ihr Rechtsanspruch verjährt, wenn es ihr nicht gelingt, 
ihn vor Gericht durchzusetzen. Eine Durchsetzung dieser Art kostet Geld, 
das die arme Witwe nicht hat. 


Unveräußerbarkeit von Allmende (inenajenabilidad): Das neue Agrarrecht ga- 
rantiert auch weiterhin die Unveräußerbarkeit von Allmende, sie darf also 
nicht verkauft werden. Das Gesetz räumt der Ejidoversammlung jedoch das 
Recht ein, die Allmende zu parzellieren und die Fraktionen individuell oder 
gruppenweise den Ejidatarios zuzuteilen. Diese Zuteilung kann mit oder ohne 
Gegenleistung erfolgen. Eine finanzielle Gegenleistung im Austausch gegen 
die Zuteilung eines Anteils an der Allmende ist natürlich nichts anderes als 
ein Kaufakt. Die formal zugesicherte Unveräußerbarkeit der Allmende wird 
damit außer Kraft gesetzt. 


Verbot der Pfändung (inembargabilidad): Das neue Agrargesetz erklärt, dass 
die Allmende nicht Gegenstand einer Pfändung sein kann. Das Nutzungs- 
recht an Teilen der Allmende darf aber an Unternehmen übertragen werden, 
so dass das Land Teil des Vermögens einer juristischen Person und somit 
zum Haftungskapital jener wird im Falle von Zahlungsunfähigkeit des Unter- 
nehmens. Andererseits erlaubt das neue Agrargesetz jede beliebige Form der 
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Übertragung des Nutzungsrechts wie Pacht, Aufnahme einer Hypothek, Bürg- 
schaft. Im Falle der Nichterfüllung der Vertragsbedingungen hat der Gläubi- 
ger das Recht den Garantiefall geltend zu machen und dies bedeutet die zeit- 
weılige Pfändung des Nutzungsrechts. Auch wenn dies juristisch nicht exakt 
dieselben Konsequenzen hat wie den Verlust eines Besitzrechts, so sind die 
realen Effekte doch identisch. Dies gilt um so mehr, wenn es sich um die 
Einlösung hoher Verpflichtungen handelt, die einen langfristigen Verlust des 
Nutzungsrechts (20 und mehr Jahre) bewirken. 


Unübertragbarkeit (intransmisibilidad): Das alte Agrargesetz garantierte die 
Unübertragbarkeit der ejidalen Rechte an der Allmende, indem es den Trans- 
fer von Besitz- oder Nutzrecht verbot. Das neue Agrargesetz erlaubt den 
Transfer von Besitz- und Nutzrechten in zwei Varianten: a) durch Parzellie- 
rung und individuell oder gruppenweise Zuteilung von Allmendeland. Dies 
wiederum ist Voraussetzung für den späteren Erwerb eines privatrechtlichen 
Landtitel; b) als Beitrag zum Kapital von Handelsgesellschaften (GmbH). Das 
Gesetz sichert den Ejidatarios im Konkursfall des Unternehmens das Vorkaufs- 
recht für das von ihnen eingebrachte Land zu. Dies bedeutet im Umkehr- 
schluss, dass Ejıdoland aus der Konkursmasse eines Unternehmens auch von 
Nicht-Ejidatarios käuflich erworben werden kann. Dies heißt aber, dass das frag- 
liche Land vom Ejidoregime in das Regime des Privatrechts übergeht, ohne dass 
die für diese Konversion vorgeschriebene Prozedur eingehalten werden muß. 


Unteilbarkeit (indivisibilidad): Im alten Agrarrecht war die Allmende unteil- 
bar, sie durfte weder ganz noch teilweise parzelliert werden. Sie war der Kern- 
bestand des Ejidovermögens, der immer wieder die Integration von Landlosen 
in den Kreis der Ejidatarios ermöglicht hatte. Ein landloser Bauer, der in der 
Gemeinde ansässig und guten Leumund bei den Ejidatarios genoß, konnte 
bei der Ejidoversammlung die Erlaubnis zum Urbarmachen und Bebauen ei- 
nes Stück Lands auf der Allmende erhalten. Er erhielt damit den Status des 
comunero. Nach Ablauf von einigen Jahren und wiederum mit Zustimmung 
der Ejidoversammlung wurde jener comunero als Ejidatario mit vollen Rechten 
(Stimmrecht, Landtitel) im Ejido aufgenommen. Mit der Aufteilung der All- 
mende unter den nach 1992 zu einem bestimmten Zeitpunkt vorhandenen Eji- 
datarios wird der Zugang von Landlosen für die Zukunft verbaut. 


Das Besitzrecht an den Ejidoparzellen 


Die Veränderungen im neuen Agrargesetz haben für die Ejidoparzellen grund- 
sätzlich dieselben Folgen wie für die Allmende. Hinzu kommt, dass von nun an 
der Ejidatario alleine (lediglich mit der Unterschrift von zwei Zeugen) über den 
eventuellen Verkauf oder Verpachtung an eine beliebige Person entscheiden 
kann, wobei Familienangehörigen nur ein Vorkaufsrecht eingeräumt wird. Ver- 
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gegenwärtigt man sich die typische mexikanische Familie auf dem Land mit ih- 
rer patriarchalen und autoritären Struktur, dann wird klar, dass die realen Mög- 
lichkeiten der Ausübung des Vorkaufsrechts durch Ehefrau oder Kinder des Eji- 
datario verschwindend gering sind. Wie sollte eine in der Regel nicht finanziell 
unabhängige Ehefrau eines Ejidatario die Mittel für einen solchen Kauf und den 
Mut für eine solche „Palastrevolution“ gegen ihren Ehemann aufbringen? Es be- 
stehen jedoch größere Chancen, dass die Ejidoparzelle dem akuten Liquiditäts- 
bedarf eines trunksüchtigen Ehemanns zum Opfer fällt und der Rest der Familie 
ohnmächtig dem Verlust ihrer Lebensgrundlage zusehen muß. Damit verliert die 
Ejidoparzelle den Charakter des Familienstammbesitzes (patrimonio familiar).'” 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das ejidale Parzellenrecht übertrag- 
bar, pfändbar, verjährbar, veräußerbar und teilbar ist. Das neu entstandene ejida- 
le Parzellenrecht ist also ein individuelles Besitzrecht mit privatem Charakter 
mit einigen leichten Einschränkungen. Der Parzellenbesitz läßt sich als ejidaler 
Privatbesitz bezeichnen (propiedad privada ejidal). 


Folgen für das gesellschaftliche Naturverhältnis: Diese Veränderungen des 
Rechtsregimes haben weitreichende Folgen für das gesellschaftliche Naturver- 
hältnis. Während unter dem alten Gesetz ein Rechtstitelinhaber sich dem 
Land unterwerfen mußte durch den gesetzlichen Zwang zur ununterbroche- 
nen Bearbeitung, kann sich der heutige Ejidatario von dieser Verpflichtung 
befreien ohne seinen Rechtstitel zu gefährden. Der ejidale Landbesitzer wird 
damit zum rein nominalen Besitzer und Rentier. Er verliert damit die Kon- 
trolle über sein Land. Die Entscheidungen über das Land werden von den 
Managern des Unternehmens oder den größten Aktionären gefällt. So be- 
trachtet, fallen direkte Kontrolle des Landes und Besitzrecht am Land ausein- 
ander. Der physische Kontakt von Mensch zu Land geht verloren in dem 
Maße wie sich das Geld zwischen beide schiebt. Der Besitztitel wird zum An- 
spruchstitel auf Anteil am Gewinn. Der Ejidatario wandelt sich vom stake- 
holder zum shareholder.”” Verschaffte das Land seinem Besitzer früher Nah- 
rungsmittel, so bringt es ihm heute Geld ein. Dies hat Auswirkungen auf die 
Wertschätzung und Behandlung von Land, den Stellenwert von Geld, Kon- 
sumgewohnheiten (es wird gegessen was billig ist, nicht das, was geerntet 
wird), soziale Beziehungen und vieles mehr. 


19 Hiermit bricht das neue Agrargesetz mit einer juristischen Tradition, das den Familienbesitz 
als eigene, unter besonderem Schutz stehende Besitzkategorie anerkennt (vgl. auch: ho- 
mestead im US-Recht von 1862 und 1895; bien de famille im französischen Recht von 
1909). Der Familienbesitz sollte vor der Willkür einzelner Familienmitglieder (in der Praxis: 
den Männern) geschützt werden, zugunsten des Erhalts der Lebensgrundlage der Familie als 
Gesamtheit. Das reformierte Agrargesetz orientiert sich nun an den Normen des Zivilrechts, 
das dem Eigentümer einer Sache die volle Verfügungsgewalt über sie einräumt. 

20 Eine Analyse dieses Wandels für den Fall der Industriebetriebe findet sich in Altvater/ 
Mahnkopf (1996, Kap.9). 
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Folgen für die Sozialbindung von ejidalem Landbesitz: Im alten Agrarrecht 
konnte nicht jeder Beliebige Ejidatario werden. Der Zugang zum Ejido via 
Landzuteilung und Ejidoneugründung war an die Erfüllung von bestimmten 
Kriterien gebunden, die die Gruppe der möglicherweise Begünstigten sozial 
eingrenzte auf die Bauernschaft. Von daher ist das alte Agrarrecht zurecht als 
ein Klassenrecht, nämlich zugunsten der Bauern bezeichnet worden. Im neu- 
en Agrarrecht kann fast jeder Beliebige Ejidatario werden. Hiermit wird das 
Tor zur Auflösung der Bauern als sozialer Klasse geöffnet und der Staat als 
Schutzpatron ihrer Existenz entfällt. Das ehemalige Klassenrecht verwandelt 
sich in ein Individualrecht. Im alten Agrarrecht waren die Rechte der Ejidata- 
rios an eine Reihe von Verpflichtungen geknüpft,” erlassen wurden im Hin- 
blick auf das Schutzinteresse des Staates zugunsten von sozial Benachteiligten 
wie Witwen, Waisen, Behinderten und Arbeitsunfähigen. Damit wurde der 
soziale Charakter des ejidalen Besitzrechts unterstrichen. Wie schon deutlich 
geworden ist, wurden diese Verpflichtungen im neuen Agrarrecht ersatzlos ge- 
strichen. Die ejidalen Landbesitzer wurden den privaten gleichgestellt. Damit 
verliert das Landeigentum seine soziale Funktion, die ihm von der Verfassung 
von 1917 zuerkannt wurde. Dies bedeutet, dass das gesellschaftliche Allge- 
meininteresse nicht mehr als Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion und Sicherung der nationalen Nahrungsmittelsouveränität definiert 
wird. 


5. Der Fall Sayula/Jalisco 


Am Fall des Ejido Sayula”/Jalisco kann man beobachten: das reale Ergebnis 
der Abwicklung des Privatisierungprogramms PROCEDE hängt von lokalen 
Faktoren (Machtverhältnisse, Interessenlagen, ökologischen Rahmenbedin- 
gungen, aktuelle Wirschaftskonjunktur) ab. Die Privatisierung des Ejido Sayu- 
la verlief mit Nebeneffekten, die auf die Natur des PRI-Systems hinweisen: es 
gab Landraub, Betrug und Mord. Entgegen den Hoffnungen der einen und 
den Befürchtungen der anderen hat die Privatisierung von Ejidoland in Sayu- 
la nicht zu massiven Landverkäufen geführt, das Land wird hauptsächlich 


21 Die Handlungspflichten umfassten 1) gegenüber der Familie: Unterhaltsverpflichtungen ge- 
genüber der Ehefrau und den minderjährigen Kindern des Ejidatario oder im Falle seines 
Ablebens gegenüber der Witwe und den Waisen; 2) gegenüber dem Ejido: Verpflichtung zur 
Teilnahme an den Ejidoversammlungen, Verwendung von Kredit für beantragte Zwecke, 
Bebauung der Parzelle mit den programmatisch festgelegten Kulturen, Erledigung von Ge- 
meinschaftsaufgaben, Vertrieb der Ernte über das Ejido; 3) gegenüber der Gesellschaft: Ver- 
pflichtungen zur ununterbrochenen Nutzung des Landes (Verbot der Brache). Die Unter- 
lassungspflichten umfassten 1) gegenüber dem Ejido: Verbot des Verkaufs oder Verpachtung 
von Ejidoparzelle bzw. Allmendeanteils, Verbot der Beschäftigung von Lohnarbeitern; 2) 
gegenüber der Gesellschaft: Verbot des Anbaus von Rauschmitteln. 

22 Sayula ist eine Kleinstadt von ca. 30.000 Einwohner, 100 km südlich von Guadalajara (4 
Mio. Einwohner) im Staat Jalisco. Das Ejido Sayula hatte 1998 ca. 110 Mitglieder. 
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verpachtet. Die Entscheidung für Pacht oder Nicht-Pacht wird nicht nach 
Marktkriterien gefällt, vielmehr spielt die gesunkene ökologische Qualität (E- 
rosion, Wassermangel) die entscheidende Rolle. Als Pächter traten in den 
1990er Jahren die Agromaquilas auf den Plan. Die Schuldenkrise der Groß- 
bauern und die Privatisierung von Ejidoland sind zusammen die Voraus- 
setzungen für die Transnationalisierung der mexikanischen Landwirtschaft. 
Die Probleme des Ejido Sayula begannen 1993 mit der Durchführung von 
PROCEDE.? Die Regierung hatte für dieses Privatisierungsprogramm mit 
dem Versprechen von „mehr juristischer Sicherheit am Landbesitz“ geworben. 
Doch in Sayula kam alles anders, bei der Abwicklung des Privatisierungspro- 
gramms kam es zu erheblichen Unregelmäßigkeiten: 

- Geldunterschlagungen aus der Ejidokasse aus dem Holzverkauf von Ejido- 
wald und aus Entschädigungszahlungen für vom Staat enteignetes Ejidoland, 
auf dem das in Sayula ansässige 14. Regiment des nationalen Heers seine Ka- 
serne errichtet hat; 

- von der aufgeteilten Allmende (fondo comün) wurde manchen Ejidatarios 
überproportional viel Land gegeben, während andere leer ausgingen; 

- Landraub: im Rahmen der Neuvermessung des Ejidolands - vorbereitender 
Schritt für die Umverteilung und Landtitelvergabe - wurden uralte Grenzen 
so verschoben, dass einigen Ejidatarios Land von ihrer Parzelle abgezweigt 
wurde. Die so entstandenen „neuen“ Parzellen wurden sofort an Dritte wei- 
terverkauft. Von insgesamt 112 Ejidatarios sind 30 von solcher Art Landraub 
betroffen, davon haben 11 ein Gerichtsverfahren vor dem Agrargericht (Tri- 
bunal Agrario) angestrengt. Nach ca. 5 Jahre entschied die letzte Instanz zu- 
gunsten der Geschädigten; 

- Streichung von alteingesessenen Ejidatarios aus der Liste des Registro Agra- 
rio Nacional (R.A.N.): einige der Ejidatarios, die schon seit mehr als 20 Jah- 
ren auf ihrer Parzelle sind, tauchten in der Liste des R.A.N. von 1996 plötz- 
lich nicht mehr auf; 

- willkürlich selektive Aushändigung der neuen PROCEDE-Landtitel: einige 
der alten Ejidatarios warteten 1998 noch immer auf die neuen Landtitel, wäh- 
rend alle „neuen” Ejidatarios schon seit Mai/Juni 1995 im Besitz dieser Pa- 
piere waren. Ohne die neuen Landtitel können die Ejidatarios keine vom 
Staat gewährten Hilfen für die Landwirtschaft beantragen (PROCAMPO). 
Vordergründige Akteure dieser Unregelmäßigkeiten waren die Mitglieder der 
ehemaligen Ejidoleitung (1992-95). Vom Landraub betroffene Ejidatarios ha- 
ben Rat und Unterstützung bei der Procuraduria Agraria gesucht. Vergeblich. 
Von Anfang an kämpften die Betroffenen mit ihren schwachen Mitteln um 
ihre Landrechte: sie haben unzählige Bitt- und Protestschreiben bezüglich der 
Mißstände an die verschiedenen Verantwortlichen der Procuraduria Agraria, 


23 1993 hatten in Jalisco 300 von insgesamt 1370 Ejıdos das Programm PROCEDE durchlaufen. 
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Ministerien, Gouverneur und andere Regierungsmitglieder von Jalisco und 
sogar an Präsident Zedillo gesandt, Presse und TV eingeschaltet, Anwälte be- 
zahlt. Dies bedeutete einen enormen Aufwand an Zeit und Geld. Höhepunkt 
des Landkonflikts war die Ermordung des Sprechers der inconformes:”’ Raul 
Gonzälez Väzquez wurde am Morgen des 24. Januar 2000 von zwei gedunge- 
nen Pistoleros vor seinem Haus erschossen. Die Untersuchung des Mordfalls 
wurde im November 2000 ergebnislos eingestellt. 

Wichtig für das Verständnis der vorgefallenen Unregelmäßigkeiten, insbeson- 
dere des Landraubs, ist die Ejidoversammlung vom 11. Februar 1995. Diese 
Ejidoversammlung war eine sogenannte asamblea dura” in der es um die 
„Grenzziehung, Bestimmung und Zuweisung von Ejidoland“ (delimitaciön, 
destino y asignaciön de las tierras ejidales) ging. In dieser Versammlung soll- 
ten die rechtmäßigen Ejidatarios als Besitzer ihrer Parzellen bestätigt werden 
und ihnen der prozentuale Anteil an der Allmende zugewiesen werden. Die 
neuen Landtitel von PROCEDE, die die Privatisierung des Ejidoland besie- 
geln, beruhen auf den Beschlüssen solcher asambleas duras. Angesichts der 
Bedeutung solcher Versammlungen schreibt der Gesetzgeber die Anwesenheit 
eines staatlich anerkannten Notars und anderer Behördenvertreter vor. Zu 
Beginn der Versammlung vom 11. Februar 1995 wurde wie üblich zunächst 
das Quorum festgestellt. Denn nur mit dem erforderlichen Quorum ist die 
Versammlung beschlußfähig. Genau hier setzte die betrügerische Manipulati- 
on der Ejidoleitung ein: die vorgelesene Anwesenheitsliste enthielt über 30 
Personen, die auch physisch in der Versammlung anwesend waren, aber keine 
Ejidatarios waren. Die rechtmäßigen Ejidatarios bemerkten sofort diese Ma- 
nipulation und protestierten. Das notariell beglaubigte Sitzungsprotokoll ü- 
bergeht diese Problematik und den Protest der wahren Ejidatarios. Die All- 
mende wurde auf alle Anwesenden vom 11. Februar 1995 aufgeteilt - also 
auch auf Personen, die keine Ejidatarios waren und sind - und die vom 
INEGI falsch vermessenen Grundstücke wurden von der Versammlung dank 
des herbeigebrachten Stimmviehs mehrheitlich bestätigt. 

In diesem Zusammenhang tut ein Hinweis not: am 12. Februar 1995, also 
genau einen Tag nach der Ejidoversammlung, fanden die Stadtratswahlen 
statt. Erstmals in der Geschichte Sayulas gewann ein Oppositionskandidat 
von der konservativen PAN. Am 11. Februar 1995 jedoch ergriff der PRI- 
Kandidat das Wort in der Ejidoversammlung und wandte sich an die Anwe- 
senden mit den Worten: „Compafieros, wer heute hier anwesend ist und mit- 
stimmt, der ist jetzt schon rechtmäßiger Ejıdatario. Ich erwarte, dass Ihr mir 
morgen Eure Stimme gebt.“ Mit der Versammlung vom 11. Februar 1995 


24 So die Selbstbezeichnung der vom Landraub betroffenen Ejidatarios. 
25 Der „asamblea dura“ vom 11.2.1995 folgten weitere; am 30.11.1997 und 1.2.1998, in denen 
genau dasselbe passierte. 
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wurde der Landraub im Mitwissen der Vertreter der Procuraduria Agraria und 
des wahrscheinlich bestochenen Notars offiziell urkundlich beglaubigt. 


6. Welche Bedeutung hat die lokale Ejido-Privatisierung 
via PROCEDE für die nationale Politik? 


Landkonflikte im Rahmen der Privatisierung des Ejido via PROCEDE sind 
systemisch angelegt. Dies hat historische Wurzeln (Jean Meyer 1973). Daran 
ändert der neoliberale Kontext nichts, im Gegenteil, er verschärft die Lage 
durch Verknappung von sämtlichen Ressourcen (ökonomisch, politisch, öko- 
logisch, sozial) für lokale Mächtige, was seinerseits die Verteilungskonflikte 
schürt. Eine Selbstorganisation der PROCEDE-Geschädigten analog zur 
Schuldnerbewegung EI Barzön als Selbstorganisation der Bank-Geschädigten 
ist ausgeblieben. Einer der Gründe dafür liegt bei den Ejidatarios selbst: sie 
sind ärmer, unwissender, ohnmächtiger als die wohlhabenderen Barzonistas. 
Ein anderer Grund hängt mit der Herrschaftsstruktur des politischen Systems 
zusammen: sie ist gespalten nach Klasse und Rasse. Ein Ende der impunidad 
(Straflosigkeit) für staatlich verantwortete oder staatlich induzierte, politische 
Gewalt und somit ein Schritt in Richtung eines demokratischen Rechtsstaats 
in Mexiko wäre im Kontext der Landfrage nur möglich, wenn konkurrierende 
politische Kräfte der PRI das Ejido als „domaine reserve“ streitig machten. 
Einer der wichtigsten Hebel wäre hierbei eine autonome Judikative als eine 
der drei Staatsgewalten. 


„Still the century of corporatism?’* 
Für die einen ja, für die anderen nein. 


Mit der Durchsetzung der neoliberalen Politikreformen in der Landwirtschaft 
nahm das autoritäre PRI-Regime die „politischen Kosten“ eines solchen 
Wandels billigend in Kauf. Das Regime selbst sperrte die ehemaligen Kom- 
munikationskanäle der korporatistischen Verhandlungen zu. Am Beispiel von 
Sayula sehen wir die von Hubert C. de Grammont (1998) aufgestellte These 
von der Aufspaltung des Regimes und seiner Herrschaftspraxis entlang der 
Klassenlinien bestätigt. Für die Armen (immerhin mehr als 50% der Bevölke- 
rung) funktioniert weiterhin der Korporatismus. Die nationalstaatlichen Poli- 
tiken zur Abfederung der „sozialen Härten“ der neoliberalen Politik äußern 
sich auf dem Land in Gestalt der Institutionen wie PRONASOL und 
PROCAMPO. Die Reform der institutionellen Rahmenbedingungen auf dem 
Land als Reaktion auf die Sachzwänge der Globalisierung nimmt Gestalt an 
in der Reform des Artikel 27 der mexikanischen Verfassung via PROCEDE. Für 
die Mittel- und Oberschicht (Reiche) auf dem Land und in der Stadt glei- 


26 Der Originaltitel von Philippe C. Schmitter (1974: 85-131) ist als Aussage formuliert. 
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chermaßen gilt ein anderes Regime: die alten korporatistischen Kontrollme- 
chanismen verschwinden und die Parteiendemokratie (democracia electoral) 
mit sauberen Wahlen und Parteienkonkurrenz werden zum einzigen Weg der 
Interessenartikulation und institutionellen Möglichkeit die eigenen Forderun- 
gen gegenüber dem Staat durchzusetzen. 


procede, procampo, pronasol und der Korporatismus 


Die Funktionsweise der Institutionen PROCAMPO” und PROCEDE ist eher 
klientelistisch, autoritär, korporatistisch, repressiv und funktioniert somit 
nach dem alten Beziehungsmuster des autoritären PRI-Regimes. Die Mecha- 
nismen der sozialen Kontrolle bleiben erhalten oder können sich sogar ver- 
stärken. In Sayula können wir im Fall von PRONASOL? eine gegenläufige Be- 
wegung zu dieser Tendenz beobachten.”” Die Abwicklung von PROCEDE zeigt 
am deutlichsten das Beharrungsvermögen der alten Kontrollmechanismen des 
PRI-Regimes, die sich sogar auf dramatische Weise verschärften. Für die Ab- 
wicklung des Privatisierungsprogramms im Ejido sind die traditionellen Ak- 
teure der Landwirtschaftspolitik (Agrarministerium SAGAR, INEGI, RAN) und 
die neu geschaffenen Institutionen (Procuraduria agraria, Tribunal agrario) auf 
der nationalen bzw. regionalen Ebene, sowie die Ejidoleitung auf der lokalen 
Ebene zuständig. Die personelle Kontinuität von den alten zu den neuen In- 
stitutionen ist gewährleistet (ehemaliges Personal der SAGAR und SARH wurde 
von der Procuraduria agraria übernommen), so dass die alten Beziehungs- 
geflechte intakt geblieben sind. Das Politikergebnis ist das geschilderte. 

Definiert man den mexikanischen Korporatismus auf dem Land der postrevo- 


27 PROCAMPO ist eine Art staatliche Beihilfe zum Lebensunterhalt für Landwirte. Laut Ge- 
setz soll es an Agrarproduzenten ausgezahlt werden, in der Realität geht das Geld an die 
Landbesitzer, unabhängig davon, ob sie das Land selbst bebauen oder verpachten. 

28 PRONASOL (Programa Nacional de Solidaridad) war die Hauptinitiative der Regierung Sa- 
linas (1988-94) im Bereich Sozialpolitik. 

29 Ab dem Zeitpunkt, wo die „alternancia” (der politische Machtwechsel) im Rathaus erstmals 
geglückt war (ab 1995 mit der ersten PAN-Stadtregierung), kann das alte Beziehungsmuster 
aufgebrochen werden. An die Stelle der mit dem PRI-System identifizierten Akteure und 
Beziehungsnetze treten die neue Regierungsmannschaft im Rathaus und ihre „amigos“ in 
anderen wichtigen Hierarchien auf lokaler und regionaler Ebene. Die langjährige Forderung 
der Gesellschaft von Sayula nach Transparenz der Konten, Öffentlichkeit der Entschei- 
dungsmechanismen, demokratischer Beteiligung der Betroffenen an PRONASOL-Projekten 
kann nun endlich durchgesetzt werden. Die demokratischen Prozeduren werden korrekt 
eingehalten, der neue PAN-Bürgermeister legt großen Wert auf Transparenz seiner Amtsfüh- 
rung und Beteiligung der Bevölkerung am Politikprozess in der Absicht, das verloren ge- 
gangene Vertrauen der Bevölkerung in die öffentlichen Institutionen wieder zurück zu ge- 
winnen. Es geht explizit um die Wiederherstellung der verlorengegangenen Legitimität des 
lokalen politischen Systems. Für die neue PAN-Regierung wird dieser Aspekt ihrer alltägli- 
chen Arbeit an der „gobernabilidad” (Regierbarkeit) im Municipio zum Überlebenstraining. 
PRONASOL wird zum zentralen Beweisinstrument ihrer neu- und andersartigen Amtsführung 
und somit zum Baustein für die Legitimität des neuen Stadtregimes. 
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lutionären Phase im Sinne von Hubert C. de Grammont (1998) als soziales 
System, das auf folgenden Basiseinheiten beruht: 1) Bauernfamilie, 2) Ejido 
(bzw. comunidad agraria) für den „sozialen Sektor“ und 3) Organisationen 
der privaten Landbesitzer (nationaler Dachverband; regionale Verbände; loka- 
le Viehzüchter-, Schweinezüchter-, Landbesitzervereine), dann wird klar, wa- 
rum dieser Korporatismus für den Fall der privaten Landwirte sich in Auflö- 
sung befindet bzw. mancherorts schon völlig verschwunden ist, während der 
„soziale Sektor“ eher unter einem härteren Zugriff zu leiden hat. In vergange- 
nen Zeiten des unangefochtenen PRI-Monopols hat der Korporatismus auf 
dem Land gleichzeitig mehrere Funktionen erfüllt, nämlich die konkurrenzlo- 
se, da einzige Organisationsform für produktive (also landwirtschaftliche), so- 
ziale und politische Zwecke der Landbevölkerung. Die politische Beziehung 
des Staates zu den Agrarproduzenten (sowohl für Ejidatarios als auch für pri- 
vate Landwirte) war nicht auf dem Zusammenschluss freier Individuen in po- 
litischen Parteien gebaut, sondern beruhte auf dem Prinzip der Repräsentati- 
on von sozialen Klassen (hier: Bauern als Klasse) und dem vorausgesetzten 
Konsens unter ihnen. Daher wurden die Ejidatarios, ohne Ansehen der beste- 
henden Unterschiede unter ihnen, in einer einzigen nationalen Organisation 
(Confederaciön Nacional Campesina, CNC) zusammengefaßt. Auf Seiten der 
privaten Landbesitzer kam dasselbe Organisationsprinzip zur Anwendung. 
Über 50 Jahre spielte das Ejido (via CNC) und die Verbände der privaten 
Landbesitzer (CNPR) die Rolle der parastaatlichen Vermittlungsorgane, d.h. 
sie dienten als permanenter Kommunikationskanal zwischen dem Staat (ver- 
treten durch das Agrarministerrum) und der Bauernschaft. Der so institutio- 
nalisierte Korporatismus war aber von seinem Wesen her ein höchst komple- 
xes Beziehungssystem, das verschiedene Elemente miteinander verband: „gro- 
ße“ Abkommen zwischen der Bauernschaft und dem Staat bezüglich ihrer 
Hauptforderungen (nach Land); Formen der legalen Beschränkung (Artikel 
27) eben dieser Forderungen sofern sie andere Machtgruppen betrafen (Ha- 
cendados); offene Repression in Krisenmomenten, die alles zulässt von der 
Verhaftung über Mord bis hin zum Einsatz des Militärs. Der mexikanische 
Korporatismus (auf dem Land) bestand also aus den vier Elementen, die in 
wechselnder Gewichtung miteinander kombiniert wurden: 1) Verhandlung; 2) 
soziale Kontrolle; 3) soziale Repräsentation nach dem Konsensprinzip; 4) Re- 
pression. Dieser Korporatismus gerät in die Krise mit dem Auftauchen des 
neoliberalen Staates, er wird dysfunktional. Die Kommunikationskanäle wer- 
den „von oben“ dicht gemacht. 


Die Natur des politischen Systems zeigt sich am Landproblem. E- 


30 Wörtliche Übersetzung von „sector social“; gemeint ist der kollektive Landbesitz im Ejido 
bzw. der comunidades agrarias. 
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jidatarios und landlose Bauern 


Das Zusammenspiel der neoliberalen Reformen auf dem Land und die Effekte 
der Globalisierung in der Landwirtschaft haben auf der unteren Stufe der so- 
zialen Hierarchie in Sayula zu unterschiedlichen Auswirkungen auf Ejidatarios 
und landlosen Bauern geführt. Angesichts des Ausmaßes der Wirtschaftskrise 
insbesondere ab 1995 werden Ejıdatarios als klientelistische Adressaten dieser 
Politiken zu relativ Privilegierten im Vergleich zu den landlosen Bauern nach 
dem Motto „Unter Blinden ist der Einäugige König“. Der PROCEDE-Titel 
weist den Ejidatario als Landbesitzer aus und verschafft ihm Zugang zu 
PROCAMPO-Geldern und zum Landmarkt. Obwohl PROCAMPO laut Gesetz 
prinzipiell auch an Landlose ausgezahlt werden kann, wird es in Sayula aus- 
schließlich an die Landbesitzer vergeben. Durch die Aufteilung und Parzellie- 
rung der Allmende des Ejidos unter den Ejidatarios via PROCEDE ist grundsätz- 
lich die Neuaufnahme von landlosen Bauern im Ejido für alle Zukunft verbaut. 
Als Folge von PROCEDE entsteht ein Angebot von ejidalem Pachtland”', das von 
den Agrokonzernen genutzt wird. Die Form der Landkontrolle via Pacht 
kommt ihren Produktionsinteressen entgegen. Die Ejidatarios, die ihr Land ver- 
pachten, haben Vorrang bei der Einstellung als Tagelöhner. Auf diese Weise 
können sie im günstigsten Fall PROCAMPO, Pachtzins und Lohn kumulieren 
und eventuell auf einem verbliebenen Stück Land Grundnahrungsmittel für die 
Selbstversorgung anbauen. Die landlosen Tagelöhner müssen alleine mit dem 
Lohn ihrer Arbeit auskommen. Der sozioökonomische Effekt dieser neolibe- 
ralen Politiken ist - wie Eric Leonard (1998) es formuliert - das „Einfrieren 
der Sozialstruktur“ unter der armen Landbevölkerung. PROCEDE und 
PROCAMPO wirken in Richtung auf eine Polarisierung der unterschiedlichen 
Akkumulationsmöglichkeiten unter der ärmeren Landbevölkerung, indem 
sich die Lebensbedingungen und Produktionspotentiale der Landlosen erheb- 
lich verschlechtern. Vereinzelte Chancen für den sozialen Aufstieg haben die 
Kinder dieser Landlosen über den Zugang zu höherer Bildung. 


Das Ejido als „domaine reserve” der PRI 


Ausgehend von der allgemeinen Prämisse, dass wer die ökonomischen Res- 
sourcen kontrolliert auch die politische Macht hat, läßt sich aufdecken wie 
und warum der PRI-Korporatismus/Klientelismus auf dem Land geschwächt 
bzw. gestärkt wird. Die Kontrolle über PROCEDE und PROCAMPO hat der „al- 
te Apparat“ des PRI-Regimes (Procuraduria agraria, Tribunal agrario, Registro 
Agrario Nacional, INEGI) auf regionaler und nationaler Ebene und die Ejido- 


31 Verpachtet werden hauptsächlich die schlechtesten Böden an die Agavenplantagen. Das 
liegt daran, dass die Entscheidung zwischen „Pacht“ oder „Nicht-Pacht“ nicht nach Markt- 
kriterien getroffen wird. Verpachtung kommt nur in Frage, wenn das Land aufgrund ökolo- 
gischer Schädigung keine Ernte mehr hervorbringt. 
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leitung (comisariado ejidal) auf lokaler Ebene. Mittels der neoliberalen Poli- 
tikreformen geht es also um die Rekonstruktion der traditionellen korpora- 
tistischen und klientelistischen Kontrollmechanismen rund um den ökonomi- 
schen Faktor „Landzugang“. Die mit der Durchführung der neoliberalen Re- 
formen betrauten staatlichen Institutionen gehören samt und sonders der PRI- 
Domäne an, langjährig eingespielte Beziehungsnetze reproduzieren die alte poli- 
tische Kultur. Dass das PRI-System bei den Wahlen in die Defensive geraten ist 
und sich daher in einer Position der relativen Schwäche befindet, verschärft den 
korporatistischen Zugriff nur noch. Und der durch neoliberale Sparmaßnahmen 
verringerte Verteilungsspielraum erklärt, warum die Kontrolle der Klientel weni- 
ger durch „carrots* (Belohnungen) als durch „sticks“ (Repression) ausgeübt 
wird. Dies geschieht jedoch auch aus profan ökonomischen Gründen: wo die 
Arbeitsplätze von PRI-Funktionären und Angestellten der Agrarbehörden ge- 
fährdet sind und die Kaufkraft ihrer Gehälter dahinschmilzt, sind sie um so 
empfänglicher für Bestechungsgelder, widerrechtliche Aneignung von Ejidoland 
und andere Gesetzesübertretungen. Der Fall Sayula zeigt, dass es hier zur Über- 
schneidung von privaten, ökonomischen Interessen der PRI-Vertreter an einem 
Stück Land oder illegalem Zusatzeinkommen auf der einen Seite und dem poli- 
tischen Überlebenswillen der PRI als Partei auf der anderen Seite gibt.” 


„Exit” oder „voice” oder beides 


Wie Jonathan Fox (1994: 243-276) richtig bemerkt, gibt es zwei allgemeine 
Trends: Es geht um die grundsätzliche Alternative von „exit“ und „voice“. In 
Sayula haben wir gesehen, dass die meisten der Armen auf dem Land mit einer 
kombinierten familiären Überlebensstrategie reagieren:” Stellt man sich die Al- 
ternative zwischen „exit“ und „voice“ als ein „entweder - oder“ vor, so geht 
man gedanklich vom Individuum aus. In der mexikanischen Realität leben die 
Menschen aber nicht alleine, sondern in Familien und handeln dementspre- 
chend kollektiv. Betrachtet man die Familie als Akteur, dann kommt „exit“ und 
„voice“ parallel und in Mischform vor. So sind z.B. die selbstorganisierten 


32 So gibt es Hinweise darauf, dass die Gelder aus dem illegalen Verkauf des geraubten Ejido- 
land im Ejido Sayula zur Finanzierung des Wahlkampfes der PRI (1995) verwendet wurden. 
Angesichts leerer Parteikassen überließ die regionale/nationale Parteispitze es den lokalen 
Vertretern (CNC, Ejidoleitung) für eine finanzielle Ersatzquelle zu sorgen. 

33 Sie beinhaltet Auswanderung in die großen Städte oder in die USA auf der Suche nach 
Lohnarbeit; illegale, aber gewinnbringende Tätigkeiten wie Rauschmittelanbau und Handel 
damit; illegaler Holzeinschlag und Handel damit; Prostitution; vermehrte Eigenarbeit (zu- 
rück zum Holzfeuer, weil Gas zu teuer ist; Handwäsche statt Maschinenwäsche; Selbstnä- 
hen statt Kleiderkaufen); Kumulieren der Lohneinkünfte durch Kinder- und Frauenarbeit; 
Änderung der Konsumgewohnheiten (Soya statt Fleisch; Wasser statt Softdrinks); selbstor- 
ganisierte Basisgesundheitsversorgung statt Artzbesuche; alleinerziehende Mütter statt 
„komplette“ Familien; selbstzerstörerische Aggression wie Alkoholismus und Drogenkon- 
sum (v.a. Thinner-Schnüffeln bei Kindern und Jugendlichen); Jugendbandenkriminalität; 
intrafamiliäre Gewalt vor allem gegen Frauen; eigenmächtige Abtreibungen mit Todesfolge. 
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Gruppen wie Basisgesundheit, Sparvereine, Frauengruppen, Hausbaugruppen 
potentiell politisch aktiv und daher sowohl „exit“ (aus der Landwirtschaft) als 
auch „voice“. In Sayula haben sich diese hauptsächlich von Frauen getragenen 
Vereine und sozialen Bewegungen regelmäßig in die Lokalpolitik eingemischt 
und in Zeiten der PRI-Herrschaft diese durch Denunzierung der Mißstände her- 
ausgefordert.”' Diese verheirateten Frauen („las sefioras“) arbeiten - quasi per 
Definition, weil sie Frauen sind - nicht in der Landwirtschaft (weder bezahlt 
noch unbezahlt), ermöglichen aber durch die Reduzierung der Geldausgaben für 
die Haushaltsführung und durch die organisierte Selbsthilfe dem Ehemann wei- 
terhin als selbstständiger Bauern (Ejidatario) oder Tagelöhner in der Landwirt- 
schaft tätig zu bleiben. Durch Einsparen, „voice“-Aktivitäten und Einspringen 
bei Bedarf als zusätzliche Arbeitskraft (Ernte) tragen die Frauen dazu bei, dass 
die Männer in der Landwirtschaft bleiben können. 

Wahr ist aber auch, dass es für die von PROCEDE betroffenen Ejidatarios 
(noch?) keine entsprechende „voice“-Aktivität gibt wie für die überschulde- 
ten Großbauern in Gestalt des EI Barzön. Dass die der Option „exit“ ein- 
deutig Vorrang besitzt, läßt sich für den Fall Sayula jedoch nicht bestäti- 
gen. Betrachtet man den familiären Haushalt als Untersuchungseinheit und 
über längere Zeit (im Idealfall den gesamten Familienzyklus), so wird klar, 
dass die Bauern von der Landwirtschaft nicht loskommen, jedenfalls nicht 
für immer. Ein Stück Land im Familienbesitz ist ein wertvolles Gut, da es 
zumindest die Versorgung mit Grundnahrungsmitteln sichert. Die „exit“- 
Option hieße konkret Lohnarbeit, doch davon gibt es erstens nicht genug 
für alle und zweitens werden Hungerlöhne gezahlt, von denen man keine 
Familie ernähren kann. 

Dass die Probleme des Ejido in Sayula nicht zum Politikum wurden, hängt 
auch damit zusammen, dass es ein unausgesprochenes „gentlemen’s agreement“ 
gibt: das Ejido gilt als „domaine reserve“ der PRI, während die anderen Parteien 
sich um den Rest kümmern. Die ausgebliebene Politisierung des Landproletari- 
ats und der Ejidatarios für bäuerliche Ziele im engeren Sinne ist also eine Folge 
mehrerer Faktoren: 1) Tagelöhner der Agromaquilas sind hauptsächlich Jugend- 
liche ohne gewerkschaftliche Erfahrung; hoher turn-over des Personals und sai- 
sonal beschränkte Arbeitszusammenhänge; sofortige Repression gegen Organi- 
sierungsversuche der Landarbeiter; Desinteresse der politischen Parteien an der 
politischen Klientel der Landarbeiter haben die Gründung von Gewerkschaften 
verhindert. 2) Ejidatarios leben nur zu einem Teil von ihrem Land (1/3 bis 1/2 
des Familieneinkommens); sie haben nur geringe Reserven (Kapital- und Immo- 
bilienbesitz), so dass der alltägliche Überlebenskampf ihre Energien bindet; Des- 
interesse der politischen Parteien und der formellen Bauernorganisationen. 


34 Einige Frauen der Mittelschicht haben dann den Sprung in verantwortliche Positionen der 


Stadtpolitik (Stadtrat) geschafft. 


170 Susanne Hildebrandt 


Neues Verhältnis von Staat und Gesellschaft 


Die neoliberalen Politikreformen auf dem Land haben den mexikanischen 
Staat vor die Herausforderung gestellt, zu jedem Agrarproduzenten eine for- 
male Beziehung aufzunehmen. Die allgemein vertretene Ansicht, dass der 
neoliberale Staat einer ist, der sich von der Landwirtschaft zurückgezogen hat, 
wird hier nicht in dieser Eindeutigkeit bestätigt. Im Gegenteil sehe ich die 
Hypothese von Jonathan Fox (1995: 1-30) bestätigt, dass die staatliche Inter- 
vention in der Landwirtschaft weitergeht, unter veränderten Vorzeichen zwar, 
aber in mancher Hinsicht tiefer eingreifend als je zuvor. Dies liegt einerseits 
daran, dass die erfolgreiche Implementierung der Pro-Markt-Reformen der In- 
stitutionen des Staates bedarf. Andererseits tritt hier die Glokalisierung als Ef 
fekt der „Vor-Ort-angekommenen“ Globalisierung zutage. Die These von 
Theodore J. Lowi (1992: 1-7) vom Markt als neuer „Sprache des Staates“ wird 
dadurch plausibel. Fox (1995: 1-30) erinnert daran, dass die klassische Varian- 
te der Intervention des mexikanischen Staats auf dem Land größtenteils indi- 
rekt war. In Fragen der Landwirtschaft legte die nationale Regierung einen 
großen Teil der staatlichen Autorität in lokale Hände. Die lokalen Vermitt- 
lungsinstitutionen (Ejido, Kaziquen, Landbesitzervereine) genossen relative 
Autonomie, ihre willkürliche Machtausübung bescherte dem politischen Sys- 
tem langjährige Stabilität. Die staatliche Intervention auf den landwirtschaftli- 
chen Märkten geschah ebenfalls hauptsächlich über Preisregulierung und öf- 
fentliche Investitionen. Für diese Art der staatlichen Intervention auf dem 
Land war keine institutionelle Beziehung zwischen dem Staat und dem indi- 
viduellen Agrarproduzenten notwendig. Insbesondere in abgelegenen Regio- 
nen war der mexikanische Staat etwas, das der lokale Bauer nur vom Hören- 
sagen kannte. Seine konkrete Erfahrung mit staatlicher Autorität machte er 
mit anonymen Preismechanismen und korrupten/autoritären Bossen. Mit der 
durchgreifenden Umsetzung der neoliberalen Landwirtschaftspolitik ab 1989 
setzt hier eine Wende ein. PRONASOL entwickelt sich zum institutionellen 
Rahmen für Verhandlungen zwischen Staat und Landbevölkerung/Bauern. 
1993 wurde PROCAMPO als Trostpflaster für die „sozialen Härten“ der Welt- 
marktöffnung eingeführt. Es sollte auch die politischen Kosten minimieren. 
Dieses sozialstaatliche Politikinstrument stellt hohe Anforderung an die Leis- 
tungsfähigkeit der staatlichen Institutionen, die plötzlich eine ungeheure 
Menge an präzisen Daten über die Landwirtschaft und die Bauern erheben 
und verwalten sollen. Wie der Fall Sayula bestätigt, tauchen bei der Erstellung 
eines vollständigen Agrarproduzentenzensus gleich drei Probleme auf: 1) legi- 
time Produzenten können ausgelassen werden (z.B. wegen eingeschränkter 
Arbeitskapazität der personell unterausgestatteten Agrarbehörden oder aus be- 
trügerischer Absicht); 2) illegitime Produzenten können fälschlicherweise in 
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die Liste aufgenommen werden; 3) die Aufnahme in die Liste kann mit „poli- 
tischen oder ökonomischen Bedingungen“ versehen sein (Unterordnung un- 
ter die PRI; Zahlung von Schmiergeldern). Eine systematische Dokumentati- 
on der Praxis der „politischen Verwendung“ von PROCAMPO und PROCEDE 
gibt es (bislang) nicht. Auch im Fall von PROCEDE soll der Staat in Gestalt 
des Agrarministeriums innerhalb von extrem kurzer Zeit verläßliche Daten 
über die Ejidos erheben, auf deren Basis das Privatisierungsprogramm durch- 
geführt wird. Die beiden Programme sind insofern auch politisch miteinander 
verbunden, als der PROCAMPO-Scheck an den PROCEDE-Titel gebunden ist.” 
Obwohl die beiden Programme als neoliberale Elemente der staatlichen 
Landwirtschaftspolitik den Rückzug des Staates von der Landwirtschaft mar- 
kieren sollen (als Effekt der Globalisierung), geschieht bei der Umsetzung vor 
Ort (Glokalisierung) genau das Gegenteil. 


Mexiko auf dem Weg zur Demokratie? 


Mexiko gehört in die wachsende Kategorie der „halbdemokratischen“ Regime 
(Fox 1994): in der politischen Sphäre (who governs and how?) gelten die de- 
mokratischen Normen des Parteienwettbewerbs und der Partizipation der Zi- 
vilgesellschaft (wenn auch nicht durchgängig und vollständig); in der ökono- 
mischen Sphäre (who gets what and how?) setzt sich die staatliche Exekutive 
mit ihren sozioökonomischen Investitions- und Regulierungskriterien durch. 
Eine scharfe Trennlinie zwischen den beiden Aktionsfeldern des Staates gibt 
es nicht. Gerade auf dem Land kombinieren autoritäre Staatsparteien die Peit- 
sche der begrenzten politischen Freiheiten mit dem Zuckerbrot der kliente- 
listischen Anreize. Der Fall Sayula zeigt, dass nicht alle Bedingungen der poli- 
tischen Demokratie erfüllt sind und daher von Demokratie nicht die Rede 
sein kann. Im Falle der PROCEDE-geschädigten Ejidatarios sehen wir, dass „das 
Recht auf Vereinigungsfreiheit nicht automatisch aus dem Machtwechsel auf 
nationaler (regionaler, lokaler, S.H.) Ebene folgt“ (Fox 1994: 151-184). Der 
durch Wahlen herbeigeführte Machtwechsel im Rathaus von Sayula, im Kon- 
gress von Jalisco oder auch im Nationalkongress garantiert noch nicht auto- 
matisch die demokratischen Grundrechte für die gesamte Bevölkerung. Dies 
liegt daran, dass das demokratische Grundrecht der Vereinigungs- und Ver- 
sammlungsfreiheit ein politisch konstruiertes ist, an dem drei, miteinander im 
Konflikt liegende Schlüsselakteure arbeiten: 1) autonome soziale Bewegungen; 
2) autoritäre Staatseliten, die am Machtmonopol festhalten wollen; und 3) re- 
formistische Staatsagenten. Im Fall Sayula hat sich der Reformflügel von der 
PRI abgespalten und ist teilweise zu den anderen Parteien übergelaufen. Übrig 
blieben in der PRI die autoritären Hardliner, die aus ihren Schutz- und 
Trutzburgen - CNC und Agrarbehörden - ihre Fangarme ins Ejido ausstreck- 
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ten. Der Machtwechsel im Rathaus hat an dieser Konstellation nichts geän- 
dert. Im Municipio Sayula wird auch deutlich, dass die staatliche Achtung 
der Menschenrechte nicht nur von Rasse und Region (Fox 1994: 157, Fußno- 
te 18), sondern auch von der Klassenzugehörigkeit abhängt. Die lokalen Bar- 
zonisten, reiche Großbauern, haben spektakuläre Proteste organisiert, Gesetze 
übertreten, die Macht provoziert und zivilen Ungehorsam geleistet, sie haben 
den lokalen PRlistas die Macht streitig gemacht und sind schließlich ins Rat- 
haus eingezogen. Es kam weder zu Verhaftungen, noch Klagen vor Gericht 
oder Einschüchterungsversuchen. Die PROCEDE-geschädigten Ejidatarios, alle- 
samt Kleinbauern der unteren sozialen Schicht, haben längst nicht soviel po- 
litischen Staub aufgewirbelt, aber die Repression schlug brutal zu. Die autori- 
täre Elite zeigt damit, dass sie eher bereit ist in die parlamentarische Opposi- 
tion zu gehen, als sich das verbliebene „domaine r&serve“, nämlich das Ejido, 
streitig machen zu lassen. Es geht nämlich nicht nur um politische Einfluß- 
nahme und persönliche Machtallüren, sondern um viel Geld und Land. 
Wenn der Begriff des „Semi-Klientelismus“ als sinnvolle Kategorie zur Erfor- 
schung der Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft im „halbdemokrati- 
schen“ Transitionsregime Mexikos auf die mittlere und oberen Gesellschafts- 
schichten angewandt werden kann, da „die semiklientelistischen Machtbezie- 
hungen eher durch die Vorenthaltung von Belohnung (carrots) als durch die 
Anwendung von Strafe (sticks) für Gehorsam sorgen“ (Fox 1994: 157), dann 
gilt dies nicht für die untere soziale Schicht. Im Fall Sayula sehen wir die alte 
Version des autoritären und repressiven Klientelismus am Werk. Auf Seiten 
der Adressaten geht es um den Unterschied zwischen Leben und Tod. 

Das klassische Verständnis von Demokratisierung als einem einheitlichen 
Transformationsprozess des ganzen politischen Systems sollte daher neu ge- 
fasst werden als eine zusammenhängende Kette von Transformationselemen- 
ten, die alle zusammen Kernelemente und Grundvoraussetzung für Demo- 
kratie sind. Es käme darauf an die Beziehungen zwischen den verschiedenen 
„genres of transition“ (Fox 1994) näher zu untersuchen. Die verschiedenen 
Aspekte der Transformation stehen in einer Wechselbeziehung zueinander 
und überschneiden sich in der Realität oft, aber logisch und historisch” sind 
sie zu unterscheiden. 


Literatur 


36 Dies trifft insbesondere auf den schon erwähnten Faktor des Rassismus und der daraus fol- 
genden Klassenverachtung zu. Die historische Erfahrung von 500 Jahre conquista hat ihre 
Spuren hinterlassen. 


Die Privatisierung des mexikanischen Ejido 173 


Arroyo Alejandre, Jesüs (comp.) (1995): Y ante todo la poblaciön rural persiste. Efectos de la 
modernizaciön econömica en el campo mexicano, Guadalajara. 

Calva, Jose Luis (1994): „En el lecho de muerte de la reforma agraria. Las reformas a la Ley 
Agraria”, S.7-32, in: Jose Luis Calva (ed.) et al., Linderos de la Reforma Agraria, Cuadernos de 
Investigaciön, UNAM, Mexico. 

Calva, Jose Luis et al. (1990): EI ejido en Mexico: crisis y modernizaciön, Documento de traba- 
jo No.29, Friedrich-Ebert Stiftung, Mexico. 

Cornelius, Wayne A./Ann L. Craig/Jonathan Fox (ed.) (1994): Transforming State-Society Rela- 
tions in Mexico. The National Solidarity Strategy, U.S.-Mexico Contemporary Perspectives 
Series, No.6, La Jolla, Center of U.S.-Mexico Studies, University of California, San Diego. 

Cuadernos Agrarios (1995): Neoliberalismo y campo, Nueva Epoca aüo 5, No. 11-12. 

de Grammont, Hubert C./ Hector Tejera Gaona (coord. generales) (1996): La Sociedad rural 
mexicana frente al nuevo mileno: Volumen I: La inserciön de la agricultura mexicana en la 
economia mundial; Volumen II: La nueva relaciön campo-ciudad y la pobreza rural; Volu- 
men III: EI acceso a los recursos naturales y el desarollo sustentable, Volumen IV: Los nuevos 
actores sociales y procesos politicos en el campo, Me&xico. 

De Grammont, Hubert C.: EI Barzön (un movimiento social en contra de la crisis econömica o 
un movimiento social de nuevo cufo?, Vortrag auf dem II Congreso de la Red de Estudios 
Rurales, Queretaro, 1.-4. März 1998. 

DeWalt, Billie/Martha W.Rees (1994): The End of Agrarian Reform in Mexico. Past Lessons, 
Furture Prospects, Transformation of Rural Mexico No. 3, Ejido Reform Research Project, 
Center of U.S.-Mexican Studies, University of California, San Diego. 

Encinas R., Alejandro/Juan de la Fuente/Horacio Mackinlay/Emilio Romero (comp.) (1995): EI 
campo mexicano en el umbral del siglo XXI, Mexico. 

Friedmann, Harriet/Philip McMichael (1989): „Agriculture and the state system: the rise and 
decline of national agricultures, 1870 to present”, in: Sociologia Ruralis, No.29, pp. 93-117. 
Gömez Cruz, Manuel Angel/Felipe de Jesus Caraveo (1990): „La agromaquila horticola: nueva 

forma de penetraciön de las transnacionales”, in: Comercio Exterior, vol. 40, No.12, Mexico. 

Leonard, Eric: Las reformas estructurales y su impacto sobre la movilidad social en las agricultu- 
ras ejidales de la sierra de Los Tuxtlas, Veracruz, Vortrag auf dem II Congreso de la Red de 
Estudios Rurales, Quer£taro, 1.-4. März 1998. 

Lowi, Theodore (1992): „The State in Political Science: How We Become What We Study”, in: 
American Political Science Review 86(1). 

Meyer, Jean (1973): La revolution mexicaine, Paris. 

Ocampo Alcäntar, Rigoberto (comp.) (1992): Teoria del Neocorporatismo. Ensayos de Philippe 
C. Schmitter, Guadalajara. 

Orozco Alvarado, Javier/Ricardo Fletes Corona (coord.) (1996): Estrategias regionales y nacion- 
ales frente a la integraciön econömica mundial, El Colegio de Jalisco, Mexico. 

Pare, Luisa (1990): „The Challenges of Rural Democratization in Mexico”, $.79-96, in: Jonathan 
Fox (ed.), The Challenge of Rural Democratization: Perspectives from Latin America and the 
Philippines, London. 

Ross, John (1997): „Zapata’s Children. Defending the Land and Human Rights in the Country- 
side”, in: NACLA; Vol. XXX, No.4, p. 30-35. 

Stephen, Lynn (1994): Viva Zapata! Generation, Gender and Historical Consciousness in the 
Reception of Ejido Reform in Oaxaca, Transformation of Rural Mexico No. 6, Ejido Reform 
Research Project, Center of U.S.-Mexican Studies, University of California, San Diego. 

Torres, Gabriel: EI Barzön del agave: Plusvalia y Sobreproducciön en un contexto de globaliza- 
ciön, Vortrag auf dem II Congreso de la Red de Estudios Rurales, Queretaro, 1.-4. März 
1988. 


